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VI. 


Die Verfassungsentwicklung von Goslar 
im Mittelalter. 


Von 


Herrn Prof. Dr. jur. Karl Frölich 


in Gießen. 


1. Einleitung: Aufgabe und Methodik der Untersuchung. 


Unter den deutschen Städten des Mittelalters, deren 
Verfassungsleben die Forschung in den letzten Jahrzehnten 
mit am lebhaftesten beschäftigt hat, nimmt Goslar wegen 
der Eigenart der hier bestehenden Verhältnisse einen be- 
sonderen Platz ein. Die engen Beziehungen, welche lange 
Zeit hindurch die Herrscher aus dem sächsischen und dem 
fränkischen Hause mit dem Orte verbanden, die Rolle, 
welche er im Zusammenhang damit in der königlichen 
Güterpolitik gespielt und welche im 11. Jahrhundert den 
Anlaß zur Schaffung eines organisatorischen Mittelpunktes 
in der Reichsvogtei Goslar geboten hat, die Einwirkungen, 
welche der Betrieb des Bergbaues am Rammelsberge auf 
das Wirtschaftsleben ausübte, und welche auch in der 
Struktur des späteren städtischen Gemeinwesens zum Aus- 
druck gelangen, diese Momente in ihrem Ineinandergreifen 
haben die Entwicklung tiefgehend beeinflußt und ihr in mehr 
als einer Hinsicht ein ungewöhnliches Gepräge verliehen. 
So erklärt sich ohne weiteres das rege Interesse, auf das 
die in Goslar begegnenden Einrichtungen seit langem bei 
der Wissenschaft gestoßen sind, und das in einem sehr unt- 
fassenden Schrifttum seinen Niederschlag gefunden hat.!) 


1) Aus neuerer Zeit kommen vor allem in Betracht das Buch von 
Wolfstieg, Verfassungsgeschichte von Goslar bis zur Abfassung der 
Statuten und des Bergrechtes (Berlin 1885), die Aufsätze von Weiland 
„Goslar als Kaiserpfalz‘‘ und „Die Rats- und Gerichtsverfassung von 
Goslar im Mittelalter‘ (Hansische Geschichtsblätter 1884, S. 1--36 
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Die verwickelten Probleme, welche die Verfassungs- 
geschichte Goslars im Mittelalter aufweist, sind zuletzt 
zusammenfassend dargestellt in der gediegenen Arbeit, 
die H. E. Feine dem Goslarischen Rat bis zum Jahre 1400!) 
gewidmet hat. Durch sie ist gegenüber den bisherigen, dem 
gleichen Gegenstand geltenden Untersuchungen eine völlig 
neue Grundlage geschaffen, wobei allerdings die Dürftigkeit 
der urkundlichen Überlieferung Feine gehindert hat, eine 
endgültige Antwort auf die Gesamtheit der auftauchenden 
Fragen zu geben.?) Auch nach der Schilderung Feines 
und meinen eigenen sie ergänzenden Ausführungen?) sind 
daher die Verfassungszustände Goslars im Mittelalter mehr- 
fach behandelt worden, ohne daß jedoch dem vorher ent- 
worfenen Bilde wesentliche neue Züge hinzugefügt wären. 
Das gilt zunächst von dem Aufsatz, in dem sich Borchers 
unter dem Titel „Villa und Civitas Goslar. Beiträge zur 
Topographie und zur Geschichte des Wandels in der Be- 
völkerung der Stadt Goslar bis zum Ende des 14. Jahr- 
hunderts‘“*) mit der Frühzeit des Ortes beschäftigt hat, 
und dessen Darlegungen von mir in einer kritischen An- 
zeiged) zum Teil berichtigt sind. Ebenso reicht aber auch 


und 1885, S. 11—60), das Werk von Neuburg, Goslars Bergbau bis 1552 
(Hannover 1892) sowie die Einleitungen Bodes zu den von ihm heraus- 
gegebenen vier ersten Bänden des Goslarer Urkundenbuchss (Urkunden- 
buch der Stadt Goslar und der in und bei Goslar belegenen geistlichen 
Stiftungen, Geschichtsquellen der Provinz Sachsen und angrenzender 
Gebiete, Band XXIX—XXXIL, Halle, 1893—1905, im folgenden als 
UB. ohne weiteren Zusatz angeführt). 


1) v. Gierkes Untersuchungen zur Deutschen Staats- und Rechts- 
geschichte, Heft120 (Breslau 1913). Hier S.154f. auch weitere Literatur- 
angaben. 

2) Ich nehme Bezug auf die Besprechungen von F. Beyerle, 
2.25.RG.35 (1914), 8. 578-581; Frölich, Hansische Geschichtsblätter 
1914, S. 339— 358; K. Beyerle, Gött. gel. Anz. 1915, S.215—244. 

3) Frölich, Zur Ratsverfassung von Goslar im Mittelalter, 
Hansische Geschichtsblätter 1915, S.1— 98 (nachstehend zitiert als 
Frölich, RV.). 

4) Zeitschrift: des historischen Vereins für Niedersachsen (ZHVN.) 
1919, $.1—102. 

5) Frölich, Zur Topographie und Bevölkerungsgliederung der Stadt 
Goslar im Mittelalter, Hansische Geschichtsblätter 1920/21, 8. 127—173. 
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das, was später an Bausteinen in meinem Buche über die 
‚, Verfassung und Verwaltung der Stadt Goslar im späteren 
Mittelalter‘‘t) und in der Skizze von Wiederhold über 
„Goslar als Königsstadt und DBergstadt‘‘?) zusammen- 
getragen ist, nicht aus, die noch immer klaffenden Lücken 
völlig zu schließen, ganz zu schweigen von einigen letzthin 
erschienenen Veröffentlichungen, die entweder überhaupt 
nicht als wissenschaftliche Leistungen anzusprechen sind?) 
oder doch nach ihrer Anlage und Beweisführung die er- 
heblichsten Bedenken erwecken.*) Bis heute ist es nicht 
gelungen, alle Zweifel zu lösen, welche in Bezug auf die 
Verfassung namentlich der ältesten Zeit, auf die Ent- 
stehung des Rates, seine Zusammensetzung und Ergänzung 
auf den ersten Stufen der Entwicklung noch obwalten, 
und welche die Änderungen betreffen, die in diesen Rich- 
tungen in der Folgezeit zu beobachten sind. 


Wenn ich es nochmals unternehme, die einschlägigen 
Probleme zu erörtern, so bestimmt mich dazu einmal die 
Tatsache, daß inzwischen die Bestände des Goslarer Archivs 
weiter erschlossen sind, daß namentlich durch die Ausgabe 
des V. Bandes des Urkundenbuches der Stadt?) bisher 
nicht oder nur schwer erreichbarer Stoff der Benutzung 
zugänglich gemacht ist‘), und daß ferner durch eine Reihe 
von Untersuchungen, die sich mit dem Goslarer Urkunden- 
tum befassen, früher nicht beachtete Gesichtspunkte für eine 


!) Beiträge zur Geschichte der Stadt Goslar, Heft 1 (Goslar 1921). 

2) Pfingstbl. des Hansischen Geschichtsvereins XIII (Lübeck 1922). 

3) Vgl. etwa K. Woltereck, Aus dem Leben einer tausendjährigen 
Stadt (Hannover 1924), sowie die Ausführungen derselben Verfasserin 
„Gründungsfragen im tausendjährigen Goslar“, Preußische Jahrbücher, 
Band 189, S. 98— 103. 

4) Ich denke hierbei an die Darstellung von P. J. Meier, Die Stadt 
Goslar, Historische Stadtbilder, Band 7 (Stuttgart und Berlin 1926). 
Siehe dazu meine Anzeige in diesem Jahrgang der 2.2 f. Rechtsgesch. 

5) Geschichtsquellen der Provinz Sachsen, Band XXXXV (Berlin 
1922). 

%) Der erst lange nach dem Tode der Bearbeiter (G. Bode, verst. 
1910, und U. Hölscher, verst. 1914) veröffentlichte Band entbehrt leider 
sowohl einer Einleitung wie des Registers. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLVII, Germ. Abt. 19 


2390 Kart Frölich, 


sachgemäße Auswertung dieses Materials gewonnen sind.!} 
Dazu kommt, daß auf die erhaltenen schriftlichen Auf- 
zeichnungen, die von der Frühgeschichte des Ortes handeln, 
helleres Licht fällt durch die Ergebnisse der Ausgrabungen, 
die neuerdings in der Umgebung der Stadt erfolgt sind. 
Jm Laufe des Jahres 1925 hat ein Besitzwechsel die Auf- 
merksamkeit wieder auf eine Niederlassung im Süden der 
Stadt, das am Fuße des Rammelsberges belegene sogen. 
Bergdorf, das noch auf einer alten Harzkarte aus dem An- 
fange des 16. Jahrhunderts verzeichnet ist?), gelenkt und 
zu Nachforschungen an dieser Stelle den Anstoß gewährt. 
Dabei sind die Grundmauern der im Jahre 1527 von den 
Bürgern: Goslars während der Streitigkeiten mit Herzog 
Heinrich dem Jüngeren von Braunschweig zerstörten 
Johanniskirche im’ Bergdorf freigelegt, die, wie wir aus 
anderen Quellen wissen, auf dem Stamnisitz des Geschlechts 
von dem Dike, dem Dikhof im Bergdorf, errichtet war. 
Und zwar hat sich herausgestellt, daß nicht nur die jüngere, 
größere Kirchenanlage hier einen kleineren, erheblich 
älteren Bau umschließt, sondern daß nach dem sonstigen 
Befunde der Grabungen auch mit dem Dasein einer aus- 
gedehnten Wohnsiedelung an dieser Stelle zu rechnen ist, 
deren Ursprung vor das Aufkommen des späteren Marktes 
fällt.?) Ebenso haben Grabungen im Nordwesten der Stadt 
zur Aufdeckung von Mauerresten geführt, in denen Bor- 
chers eine von Heinrich IV. am Steinberg errichtete Burg 





t) Vgl. Frölich, „Zur Kritik der Nachrichten über den älteren 
Bergbau am Rammelsberge bei Goslar“, Archiv für Urkundenforschung VII, 
1921, 8. 161-192; „Die Privilegienpolitik des Goslarer Rates in der 
zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts“, ZHVN. 1921, 8. 87—120; „Die 
Urkundenpolitik des Goslarer Rates im Mittelalter“, Archiv für Urkunden- 
forschung VIII, 1923, S. 215-280. Siehe ferner Steinberg, Das Ur- 
kundenwesen des Goslarer Rates bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts, 
Leipziger philosophische Dissertation (ungedruckt), 1922. 

2) Beilage zur Zeitschrift des Harz-Vereins für Geschichte und 
Altertumskunde (Harz-Z.) 3 (1870). 

3) Vgl. P. J. Meier, Siedlungsgeschichtliche Ausgrabung in Goslar, 
Braunschweig. Magazin 1926, Sp.1—-4; Wiederhold, Die älteste 
Siedelung der Stadt Goslar, Das Harzer Heimatland, Geschichtsbeilage der 
Goslarschen Zeitung vom 12. Mai 1926, Nr. 110; derselbe, Die Sankt- 
Johanniskirche im Bergdorf vor Goslar, Harz-Z. 59, 1926, 8. 167—174. 
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zu erkennen glaubt!), über deren Bedeutung sich aber zur 
Zeit wohl ein abschließendes Urteil nicht fällen läßt. 
Neben den so erzielten Einsichten im lokalen Bereich 
sind es ferner solche im Rahmen der Allgemeinforschung, 
die zu einer wiederholten Aufrollung der Probleme nötigen, 
die mit dem Verfassungsaufbau Goslars im Mittelalter 
zusammenhängen. Weniger Nachdruck möchte ich dabei 
legen auf die Betrachtungen sprachlicher Art, die sich mit 
dem Namen Goslar selbst?) und mit anderen Ortsbezeich- 
nungen in der Nachbarschaft?) befassen und sie mit fränki- 


1) Borchers, „Die Steinbergburg Heinrichs des Vierten‘ und 
„Nochmals die Steinbergburg‘“, Harzer Heimatland vom 24. Februar 1926, 
Nr. 46, und vom 31. März 1926, Nr. 76. 

2) Schnetz, Das Lar-Problem mit besonderer Berücksichtigung der 
fränkischen Lohrorte am Main, Gymn.-Programm Lohr a.M. 1912/13 
(Würzburg, J.M. Richter, 1913), insbes. S. 64, 65; Schoof. Nieder- 
sachsen 24 S. 218. 

3) Es handelt sich dabei einmal um die Orts- und Personenbezeich- 
nungen aus der Nähe Goslars, die unmittelbar auf fränkische Siedlung 
deuten, wie Frankenberg (UB. I 152, 1108), Frankenscherven (UB. III 8, 
1301 ?), die Angabe in dem Hüttenverzeichnis von 1311 (UB. III 265: 
„De hutte Kansten under der Hindeneborch is sculdich II marcas von der 
Franken wegene, de dar warchten erze‘‘), die Benennung eines der Zeugen 
der Bergordnung vom 25. April 1271 (UB. II 169, s. ferner UB. II 393, 
1290) als „her Hugh de Vrancke‘“ (vgl. Bode, UB.I, Einleitung S. 4). 
Auf der anderen Seite kommen in Betracht die neueren Untersuchungen, 
welehe aus den Ortsnamen mit gewissen Grundwörtern, namentlich denen 
auf -heim, Schlüsse auf typisch fränkische Gründungen zu ziehen unter- 
nehmen (s. dazu letzthin namentlich Bohnenberger, Die heim- und 
weiler-Namen Alemanniens, Württembergische Vierteljahreshefte für 
Landesgeschichte NF. XXXI, 1922 —1924, S.1—28, insbes. S.2—10; 
derselbe, Zu den Ortsnamen, Germanica, Sievers-Festschrift 1925, 
S. 129-202, insbes. S. 145f.), vor allem dann, wenn sie in Verbindung mit 
charakteristisch fränkischen Bestimmungswörtern (vgl. dazu Bethge, 
Fränkische Siedlungen in Deutschland, auf Grund von Ortsnamen fest- 
gestellt, Wörter und Sachen VI, 1914, $. 58-89) vorkommen. Über die 
Verbreitung der -heim Orte in Sachsen s. Bach, Deutsche Siedlungsnamen 
in genetisch-wortgeographischer Betrachtung, Beiträge zur germanischen 
Sprachwissenschaft, Festschrift für Otto Behaghel, Heidelberg 1924, 
S. 233f., insbes. S. 256; Bohnenberger, Germanica, $S. 149, 150. Vgl. 
jedoch etwa zu den Darlegungen von Bohnenberger Veeck, Sind die 
-heim Ortein Württemberg typisch fränkische Gründungen ? Berichte des 
Historischen Vereins Heilbronn, 15. Heft, 1925, S. 5f., zu Bethge 
Bohnenberger, Germanica, S. 148, Anm. 2. 

19* 


292 Karl Frölich, 


schen Einflüssen in dieser Gegend in Verbindung bringen, 
da der Ortsnamenforschung ungeachtet unverkennbarer 
Fortschritte auch heute noch ein starkes Moment der 
Unsicherheit anhaftet. Schwerer fällt ins Gewicht, daß 
mehrere Arbeiten der abgelaufenen Jahre sich genauer 
mit den Schicksalen des Königsgutes in Deutschland be- 
schäftigen, und daß die dabei gewonnenen Aufschlüsse 
gerade für die Beurteilung der Zustände in der Frühzeit 
Goslars und für die Einrichtungen der Reichsvogtei hier 
von Belang sind.!) Weiter ist zu berücksichtigen, daß ge- 
wisse Ergebnisse, die inzwischen für andere deutsche Städte 
herausgestellt sind, die Frage nahe legen, ob sie auf breiterer 
Grundlage ausgewertet und so ebenfalls zur Lichtung des 
Dunkels, das über den Anfängen Goslars liegt, mit benutzt 
werden können.?) Endlich verdient Hervorhebung die 
Tatsache, daß neuerdings auch von der städtegeographischen 


1!) Zu nennen sind die Abhandlung von Heusinger, Servitium regis 
in der deutschen Kaiserzeit, Untersuchungen über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des deutschen Königtums 900— 1250, Archiv für Urkunden- 
forschung VIII, 1922, S. 26— 159, die sich wesentlich auf das auch UB. T96 
im Auszug abgedruckte und von Heusinger mit der herrschenden 
Meinung um das Jahr 1065 angesetzte Verzeichnis der königlichen Pfalzen 
gründet, sowie das Buch von Stimming, Das deutsche Königsgut im 
11. und 12. Jahrhundert, T. Teil, Eberin gs Histerische Studien, Heft 149, 
Berlin 1922. Zu der Arbeit Heusingers ist zu vergleichen die Besprechung 
von U.Stutz, Deutsche Literatur-Zeitung 1924, Sp. 231—235. Sie 
verweist auf den Aufsatz von Haller, Das Verzeichnis der Tafelgüter des 
römischen Königs, Neues Archiv 45 (1923), S. 48—81, der das Verzeichnis 
erst um das Jahr 1181 datiert. Zu der Untersuchung von Stimming s.die 
Anzeige von E.Heymann, Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 44 (1924), 
S. 4681. 

2) Wegen der Bedeutung der hier vor allem in Betracht zu ziehenden 
Literatur über Köln und Lübeck, namentlich des in mancher Richtung 
bahnbrechenden Werkes von F. Rörig, Der Markt von Lübeck (Leipzig 
1922), habe ich mich zusammenfassend geäußert in der Miszelle „Zur 
Verfassungstopographie von Köln und Lübeck im Mittelalter‘‘, Zeitschrift 
des Vereins für Lübeckische Geschichte und Altertumskunde XXII (1925), 
S.381—-430, insbes. S. 398f. Über die städtischen Grundbesitzverhältnisse 
vgl. meine Bemerkungen zu der Schrift von Hallermann, Die Erbleihe an 
Grundstücken in den westfälischen Städten bis 1500, v. Gierkes Unter- 
suchungen, Heft 135, Breslau 1926, in der Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 
46 (1926), S. 505—518. 


Die Verfassungsentwieklung von Goslar im Mittelalter. 293 


und siedlungsgeschichtlichen Disziplin für die Stadt- 
geschichte bedeutsame Anregungen ausgehen, die bei der 
Betrachtung der historischen Quellen eine willkommene 
Unterstützung versprechen.?) 

Bei der Ausschöpfung des so sich frisch darbietenden 
reichhaltigen, teils geschichtlichen, teils siedlungsgeographi- 
schen Stoffes erscheint es jedoch erforderlich, von vorn- 
herein nachdrücklich einen Umstand zu betonen, der bei 
den vorliegenden Untersuchungen zur Vergangenheit Gos- 
lars nicht völlig zu seinem Rechte gekommen und dessen 
Nichtbeachtung oder wenigstens nicht ausreichende Be- 
achtung für das zu beobachtende Versagen der Forschung 
sehr stark mit verantwortlich zu machen ist. 

Es ist wichtig, daß die ersten ausführlichen Nachrichten, 
die über das ältere Verfassungsleben der Stadt Kunde 
geben, und die in der Hauptsache die Grundlage der bis- 
herigen Erörterungen bilden, erst dem Ende des 12. und dem 
beginnenden 13. Jahrhundert angehören, während über die 
vorhergehende Zeit nur dürftige Aufzeichnungen berichten. 
Dieser Mangel hat in etwas den Blick dafür getrübt, daß 
Goslar damals bereits auf ein jahrhundertelanges Bestehen 
zurückblickte und zwar auf ein solches, das sich nicht in 
dem Dunkel eines unbeachteten Gemeinwesens bescheidenen 
Charakters verliert. Vielmehr dreht es sich dabei um die 
Glanzzeit des Ortes, in der die Vorliebe der Herrscher 
für ihre Pfalz, die Begründung der Reichsvogtei und der 
Reichtum, der sich infolge des Bergbaues am Rammelsberge 
über die Umgegend ergoß, Verhältnisse schufen, die uns 
ohne weiteres zu der Folgerung berechtigen, daß die er- 
haltenen schriftlichen Quellen nur eine sehr unvollkommene 
Vorstellung von den tatsächlich gegebenen Zuständen ge- 
währen. Hervorzuheben ist namentlich, daß in Goslar 
der Ausbau des städtischen Pfarrsystems noch vor der 
Mitte des 12. Jahrhunderts vollendet war, und daß die räum- 
liche Ausdehnung der Stadt schon damals den bis zum 
Ausgang des Mittelalters zu verfolgenden Stand erreicht 





1) Siehe hierzu meine Andeutungen Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 
46 (1926), S. 492f. 
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hat. Indem die wissenschaftliche Arbeit sich zu aus- 
schließlich auf die dürftigen Reste des vorhandenen Ur- 
kundentums beschränkte, ist sie nicht selten der Ge- 
fahr erlegen, die Anfänge der Entwicklung, denen die 
Keime und Ansätze der späteren Bildungen entstammen, 
zu stiefmütterlich zu behandeln, und aus den reichlicher 
fließenden jüngeren Aufzeichnungen, die unverkennbar be- 
reits einer Periode des Niederganges angehören, Schlüsse 
abzuleiten, die der Sachlage nicht voll gerecht zu werden 
vermögen. 

Damit aber taucht sofort ein methodisches Problem 
auf, dessen Lösung über die Schicksale der Untersuchung 
entscheiden muß. Es kommt alles darauf an, Mittel und 
Wege zu finden, um den Schwierigkeiten zu begegnen, 
die sich aus den Mängeln der schriftlichen Überlieferung 
für die Frühzeit Goslars ergeben, und einen klareren Ein- 
blick in deren Eigenart zu gewinnen. 

Eine Handhabe dazu bietet einmal ein Gesichtspunkt, 
auf den ich schon mehrfach hingewiesen habe.!) Es fällt 
auf, daß Goslar während des ganzen Mittelalters trotz aller 
Umwälzungen im einzelnen außerordentlich zähe die über- 
kommenen Verfassungsformen bewahrt hat, und daß die 
Organisation, die beim Aufhören des politischen Eigen- 
lebens der Stadt galt, noch Züge trägt, die über mehr als 
ein halbes Jahrtausend in der Geschichte der Stadt hervor- 
treten, die sogar, wie gerade nachstehend darzutun sein wird, 
in ihren Wurzeln so weit zurückreichen, daß sie die Er- 
innerung an die ersten Äußerungen der städtischen Selb- 
ständigkeit wach erhalten. Diese Beobachtung legt die 
Annahme nahe, daß eine fortlaufende Linie der Entwick- 
lung von den Verhältnissen der Frühzeit zu denen des 
späteren Mittelalters führt, und daß die Einrichtungen des 
letzteren organisch aus denen der Vorperiode erwachsen 
sind. Trifft das aber zu, so muß es auch angängig sein, aus 
den späteren Quellen Rückschlüsse auf die vorhergehende 
Zeit zu ziehen und auf diesem Wege das Fehlen unmittel- 


1) Vgl. Frölich, Verfassung und Verwaltung der Stadt Goslar im 
späteren Mittelalter, S.2, Anm. 4, und die dortige Literatur. 


Die Verfassungsentwicklung von Goslar im Mittelalter. 295 


barer Nachrichten wenigstens bis zu einem gewissen Grade 
auszugleichen. 

Ein zweites Hilfsmittel ist zu entnehmen aus dem, 
was ich oben über die Verwertung siedlungsgeschichtlicher 
und städtegeographischer Erwägungen und Erkenntnisse 
für die städtische Verfassungsgeschichte des Mittelalters 
bemerkt habe, und was für Goslar eine besondere Bedeutung 
erlangt in Verbindung mit den Ergebnissen der Ausgrabun- 
gen, die hier während der letzten Jahre bewirkt sind. Gerade 
mit Rücksicht auf sie erscheint es vor einem Herantreten 
an die Behandlung des eigentlichen Themas zweckmäßig, 
zunächst die topographischen Grundlagen der Entwicklung 
zu beschreiben und so den Hintergrund zu zeichnen, auf 
dem sich der Verfassungsaufbau Goslars im Mittelalter — 
wie sich zeigen wird, in enger Anlehnung an die räumlichen 
Gegebenheiten — vollzogen hat. 


Il. Siediungsgeschichtliche und topographische Grundlagen 
der Entwicklung. 


a) Überblick. 

Daß Goslar bereits zu Eingang des 11. Jahrhunderts 
eine gewisse Bedeutung besaß, daß der Ursprung des Ortes 
somit noch etwas weiter zurückzuverlegen ist, erscheint 
nach den vorhandenen Quellen kaum zweifelhaft. Auf das 
Bestehen einer Niederlassung größeren Maßstabes und eines 
umfangreicheren Marktverkehrs um diese Zeit lassen die 
Urkunden schließen, welche von den häufigeren Aufent- 
halten der Kaiser, von dem Inslebentreten der großen 
kirchlichen Stiftungen, von der Vergabung königlicher 
Gefälle an sie, von den Handelsbeziehungen Goslars und 
von Zollbefreiungen daselbst Kunde geben, und welche auch 
die frühe Errichtung einer Münzstätte hier glaubhaft 
machen.!) Wir dürfen schon danach unterstellen, daß 
Goslar vom Beginn des 11., wenn nicht sogar vom Ende 
des 10. Jahrhunderts an als eine Marktsiedelung im Sinne 
Rietschels anzusprechen ist, obgleich einige Privilegien 


}) Vgl. Bode, UB.I, Einleitung S. 5f., 30f., 97E. 
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Konrads II. und Heinrichs III. aus den Jahren 1038 und 
1042, aus denen die bisherige Forschung besondere Rechte 
der ‚„mercatores de Goslaria“ und damit eine Organisation 
derselben in der Marktniederlassung des 11. Jahrhunderts 
abgeleitet hat, nach neueren Untersuchungen auszuscheiden 
sind.!) 

Zu Anfang des 12. Jahrhunderts aber muß sich Goslar 
weiter zu einem Gemeinwesen städtischen Charakters ent- 
faltet haben, wie aus einer Urkunde des Bischofs Udo von 
Hildesheim vom 13. Mai 1108?) erhellt. Das Schriftstück, 
das uns noch mehrfach beschäftigen wird, betrifft die 
Abgrenzung eines eigenen Pfarrbezirkes für die Kirche 
St. Petri auf dem Frankenberge im Westen der Stadt, 
dem von dem Bischof zugewiesen werden ‚„omnes fines 
ville Goslariensis occidentales a plateis, que dieuntur Ber- 
ningi, Werenheri, Gezmanni usque ad regis capellam et 
sancte Marie et ad terminum predicte beati Petri ecclesie‘“. 
Es kann nur so gedeutet werden, daß bereits damals die 
räumliche Entwicklung Goslars im wesentlichen zum Ab- 
schluß gelangt ist.) Wir müssen nach dem Inhalt der Ur- 
kunde und nach Aufzeichnungen, welche wenige Jahrzehnte 
später das Dasein der sonst in Goslar bezeugten Pfarr- 
kirchen — außer der Marktkirche im Mittelpunkt der Sied- 
lung noch der Stephanikirche im Osten und der Jakobi- 
kirche-im Norden der Stadt — dartun®), annehmen, daß 
jetzt nicht nur der kirchliche Ausbau des Ortes beendet 
war, sondern daß aus jener Periode auch der Mauerring 
rührt, welcher die Gesamtheit der städtischen Pfarrsprengel 
sowie den Pfalzbezirk im Süden der Stadt umspannte und 
in der gleichen Form während des ganzen Mittelalters 
erhalten blieb. 

Tritt uns Goslar somit zu der Zeit, aus der ein etwas 
reicheres Urkundentum überliefert ist, schon als ein kom- 
plizierter Verfassungskörper entgegen, der eine Anzahl 
topographischer Sonderbildungen umschließt, so begründet 


1) UB. 1,26, 34. Vgl. dazu unten zu IIIb 1 (8. 366f£.). 

2) UB. 1,152. 

3) Frölich, RV.,S.8£.; P. J. Meier, Die Stadt Goslar, S. 26f. 
4) Bode, UB.I, Einleitung S. 98f.; Frölich, RV., 8.8, 9. 
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bereits dieser Sachverhalt die Vermutung, daß die Zustände, 
wie sie danach gegeben sind, längst nicht mehr das ur- 
sprüngliche Bild widerspiegeln, wie es bei dem Aufkommen 
der Siedelung vorauszusetzen ist. Die Vermutung steigert 
sich zur Gewißheit, wenn wir den Blick darauf richten, 
daß es in der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts hier 
ebenfalls zu einer einschneidenden Neuorganisation des 
Reichsgutes gekommen ist, die den Anlaß zur Bildung einer 
Reichsvogtei geboten hat.!) Ihr Wesen läßt sich dahin 
umschreiben, daß der königliche Besitz in und bei Goslar 
aus seiner bisherigen verfassungsrechtlichen Verknüpfung 
gelöst und unter Einbeziehung des ebenfalls vorhandenen 
freien Eigens in privater Hand zu einem einheitlichen Ge- 
richts- und Verwaltungsbezirk unter einem besonderen 
Beamten, dem königlichen Vogt, verschmolzen wurde. 
Die Reichsvogtei Goslar umfaßte dabei ein Gebiet, 
dessen Grenze im Norden nach der Ebene zu in nicht allzu 
großer Entfernung von der Stadt verlief, wie aus der Über- 
lassung des Ortes Immenrode etwa eine Wegstunde nördlich 
von Goslar an das Bistum Hildesheim im Jahre 1086?) 
sowie daraus zu folgern ist, daß sich auch nach der Be- 
gründung der Reichsvogtei ununterbrochen die Zuständig- 
keit von Grafengerichten in dieser Gegend feststellen läßt.?) 
Im Süden dehnte sich der Machtkreis des königlichen Vogtes 
aus bis zur Höhe des Gebirges, während er im Osten über 
die Oker bis etwa zur Ecker, im Westen bis zur Innerste 
griff, ohne daß jedoch die Flußläufe genau die Grenze 
bildeten. Weiter aber wird sich der Amtsbereich des Reichs- 
vogtes wenigstens in so fern noch über den beschriebenen 
Bezirk hinaus erstreckt haben, als im Interesse des Goslarer 





t) Vgl. Niese, Die Verwaltung des Reichsgutes im 13. Jahrhundert 
(Innsbruck 1905), S.182f., und dazu die Ergänzungen bei Eggers, 
Der königliche Grundbesitz im 10. und beginnenden 11. Jahrhundert, 
Zeumers Quellen und Studien III2 (Weimar 1909), S. 122f., und Stim- 
ming, 8. 32£., insbes. S. 37, 38. 

®2) UB. 1,142. Vgl. ferner die Urkunde vom 25. III. 1303 (UB. 
11I, 41) wegen der Übertragung des Eigentums von 20 Hufen zu Immen- 
rode im Grafendinge. 

3) S.u.8.298, Anm. 2 und 3. 
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Bergbaus die Anlage von Hütten auch außerhalb der eigent- 
lichen Reichsvogtei in den Nachbargebieten vorgesehen 
war, für die Schlagschatz und Kupferzoll an die Herrscher 
zu entrichten und von dem Reichsvogt beizutreiben waren.) 

Über das Königsgut in und bei Goslar und die sonst 
hier zur Zeit der Reichsvogtei anzunehmenden Verhältnisse 
wird demnächst noch mehr zu sagen sein. Hier interessiert 
zunächst nur die Frage, wie die Sachlage beschaffen war, 
die bei dem Aufkommen der Reichsvogtei Goslar obwaltete, 
und an die deren Einrichtungen sich anlehnten. Die Ant- 
wort liegt nahe, daß vor der Gründung der Reichsvogtei 
Goslar in die Grafschaftsorganisation der Nachbarschaft 
einbezogen war und nunmehr aus diesem Zusammenhang 
herausgehoben wurde. Unmittelbare Nachrichten hierüber 
fehlen zwar. Wenn wir aber sehen, wie um die Mitte des 
11. Jahrhunderts, also kurz vor der Entstehung der Reichs- 
vogtei Goslar, die Grafschaft des Grafen Adelhard die nächste 
Umgebung des Ortes umfaßt?), und wie ferner im 12. Jahr- 
hundert nach Osten, Norden und Westen hin sich Graf- 
schaften mit ihren Dingstätten bis unmittelbar an die 
Grenzen der Reichsvogtei heranschieben?), so drängt sich 


1) Vgl. hierzu Bode, UB. I, Einleitung S. 30£., 54f., sowie Frölich, 
Die Gerichtsverfassung von Goslar im Mittelalter, v. Gierkes Unter- 
suchungen, Heft 103 (Breslau 1910, zitiert als Frölich, GV.), 8. 12, 13. — 
Wegen der Lage der nach dem UB. III, 265 abgedruckten Verzeichnis 
aus dem Jahre 1311 noch damals nach Goslar abgabepflichtigen Hütten s. 
etwa Günther, Harz-Z. 17 (1884), S. 31f. (Anm. 11, 16, 18,48); Denker, 
Harz -2.46 (1913) S. 282f. sowie Jacobs, Wüstungskunde des Kreises 
Grafschaft Wernigerode, Geschichtsquellen der Provinz Sachsen 46 
(Berlin 1921), S. 13. 

2) Nach den Urkunden vom 3. VI. 1053 (UB. 1,55) und vom 
3. XI. 1053 (UB. Hochstift Hildesheim 1,90) gehörten zur Grafschaft 
des Grafen Adelhard Güter zu Harlingerode und (im Leragau) zu Döhren, 
Wehre, Weddingen und Dörnten, sämtlich Orte unweit Goslars. S. auch 
Werneburg, Gau, Grafschaft und Herrschaft in Sachsen bis zum 
Übergang an das Landesfürstentum, Forschungen zur Geschichte Nieder- 
sachsens III 1 (Hannover 1910), S. 48. 

3) Über die außerordentlich verwickelten Grafschaftsverhältnisse in 
der Umgebung von Goslar um diese Zeit unterrichten einige neuere 
Untersuchungen, wobei indessen namentlich für die Frühzeit das Ver- 
sagen der Urkunden sowie der Umstand Schwierigkeiten bereiten, 
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der Schluß auf, daß Goslar selbst ursprünglich ebenfalls 
irgendwie von der Grafschaftsverfassung ergriffen wurde. 
Eine urkundliche Stütze für diese Anschauung gewährt viel- 
leicht die Tatsache, daß ein Fischteich in der Nähe von 
Goslar, der zu dem Erbgut der in der Verfassungsentwick- 
lung des Ortes eine wichtige Rolle spielenden Familie von 
dem Dike (de Piscina) gehörte, und nach dem sich die Fa- 
milie nannte!), noch im 13. und 14. Jahrhundert als der 


daß die ältesten Aufzeichnungen das Verhältnis der damals bestehenden 
Grafschaften zu den vorhandenen Gauen nicht deutlich widerspiegeln. 
Abgesehen von den in der vorigen Anmerkung mitgeteilten Urkunden 
kommt folgendes in Betracht: Im Jahre 1069 begabt Heinrich IV, nach- 
dem schon andere Schenkungen von Grafschaftsrechten vorhergegangen 
waren, das Bistum Hildesheim mit der Grafschaft des Grafen Iso in den 
Gauen Valon (Ostfalen) und im Hardegau (Harzgau), die vor Iso die 
Grafen Christian und Bernhard gehabt hatten (UB. Hochstift Hildesheim 
I, 114). Von den letzteren wird Christian 1047 (s. UB.I,40) als Graf im 
Densigau bezeichnet, seine Grafschaft umfaßt hier den Ort Jerstedt 
nordwestlich von Goslar (Heine, Grundzüge der Verfassungsgeschichte 
des Harzgaues im XIl. und XIII. Jahrhundert, Göttinger philos. 
Dissertation 1903, S.7, 8). Im Besitz der Grafenrechte im Norden und 
Nordwesten von Goslar erscheinen dann seit der Mitte des 12. Jahr- 
hunderts bis über das erste Drittel des 13. Jahrhunderts hinaus die 
Edelherren von Wöltingerode (Woldenberg), deren Rechtsstellung 
wahrscheinlich auf einer Übertragung der den Bischöfen von Hildesheim 
zugewachsenen Grafenrechte beruhte (Peters, ZHVN. 1905, S. 218, 219; 
Engelke, Hannoversche Geschichtsblätter 27, 1924, S.14, ‘Anm.3; 
Lüders, Harz-Z. 59, 1926, 8. 146f.). Über den Umfang und die Gerichts- 
stätten der Grafschaft der Woldenberger, deren Schwergewicht westlich 
der Oker im Leragau, einem Untergau des Ostfalengaues, zu suchen ist, 
vgl. im allgemeinen Engelke, Hannoversche Geschichtsblätter 26, 
S. 16, Anm.41; 27, S. 13f., insbes. S.15, Anm.1; Lüders, $.147f. 
Die erhaltenen Urkunden zeigen, daß die Grenze dieser Grafschaft dicht an 
Goslar heranreicht. Der größte Teil der Grafschaftsrechte der Wolden- 
berger ist dann wieder an das Bistum Hildesheim gelangt und hier zum 
Ausbau der Ämterverfassung benutzt (Peters, S.244, Anm. 100; 
Lüders, $.153, 154). Die weiteren Schicksale des im Norden an die 
Reichsvogtei Goslar stoßenden Teiles des hier in Frage kommenden 
Gebiets, das das sogenannte Gericht zum Bocla umfaßt und sich um die 
später in welfischen Besitz übergegangene Reichsburg auf dem Harliberge 
bei Vienenburg gruppiert, sind eingehend behandelt bei Lüders, a. a. O., 
S. 1541. 

1) Bode, Der Uradel in Ostfalen, Forschungen zur Geschichte 
Niedersachsens III 2/3 (Hannover 1911), S. 143/4. 
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„Grevendik‘“ bezeugt ist!), ein Umstand, der möglicher- 
weise im Sinne der früheren Ausübung gräflicher Befug- 
nisse durch diese Familie gedeutet werden kann, und der 
auch für die eigentümliche Rechtsstellung des Stamm- 
sitzes der Familie, des Dikhofes im Bergdorfe, kennzeich- 
nend sein würde.?) Die Einzelheiten bleiben natürlich im 
Dunkeln. Wir müssen es deshalb auf sich beruhen lassen, 
ob Goslar mit einer der anstoßenden Grafschaften ver- 
bunden war oder einen eigenen Grafschaftssprengel bildete. 
Ebenso läßt sich nicht sicher erkennen, ob hier in so fern Be- 
sonderheiten galten, als an Goslar das Waldgebiet des 
einen königlichen Bannforst bildenden Harzes angrenzte, 
und dieses schon damals, wie in der Folgezeit, eine gericht- 
liche und verwaltungsmäßige Ausnahmestellung unter 
königlichen Förstern beanspruchte, oder als der Bergbau 
Einrichtungen technischer Art voraussetzte, die es er- 
klären würden, daß sich gerade hier zuerst die sich in der 
Gründung einer Reichsvogtei ankündigenden neuen Ten- 
denzen der königlichen Güterpolitik zu entfalten ver- 
mochten. 

Aber bei diesem Ausblick dürfen wir nicht stehen 
bleiben. Das, was vorhin angedeutet wurde über die Rechts- 
lage des Geschlechtes von dem Dike und seines Stammsitzes 
im Bergdorf, leitet noch einen Schritt weiter und nötigt 
dazu, die Frage aufzuwerfen, ob nicht die Anfänge des Ortes 
zurückzuverlegen sind in die Zeit schon vor der Einführung 
der Grafschaftsverfassung in Sachsen, und ob nicht eine 
Siedelung hier angenommen werden muß, die überhaupt 
fränkischem Einfluß ihr Werden verdankt. 

Die Ansicht, daß Goslar als eine ursprünglich fränkische 
Niederlassung gegründet sei, ist seit langem in dem auf 
Goslar bezüglichen Schrifttum vertreten, namentlich im 
Hinblick auf das Vorkommen einer Reihe von Orts- und 
Personennamen in Goslar selbst und seiner Nachbarschaft, 
die auf fränkische Abstammung der Siedler hindeuten. 


}) Vgl. die Urkunden vom 25. XII. 1299 (UB. II, 580) und vom 
4. VII. 1324 (UB. III, 687). 
2) S. dazu unten zu IIb 1 (8. 3112.). 
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Während aber zunächst der bei Goslar zu beobachtende 
fränkische Einschlag in der Regel auf eine Zuwanderung 
fränkischer Bergleute, die im Zusammenhang mit der Ent- 
wicklung des Bergbaues am Rammelsberge erfolgte, zurück- 
geführt wurde,!) neigen neuere Arbeiten dazu, die Ein- 
wirkungen fränkischer Herkunft in Verbindung zu bringen 
mit dem kolonisatorischen Vorgehen, welches von den 
Franken nach der Eroberung Sachsens überhaupt in 
größerem Maßstabe geübt ist. Namentlich ist es Höfer 
gewesen, der, in den Bahnen Rübels wandeind, eine fränki- 
sche Siedlungstätigkeit, wie für die harzischen Gebiete 
überhaupt, so insbesondere auch für Goslar darzutun sich 
bemüht hat.?) Nun würde es gewiß nicht unbedenklich sein, 
in der Hauptsache auf die Darlegungen Rübels gestützt, 
so weitgehende Schlüsse zu ziehen. Aber es muß doch her- 
vorgehoben werden, daß letzthin eine Anzahl von Gesichts- 
punkten betont ist, die geeignet erscheinen, der von Höfer 
verfochtenen Anschauung über Goslar als Bekräftigung zu 
dienen. Ich sehe dabei ab von den Untersuchungen auf 
sprachlichem Gebiete, die in dem Namen Goslar und einer 
Reihe von sonstigen Ortsbezeichnungen in der Umgebung 
Spuren fränkischer Herkunft zu erblicken glauben, da die 
Tragfähigkeit derartiger Erörterungen einstweilen noch 
nicht völlig gesichert ist.?) Beachtung beanspruchen jedoch 
m. E. die Hinweise von Jacobs auf die von Corvey um die 
Mitte des 9. Jahrhunderts ausgehende St. Vitusmission, 
die auf das Vordringen fränkischen Einflusses in die nord- 
harzischen Vorlande in spätkarolingischer Zeit Folgerungen 
gestatten.) Bedeutsam ist ferner, was Herbert Meyer 

t) Vgl. Frölich, Hansische Geschichtsblätter 1919, 8. 149. 

2) Höfer, Die Frankenherrschaft in den Harzlanden, Harz-Z. 40 
(1907), 8. 115-179, insbes. S. 149f. S. dazu Bethge, Wörter und Sachen 
VI (1914), S. 67, Anm. 2. 

3) Oben 8.291 zu Anm. 2 und 3. 

4) Jacobs, Wüstungskunde des Kreises Grafsch. Wernigerode, 
S.15f. Zu den Ausführungen von Jacobs ist jedoch auch heranzuzieben 
der Aufsatz von Reinöhl, Die gefälschten Königsurkunden des Klosters 
Drübeck, Archiv für Urkundenforschung IX (1924), S.123—140. — 
Die in Goslar vorhandene und von Corvey abhängige Vituskirche, die 
zuerst UB. 1, 150 erwähnt wird, dürfte dagegen erst später erbaut sein. 
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bemerkt über die Beziehungen, welche Goslar mit den dem 
fränkischen Rechtsgebiet angehörenden Städten im Süden 
des Harzes, namentlich Mühlhausen und Nordhausen, ver- 
knüpfen, und welche mancherlei Übereinstimmungen im 
Rechts- und Verfassungsleben zwischen ihnen gezeitigt 
haben.!) Endlich kommen in Betracht die Diözesanverhält- 
nisse bei Goslar: der Mainzer Sprengel greift in auffälliger 
Weise hier über den Harz und umfaßt ursprünglich auch 
die südlich der Gose gelegenen Teile des Ortes?), ja, noch 
lange, nachdem der Grenzstreit zwischen Mainz und Hildes- 
heim in Ansehung des Goslarer Domstiftes zugunsten von 
Hildesheim entschieden war?), hat sich hier die Erinnerung 
an die frühere Stellung von Mainz behauptet.*) 

Zu den vorstehend gedachten Erwägungen tritt nun- 
mehr noch eine Reihe weiterer Erkenntnisse hinzu, die sich 
auf die Zustände im Bergdorf bei Goslar, den Grundbesitz 
der Familie von dem Dike hier und die Rechtslage der 
auf dem Dikhof selbst errichteten und durch die jetzigen 
Ausgrabungen in ihren Grundmauern wieder freigelegten 
Johanniskirche beziehen.’) Durch sie wird m. E. die An- 
nahme, daß Goslar eine ursprünglich fränkische Siedlung 
ist, für die bisher nur in unvollkommener Form der Be- 
weis geführt werden konnte, durchaus in den Bereich 
historisch greifbarer Wirklichkeit gerückt. 

Ist dies aber richtig, so ist mit einem Schlage der 
Schlüssel gefunden für alle die Eigentümlichkeiten, die in 
dem Gerichtswesen und in dem materiellen Rechte Goslars 
zu beobachten sind, und die von fränkischen Rechtsvorstel- 


Vgl. hierzu Frölich, Beiträge zum älteren Brüderschaftswesen in Deutsch- 
land, Harz-Z. 55 (1922), S. 19—44, insbes. S. 19— 24. 

1) H. Meyer, Das Mühlhäuser Reichsrechtsbuch aus dem Anfang des 
dreizehnten Jahrhunderts (Weimar 1923), 8. 77f. Über Goslar und 
Altenburg (H. Meyer, $.78) s. auch Planitz, Zeitschrift? für Rechts- 
geschichte 38 (1917), S.325, Anm.4. Vgl. ferner Frölich, Zeitschrift? für 
Rechtsgeschichte 41 (1920), S. 121f. 

2) Krusch, ZHVN. 1897, S. 244f. 

3%) S. hierzu Bode, UB. I, Einleitung 8. 73f.; Frölich, Zeitschrift? 
für Rechtsgeschichte 41 (1920), S. 95f. 

*) Vgl. Wiederhold, Harz-Z. 59 (1926), S. 170, Anm.16 und 17. 

5) Näheres s. unten zu IIb 1 (S. 308 f.). 
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lungen beherrscht erscheinen), ohne daß man bisher in der 
Lage gewesen wäre, eine ausreichende Deutung für das 
Vorhandensein und die Stärke dieses Einflusses zu bieten. 
Gerade wenn davon auszugehen ist, daß nicht nur eine spä- 
tere fränkische Zuwanderung stattgefunden hat, die sich 
auf eine bestimmte Schicht der Bevölkerung beschränkte, 
sondern wenn Goslar in vollem Umfang als fränkische Grün- 
dung gelten muß, die bis in die Karolingerzeit zurückreicht, 
wird es verständlich, daß hier die Verhältnisse stark mit 
dem sächsischen Boden an sich fremden Elementen durch- 
setzt sind.?) 

In dem Gesagten sowie in dem, was weiter unten noch 
über die Grundbesitzverhältnisse in Goslar und seiner 
Umgebung beizubringen sein wird, liegt zugleich die Er- 
klärung für die Herkunft des Königsgutes in der Nachbar- 
schaft des Ortes, das auch, nachdem der größte Teil davon 
zur Ausstattung der königlichen Stiftungen zu St. Simonis 
et Judae und zum Petersberge verwandt war, noch in der 
Folgezeit eine nicht unbeträchtliche Rolle gespielt hat.?) 
Mag ein Teil davon auch erst als jüngerer Erwerb sich dar- 
stellen, der etwa infolge Ächtung der früheren Eigentümer 
oder als erblose Hinterlassenschaft dem König zugefallen 
ist), so wird doch bei der Hauptmasse mit ursprünglichem 
Besitz der Herrscher zu rechnen sein. Eine Erinnerung 
hieran hat sich vielleicht erhalten in der gelegentlichen Be- 
z>ichnung des Sumpfgeländes zwischen Markt- und Pfalz- 
bezirk in Goslar als „wiwarium regis‘“‘ und einer Brücke 
im Zuge der das Sumpfgebiet durchquerenden Straße, des 





t) Frölich, Hansische Geschichtsblätter 1919, 8.151, Anm.1 
und 2; H. Meyer, 8.79, Anm.1. 

2) Vgl. H. Meyer, 8.78. 

®) Über reichslehnbare Güter in der Umgebung Goslars im 14. Jahr- 
hundert s. die Urkunde vom 12. III. 1332 (UB. III, 910) über die 
Forstorte Kopperbrok und Kopperberg, sowie die Niederschriften, 
die sich auf den Steinberg beziehen (UB. V, 1001, 1003, 1012, 1013; 
Chmel, Reg.Rup. Nr. 2845 und dazu Frölich, Priv.-Pol., S. 105£.). 
Auch die Aufzeichnungen, die von dem Sudmerberg bei Goslar als einem 
Lehen des Königs von Böhmen handeln, werden hierher gehören (vgl. das 
Register zu UB. II, 8.791). 

#) S. etwa UB. Hochstift Hildesheim I, 90, 91 (oben $. 298, Anm. 2). 
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Hohen Weges, als ‚pons regis‘“ sowie einer Wiese in der 
Nähe Goslars am Herzberge als „Konigswisch“.t) 


In welcher Weise die Verwaltung des Königsguts in 
Goslar im Rahmen der Grafschaftsorganisation geregelt 
war, ist allerdings nicht mit Sicherheit zu ersehen. Wir 
wissen nur, daß Goslar, als es zur Errichtung der Reichs- 
vogtei kam, von der im Okerthal belegenen Pfalz Werla- 
wirtschaftlich abhängig war, und daß im Zusammenhang 
mit der vorgenommenen Neuordnung die Verbindung 
zwischen beiden Orten gelöst wurde. Wie diese Verbindung 
aber zustande gekommen ist, vermögen wir nicht zu er- 
kennen. Gehen wir davon aus, daß Goslar eine ursprünglich 
fränkische Siedelung war, und sehen wir auf der andern 
Seite auf die Rolle, welche Werla als sächsischer Stam- 
mesvorort spielt?), so ist nicht unzweifelhaft, ob es sich 
hierbei um einen von vornherein gegebenen Zusammenhang 
gehandelt hat. Man möchte eher daran denken, daß beide 
Orte ursprünglich in völliger, Sonderung nebeneinander 
standen und erst später in eine, noch dazu nicht einmal 
besonders innige Verknüpfung miteinander gebracht sind, 
die bei der Begründung der Reichsvogtei Goslar wieder auf- 
gehoben wurde. Es würde hier zu weit führen, diesen Ge- 
danken weiter zu verfolgen. Immerhin mag darauf hin- 
gewiesen werden, daß sich auf diesem Wege vielleicht eine 
Erklärung findet für den Umstand, daß Goslar vom Sachsen- 
spiegel nicht zu den sächsischen Pfalzen gerechnet?), und 
für die nicht ganz durchsichtige Art, wie auch in den sonsti- 
gen Quellen das Verhältnis der beiden Pfalzen zueinander 


1) Vgl. UB. I, 236, 301, S. 325, 2. 3/4, III, 597. Von diesem Stand- 
punkt aus entfällt natürlich die Möglichkeit, Goslar, wie es meist geschieht 
(vgl. Niese, S.3; Heusinger, S. 105), als ludolfingisches Hausgut in 
Anspruch zu nehmen. Eggers, auf den sich Niese bezieht, spricht sich 
{S. 60, 61, 104, Anm. 2, äbnlich S. 65 für Werla) doch recht zweifelnd aus. 
S. auch schon Borchers, $. 56, Anm. 205. 

2) Vgl. Rosenstock, Königshaus und Stämme in Deutschland 
zwischen 911 und 1250, Leipzig 1914, S. 3371. 

3) Ssp. III, 62, $1, zählt zu den fünf sächsischen Pfalzen außer 
Grona, Wahlhausen, Allstedt und Merseburg ‚„Werle, die is to Goslere 
geleget“. S. hierzu H. Meyer, 8.78, Anm. 7. 
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im Sinne einer Ablösung des Vorranges von Werla durch 
Goslar erörtert wird.!) 

Für unsere Zwecke ergibt sich aus dem bisher Aus- 
geführten zunächst so viel, daß sich, zeitlich zusammen- 
fallend mit dem Aufkommen der Marktsiedelung Goslar 
und ihrem Anwachsen zur Stadt, eine Umgestaltung der 
Verfassungsverhältnisse der Gegend vollzieht, auf deren 
Hintergrunde der Ausbau des städtischen Gemeinwesens 
vor sich geht. Die Annahme liegt nahe, daß zwischen beiden 
Reihen von Ereignissen zugleich bestimmte sachliche 
Beziehungen bestehen. Das ist auch, wie sich trotz des 
Versagens der Urkunden dartun läßt, tatsächlich der Fall 
gewesen. Es wird sich aber ferner zeigen, daß ähnliche 
Überlegungen ebenfalls für die Folgezeit anzustellen sind, 
und daß es ohne eine Berücksichtigung des Parallelismus 
in der Entwicklung von Reichsvogtei und Stadt Goslar 
gar nicht möglich ist, zum vollen Verständnis der späteren 
Verfassungseinrichtungen vorzudringen. Aus diesem Grunde 
empfiehlt es sich, schon hier die Änderungen, die später in 
der Reichsvogtei Goslar zu beobachten sind, kurz zu 
skizzieren. 

Während bis um die Mitte des 12. Jahrhunderts die 
Politik der Herrscher darauf gerichtet war, den königlichen 
Besitz in Goslar fest in der Hand zu behalten, ist von da an 
ein Umschwung wahrzunehmen. Nachdem die Reichsvogtei 
Goslar im ganzen bereits mehrfach zeitweilig vergabt war?), 
bricht sie im 13. Jahrhundert auseinander, indem anläßlich 
der Begründung des Herzogtums Braunschweig- Lüneburg 
im Jahre 1235 und der gleichzeitig erfolgten Überlassung 
‚des Goslarer Bergzehntens an Otto das Kind die Waldmark 


t) Vgl. Ficker, Über die Entstehungszeit des Sachsenspiegels 
(Innsbruck 1859), S. 82; Ficker-Puntschart, Vom Reichsfürstenstande 
II 2 (Graz und Leipzig 1921), S. 97£., insbes. S. 100. 

2) Über Heinrich den Löwen und sein Verhältnis zur Reichsvogtei 
Goslar s. einerseits Feine, S.49 zu Anm. 3, andrerseits Niese, Hist. 2. 
112, S. 5ölf. Vgl. ferner Hölscher, Pfalzgraf Heinrich in der Vogtei 
Goslar, Festschrift für Paul Zimmermann, Quellen und Forschungen zur 
braunschweigischen Geschichte VI (Wolfenbüttel 1914), S. 136-141; 
Lüders, Harz-Z. 59 (1926), S. 61f. 
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bei Goslar einschließlich des wohl schon damals eine Sonder- 
stellung einnehmenden Bergbaubezirkes am Rammelsberge 
an die Braunschweiger Herzöge fällt, während andere Teile, 
im Osten die Harzburger Forsten, im Westen ein nicht 
näher zu bezeichnender Bezirk an der Innerste, jene an 
die Grafen von Wernigerode, dieser an die Bischöfe von 
Hildesheim gelangt sind.!) 

Als ein Ausdruck der geänderten Zustände in der Wald- 
mark erscheint es, daß im Jahre 1271 Herzog Albrecht 
von Braunschweig im Verein mit seinem Bruder Johann 
von Lüneburg und im Einverständnis mit Bischof Otto 
von Hildesheim und Graf Konrad von Wernigerode eine 
Bergordnung für den Harz erläßt, die die wichtigste Quelle 
für die Rechtsverhältnisse dieses Gebietes gegen Ausgang 
des 13. Jahrhunderts bildet.?2) Trotz der Absplitterung der 
Waldmark von der Reichsvogtei erhält sich jedoch in einer 
Beihe von Einzelheiten, insbesondere in der Organisation 
des hier an die Stelle des Gerichts des Reichsvogtes getrete- 
nen und von den braunschweigischen Förstern unter Zu- 
ziehung der Förster der sonst an der Waldmark beteiligten 
Herren gehaltenen Forstdings wie in der Zuständigkeit des 
Reichsvogtes zur Erhebung der dem Reiche verbliebenen 
Einnahmen aus Schlagschatz und Kupferzoll, der Gedanke 
an die frühere Einheitlichkeit des Reichsvogteibezirks.?) 


1) Bode, UB. I, Einleitung S. 54f., IL, Einleitung S. 7f.; Frölich, 
GV., 8.27£. 

2) UB. II, 169. 

3) Vgl. hierzu Bode, Das Forstding in der Waldmark von Goslar, 
Harz-Z. 27 (1894), S.91— 121, sowie an den in der vorletzten Anmerkung 
angegebenen Stellen. Nach den seither von der Forschung gewonnenen 
Ergebnissen besteht allerdings die Notwendigkeit einer Überprüfung der 
Ansichten, die in Bezug auf die Besitzverhältnisse an den Harzforsten, 
vor allem auf die Anteile der einzelnen Linien des Braunschweigischen 
Hauses an ihnen, geäußert sind. Über die Rechtslage der Waldmark in der 
Umgebung von Goslar handelt Günther, Der Forstbesitz der Herzöge von 
Grubenhagen auf dem Oberharze, Harz-Z. 48 (1915), S. 161—193, und, 
teilweise abweichend, Denker, das., S. 194—214. S. ferner Günther- 
Denker, Die Festlegung der Grenzen zwischen den Herzogtümern 
Braunschweig-Wolfenbüttel und Grubenhagen auf dem Oberharze im 
16. Jahrhundert, Harz-2.50 (1917), S.81—113, sowie Völker, Die 
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Im Jahre 1290 gelingt es dann der Stadt Goslar, die 
inzwischen vom Reich an die Herzöge von Sachsen verlehnte 
und von diesen wiederum an die Grafen von Woldenberg 
ausgetane Reichsvogtei Goslar von den letzteren zu er- 
werben, womit die Besetzung des Vogtamtes auf Goslar 
selbst übergeht und tatsächlich die Einwirkung der Herr- 
scher im wesentlichen ausgeschaltet wird. Trotzdem nach 
der Urkunde vom 6. Mai 1290!) Graf Heinrich von Wolden- 
berg an Rat und Bürgerschaft von Goslar „advocatiam 
nostram, quam habuimus in civitate jam dicta et extra 
adjacentem civitati‘‘ überlassen hat, ist damals die Stadt 
aber doch nicht in den Besitz des gesamten Restbestandes 
der Reichsvogtei gelangt, weil in dem Schrifttum der Folge- 
zeit noch von kleinen Vogteien und Gerichten in und bei 
Goslar die Rede ist, die von dem Reiche zu Lehen gehen, 
und die erst im Laufe des 14. Jahrhunderts von der Stadt 
aufgesogen sind.?) Es handelt sich dabei in der Hauptsache 
einmal um die sogen. kleine Vogtei jenseits des Wassers, 
die advocatia ultra aquam, deren Grenze gegenüber der 
großen 1290 erkauften Vogtei noch im 14. Jahrhundert 
die Abzucht bildet, und die auch das Bergdorf am Rammels- 
berge mit umfaßt, sodann um eine kleine Vogtei vor der 
nördlichen Stadtmauer, die mit dem Gericht auf der Reper- 
straße zusammenfällt. 

Noch vor dem Ablauf des 13. Jahrhunderts ist weiter 
eine Umgestaltung in den Besitzverhältnissen der Wald- 
mark eingetreten, indem die Herzöge von Braunschweig 
den Rammelsberg und seine unmittelbare Umgebung, den 
Bezirk des sogenannten Berggerichts, aus der bisherigen 
Verbindung mit der Waldmark gelöst und Zehnten und 
Gericht des Berges lehnsweise an die Herren von der 
Gowische vergabt haben. Um die Mitte des 14. Jahr- 
hunderts ist dann das Berggericht von den Herren von der 
Gowische mit Zustimmung der Herzöge wiederkäuflich 
veräußert an den Vorstand der Goslarer Bergkorporation 


Forsten der Stadt Goslar bis 1552, Beiträge zur Geschichte der Stadt 
Goslar, Heft 2 (Goslar 1922), S. 17f. 
2) UB.IL, 384. 2) Frölich, GV., 8. 29£., 47f. 
20% 
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der Montanen und Silvanen, deren Schicksale uns noch 
beschäftigen werden. Aus deren Hand ist gegen Ende des 
14. Jahrhunderts das Berggericht in der gleichen Form 
in den Besitz des Rates gelangt, während das letzte Ziel 
der städtischen Politik, auch die Hoheit in dem Restteil 
der braunschweigischen Waldmark für Goslar zu gewinnen, 
erst im Verlauf des nächsten Jahrhunderts erreicht ist.!) 


b) Die einzelnen topographischen Sonder- 

bildungen. 

Bei einer Betrachtung der verfassungsrechtlich wichti- 
gen topographischen Sonderbildungen in Goslar empfiehlt 
es sich, zu beginnen mit dem Bergdorf außerhalb des 
städtischen Mauerringes, in dem bereits Rietschel?) das 
alte Dorf Goslar vermutet, und von dem, wie wir jetzt klar 
zu erkennen vermögen, die Entwicklung ihren Ausgang 
genommen hat. Unsere weiteren Erörterungen werden 
sich sodann mit den Zuständen befassen, die in dem Pfalz- 
bezirk, in der eigentlichen Marktsiedelung Goslar und am 
Frankenberge, dem Pfarrsprengel der hier befindlichen 
Kirche St. Petri, vorauszusetzen sind. Die außerdem noch 
vorhandenen Stadtteile, innerhalb der Mauern im wesent- 
lichen die Parochien zu St. Jakobi und St. Stephani, haben 
der Entwicklung eine verfassungsrechtlich bedeutsame Note 
nicht aufgedrückt, wenigstens nicht eine solche, die sich 
nach der Stadtwerdung Goslars erkennbar abhöbe, sie 
werden daher hier beiseite gelassen. Das gleiche gilt von 
dem Außenbezirk der Reperstraße im Norden der Stadt, 
der zwar im Gerichtswesen Goslars als eins der in den 
Statuten aus dem 14. Jahrhundert bezeugten kleinen Ge- 
richte eine Rolle spielt?), für das Verständnis der eigent- 
lichen Verfassungsentwicklung aber ausscheidet. 


1, Das Bergdorf am Rammelsberge. 
Lage und Benennung der Niederlassung am Rammels- 
berge weisen schon darauf hin, daß es sich bei ihr um eine 


1) Vgl. Frölich, GV. 8. 5if., 61£., 137£.; Völker S$. 17f. 
2) Historische Zeitschrift 108, S. 357. 
3) Frölich, GV. S. 27£.; Borchers S. 26f. 
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in erster Linie bergmännische Siedelung dreht. Das her- 
vorragendste Bauwerk im Bergdorf ist die bereits erwähnte 
Kirche St. Johannis des Täufers, über deren Lage und Größe 
die jetzt erfolgten Ausgrabungen unterrichten, und über 
deren Rechtsverhältnisse eine beträchtlichere Anzahl von 
Urkunden Aufschluß gibt.) Von Belang erscheint dabei 
namentlich eine Aufzeichnung vom 28. XII. 12602), in 
der Bischof Johann von Hildesheim die bei der Kirche 
bestehende Bruderschaft zugunsten der armen und 
schwachen Bergleute bestätigt und den Förderern der 
Kirche einen vierzigtägigen Ablaß gewährt, da sie auf 
nähere Beziehungen der Kirche zum Bergbau schließen läßt. 

Die Freilegungsarbeiten haben dargetan, daß der 
spätere größere Kirchenbau die Grundmauern eines älteren 
gottesdienstlichen Gebäudes von romanischen Formen um- 
gibt, das durch eine hufeisenförmige Apsis gekennzeichnet 
ist. P. J. Meier hat daraus sowie aus einigen anderen 
Zügen gefolgert, daß es sich um eine Anlage handele, deren 
Errichtung in die zweite Hälfte des 10. Jahrhunderts zu 
verlegen sei°®), wobei allerdings sehr stark bestimmend 
Folgerungen sind, die Meier aus Nachrichten über die Ent- 
stehung des Bergbaus am Rammelsberge und das erste 
Vorkommen von Goslarer Münzen zieht.*) Den jüngeren, 
anscheinend nicht zur Vollendung gelangten Bau setzt 
Meier etwa um die Mitte des 12. Jahrhunderts an. 

Bleibt bei diesen Erörterungen manches unsicher, 
gehen insbesondere gegenwärtig noch die Ansichten der 
Bausachverständigen über die zeitliche Einreihung der 





!) Die Urkunden sind zusammengestellt bei Wiederhold, Harz.-2. 
59 (1926), S. 167. 

2) UB. II, 70. Über das Dasein der Bruderschaft noch in den Jahren 
1446 und 1476 s. Wiederhold, S. 170, Anm. 18. Wegen der daselbst 
erwähnten Niederschrift UB.I, 166, vgl. jedoch Frölich, Harz-Z. 55 
(1922) 8. 24f. 

%) Braunschw. Mag. 1926, Sp. 1f. Zustimmend Wiederhold, 
Ss. 171. 

4) Nach den Ausführungen Meiers (Sp. 2/3) über die baulichen 
Formen der älteren Kirche müßte man sogar eine karolingische Anlage hier 
vermuten, die M. indessen nach allem, was über die Frühgeschichte 
Goslars bekannt sei, ablehnt. S. dazu weiter im Text. 
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älteren Baureste auseinander, so bietet sich ein wertvoller 
Anhalt für die Beurteilung der Sachlage in einer der auf die 
Johanniskirche bezüglichen Niederschriften des Goslarer 
Stadtarchivs dar, die bisher unbeachtet geblieben ist, jetzt 
aber in Verbindung mit den Ausgrabungen am Rammelsberge 
ganz besondere Bedeutung gewinnt. In einer Urkunde vom 
4. VII. 14461) gewährt „Johannes episcopus ecel. Misenen- 
sis, Magni Hildensimensis et Alberti Mindensis episcoporum 
generalis in pontificalibus vicarius‘‘ zugunsten der „ecclesie 
sanctiMartini episcopi in pede montis Rammonis prope 
Goslariam situate, sancti Johannis vulgariter nuncupate“ 
allen, die die Kirche am Tage ihrer auf Nativitatis S. Jo- 
hannis Baptistae zu feiernden Dedicatio andächtig be- 
suchen und ihr hilfreiche Unterstützung gewähren oder sich 
in die bei ihr begründete Bruderschaft S. Johannis auf- 
nehmen lassen, außer den der Kirche schon bewilligten 
Indulgenzen einen 40tägigen Ablaß. Wir sehen also, daß 
die Johanniskirche eine frühere Martinskirche ist, die ihr 
Patrozinium gewechselt hat, wobei die Tatsache, daß erst 
nach Jahrhunderten und mehr zufällig das ehemalige 
Patrozinium wieder in die Erscheinung tritt, im Hinblick 
auf bekannte Vorgänge ähnlicher Art zu Mißtrauen keinen 
Anlaß gibt.?) Wie wir wissen, bilden aber die Martins- 
kirchen nicht nur eine Eigentümlichkeit der fränkischen Zeit 
an sich, sondern sie erscheinen vielfach gerade als königliche 
Eigenkirchen?), was sich ebenfalls zwanglos in den Rahmen 
der für Goslar gezeichneten Verhältnisse einfügt. Es liegt 
daher, von dieser Seite aus betrachtet, kein Hindernis vor, 
die älteste Kirchenanlage am Rammelsberge schon in die 
karolingische Zeit zurück zu datieren.?) 


1) Or. Goslar Stadtarchiv, S. Joh. Nr. 7. Auf die Urkunde weist auch 
Wiederhold, S. 170, Anm. 18, hin. 

2) Vgl. Dorn, Beiträge zur Patrozinienforschung, Archiv für Kultur- 
geschichte 13 (1917), S. 9—49, 220—253, namentlich S. 36f., 43, Anm. 2. 
Ein ähnlicher Patrozinienwechsel von einer karolingischen Martins- zu 
einer späteren Johanniskirche ist anscheinend erfolgt in dem friesi- 
schen Dorestad (s. P.J. Meier, Die Ausgrabung einer karolingischen 
Marktansiedlung, Braunschw. Mag. 1926, Sp. 28—30, vor allem 30). 

®) Dorn, $. 33f., insbes. S. 35, 241/42. 

*) Vgl. auch Bethge, Wörter und Sachen VI (1914), S. 73, 74. 
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Zu diesen Feststellungen tritt aber noch eine Reihe 
weiterer Spuren, die von der bisherigen Forschung zur Ver- 
fassungsgeschichte von Goslar im Mittelalter kaum schon 
genügend berücksichtigt sind. Die Kirche S. Johannis 
im Bergdorfe lag, wie zwei Urkunden vom 16. III. 1294 
und vom 10. XI. 1355!) zeigen, auf dem Stammgut des 
Geschlechts von dem Dike, dem Dikhofe im Bergdorf, dessen 
Eigentümer zugleich die Patrone der Kirche waren.?) 
Wir schließen daraus, daß bei der Johanniskirche im Berg- 
dorf nunmehr an eine Eigenkirche des Geschlechtes von dem 
Dike zu denken ist. Da eine Änderung des Patroziniums 
nie ohne äußeren Grund erfolgte, als ein Anlaß dazu aber 
auch ein Wechsel des Eigenkirchenherrn bzw. des Patrons 
in Frage kommen kann?°), so dürfen wir annehmen, daß 
die Herren von dem Dike hier die Erben im Besitz des 
fränkischen Fiskalgutes geworden sind, wobei wir es auf 
sich beruhen lassen müssen, auf welche Ursachen diese 
Verschiebung in den Eigentumsverhältnissen am Dikhofe 
zurückgeht. Immerhin läßt sich eine Anzahl von Be- 
obachtungen anführen, die Beachtung verdienen. Der 
Dikhof erscheint in dem Gerichtswesen der späteren Zeit 
als Stätte eines besonderen, einem eigenen kleinen Vogt 
unterstellten Gerichts, des „judicium trans aquam“, d. h. 
jenseits der Abzucht, das auch als ‚minor advocatia in 
parvo judicio‘“ und unter ähnlichen Benennungen bezeugt 
ist.?) Obgleich die kleine Vogtei in der Gestalt, wie sie später 
begegnet, wohl erst ein Produkt der Verfassungskämpfe um 
1290 und des Zerfalles der vorher einheitlichen Reichsvogtei 
sein dürfte®), so ist es doch durchaus möglich, daß sich bei 
ihr noch Erinnerungen an eine ältere, vor der Gründung 


1) UB.II, 466, IV, 531. 

2) Vermutlich handelte es sich bei dem Dikhofe um eine weiträumige, 
mit einer Mauer umgebene Anlage. In einer Aufzeichnung vom 4. VII, 
1324 (UB. III, 687) über die Verpachtung des Dikhofs durch den Rat 
an Konrad und Heinrich Poltener ist davon die Rede, daß die Pächter den 
Hof nach Ablauf der Pachtzeit „cum sepe per circuitum bene munitam“ 
zurückgeben sollen. Damit deckt sich auch der Ausgrabungsbefund 
(s. Wiederhold, Harz-Z. 59, 1926, S. 172). 

8) Vgl. Dorn, 8.36, 37, 43. 4) S. oben S. 307. 

5) Frölich, GV., S.48, 49. Vgl. jedoch auch daselbst S. 30, 39£ 
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der Reichsvogtei bestehende Gerichtsorganisation der Ge- 
gend und gewisse hoheitliche Befugnisse erhalten haben, 
die ursprünglich in den Händen der Herren von dem Dike 
lagen.!) Und von hier aus rückt auch die schon erwähnte 
Tatsache, daß noch im 13. und 14. Jahrhundert der einen 
wichtigen Bestandteil des Erbgutes der Familie bildende 
und unmittelbar an den Dikhof stoßende Fischteich als 
„Grevendik‘“ bezeichnet wird?), in hellere Beleuchtung. 
Dem fügen sich weitere Wahrnehmungen an, die die Be- 
sitzungen des Geschlechtes in und bei Goslar betreffen. 
Bedeutsam ist namentlich, daß die Herren von dem Dike 
auch im Pfalzbezirk begütert sind in einer Form, die auf 
eine eigentümliche Verflechtung mit den bergbaulichen 
"Zuständen kinweist, und die es gestattet, die Sonderstellung: 
ihres Besitzes durch das ganze Mittelalter bis zu dem Auf- 
hören der Selbständigkeit der Stadt zu verfolgen.) Be- 
achten wir — um von weniger Belangreichem abzusehen?) — 


!) Bei einer Heranziehung dieses Gesichtspunktes und dessen, 
was oben ferner über die Stellung der Herren von dem Dike dargelegt ist, 
läßt sich die Unsicherheit beheben, die bisher noch über der Entstehungs- 
zeit der kleinen Vogtei jenseits des Wassers lag (vgl. dazu Planitz, 
Zur sächsischen Vollstreckungsgeschichte, S.-A. aus der Festschrift für 
Rudolph Sobm, München und Leipzig 1915, S. 347f., insbes. $. 377, 
Anm. 2 und 8). Danach knüpfen die jüngeren Einrichtungen im Gerichts- 
wesen Goslars anscheinend doch an Zustände an, die schon in die Anfangs- 
stadien des Ortes zurückführen und die auch in der Folgezeit irgendwie 
nachgewirkt haben, wenngleich das in der urkundlichen Überlieferung 
der Zwischenzeit nicht hervortritt. 

2) S. oben $. 299/300. 3) Vgl. unten zu IIb 2 ($. 315/6). 

4) Die älteste, 1290 von dem Ritter Albrecht von der Gowische an 
Cord Meise übereignete und demnächst aus der Hand Hans Meises in den 
Besitz der Stadt übergegangene Schiefersteingrube bei Goslar führt die 
Bezeichnung „Dikgrube“ (s. UB. II, 393, und die Anm. dazu). Vielleicht 
leitet sich ihr Name nicht von einem bei ihr befindlichen Teich ab (so 
Bode, Uradel, S. 143), sondern davon, daß die Grube ursprünglich dem 
Geschlecht von dem Dike gehörte. Damit würde gut zusammenstimmen 
die Stellung, die später die Stadt Goslar bei dem Betrieb der Schiefer- 
steingruben in ihrer Nähe einnahm (vgl. Holzmanns Hereyn. Archiv, 
Halle 1805, S. 277£.; Crusius, Geschichte der vormals Kaiserlichen freien 
Reichsstadt Goslar am Harze, Osterode 1843, S. 164/65). Möglicherweise 
kommt auch ein Mühlenbesitz der Dikes in Betracht (Frölich, Hans, Ge- 
schichtsblätter 1920/21, S. 152/53). 


Die Verfassungsentwicklung von Goslar im Mittelalter. 313 


sodann, daß zur Zeit der Reichsvogtei Mitglieder der Fa- 
milie mehrfach das Amt des Reichsvogtes bekleiden!), und 
fassen wir endlich ins Auge, was Bode über die Standes- 
verhältnisse des Geschlechtes und über seine verwandt- 
schaftlichen Beziehungen ermittelt hat?), so ist die Folgerung 
unabweisbar, daß die Herren von dem Dike schon in der 
Frühzeit Goslars und vor der Gründung der Reichsvogtei eine 
ganz besondere Rolle gespielt haben müssen, die irgendwie 
mit der bestehenden Gerichts- und Verwaltungsorganisation 
und der ursprünglich obwaltenden Grundbesitzverteilung 
zusammenhängt, die sich aber auch nach dem Aufkommen 
der Reichsvogtei und der Stadtwerdung Goslars zunächst 
erhalten hat. Diese Stellung im einzelnen zu verfolgen, 
würde eine zu weite Abschweifung bedingen. Nur das mag 
bemerkt werden, daß. sich hier vielleicht in geschichtlich 
greifbarer Gestalt ein Beispiel bietet für die Art, in der sich 
Vorgänge, die bis in die Anfänge der Siedlung zurück- 
reichen, auch in der Folge verfassungsrechtlich auswirken 
und die spätere Entwicklung tiefgreifend beeinflussen. 
Das, was bei der Aufdeckung der Reste der alten Jo- 
hanniskirche bei Goslar zutage getreten ist, vermittelt aber 
noch weitere Aufschlüsse von erheblichstem Belang. Um 
die alte einfache Kirche aus fränkischer Zeit war ein Neu- 
bau geplant, der nach seinen Ausmaßen über die Bedürfnisse 
einer kleinen dörflichen Niederlassung weit hinausging. 
„Man würde sie sogar als städtische Pfarrkirche an- 
sprechen, wenn von einer solchen hier überhaupt die Rede 
sein könnte‘, sagt Meier.) Das erstere ist richtig, das 
letztere trifft dagegen wieder nicht den Kern der Sache, 
sondern ist nur geeignet, Verwirrung zu stiften. Gerade 
weil eine solche Erweiterung der Kirche, die nach M. un- 
gefähr in die Mitte des 12. Jahrhunderts fällt, sich als not- 
wendig herausstellte, müssen wir annehmen, daß die Ver- 
hältnisse der bergmännischen Niederlassung am Rammels- 


!) Bode, UB.I, Einleitung S.47; Niese, 8.136, Anm. 1. 

2) Uradel, S.128f. S. dazu auch Moll, Die Ritterbürtigen im 
Braunschweiger Lande. Ein Beitrag zur Standesgeschichte des späteren 
Mittelalters. ZHVN. 1915, S. 207—315, insbes. S. 232, 269. 

3) Braunschw. Mag. 1926, Sp. 3. ! 
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berge zur Ausbildung eines größeren Gemeinwesens den 
Anlaß gaben. Daß dieses Gemeinwesen städtische Züge 
trug, zeigt aber nicht nur der Neubau der Kirche, sondern 
wird noch durch eine Anzahl anderer Beobachtungen be- 
stätigt. Namentlich verdient Beachtung das im 13. Jahr- 
hundert auftauchende Siegel der in der Hauptsache im 
Bergdorf ansässigen Genossenschaft der Montanen!), auf das 
zuerst von Borchers?) hingewiesen ist, und auf das sich 
gerade auch Meier mehrfach?) beruft. Nicht nur seine 
Größe und Ausgestaltung, welche der des nicht viel eher 
bezeugten ersten städtischen Siegels®) entspricht, sind hier 
zu erwähnen, sondern ebensosehr der Umstand, daß seine 
Vorderseite unter dem Bilde des hl. Johannes eine bezinnte 
Stadtmauer mit geöffnetem Tor enthält, welch letztere 
der Zeichnung der Mauer auf dem Stadtsiegel angeglichen ist. 
Weiter ist noch in der Bergordnung Herzog Albrechts vom 
25. IV. 12715) und in dem Bergrecht um das Jahr 1359®) 
die Rede von dem alten Graben, der oberhalb des Berg- 
dorfes hinführt und die Grenze des Berggerichts am Ram- 
melsberge, zugleich aber die Scheidelinie zwischen diesem 
und der von der Stadt nach Süden hin sich mit dem Berg- 
dorf deckenden kleinen Vogtei jenseits des Wassers bildet, 
einem Graben, für den kaum eine andere Erklärung denkbar 
ist, als daß er mit einer früheren Umwallung des Bergdorfes 
an dieser Stelle in Verbindung steht. Dazu kommen noch 
einige Wahrnehmungen verfassungsrechtlicher Art, die sich 
aber erst dem Verständnis erschließen im Zusammenhang 
mit den später zu erörternden Streitigkeiten zwischen Berg- 
und Stadtbevölkerung aus der zweiten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts, und deren Besprechung wir deshalb einstweilen 
aufsparen müssen.”) 





1) UB. II, Tafei VII, Nr. 32. 2) Borchers, $.68, 69. 

3) Vgl. P. J. Meier, Die kapitalistische Gewerkschaft des Goslarer 
Rammelsberges im Mittelalter, Braunschweiger G.N.C. Monatsschrift 
1924, S. 187f., insbes. 194£.; Stadt Goslar S. 44, 45. 

°) UB.II, Tafel VII, Nr. 31. 5) UB.II, 169, $ XXVII. 

%S. Neuburg S.84f. Abdruck bei Schaumann, Die goslar- 
schen Berggesetze des 14. Jahrhunderts, Vater!. Archiv des Historischen 
Vereins für Niedersachsen, 1841, 8. 255f. Vgl. das. Art. 130. 

?) S, unten zu Va 1 (8. 424f.). — Meier (Braunschw. Mag. 1926, 


v 


Die Verfassungsentwicklung von Goslar im Mittelalter. 315 


2. Der Pfalzbezirk. 


Wie im Bergdorf, so erhalten auch im Pfalzbezirk die 
Dinge eine besondere Färbung durch die eigentümlichen 
Verhältnisse, welche hier in Ansehung des Grundbesitzes 
der Familie von dem Dike bestehen. Denn abgesehen von 
dem Dikhofe im Bergdorf taucht in Urkunden aus dem 
14. Jahrhundert noch ein anderer der Familie überlassener 
Hof im Pfalzbezirk, also innerhalb der städtischen Umwal- 
lung, auf, der mit einer gewissen Betonung als das ‚Allod‘“ 
oder auch das „Vorwerk“ bezeichnet wird.!) Und weiter 
kommt in Betracht, daß die Familie noch ein Haus eben- 
falls im Bereich der Pfalz besitzt, das von Konrad von 


Sp. 3) will den Erweiterungsbau der Johanniskirche daraus erklären, daß 
um 1157 nördlich der Kirche eine eigene Bergunternehmeransiediung 
des Domstifts gegründet sei, die selbständig neben dem Bergarbeiterdorfe 
gestanden habe. Die alte Johanniskirche sei ursprünglich die Kirche der 
Bergarbeitersiedlung, die erweiterte Kirche die des Unternehmerdorfes 
gewesen. Auch dabei handelt es sich um eine verfehlte Hypothese, da 
bei einer Vergrößerung der Kirche, wie sie hier beabsichtigt war, doch 
zunächst die Annahme näher liegt, daß das Wachstum der vorhandenen 
Siedlung, für die die Kirche von vornherein bestimmt war, die Ver- 
größerung veranlaßt hat. 


1) Ritter Konrad von dem Dike und sein gleichnamiger Sohn 
verkaufen am 21. XII. 1330 ihren von dem Domstift zu Lehen gehenden 
Hof („curiam nostram in Sacco positam, que Alodium dieitur‘‘) an den 
Domvikar Hermann von Breitenstein zu dessen Vikarie (UB. III, 858, 
s. auch UB. III, 879: „den hof in deme Sacke to Goslere, de dat Vorwerk 
het‘). An sich bedeutet „Allod‘ in Ostfalen, gleichbedeutend mit ‚„Vor- 
werk“, zunächst nur das von dem Herrenhofe aus bewirtschaftete Salland 
im Gegensatz zu den mit Laten besetzten Hufen (Heck, Der Sachsen- 
spiegel und die Stände der Freien, Halle 1905, S. 553f.; H. F. Schmid, 
Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 46, 1926, S. 19f.). Aber die Frage, ob nicht 
dem Inhaber des Salgutes ein besonders geartetes Recht daran zusteht, 
das vielleicht in gerichtlichen Befugnissen wurzelt, ist noch nicht aus- 
getragen (vgl. V. Ernst, Die Entstehung des deutschen Grundeigentums, 
Stuttgart 1926, S. 97f., namentlich S. 108£., und dazu K. A. Eckhardt, 
Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 46, 1926, S.424f.). Daß das Allod 
Konrads von dem Dike hier als von dem Domstift abhängig erscheint, 
könnte mit einer Änderung seiner Rechtslage zusammenhängen, die zu- 
rückgeht auf die Auseinandersetzungen wegen der Ritter- und Dom- 
herrenkurien im Pfalzbezirk gegen Ausgang des 13. Jahrhunderts (siehe 
Frölich, Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 41, 1920, S. 115£.). 
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dem Dike im Jahre 1331 an die Sechsmannen des Berges, 
den Vorstand der Berggenossenschaft der Montanen und 
Silvanen in Goslar!), dann später?) von diesen wieder an 
die Münzergilde veräußert ist, und das als das sogenannte 
Sechsmannshaus in einer deutlich erkennbaren eigentüm- 
lichen Rechtslage als kaiserliches Lehen bis zum Ende der 
Reichsfreiheit der Stadt sich behauptet hat.) 

Schon das, was soeben bemerkt ist über den Grund- 
besitz der Familie von dem Dike nicht nur im Bergdorf, 
sondern auch innerhalb des städtischen Bereichs, führt 
nun zu einem Gesichtspunkt, der bisher m. W. überhaupt 
noch nicht beachtet ist, der aber für die Aufhellung der 
Verfassungseinrichtungen Goslars im früheren Mittelalter 
eine sehr erhebliche Bedeutung gewinnt. Auf Grund der 
erhaltenen Urkunden aus späterer Zeit haben wir uns an 
eine Betrachtungsweise gewöhnt, welche darauf hinaus- 
läuft, das Bergdorf am Rammelsberge als ein ursprünglich 
selbständiges Gemeinwesen der eigentlichen Stadt, zu der 
auch die Pfalz gehört, gegenüberzustellen. Aber das, was 
wir jetzt wissen, zwingt zu der Annahme, daß zunächst 
eine engere Beziehung zwischen dem Bergdorf und der 
Umgebung der Pfalz obgewaltet hat, die erst gelöst wurde, 
als die Entwicklung des Ortes dazu nötigte, die Pfalz in die 
Ummauerung einzubeziehen und die bisher Bergdorf und 
Pfalz verknüpfenden Fäden zu zerschneiden. 

Wie die Verbindung zwischen Pfalz und Bergdorf 
anfänglich gestaltet war, läßt sich wegen des Fehlens näherer 
Nachrichten nicht mit völliger Sicherheit sagen. Ich halte 
es aber nach dem oben Dargelegten für so gut wie sicher, daß 
zunächst das Bergdorf am Rammelsberge mit dem festen 


t) UB. III, 885, 887. Obwohl zu diesem schon 1291 (UB. 1I, 422) 
genannten Hause auch ein Hof gehört (UB. III, 887), ist er nicht identisch 
mit dem „Allod‘‘ des Geschlechtes an dieser Stelle. Das Obedienz- 
verzeichnis des Domstiftes von 1309 (UB. III, 213) spricht $. 143 neben 
dem Hause Konrads von dem Dike ‚de allodio suo in Sacco“. 

2) Vor 1380 (s. UB. V, 403). 

3) Vgl. einstweilen Frölich, RV. S. 62, Anm. 1, 8.82, Anm. 3; 
Hansische Geschichtsblätter 1920/21, 8.152, Anm.1. Auf diese Ver- 
hältnisse wird demnächst nochmals zurückzukommen sein (vgl.u.8.461f.). 
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Haus des Geschlechts von dem Dike und der Johannis- 
(Martins)kirche als weltlichem und kirchlichem Mittelpunkt 
das Kernstück der älteren Niederlassung ausmachte. In 
der Epoche jedoch, in die uns die vorhandenen Aufzeich- 
nungen einen tieferen Einblick verschaffen, hat sich die 
Sachlage dahin verschoben, daß das Schwergewicht der 
Siedelung an die Stelle der Pfalz verlegt ist, die nach der 
Errichtung der Stadtmauer besser geeignet erschien, das 
militärische!) und verwaltungsmäßige Zentrum ihrer Um- 
gebung zu werden, und die deshalb 1219 auch als die Ge- 
richtsstätte des Reichsvogtes begegnet.?) Von hier aus aber 
gewinnen wir alsbald eine zweite Einsicht, die für die Aus- 
deutung des Verfassungsablaufs Goslars in der Folgezeit 
ebenfalls von der erheblichsten Tragweite ist, ohne daß 
dies bisher klar erkannt wäre. 

Die für das Verständnis der späteren Entwicklung 
wichtige topographische Scheidelinie ist nicht die Umwallung 
der Stadt, sondern sie führt zwischen Pfalz und Markt- 
siedelung hindurch. Südlich von dieser Linie lagen, ur- 
sprünglich mit einander verbunden, Bergdorf und Pfalz, 
während von Norden her die Marktsiedlung und dann die 
Stadt, zu der sie sich ausweitete, an sie heranrückte. Durch 
die Ziehung des Mauerringes an der bis zur Gegenwart über- 
kommenen Stelle wurde die Pfalz von der Umwallung 
umfaßt, und es wurde der räumliche Zusammenhang mit 
dem Bergdorf aufgehoben, während die verfassungsrechtliche 
Verknüpfung noch länger nachwirkte. Jetzt erst tritt die 
Bedeutung der kleinen Vogtei oder des kleinen Gerichts 
jenseits des Wassers in Goslar, bei der bisher wegen der 
Dürftigkeit der Überlieferung manches unklar bleiben 
mußte®), schärfer heraus. Es verliert so die eigentümlich 


!) Ich verweise hier auf das, was ich Hansische Geschichtsblätter 
1920/21, S. 138, über den Verlauf der „‚Burgstraße“ in Goslar ausgeführt 
habe. 

2) Frölich, GV., 8.15. 

3) Frölich, GV., S. 31£.,39f. S. jedoch auch schon den Hinweis bei 
Frölich, Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 41 (1920), S.123, Anm. 2. — 
Die kleine Vogtei auf der Reperstraße (Frölich, GV., 8. 36f.) scheidet 
hier aus. 
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schillernde Ausdrucksweise. der vorhandenen Quellen das 
Befremdliche, die bald von einer Vielheit von kleinen Ge- 
richten oder Vogteien in Goslar sprechen, ohne Merkmale 
für ihre Abgrenzung gegeneinander zu bieten, bald auch 
nur eines einzigen Gerichtes jenseits des Wassers gedenken. 
Man muß davon ausgehen, daß es sich bei dem „judieium 
trans aquam‘ in Goslar um einen anfänglich einheitlichen 
Gerichtsbezirk handelt, der in seiner Gesamtheit einen 
Gegensatz zu den eigentlich städtischen, auf dem Boden 
der Marktsiedelung erwachsenen Gerichten bildet, dann 
aber durch die Führung der Stadtmauer um die Baulich- 
keiten der Pfalz herum seinerseits wieder in mehrere Unter- 
bezirke zerschnitten ist, deren Rechtslage sich infolgedessen 
verschieden gestaltete. Eine urkundliche Bestätigung erhält 
diese Ansicht in einer Aufzeichnung vom 30. IV. 1395.!) 
In ihr wird ein Haus in der Simelingestraße ‚im kleinen 
Gericht‘ erwähnt, die Simelingstraße aber gehört dem 
Gebiet der Pfalz südlich der Abzucht, jedoch innerhalb 
der Stadtmauern an.?) 

Auch der Beweis, daß zunächst ein ausgeprägter Ab- 
schluß der Pfalz von der Marktsiedelung bestand, der erst 
allmählich beseitigt wurde, läßt sich aus topographischen 
Erwägungen erbringen. Marktniederlassung und Pfalz 
müssen früher räumlich getrennt gewesen sein durch ein 
unwegsames Sumpfgelände, auf dessen Lage die Nachrichten 
über einen Weiher (wiwarium) an dieser Stelle schließen 
lassen, und das von dem von der Marktkirche zur Pfalz 
strebenden Hohen Wege, also einer künstlichen Aufschüt- 
tung, durchquert wurde?) Daß ursprünglich hier eine 
Scheidung zwischen beiden Siedelungen oder Siedlungs- 
gruppen vorlag, läßt sich ferner daraus ersehen, daß im 
Pfalzbezirk, und zwar nach der Seite der Stadt hin, der 
Straßennamen ‚im Sack“ (in Sacco) begegnet), der auf eine 
hier verlaufende Sackgasse hinweist, während die Bezeich- 

1) UB.V, 979. 

2) Borchers, S.39 zu Nr. 63—65, und dazu Frölich, Hansische 
Geschichtsblätter 1920/21, S. 137/38. Näheres s. unten zu VlIa (S. 454f.). 


3) Oben 8.304 zu Anm. ]. 4) Oben S.315, Ann. 1. 
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nung „Klapperhagen“ für eine Straße auf der Grenze 
zwischen Pfalzbezirk und eigentlicher Stadt in der Gegend 
des Weihers ebenfalls das Vorhandensein unbebauten Ge- 
ländes an dieser Stelle andeutet.!) 

Ihre volle Erklärung finden die gegebenen Verhältnisse 
allerdings erst dann, wenn noch einige weitere Momente 
hinzugenommen werden. Als die Grenze zwischen großer 
und kleiner Vogtei, die nach dem vorher Ausgeführten 
zusammenfällt mit der Scheidelinie zwischen Marktsiede- 
lung und Pfalz, erscheint in den Quellen aus dem Ende 
des 13. und während des 14. Jahrhunderts die Abzucht, 
wie schon ihr Name besagt, ein künstlicher Wasserlauf, 
denn kaum ein höheres Alter zuzuschreiben ist. In der 
Tat können wir beobachten, wie noch in der ersten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts bei den Zwistigkeiten, die damals 
wegen der Diözesangrenzen bei Goslar zwischen Mainz 
und Hildesheim entbrannt waren, und die damit endeten, 
daß das im Süden der Stadt gelegene Domstift dem Bistum 
Hildesheim zugesprochen wurde?), die zwischen Stadt und 
Pfalz verlaufende Gose von Mainz als Grenze bezeichnet 
wurde. Wirft man die Frage auf, wodurch eine solche 
Unsicherheit entstehen konnte, wie sie den Anlaß zum 
Ausbruch des Diözesanstreites gab, so bietet sich eine 
Antwort dar, wenn wir von dem ursprünglichen Zusammen- 
hang des noch im späteren Mittelalter von Mainz in ge- 
wissem Sinne kirchlich abhängigen Bergdorfes?) und des 
Pfalzbezirkes, zu dem das Domstift gehörte, ausgehen und 
weiter berücksichtigen, daß das Trennungsgebiet zwischen 
Pfalz und Stadt von der Gose oder wenigstens einem Arm 
derselben durchströmt und durch das Sumpfland des 
Weihers gebildet wurde. Mit der Einbeziehung der Pfalz 
in den städtischen Mauerring wurde die danach eindeutige 
Sachlage verdunkelt und ein Anreiz für den Bischof von 
Hildesheim gegeben, auf diese Veränderung der Dinge 
Ansprüche zu gründen, die bezweckten, das ganze nunmehr 


1) P. J. Meier, Jahrbuch des Braunschweig. Geschichtsvereins XI 
(1912), 8. 32f.; Borchers, 8.40, Nr. 77. 


2) Oben S. 302. 3) Oben $. 302, Anm.4, 
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einheitlich von der Stadtmauer umschlossene städtische 
Gebiet seiner Diözesangewalt zu unterwerfen.!) 


Bildet nun später statt der Gose die Abzucht die Grenze 
des Sprengels der von dem Domstift abhängigen, aber 
ebenso wie dieses sich deutlich von den städtischen Pfarr- 
kirchen abhebenden Thomaskirche?), und erscheint jetzt die 
Abzucht auch in starker Betonung als die für das Gerichts- 
wesen maßgebende Trennungslinie, so müssen wir an- 
nehmen, daß hier eine Änderung in den hydrographischen 
Verhältnissen eingetreten ist, die bezweckte, nach der 
Ziehung der Stadtmauer in ihrem späteren Umkreise und 
nach der Herstellung einer näheren Verbindung zwischen 
Pfalz und Marktniederlassung das Gebiet zwischen beiden 
künstlich zu entwässern und der Bebauung zugänglich zu 
machen. Diese Erklärung ist um so überzeugender, als 
anscheinend ebenfalls eine Verlegung des Laufes der Gose 
erfolgt ist, die, wie noch heute, in einem zweifellos 
nicht natürlichen Bette der Stadt in ihrem westlichsten 
Teil in unmittelbarer Nähe der Frankenberger Kirche zu- 
geführt und nach der Einverleibung der Kirche in den 
Mauerring der Speisung der Wallgräben nutzbar gemacht 
wurde. So wird es ohne weiteres verständlich, daß nach der 
Umleitung der Gose und nach der Austrocknung des 
Sumpfgeländes, das sich anfangs zwischen Pfalz und Markt- 
siedelung schob, das Bett der als künstlicher Abflußgraben 
angelegten Abzucht die nicht nur kirchlich, sondern auch 
verfassungsrechtlich wichtige Grenze innerhalb der Stadt 
wurde. 


%) Auch nach der Entscheidung des Diözesanstreits zu Gunsten von 
Hildesheim wirken die früheren Zustände in so fern nach, als das Domstift 
noch in der Folgezeit zunächst weiter in einem ausgeprägten Gegensatz zu 
den städtischen Pfarrkirchen und der Stadt selbst verharrt, einem Gegen- 
satz, der eine unverkennbare Parallele bildet zu der Spannung zwischen 
Pfalz und bürgerlichem Gemeinwesen, die gegen Ende des 13. Jahr- 
hunderts zu beobachten ist. Vgl. hierzu Frölich, Zeitschrift ® für Rechts- 
geschichte 41 (1920), S. 101£., 113f., 125£., 131£. 

2) Über den Pfarrbezirk der Thomaskirche s. Frölich, Zeitschrift? 
für Rechtsgeschichte 41 (1920), S. 116, Anm. 2. 
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5. Die Marktsiedlung 6oslar. 


Die Marktsiedlung Goslar, die die Vorläuferin und den 
Kern der späteren Stadt bildet, stellt sich als eine plan- 
mäßig zu Handelszwecken ins Leben gerufene Anlage dar, 
die ihre Entstehung der Initiative des Königs verdankt, 
der hier als Markt- und Stadtherr erscheint.!) Sie lebt 
ursprünglich, wie wir bereits erkannten, ein räumliches 
Sonderdasein neben Bergdorf und Pfalz und ist erst all- 
mählich mit der letzteren verschmolzen. Während mit der 
Tatsache, daß Goslar auf einen bewußten königlichen 
Gründungsakt zurückgeht, an sich unbedenklich gerechnet 
werden kann?), bedarf eine Anzahl von topographischen 
Einzelfragen, die sich auf den Marktbezirk beziehen, und 
die bisher nicht in jeder Hinsicht zutreffend beantwortet 
sind, der genaueren Erörterung. Mit ihnen haben wir uns 
zunächst zu beschäftigen, da sie den Schlüssel für das Ver- 
ständnis mancher Züge der in der Folge begegnenden Ein- 
richtungen verfassungsrechtlichen Gehalts abgeben. Dabei 
empfiehlt es sich, so zu verfahren, daß wir beginnen mit einem 
Ausblick auf die Grundbesitzverteilung, wie sie bereits vor 
dem Aufkommen der Marktniederlassung bestand, um als- 
dann die älteste Marktanlage selbst und endlich den übrigen 
Bereich der Siedlung ins Auge zu fassen. 


a) Die Grundbesitzverteilung vor der Entstehung 

der Marktsiedlung. 

Mit dem, was oben über den Besitz der Herren von 
dem Dike im Bergdorf und im Pfalzbezirk dargelegt ist, 
berührt sich eine Anzahl weiterer Nachrichten, welche die 
Grundbesitzverteilung im Rahmen der eigentlichen Markt- 
siedelung Goslar betreffen. 





1) Vgl. Feine 8. 6, 13; Borchers 8. 6, 7. 

2) Abweichend neuerdings nur Ohlendorf, Das niedersächsische 
Patriziat und sein Ursprung, Forschungen zur Geschichte Niedersachsens 
II 5 (Hannover und Leipzig 1910), S. 47, der Goslar ohne ausreichende 
Begründung den Charakter einer planmäßig angelegten Kaufmannsstadt 
abspricht. S. hierzu auch den Eingang des Privilegs Friedrichs II. vom 
13. VII. 1219 (UB.I, 401): „eivitas Goslariensis ... ab antecessoribus 
nostris dive memorie regibus et imperatoribus funditus constructa“, 
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Durch die Untersuchungen Bodest). ist in hohem 
Grade wahrscheinlich gemacht, daß nahe verwandtschaft- 
liche Beziehungen zwischen den Herren von dem Dike 
(de Piscina) und der ebenfalls früh eine bedeutende Rolle 
in Goslar spielenden Familie de Capella und deren Nach- 
kommen, den Herren von Ebelingerode, bestanden, Be- 
ziehungen, die sich namentlich darin ausdrückten, daß der 
Fischteich, nach dem die Herren von dem Dike ihren Namen 
trugen, ursprünglich gemeinsames Familiengut der Fa- 
milien de Capella-Ebelingerode und von dem Dike war, 
und daß nach dem Aussterben der Herren von Ebelingerode 
die Herren von dem Dike in dem Goslar benachbarten 
Ebelingerode die Erben ihrer Stammesvettern dort wurden.?) 
Dabei spricht manches für die Annahme, daß der Anfang 
beider Geschlechter auf die freie und rittermäßig lebende 
Familie de Capella zurückgeht, und daß diese sich später in 
zwei Zweige spaltete, einen älteren, der sich zunächst de 
Goslaria, dann aber dauernd de Piscina nannte, und einen 
jüngeren, der zuerst den Namen de Capella weiter führte 
und später die Bezeichnung de Ebelingerode annahm. 

Nun ist ferner von Wert, daß sich genauere Nachrichten 
über einen wichtigen Bestandteil des Stammgutes der 
Familie de Capella erhalten haben, nämlich, abgesehen von 
dem schon erwähnten Fischteich außerhalb Goslars am 
Fuße des Rammelsberges, über einen Herrenhof und die 
dabei gelegene Kapelle der heiligen Cäcilie innerhalb der 
‚Stadt selbst an der oberen Kornstraße in der Nähe des 
heutigen Marktes?) Hier sehen wir ein ähnliches Bild 
wie bei dem Dikhofe im Bergdorf. Die Cäcilienkapelle, 
über deren Stiftung ein umfangreiches urkundliches Material 
vorliegt, wird danach als eine eigenkirchliche Gründung 
zu betrachten sein, die von der Familie des ersten Stifters 
Sidag an ein ihr verwandtes Geschlecht abgetreten ist, 
das danach später den Namen de Capella trug. Diese Vor- 
gänge aber in Verbindung mit der Tatsache, daß das Stamm- 
gut der mit den Herren de Üapella zusammenhängenden 


3) Oben 8.313, Anm. 2. 2) Bode, a.a.O., 8. 140£. 
3) Bode, 8. 130f. 
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Familie de Ebelingerode an dem letztgenannten Orte zum 
größten Teil freies Erbgut war, werden sich im Sinne der 
Auffassung verwerten lassen, daß ein Teil des Geländes, 
das zur Marktsiedelung Goslar gezogen wurde, sich vorher 
als unbelastetes Eigen in der Hand einer ritterlich lebenden 
freien Familie befand. 

Die gleiche Erscheinung, die auf eine besondere Rechts- 
lage dieses Besitzes innerhalb der Marktniederlassung 
deutet, läßt sich jedoch weiter in überaus kennzeichnender 
Gestalt auch in einer Anzahl anderer Fälle beobachten, 
die sich zwar nicht sämtlich auf das Gebiet der eigentlichen 
Marktsiedelung erstrecken, sondern ebenfalls die übrigen 
Pfarrsprengel der Stadt betreffen, die aber trotzdem in 
ihrer Gesamtheit unbedenklich herangezogen werden kön- 
nen, um ein Bild von der Grundbesitzverteilung in dem 
Gebiet zu entwerfen, auf dem sich demnächst die Markt- 
niederlassung Goslar erhob. 

In Betracht kommen hier einmal die Nachrichten über 
die Stiftung des Klosters Neuwerk zu Goslar durch den 
Vogt Volkmar von Wildenstein und seine Gattin Helene. 
Die Bestätigungsurkunde des Bischofs Adelog von Hildes- 
heim vom 16. X. 1186%) bemerkt, daß Volkmar ‚extra 
portam que dieitur Rüzendore in proprietate sua...... 
uxoris sue domine Helene aliorumque heredum suorum 
consensu‘ ein Oratorium errichtet und daß er dem Kloster 
unter anderem ‚domum quoque et totam curiam suam juxta 
Rüzendore‘‘ übertragen habe. Wir werden daraus schließen 
dürfen, daß für die Gründung Eigengut der Familie des 
Stifters in Anspruch genommen ist.2) Noch bezeichnender 
ist eine undatierte, in die Zeit um 1258 fallende Niederschrift 
über den Verkauf eines Hauses und Gehöftes in der Stadt 
Goslar an das Kloster Frankenberg durch Ritter Heinrich 
und Eberhard, Brüder von Kniestedt.?) Der Verkauf be- 
trifft „quandam domum et curiam adjacentem infra muros 
ibidem, sitam immediate apud antiquam coquinam ejusdem 
ecclesie, que antiqua coquina quondam dicebatur, et fuerat 


1) UB.I, 306. 2) Vgl. hierzu auch Ohlendorf, 8. 74/75. 
3) UB. II, 57. 
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domus et curia Arnoldi militis et filiorum ejus de Gowische, 
eodem jure libertatis, quo nos a parentibus ejus 
possidebamus in perpetuo, sine aliqua retractione no- 
strorum heredum vel civium ipsius civitatis libere possiden- 
dam. Ne autem aliquis heredum vel propinguorum nostro. 
rum successorum eandem ecclesiam et conventum pro 
hujusmodi emtione vexent, seu cives Goslarienses in 
possessione impediant, predicte domus et curie diete quon- 
dam Lippoldi et Ermegardis de Goslaria justi volumus 
esse locis in omnibus varandatores.‘‘ Vielleicht am auf- 
schlußreichsten aber ist eine Nachricht, die sich auf Bau- 
lichkeiten im Mittelpunkte der Marktniederlassung, am 
Schuhhofe, bezieht, in dem wir nach unseren weiteren 
Darlegungen die älteste Marktanlage von Goslar zu er- 
blicken haben. Sie betrifft ebenfalls die Ausstattung des 
neu gegründeten Klosters Neuwerk durch Volkmar von 
Wildenstein. Aus ihr erhellt, daß der Stifter des Klosters 
zu der Gabe, zu der die bereits erwähnten Besitzungen 
aus dem Erbgut der Familie gehörten!), später noch einen 
Komplex von Schenkungen hinzugefügt hat, unter denen 
sich auch eine Anzahl von Verkaufsständen der Bäcker und 
Schuhmacher am Schuhhofe befanden. Mit Bezug auf die 
zuletzt erwähnten Zuwendungen nun bemerkt schon die 
Urkunde vom 16. X. 1186 ausdrücklich: ‚Hee omnia, cum 
advocatus sua diligentia et pecunia conquisierit, liberumque 
ei fuerit, sine conpromissione heredum suorum, cui vellet, 
conferre, ad sufficientem tamen cautelam cum coniventia 
heredum suorum hec deo optulit.“ 

Fassen wir diese Aufzeichnungen zusammen, so können 
wir zunächst folgern, daß auch nach der Stadtwerdung 
Goslars im Bereiche des Mauerringes, nicht nur im Pfalz- 
bezirk, sondern ebenfalls in den übrigen Stadtteilen, der 
Grund und Boden zum Teil in der Hand freier und ritter- 
mäßig lebender Familien verblieben war, als deren Erb- 
gut er sich darstellt. Es geschehen Besitzübertragungen, 
welche sich innerhalb des Kreises der der gleichen sozialen 
Schicht angehörenden Geschlechter unter Zustimmung der 


!) S. oben 8.323 zu Anm. 2. 
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nächsten Erben und unter Sicherung gegen ein Beispruchs- 
recht derselben vollziehen. Es tritt, wie namentlich die 
Urkunde vom 16. X. 1186 zeigt, deutlich hervor, daß ein 
Unterschied in der Verfügungsbefugnis des Inhabers ge- 
macht wird, je nachdem es sich um Erbgut der Familie 
oder um später gewonnenen Besitz dreht, für dessen Ver- 
äußerung es einer Mitwirkung der nächsten Erben an sich 
nicht bedarf. So begegnet uns schon hier in sehr bezeich- 
nender Form der Unterschied zwischen Erbe und Eigen, 
der noch in den Goslarer Statuten aus dem 14. Jahrhundert 
mit großem Nachdruck betont wird!), und auf dessen ver- 
fassungsrechtliche Bedeutung namentlich v. Voltelini 
in seiner Arbeit über ‚die Anfänge der Stadt Wien‘“?) 
aufmerksam gemacht hat. Wir können aber ferner aus der 
Urkunde wegen Überlassung des Hauses und Hofes Arnolds 
von der Gowische an das Kloster Frankenberg um 1258 
ableiten, daß es sich dabei zugleich um Grundbesitz handelt, 
dessen Freiheit in einem Gegensatz zu den städtischen 
Interessen steht, da besondere Sicherungen gegen etwaige 
Eingriffe der Goslarer Bürger in diese Freiheit vorgesehen 
werden. 

Die gleichen Verhältnisse, wie sie in den besprochenen 
Fällen gegeben sind, werden wir unbedenklich auch bei dem 
ferner in Goslar bezeugten Grundbesitz der übrigen dort 
als ritterbürtig erscheinenden freien Geschlechter voraus- 
setzen können, den Borchers?) für die einzelnen Stadtteile, 
wenn auch nicht ganz erschöpfend, zusammengestellt hat. 
Aus diesem Verzeichnis ergibt sich zugleich, daß erhebliche 
Abweichungen in den geschilderten Verhältnissen für die 
verschiedenen Stadtbezirke und ebenso für dasBergdorf nicht 
bestehen, wenngleich natürlich eine dichtere Siedelung der 
Ritterfamilien in der Nachbarschaft der Pfalz zu ver- 
muten ist. 

Abgesehen von dem Besitz freier Familien ist ferner 
mit solchem zu rechnen, der sich in der Hand reichsministe- 


1) Vgl. hierzu Frölich, Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 46 (1926), 
S.511, Anm.4 a.E. 
2) Wien und Leipzig 1913. S. daselbst S. 76. 3) 8.64, 65. 
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rialischer Geschlechter, wie sie neben den freien Familien 
in Goslar vertreten sind, befand.!) 


Die Urkunden, aus denen wir diese Folgerungen ge- 
zogen haben, gehören allerdings frühestens dem 12. Jahr- 
hundert, zum großen Teil einer noch späteren Periode an. 
Trotzdem werden wir annehmen dürfen, daß wenigstens 
bei einer Reihe von ihnen die geschilderten Zustände ein 
höheres Alter aufweisen und bis in die Zeit zurückreichen, 
die noch vor der Entstehung der Marktsiedelung liegt. 
Namentlich deutet das, was über die Güter sowie die sonstige 
Rechtslage der Herren von dem Dike und der mit ihnen ver- 
wandten Familien de Capella und von Ebelingerode mit- 
geteilt ist, darauf hin, daß bei der Gründung des Marktes 
Goslar das für die Siedelung in Betracht kommende Ge- 
lände nicht mehr völlig frei der Verfügungsgewalt des 
Königs unterlag, sondern daß auf die Rechte dieser Familien 
Rücksicht zu nehmen war. Dabei halte ich es zwar für 
durchaus denkbar, daß der Besitz der Ritterfamilien in 
Goslar, ebenso wie wir dies bereits bei den Herren von dem 
Dike unterstellten, ursprüngliches Königsgut bildete, das 
von den Herrschern entweder zu freiem Eigen vergabt oder 
an die Dienstleute des Reichs zu Ministerialenrecht aus- 
getan war. In dem einen wie in dem andern Falle aber war 
die Notwendigkeit gegeben, sich bei der Ausscheidung des 
Marktgebietes mit den Rechten der bezeichneten Personen- 
kreise auseinanderzusetzen. 


ß) Die älteste Marktanlage Goslars. 


In bezug auf.die Örtlichkeit, die als die erste Markt- 
anlage Goslars zu gelten hat, weichen die Meinungen der 
Schriftsteller sehr stark voneinander ab.?2) Während hierfür 
von Borchers der heutige Marktplatz, an dessen West- 
seite sich das Rathaus erhebt, und an den sich in der gleichen 


ı) UB.1, 142 (vgl. dazu unten zu IIla 2a, S.350) sowie Niese, 
S. 136, Anm. 1. Über die Stellung der Reichsministerialen s. jetzt auch 
Stimming, 8. 57f., 87, 88. 

2) Vgl. die Übersicht bei Borchers, 8. 34f., die gut die bestehende 
Unklarheit erkennen läßt. 
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Richtung die zuerst 1151!) als ecelesia forensis bezeugte, 
aber tatsächlich ältere?) Marktkirche anlehnt, gehalten 
wird®), nimmt Hölscher die Stätte des ältesten Markt- 
verkehrs auf dem jetzigen Schuhhofe an.?) Im Gegensatz 
dazu verweist Meier?) aus topographischen Erwägungen 
den ursprünglichen Marktplatz dorthin, wo die Markt- 
straße von Nordwesten her auf die Türme der Marktkirche 
stößt, um sich von hier aus der Pfalz zuzuwenden. 

Meines Erachtens trifft die Ansicht Hölschers, wenn 
sie etwas schärfer gefaßt wird, das Richtige. Dafür, daß 
in dem Schuhhofe die ursprüngliche Marktanlage zu er- 
blicken ist, sprechen überzeugend zwei Gruppen von Nach- 
richten. 

Auf der einen Seite kommt in Betracht, daß sich um 
den Schuhhof die Verkaufsstände der wichtigsten Gewerbe 
der Frühzeit, namentlich der Lebensmittelgewerbe, lagern 
in einer Geschlossenheit der Anordnung, die auf den ersten 
Blick auffällt. Hier befinden sich die Hallen der Schuh- 
macher und Gerber sowie der Fleischer, in unmittelbarer 
Nähe davon sind die platea institorum mit den Buden der 
Krämer und die Brotbänke der Bäcker zu vermuten.®) 
Dabei ist verfassungsrechtlich bedeutsam, daß am Schuh- 
hof und in seiner Umgebung gerade die Verkaufsstände 
derjenigen Handwerker- und Händlervereinigungen konzen- 
triert sind, die später als die „großen‘“ Gilden einen be- 
vorzugten Platz in der Ratsorganisation einnehmen”), und 
daß, nach Aufzeichnungen aus dem 15. Jahrhundert zu 
schließen, die Zugehörigkeit zu dem betreffenden Verband 
irgendwie verknüpft gewesen sein muß mit dem Besitz 
eines der hier gelegenen Scharren.°) Damit berührt es sich, 





ı) UB.IL, 212. ®) K. Beyerle, Gött. gel. Anz. 1915, S. 227. 

3) Borchers, 8.37. 

2) Kunstdenkmäler der Provinz Hannover, II 1 und 2: Stadt 
Goslar (Hannover 1901), S. 305. 

5) Stadt Goslar, 8.17. 

6) Im einzelnen s. Borchers, S. 34f. Auch die Hallen der Münzer 
und die Verkaufsstände der Hoken, nach denen die anstoßende Hoken- 
straße genannt ist, werden hier zu suchen sein (vgl. UB. II 456/7). 

?) Frölich, Verfassung und Verwaltung der Stadt Goslar, S. 10, 11. 

8) Frölich, Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 41 (1920), 8. 142f. 


328 Karl Frölich, 


daß um die an dieser Stelle vorhandenen Baulichkeiten 
sich die erbitterten Hallenkämpfe nach 1290 drehten!), und 
daß auf dem Schuhhof noch im 15. Jahrhundert der Quast 
als Zeichen des Marktbeginns aufgesteckt wurde.?) 


Auf der anderen Seite läßt sich zugunsten der vor- 
stehend vertretenen Auffassung die Tatsache verwerten, 
daß am Schuhhof und in seiner unmittelbaren Nachbar- 
schaft auch eine Anzahl von Gebäuden nachweisbar ist, 
deren Zweckbestimmung auf die Regelung des Markt- 
verkehrs und die Erhebung der aus ihm fließenden Ab- 
gaben hindeutet, die aber auch für sonstige Verwaltungs- 
und andere öffentliche Zwecke von Belang sind, und die zum 
Teil schon mit den Einrichtungen in der Reichsvogtei in 
Verbindung stehen müssen. In die Gegend des Schuhhofes 
ist das „scepelhus‘‘, der Sitz des königlichen Zöllners?), 
zu verlegen.?) In seinem Keller befindet sich der Gefangenen- 
stock, in seiner Nähe, in der Hokenstraße, das Haus des 
Henkers.’) Auf der entgegengesetzten Seite des Schuh- 
hofes zog, wenn auch nicht ganz genau ihrer Lage nach 
bestimmbar, die Vogtstraße hin, die ihren Namen viel- 
leicht von dem hier anzunehmenden und im späteren 


!) Vgl. über sie Schiller, Bürgerschaft und Geistlichkeit in Goslar 
(1290— 1365), Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgeg. von U. Stutz, 
Heft 77 (Stuttgart 1912), 8. 66f.;Frölich, Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 
41 (1920), S. 131£. 

2) Hölscher, Harz-Z. 42 (1919), S. 76. 

3) UB.II,303 (1273— 1291): „qui in domo modiorum, que scepelhus 
dicitur, sedere solet ad imperii theloneum tollendum.“ 

4) Es ist dies zu entnehmen aus der Reihenfolge, in der in dem 
Güterverzeichnis des Klosters Neuwerk vom 6. V.1353 (UB.IV, 525, 
8. 392 u.) „dat Sceppelbus cum cellario captivorum et bodis ad eam 
pertinentibus“ sowie einige andere Gebäude, darunter eine Bude und ein 
Haus „apud domum suspensoris‘‘, aufgeführt werden zwischen Baulich- 
keiten am Schuhhofe und Lederhofe sowie solchen in der an den Schuhhof 
grenzenden Hokenstraße. Die „hengherie‘‘ in der Hokenstraße ist noch 
in einer Urkunde vom 3. X. 1496 (Or. Goslar Stadtarchiv, Thomaskirche 
Nr. 2) erwähnt. Über die Hokenstraße als Wohnsitz der Juden s. Frölich, 
Hansische Geschichtsblätter 1920/21, S. 146, Anm. 3; Lüb. Zeitschr. XXIT 
(1925), S. 424, Anm. 100. 


5) S. die vorhergehende Anm. 
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Gerichtswesen der Stadt eine Rolle spielenden Hause des 
Vogtes trägt.!) 

Mit dem Gesagten deckt sich eine ganze Reihe topo- 
graphischer Gesichtspunkte, die den urkundlichen Befund 
in sehr bezeichnender Weise ergänzen. Nicht nur liegt der 
Schuhhof an sich im Mittelpunkt der Marktsiedelung, 
sondern er spielt auch, wenn wir von den späteren Stadt- 
erweiterungen absehen, eine beherrschende Rolle in ihrem 
Wegenetz. Er erscheint gewissermaßen als Verlängerung 
und ursprünglich straßenmarktartige Verbreiterung eines 
aus der heutigen Bahnhofs- und der Hokenstraße bestehen- 
den, in der Richtung auf den Pfalzbezirk zu verlaufenden 
Straßenzuges, der, nach seiner Linienführung zu urteilen, 
sich als ein alter, natürlicher Verkehrsweg darstellt, und der 
zu einer Zeit, in der die Marktkirche ein kleinerer Bau war, 
leicht Anschluß an den zur Pfalz strebenden, die an dieser 
Stelle vorhandene Niederung überquerenden Hohen Weg 
zu gewinnen vermochte. Auch das älteste Rathaus, das 
lobium fori, und die Marktkirche, die in unmittelbarer Nähe 
liegen, passen sich seinem Schema durchaus an. So begegnet 
also nichts, was sich nicht der entwickelten- Ansicht auf das 
beste einfügte. 

Nimmt man diese Umstände in ihrer Gesamtheit, 
so scheint mir kaum eine andere Deutung zulässig zu sein, 
als daß der Schuhhof der älteste Marktplatz war, der im 
Anfang das „Herz der ganzen Gründung“ bildete.?2) Ist 
dies aber richtig, so muß natürlich der seit dem Ende des 
13. Jahrhunderts und zwar kennzeichnender Weise als 
„forum commune?)‘ bezeugte heutige Marktplatz eine neuere 
Anlage sein, die geschaffen ist in Verbindung mit der Um- 


1) Vgl. UB.U, 412: „si quis contumax ab advocato vel ab actore 
deprehenditur et addomum advocati dueitur...“ Jedoch ist es auch 
möglich, daß die Straße nach einem bestimmten Vogt genannt ist, dain der 
gleichen Gegend noch eine Vogt-Konrad-Straße vorkommt, die möglicher- 
weise mit jener zusammenfällt (s. Borchers, S. 39, Nr. 71, 72). 

2) Daß schon in älteren Urkunden das Wort „forum“ gebraucht 
wird, spricht nicht dagegen, da dabei nicht ohne weiteres an den späteren 
Marktplatz, sondern lediglich an die damalige Anlage für den Marktverkehr 
zu denken ist. 

3) UB.IL, 412. 
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wändlung der Marktniederlassung zur Stadt, während der 
sogenannte „Neumarkt‘, der zuerst in Urkunden aus dem 
14. Jahrhundert erwähnt wird, eine jüngere Ausweitung 
am nördlichen Rande des forum commune von bestimmter, 
auch gerade verfassungsrechtlich belangreicher Prägung ist.!) 

Aus den vorstehend zusammengestellten Beobachtun- 
gen, die das älteste Marktgelände betreffen, ist ebenfalls 
bereits eine Anzahl für die Verfassungsentwicklung Goslars 
wichtiger Schlußfolgerungen zu ziehen. Zunächst muß 
man aus ihnen ableiten, daß es eine Periode in dem Dasein 
des Goslarer Marktes gegeben hat, in der die königliche 
Verwaltung und ihre Organe nicht nur eine nahe räum- 
liche Verknüpfung mit dem Marktverkehr aufwiesen, son- 
dern in der eben deswegen auch mit einer sehr starken 
sachlichen Einwirkung des Stadtherrn auf die Marktverhält- 
nisse zu rechnen ist. Aber trotzdem findet —— wenigstens 
in der Zeit, in der uns genauere Einblicke möglich sind — 
dieser Einfluß keinen Niederschlag in der Grundbesitz- 
verteilung am Markte: es fehlt jede Nachricht über Ver- 
kaufsstände in königlicher Hand. Jedoch auch die um 
das Jahr 1290 aus den Urkunden ersichtliche ‚„Mono- 
polisierung“ der vorhandenen Kaufhallen und Buden 
zugunsten der kirchlichen Anstalten?) bedeutet nicht etwas 
Altüberkommenes, es zeigt sich vielmehr, daß ein sehr er- 
heblicher Teil des kirchlichen Hallenbesitzes nicht viel 
mehr als ein Jahrhundert vorher den Besitzer gewechselt 
hat. Vogt Volkmar von Wildenstein, der das Neuwerk- 
kloster bei seiner Gründung damit bedachte, ist auch 
seinerseits nicht von Anfang an Eigentümer gewesen, 
sondern er hat die dem Kloster übertragenen Verkauis- 
stände erst selbst erworben und zwar, wie dem Wortlaut 
der Urkunde vom 16. X. 1186 zu entnehmen ist, im Wege 
des privaten Rechtsverkehrs, also ohne Beziehung zu seiner 
amtlichen Stellung. Wer der Verkäufer war, wird nicht ge- 
sagt. Es ist möglich, daß er in dem Kreise der ritterbürtigen 
Familien gesucht werden muß, denkbar aber gleichfalls, 


1) Siehe dazu Frölich, Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 41 (1920), 
S. 142f. 
2) Schiller, 8. 59f. 
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daß die Hallen und Buden sich vorher in bürgerlicher Hand, 
etwa in der einer der angesehenen Kaufmannsfamilien, auf 
deren Rechtsstellung wir noch zu sprechen kommen, be- 
fanden.!) Jedenfalls ist von einer ausschließlichen Ver- 
fügungsbefugnis des Königs an diesen Baulichkeiten keine 
Rede, und es ist nach dem, was wir über die Besitzverteilung 
vor dem Aufkommen der Marktansiedlung ausgeführt 
haben, auch nicht anzunehmen, daß eine solche jemals 
bestanden hat. Ebensowenig handelt es sich aber um 
rein bürgerliches Eigen, so daß uns ein grundsätzlicher 
Unterschied gegenüber den von Rörig?) für die Frühzeit 
Lübecks geschilderten Verhältnissen an den dortigen Markt- 
grundstücken entgegentritt. Deshalb kann die Meinung 
Schillers®), der die von den Stiftern und Klöstern in den 
Kämpfen von 1292 und 93 erhobenen Ansprüche als „‚Über- 
rest eines alten Bannrechtes des Königs als des Grund- 
herrn‘“ auffaßt, nicht zutreffen, und es ist die Ansicht 
Feines*) vorzuziehen, der den Ursprung der Rechte der 
Geistlichkeit in dem Marktregal des Königs erblickt, das 
sich auch unabhängig von eigenem Besitz des Königs an den 
Marktbaulichkeiten zu behaupten vermochte. In ihm 
beruht m. E. ebenfalls der aus grundherrlichen Befugnissen 
allein kaum zu erklärende starke Einfluß des Königs auf 
die Marktverwaltung als solche und auf die Ordnung der 
Rechtsstellung der an dem Marktverkehr in erster Linie 
beteiligten Schichten der städtischen Bevölkerung. 


») Die Marktsiedlung außerhalb der ältesten Marktanlage. 


Um den Schuhhof und die südlich an ihn steßende, 
zunächst wohl erheblich kleinere Marktkirche gruppiert 
sich dann die anfängliche Marktniederlassung. F. Beyerle°) 
nimmt an, daß die Umrißlinie der ersten Siedlung östlich 
etwa bis zur heutigen Juden- und Sommerwohlenstraße, 





1) Ausgeschlossen erscheint dagegen Eigentum der Krämer oder 
Handwerker an den Marktständen. Für sie ist nur pachtweise Überlassung 
bezeugt (Borchers, 8. 58£.). 

2) Markt von Lübeck, 8. 7£. 3) 8.59, 60. 

4) S.135, Anm.]1. 

5) Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 35 (1914), 8.579, Ann 1. 
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im Norden bis zur Bäckerstraße, im Süden bis zur Abzuchi 
und im Westen in der Verlängerung der Bäringerstraße 
nach dem Kaiserhaus zu verlief. Wenn auch im einzelnen 
Zweifel möglich sind?), so reichen doch die Anhaltspunkte, 
die aus den Namen und der Führung der hier genannten 
Straßen, aus der Lage einzelner Baulichkeiten sowie aus 
der Abgrenzung der Marktparochie gegenüber den benach- 
barten Pfarrsprengeln in späterer Zeit zu gewinnen sind, 
hin, um zu erkennen, daß die von F. Beyerle gezeichnete 
Außengrenze für die der Stadt vorhergehende Marktsiedlung 
im ganzen durchaus das Richtige treffen wird. 

Was die Rechtslage des Grundbesitzes in der Markt- 
niederlassung Goslar außerhalb des Marktes selbst anbelangt, 
so hat man aus der Tatsache, daß in Goslar ein Wortzins 
„de areis tocius civitatis“ entrichtet wurde?), gefolgert, 
daß die Gesamtheit der Grundstücke innerhalb der Markt- 
siedlung dem König wortzinspflichtig gewesen sei, der 
seinerseits den Wortzins an das Domstift überlassen habe.°) 
Dem ist nur mit einer Einschränkung beizutreten, die sich 
aus unseren bisherigen Darlegungen ergibt. Denn wenn 
das zutrifft, was oben ausgeführt ist über das Grundeigen 
der ritterlichen Familien, so werden wir die Worte ‚de 
areis tocius eivitatis“ nicht in dem Sinne deuten dürfen, 
daß das Gelände der Marktsiedlung ausnahmslos zu Wort- 
zinsrecht vergabt war. Wir müssen vielmehr unterstellen, 
daß die zur Bebauung bestimmten areae, von denen der 
Wortzins gezahlt werden mußte, im Wege der Parzellierung 
ausgeschieden sind®), daß neben ihnen jedoch auch nicht 
zu Arealzins ausgetaner freier und ministerialischer Besitz 
in der Hand ritterlich lebender Familien verblieb. 

Hier taucht nun alsbald eine Frage auf, die bisher 
überhaupt kaum schon gestreift ist, obwohl sie eine erheb- 
liche Bedeutung für die Erkenntnis der verfassungsrecht- 





1) Wegen der Abzucht ist z. B. auf das oben $. 319f. Bemerkte zu 
verweisen. 

2) UB.]1, 301, S. 330. 

3) Bode, UB. 1, Einleitung 8. 66f.; Schiller, S. 206f.; Borchers, 
S. 44f., 56f. 

a) Vgl. dazu Ohlendorf, 8.75; Borchers, S. 56. 
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lichen Zustände Goslars zu beanspruchen hat, nämlich die 
Frage, ob mit dem Gesagten die Gesamtverteilung des 
Grund und Bodens der Marktniederlassung erschöpfend 
beschrieben ist, oder ob neben dem Grundbesitz der ritter- 
lichen Familien und den wortzinspflichtigen, in der Haupt- 
sache von den Handwerkern genutzten Grundstücken!) 
ein weiterer Geländekomplex vorhanden war, der sich in 
der Hand einer bis jetzt noch nicht erwähnten Bevölke- 
rungsklasse, nämlich der Goslarer mercatores, befand, die 
eine Schicht des Patriziats bildeten und als solche ebenfalls 
am städtischen Grundbesitz beteiligt gewesen sein müssen. 

Die Frage ist im Sinne der letztgedachten Alternative 
zu beantworten, allerdings nicht auf Grund unmittelbarer 
Quellenzeugnisse der älteren Zeit, sondern in der Haupt- 
sache rückschließend aus Nachrichten, die einer späteren 
Epoche der Entwicklung, nämlich der ersten Hälfte des 
13. Jahrhunderts, angehören. Wenn wir hier?) wieder- 
holten Versuchen der Goslarer begegnen, sich der Ver- 
pflichtung zur Zahlung des Wortzinses zu entziehen, Ver- 
suchen, die in einem auffallenden Gegensatze stehen zu der 
Geringfügigkeit der zu entrichtenden Abgaben, so läßt sich 
für diese bisher der Erklärung spottende Tatsache eine ein- 
leuchtende Deutung gewinnen, wenn wir davon ausgehen, 
daß die Belastung der vorhandenen Grundstücke mit Wort- 
zinsen in Goslar, wie anderwärts, die Erlangung der Voll- 
bürgereigenschaft ausschloß.?) Auf diese Weise wird es 
verständlich, daß das Bestreben der Handwerker, die im 
Gegensatz zu den Geschlechtern nur zum Erwerb nach 
Wortzinsrecht fähig waren, dahin ging, sich gerade der 
Verpflichtung zur Zahlung der Wortzinsen zu entziehen 
und ihren Besitz von dieser ihrer Höhe nach kaum als 
drückend empfundenen Leistung zu befreien. Aus dem 
aber, was demnächst noch näher auszuführen ist über die 
Rechtslage der kaufmännischen Oberschicht in Goslar®), 
erhellt, daß für die letztere eine solche verfassungsrechtliche 





1) Borchers, $.61, 80. 2) S. unten zu IVb 1 (S. 408f.). 

%) Vgl. dazu im allgemeinen Frölich, Zeitschrift? für Rechtsge- 
schichte 46, (1926), S. 508f., insbes. S. 514. 

4) S. unten bei IIIb 2a (S. 369 .). 
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Bindung in Ansehung des Grundbesitzes nicht gegeben 
war, da ihre Mitglieder ja die Vollbürgereigenschaft be- 
saßen. Wir müssen daraus folgern, daß für sie die Schranken, 
die von den Handwerkern als hemmend empfunden wurden, 
entfielen, m. a. W., daß freies Eigen vorhanden war, das 
sich in ihren Händen befand und ihre bevorzugte Rechts- 
stellung bedingte. 

Weitere Schwierigkeiten bereitet für Goslar ein Um- 
stand, auf den schon mehrfach hingewiesen ist.!) In dem 
ältesten, zwischen 1174 und 1195 angefertigten Güterver- 
zeichnis des Goslarer Domstiftes?) wird einmal ein „‚census 
de curtibus‘“ in Höhe von über 33 Talenten, der identisch 
sein wird mit den in der Bestätigungsurkunde König Hein- 
richs IV. vom 17. 1X. 1057 erwähnten ‚curtilia cum censu‘“3), 
daneben aber ein Arealzins genannt, den eine Reihe geist- 
licher Anstalten sowie ein „Udelricus Dives“ zu entrichten 
hat. Und zwar wird bei den geistlichen Anstalten nur die 
Zahl der belasteten Grundstücke, dagegen nicht die Höhe 
des von ihnen zu zahlenden Zinses angegeben, während 
bei Udelricus Dives bemerkt ist „tenetur solvere XT solidos 
et IIII denarios de areis suis“. In den Aufzeichnungen aus 
der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts, von denen vorhin 
gesprochen wurde, ist dagegen nur von einem ‚census 
arearum“‘ die Rede, in dessen Abführung an das Domstift 
die Pflichtigen säumig waren, und dessen Beitreibung dem 
Vogte zur Aufgabe gemacht wird. Greifen wir zurück auf 
das, was früher von uns über die Verteilung des Grund- 
besitzes in der Marktsiedlung Goslar dargelegt ist, so läßt 
sich vielleicht — wie ich wenigstens vermutungsweise äußern 
möchte — eine Erklärung geben, die sich mit dem vorstehend 
Ausgeführten berührt. Da nicht der gesamte zur Besiedlung 
ausgetane Boden mehr der Verfügung des Königs unterlag, 
war ein Grundzins verschiedener Art, wenn auch nicht 
notwendig für die einzelne area in verschiedener Höhe, 
zu zahlen, je nachdem es sich um Parzellen handelte, die von 


1) Vgl. Schiller, S.207f.; Borchers, S.57f.; Frölich, Han- 
sische Geschichtsblätter 1920/21, S. 148, Anm. 2. 

2) UB.I, 301, S.330 o. 

3) UB.I, 68. Ebenso Schiller, S. 208. 
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dem König selbst verliehen waren, oder um solche, die im 
Eigentum anderer Personen standen. Bei dem census de 
curtibus kann man, wie ich schon früher gelegentlich an- 
gedeutet habe!), an Reste des alten königlichen Besitzes, 
bei dem census de areis aber an Siedlungsgelände denken, 
das von den vorhandenen ritterlichen Familien beigesteuert 
wurde, und für das der Wortzins nach den bei der Anlage 
der Marktsiedlung oder auch später bei einer Ausdehnung 
des Ortes getroffenen Anordnungen ebenfalls zugunsten 
des Domstiftes zu vereinnahmen war. Sehr nahe würde 
diese Auffassung jedenfalls dann liegen, wenn unter dem 
Großgrundbesitzer Udelricus Dives, wie es nach dem Vor- 
namen nicht ausgeschlossen ist, ein Angehöriger der Fa- 
milie von dem Dike zu verstehen sein sollte.2) Während die 
ritterlichen Familien ihren Grundbesitz selbst parzellierten, 
kämen als Inhaber derartiger curtes oder curtilia, soweit 
nicht die Aufteilung durch die königlichen Beamten erfolgte, 
nach den anderwärts zu beobachtenden Vorgängen die mit 
ihnen bedachten, später im Rat begegnenden kaufmännischen 
Geschlechter in Betracht, die ihrerseits bei der Vergabung 
dieses Geländes an die Siedler minderen Rechtes irgendwie 
mitwirkten.?) Mag dem aber sein, wie ihm wolle®): die 
Urkunden des 13. Jahrhunderts und der Folgezeit spiegeln 
einen Rechtszustand wider, bei dem sich der ursprünglich 
in dieser Richtung wahrzunehmende Unterschied verwischt 
hat und nur noch von einem einheitlichen census arearum 
die Rede ist.°) 
3) Hansische Geschichtsblätter 1920/21, S. 148, Anm. 2. 
®) Vgl. Frölich, Hansische Geschichtsblätter 1920/21, S. 152/3. 


3) Zu denken ist hierbei an Verhältnisse, die denen ähneln, wie sie 
v. Voltelini für die Wiener Erbbürger offengelegt hat (s. dazu Frölich, 
Zeitschrift? für Rechtsgeschichte 46, 1926, S. 509f.). 

4) Ich betone nochmals ausdrücklich, daß an dieser Stelle nicht 
mehr bezweckt wird als der Versuch, einem Problem beizukommen, 
das auch für andere Städte Bedeutung hat (vgl. die Hinweise Zeitschrift 2 
für Rechtsgeschichte 44, 1924, 8.425, Anm. 5, 8.427, Anm. 3), und 
das einmal auf breiterer Grundlage erörtert werden müßte. 


5) Vgl. Schiller, S. 208, 209. 
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4. ber Frankenberg. 


Ebenso wie bei Bergdorf, Pfalz und Marktsiedlung 
haben wir bei der letzten noch zu besprechenden topo- 
graphischen Sonderbildung, bei der Niederlassung um den 
Frankenberg, Anlaß, die bisher aufgestellten Ansichten 
nachzuprüfen. 

Aus den Bestimmungen, die im Jahre 1108 wegen der 
Verleihung der pfarrlichen Rechte an die Kirche des hl. 
Petrus und der Abgrenzung ihres Sprengels von dem Bischof 
Udo von Hildesheim getroffen wurden!), ist zu schließen, 
daß es sich um eine Eingliederung der Kirche in die städtische 
Pfarrorganisation handelte, und zwar um eine Eingliederung, 
die zugleich mit einer Änderung siedlungsgeschichtlichen 
Charakters verbunden war. Denn die Lage der Kirche im 
äußersten Westen der Stadt hart an der Stadtmauer weist 
darauf hin, daß hier ursprünglich in deutlicher Sonderung 
von dem Marktbezirk eine eigene Siedlung bestanden haben 
muß, deren kirchlichen, aber auch räumlichen Mittelpunkt 
das Gotteshaus auf dem Frankenberge abgab. Offenbar nur, 
um die Kirche beizubehalten, wurde die Stadtmauer lang 
ausgezogen nach Westen geführt, die Bevölkerung aber, 
die danach noch außerhalb des Mauerrings verblieben wäre, 
in die Stadt selbst östlich der Kirche verpflanzt und so die 
Verbindung mit der Marktanlage hergestellt.) Auf diese 
Weise wurde die am Frankenberge ansässige Bevölkerung 
unmittelbar mit der städtischen Interessensphäre ver- 
schmolzen. 

Aber dieser Vorgang ist auch in anderer Richtung 
verfassungsrechtlich von Belang, wenn wir auf eine Anzahl 
von späteren Aufzeichnungen sehen, die bisher fast ganz 
vernachlässigt sind. Es ist eine Reihe von Urkunden vor- 
handen, die sich auf die kirchlichen Verhältnisse des Fran- 
kenberger Sprengels beziehen.?) Aus ihnen geht hervor, 
daß im Jahre 1236 der Propst Ambrosius in Osterode die 
Kirche auf dem Frankenberge den Parochianen daselbst 
resigniert, welche sie dem Orden der hl. Maria Magdalena 

1) UB.I, 152. S. oben $S. 296. 

2) S. schon Frölich, RV. 8.9, 10. 3) Vgl. Schiller, 8. 30f. 
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geschenkt haben.!) Zu denken ist dabei an das Kloster 
der büßenden Schwestern in Goslar, das in der Zeit um 
1229 und 1230 unter tätiger Mitwirkung des Propstes 
Ambrosius und der Kirchgenossen zum Frankenberge ge- 
gründet und ausgestattet ist. In einem etwas jüngeren 
undatierten Schriftstück?) bittet nach dem Tode des Pfarrers 
Ambrosius eine Anzahl von Goslarer Rittern und Bur- 
gensen, die sich als Parochianen der Kirche St. Petri zum 
Frankenberge bezeichnen, den Bischof Konrad von Hildes- 
heim, die von ihnen vorgenommene Schenkung ihrer Kirche 
an die büßenden Schwestern der hi. Maria Magdalena sowie 
die Wahl des Ordensgeistlichen Petrus zum Pfarrer der 
Kirche zu bestätigen. Durch eine weitere Urkunde vom 
18. VIII. 1242?) verleiht der genannte Bischof dem Propste 
Petrus der büßenden Schwestern in der Kirche auf dem 
Frankenberge zu Goslar das Lehen des Altars dieser Kirche 
und untersagt jede Belästigung in diesem Lehen seitens des 
Archidiakons zu Goslar, dem die gleiche Verpflichtung noch- 
mals in einem besonderen Schreiben eingeschärft wird.?) 
Endlich gewährleistet Bischof Konrad von Hildesheim unter 
dem 1. V. 1246°) den büßenden Schwestern der hl. Maria 
Magdalena zum Frankenberge in Goslar die durch die 
Kirchgenossen daselbst bewirkte Schenkung der Kirche 
Petri et Pauli, sowie die Bestimmung, daß ihr Propst für 
diese Kirche von den Kirchgenossen, ‚ad quos ab antiquo 
ipsa donatio pertinebat“, zum „pastor legitimus‘“ gewählt 
werde. 

Aus diesen Aufzeichnungen erhellt zunächst, daß die 
Parochianen der Peter und Pauls-Kirche auf dem Franken- 
berge in kirchlicher Hinsicht eine Sonderstellung ein- 
nehmen. Sie besitzen nicht nur von alters her das Recht 
der Pfarrwahl®), sondern sind auch in der Lage, die Kirche 
schenkweise dem neu gegründeten Nonnenkloster der 
büßenden Schwestern zu übertragen. Dabei ist ebenfalls 
kennzeichnend, daß ihrer Kirche gegenüber die Rechte des 


1) UB. I, 549. 2) UB. T, 587. 3) UR. I, 588. 

4) UB.I, 589. 5) UB.T, 616. 

6) S. für die spätere Zeit noch UB. III, 74, 219, 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLVIT, Germ. Abt. 22 
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Goslarer Archidiakons beschnitten werden.!) Aus diesem. 
Sachverhalt aber wird man schließen dürfen, daß unter 
den Parochianen wie ein kirchlicher, so auch zugleich ein 
engerer politischer Zusammenhang bestand, daß also die 
Bewohner dieses Bezirkes bei der Einbeziehung des Franken- 
berges in die Stadt gewissermaßen eine Art Sondergemeinde 
bildeten.?) 

Die hier obwaltenden Zustände erscheinen indessen 
in noch interessanterer Beleuchtung, wenn man eine Anzahl 
von Beobachtungen hinzunimmt, die aus den Angaben 
der erwähnten Niederschriften über die bei den Verhand- 
lungen beteiligten, insbesondere die als Zeugen hinzugezoge- 
nen Personen abzuleiten sind. 

Aus den auf die Rechtsverhältnisse von Kirche und. 
Kloster zum Frankenberge bezüglichen Aufzeichnungen 
kann man als Parochianen der Frankenberger Kirche, 
abgesehen von den Rittern Berthold und Arnold von der 
Gowische, Volkmar, dem Bruder Giselberts, und Siegfried 
Leonhardi, vor allem Mitglieder der bürgerlichen Familien 
von Bilstein, Quest, Ovis (Schap), de Nemore feststellen.?} 
Bei den in der Urkunde des Jahres 1236 ?) genannten Zeugen 
wird man ferner berechtigt sein, an Mitglieder des Rates 
zu denken), die hier gewissermaßen als Vertreter des 
Frankenberger Bezirkes bzw. des hinter demselben stehen- 
den Verbandes im Rate bei den wegen der Kirche und des 
Klosters geführten Verhandlungen mitgewirkt haben. 

Wir müssen jedoch noch weiter gehen. Bei mehreren. 
der in Frage kommenden Personen deutet ohne weiteres der 


1) UB.1, 588, 589. Vgl. auch Machens, Die Archidiakonate des 
Bistums Hildesheim im Mittelalter, Beiträge für die Geschichte Nieder- 
sachsens und Westfalens, herausgeg. von Meister und Spannagel, 
Ergänzungsheft zum 8. Bande (Hildesheim und Leipzig 1920). $. 235, 
Anm.ö, 252. 

2) S. hierzu D. Philippi, Die Erbexen, Studie zur sächsischen 
Rechtsgeschichte, v. Gier kes Untersuchungen, Heft 130 (Breslau 1920). 
S. 146f. 

3) UB.1, 540, 549, 582, 587. 4) UB.1, 549. 

5) Bode, Uradel, S.138 zu Anm.2. Kennzeichnend ist auch die 
Teilnahme des Vogtes Giselbert, der UB. I, 549 als „advocatus et miles“, 
I, 582 als „ejusdem civitatis advocatus“ aufgeführt wird. 
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Name, bei anderen wieder die Art der Geschäfte, in die sie 
verwickelt erscheinen, auf nahe Beziehungen zum Wald- 
gebiet bei Goslar hin. Es sind dies, wie ich schon früher im 
Hinblick auf die Zeugenreihen der Urkunden bemerkt habe!), 
die Familien von Bilstein, Collechten, Quest, de Nemore 
und Dux, von denen die Mehrzahl nicht viel später auch 
im Rate vertreten ist, und zu denen vielleicht noch einige 
weitere Namen hinzutreten!) Für Johann Collechten, 
Giselbert und Rudolf Quest begegnet ferner in einer Ur- 
kunde vom 1. X. 1249?) die Bezeichnung als ‚„eives de 
nemore‘‘.3) 

Was liegt hier vor? Wegen ihrer nach der Waldmark 
weisenden Interessen hat schon vor Jahrzehnten Weiland‘) 
die als Zeugen in einer Urkunde aus der Zeit von 1227—-1233°) 
angeführten Mitglieder der Familien Bilstein, Collechten, 
de Nemore und Dux als Silvanen, d.h. als Angehörige der 
zuerst in dem großen Freiheitsbrief Friedrichs Il. für Goslar 
vom 13. VII. 1219 erwähnten Genossenschaft der Waldleute®) 
angesprochen, und ich habe dasnämliche im Hinblick auf die 
Urkunde vom 1. X. 1249 auch für die Gebrüder Quest getan. 
Aber ich habe, in der Hauptsache unter dem Eindruck der 
irrigen Vorstellung von einer ursprünglichen Einheitlichkeit 
des Verbandes der Wald- und Bergleute in Goslar, es unter- 
lassen, diejenigen Folgerungen zu ziehen, die erst das volle 
Verständnis der hier gegebenen Sachlage erschließen. 
Blicken wir genauer zu, so bietet sich eine Lösung dar, die 
blitzartig in Zusammenhänge hineinleuchtet, welche bisher 
unbeachtet geblieben sind. Wie wir gesehen haben, setzen 
sich die Kirchgenossen des Frankenberges zu einem großen 
Teil aus Angehörigen der Genossenschaft der Silvanen 
zusammen, eines Verbandes, der den Schwerpunkt seiner 
wirtschaftlichen Betätigung in der Waldmark bei Goslar 
hatte, dessen Mitglieder aber doch ähnlich, wenn auch 
vielleicht nicht in gleicher Geschlossenheit wie die Mon- 





1) Frölich, RV. S. 21, Anm. 3. 
2) S. z.B. ferner UB.I, 549: Vualtmanus. 3) UB. I, 636. 
4) Gött. gel. Anz. 1894, S.386. Vgl. auch Bode, UB. I, Einleitung 
S. 54. 
®) UB. I, 507. *) UB. 1,401, XLIV, XLIX, 
22* 
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tanen im Bergdorfe, in einer eigenen, zunächst außerhalb 
der Stadt befindlichen Niederlassung um den Frankenberg 
siedelten und die im Zusammenhang mit der Einverleibung 
ihrer Pfarrkirche in die Stadt zu Beginn des 12. Jahr- 
hunderts in deren Verfassungsorganisation aufgenommen 
wurden. Sie bildeten hier fortan eine städtische Sonder- 
geineinde, ohne daß jedoch dadurch die Beziehungen des 
Verbandes zur Waldmark gelöst wurden. Damit aber hätten 
wir einen Gesichtspunkt gewonnen, der in den Erörterungen 
über die Verfassungszustände Goslars überhaupt noch keine 
Rolle gespielt hat!), und der eine Handhabe gewährt, neue 
und wichtige Aufschlüsse nicht nur über die Entwicklung 
des städtischen Gemeinwesens als solchen, sondern zugleich 
auch über die außerordentlich verwickelte und kaum schon 
zutreffend gewürdigte Struktur der Goslarer Berggenossen- 
schaft der Montanen und Silvanen zu gewinnen.?) 


c) Zusammenfassung der topographischen 
Ergebnisse. 


Fassen wir die Ergebnisse unserer topographischen Er- 
örterungen kurz zusammen. 

Ihren Ausgang hat die Entwicklung, soweit sie historisch 
greifbar ist, genommen von dem Gebiet am Fuße des 
Bammelsberges, das sich sowohl auf das sich als eine berg- 
männische Niederlassung darstellende Bergdorf amRammels- 
berge, als auch auf die Umgebung der späteren Pfalz Goslar 
erstreckte, und das als altes fränkisches Königsgut zu be- 
trachten ist. Später hat sich eine Änderung hier vollzogen: 
große Teile des Königsgutes, darunter vor allem der Dikhof 
am Rammelsberge und Grundstücke innerhalb des Pfalz- 
bezirks, erscheinen im Besitz des freien Geschlechts von 
dem Dike, neben dem andere ritterlich lebende Familien 
sowohl freien wie ministerialischen Standes mit Grund- 

t) Eine erste Andeutung in dieser Richtung finde ich bei Wieder- 
hold, Harz-Z. 59 (1926), S. 173/174. 

2) Wie unbefriedigend der Stand der Forschung in dieser Hinsicht ist, 
tut vielleicht nichts besser dar als die wenig klare Art, wie P. J. Meier an 
den oben (S.314 Anm. 3) angegebenen Orten den auftauchenden Problemen 
beizukommen versucht. 
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eigentum in der Nachbarschaft begabt sind. Von welcher 
Zentralstelle aus und in welcher Form die Verwaltung 
Goslars anfänglich geführt wurde, und wie sie mit der Graf- 
schaftsorganisation der Umgegend verflochten war, ist nicht 
deutlich zu erkennen, wenn auch manche Züge auf eine 
besondere Stellung der Herren von dem Dike hinweisen. 
Offensichtlich hat aber im Laufe der Zeit eine Verlagerung 
des Schwerpunktes stattgefunden, indem —- vielleicht in 
Verbindung mit der Entstehung der Reichsvogtei Goslar 
in der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts — der Sitz der 
königlichen Macht in die nördlich des Bergdorfs errichtete 
Pfalz verlegt ist. 

Getrennt von der Pfalz durch ein unwegsames Sumpf- 
gebiet ist nördlich der Gose bzw. der Abzucht an der Über- 
gangsstelle die Marktniederlassung Goslar mit dem heutigen 
Schuhhof als ältestem Marktplatz planmäßig seitens des 
Königs gegründet auf einem Gelände, das sich nicht mehr 
ausschließlich in königlichem Besitz befand, sondern zum 
großen Teil der Verfügungsgewalt ritterlicher Familien 
unterstand. Sie ist, anscheinend noch nicht gleichzeitig mit 
dem Aufkommen der Reichsvogtei!), erweitert zu einem 
städtischen Gemeinwesen durch die Aufnahme einer Anzahl 
anderer Siedelungen, die sich kirchlich um die neben der 
Marktkirche bezeugten übrigen Stadtpfarrkirchen zu St. 
Jakob, zu St. Stephan und zu St. Peter und Paul auf dem 
Frankenberge gruppierten, und bei denen in Bezug auf die 
Grundbesitzverteilung ähnliche Verhältnisse vorauszusetzen 
sind wie bei.der eigentlichen Marktanlage. Bedeutsam 
für die Verfassungsentwicklung ist von ihnen namentlich 
die Niederlassung auf dem Frankenberge, die aus einer 
ursprünglich außerhalb des Mauerringes befindlichen, erst 
nachträglich mit der Stadt verschmolzenen Siedelung her- 
vorgegangen ist. Bei ihr wurde der Kern der Bewohner- 
schaft gebildet durch eine Anzahl von Familien, die uns 
als Mitglieder eines besonderen genossenschaftlichen Ver- 
bandes der Waldinteressenten, der sogenannten Silvanen, 
begegnen, der sein wirtschaftliches Betätigungsfeld der 


1) Näheres unten $. 368/9. 
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Hauptsache nach in dem zur Reichsvogtei gehörigen Wald- 
gebiet hatte. 

Mit dem Anwachsen des Ortes und seiner Erhebung 
zur Stadt ist eine Umgestaltung in der Richtung erfolgt, 
daß der ursprünglich einheitliche Bezirk südlich der Abzucht 
durchschnitten ist von der Stadtmauer. Durch sie wird 
das am Fuße des Rammelsberges gelegene Bergdorf mit 
seiner überwiegend bergmännischen Bevölkerung getrennt 
von der jetzt von der Stadtmauer umfaßten Umgebung der 
Pfalz. Dabei bleibt aber der verfassungsrechtliche Zu- 
sammenhang zwischen den beiden Absplissen vorläufig 
gewahrt, so daß innerhalb der Umwallung der Pfalzbezirk 
bis zur Abzucht im Gegensatz zur Marktniederlassung und 
den sich an diese anlehnenden Erweiterungen einschließlich 
des Frankenberges zunächst noch ein Sonderdasein führt. 


III. Die Verfassungsverhältnisse der Frühzeit. 


Mit den vorstehenden Ausführungen ist der örtliche 
Rahmen. umschrieben, in dem uns die Einrichtungen ent- 
gegentreten, von denen das Verfassungsleben in der Frühzeit 
Goslars bestimmt wird. Es handelt sich dabei auf der einen 
Seite um die Reichsvogtei, auf der andern um die Markt- 
siedelung und demnächstige Stadt Goslar. Mit beiden 
haben wir uns zu beschäftigen, mit der Reichsvogtei aller- 
dings nur so weit, als dies für das Verständnis der eigentlich 
städtischen Entwicklung notwendig ist. 


a) Die Reichsvogtei Goslar 
1. Entstehung und Organisation. 

Der Ursprung der Reichsvogtei Goslar ist noch nicht 
in jeder Hinsicht aufgehellt. Immerhin lassen sich nach den 
Forschungen von Stimming über das deutsche Königsgut, 
in Verbindung mit dem, was uns die Untersuchungen von 
Niese, Eggersund Heusinger erschließen, die allgemeinen 
Zusammenhänge besser erkennen, in die die Tatsache ihrer 
Bildung einzureihen ist. Sie stellt sich dar!) als ein Ausfluß 
der von Heinrich IV. um das Jahr 1070 in Sachsen be- 


1) Stimming, $. 87£. 
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triebenen Güterpolitik, zu der wohl schon durch gewisse 
Maßnahmen seines Vaters Heinrichs III., vor allem die 
Gründung und Ausstattung des Goslarer Domstiftes, einer 
Lieblingsschöpfung dieses Kaisers, der Grund gelegt war. 
Es dreht sich dabei um die Zusammenfassung des gesamten 
königlichen Gutes in und bei Goslar zu einem einheitlichen, 
sich auch auf die dazwischen liegenden Besitzungen in 
anderer Hand erstreckenden Verwaltungsbezirk, der aus 
seinen früheren verfassungsrechtlichen Beziehungen heraus- 
gelöst und unmittelbar unter dem König einem eigenen 
Beamten, eben dem königlichen Vogt, anvertraut wurde. 
Unverkennbar ist diese Maßnahme vorbereitet durch die 
Bestellung Bennos, des damaligen Dompropstes in Goslar 
und demnächstigen Bischofs von Osnabrück, zum obersten 
Verwalter mit gewissen gerichtlichen Befugnissen zwar nicht 
für das Königsgut überhaupt, wohl aber für die Besitzungen, 
deren Mittelpunkt Goslar war.!) Und es liegt auch nahe, 
was bei Stimming nicht genügend betont ist, gerade in 
dem Bergbau bei Goslar und den ungewöhnlichen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen, die er zur Folge hatte, mit 
einen Grund dafür zu erblicken, daß hier zuerst die könig- 
liche Güterpolitik in besonderer Richtung einsetzte. Mög- 
licherweise ist infolge der die spätere Regierungszeit Hein- 
richs IV. erfüllenden Kämpfe mit Rückschlägen dieser 
Politik und vorübergehenden Änderungen zu rechnen, 
da von der Goslarer Vogtei auf etwa ein halbes Jahrhundert 
in den Urkunden nichts mehr verlautet.?) Seit dem Beginn 
des 12. Jahrhunderts tritt sie dann immer deutlicher in 
das Licht der Geschichte. 

Über die Bestandteile, aus denen sie sich zusammen- 
setzte, gewährt Aufklärung eine Urkunde vom 1. I. 1086, 
in der Kaiser Heinrich IV. dem Bistum Hildesheim seine 
Pfalz Werla und die damit verbundenen Dörfer Immenrode 
und Gitter mit allem Zubehör schenkt, von dieser Schen- 
kung aber ausnimmt ‚elientes nostros cum bonis eorum 
et silyam que dicitur Harz cum forestali jure, et Goslariam 
cum bonis fratrum Goslariensis ecclesie.‘‘?) Da wir sehen, 

1) Stimming, S.28, 29, 101, 104f. 

®) Stimming, 8.38, 106, 110f. ®») UB.I 142. 
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daß Goslar vor dem Aufkommen der Reichsvogtei organi- 
satorisch mit Werla verbunden war, liegt die Annahme 
nahe, daß die Begründung der Reichsvogtei zur Auflösung 
des bestehenden Zusammenhanges führte, und daß die bei 
der Übereignung von Werla an Hildesheim abgetrennten 
Stücke diejenigen Bestandteile des Königsgutes ausmachen, 
die zu der neu gegründeten Reichsvogtei Goslar geschlagen 
sind und bei ihrem Aufbau Verwendung fanden. Mit dem 
aus königlicher Hand stammenden Besitz verband sich in 
der Reichsvogtei, was an nicht oder nicht mehr der Ver- 
fügungsgewalt der Herrscher unterliegendem Gut der 
freien Familien in und bei Goslar, insbesondere auch in der 
dortigen Waldmark, vorhanden war. 

An der Spitze der Reichsvogtei stand der königliche 
Vogt mit einem Aufgabenkreise teils militärischer, teils 
gerichtlicher, teils verwaltungsmäßiger Art. Im Gerichts- 
wesen führte er als Hochrichter den Vorsitz in den drei 
echten Dingen der Reichsvogtei. Unmittelbare Aufzeich- 
nungen über diese fehlen zwar, da zu der Zeit, in der wir 
klareren Einblick in die obwaltenden Verhältnisse erlangen, 
von dem Reichsvogteibezirk bereits die Waldmark mit dem 
Rammelsberge losgelöst war. Wenn aber in der Berg- 
ordnung Herzog Albrechts von Braunschweig für den Harz 
vom 25. IV. 1271!) bestimmt wird, daß drei echte Dinge 
jährlich gehegt werden sollen, das eine vor des Reiches 
Pfalz zu Goslar, das andere vor der Viehtrift, d. h. dem 
sogenannten Hainholz oberhalb der Stadt vor dem Klaus- 
thore, und das dritte zu St. Mathias zu der Zelle, dem heuti- 
gen Zellerfeld, und wenn Art. 180 des Goslarer Bergrechts 
aus der Mitte des 14. Jahrhunderts von drei echten ‚‚Forst- 
dingen“ an diesen Stellen spricht, so werden wir folgern 
dürfen, daß hier an die ehemaligen Echtdinge der Reichs- 
vogtei zu denken ist, die auch nach der Absplitterung des 
Waldbezirks die Erinnerung an die frühere Einheitlichkeit 
der Reichsvogtei bewahren. Denn nur so bietet sich eine 
Erklärung für die Tatsache, daß das eine der Forstdinge 
weiter seinen Sitz vor der Pfalz in Goslar selbst behalten 


1) UB.II 169 SI. 
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hat, sowie dafür, daß auch später noch an dem Forstgericht 
die Gesamtheit der Herren beteiligt ist, in deren Besitz 
die einzelnen, ursprünglich zur Reichsvogtei gehörigen 
Teile der Waldmark gelangt waren.!) Änderungen sind 
nur in so fern eingetreten, als dem Gericht jetzt statt des 
auf die Stadt selbst und ihre Nachbarschaft beschränkten 
Reichsvogtes der Förster vorsitzt, und als ein Wechsel in 
der Dinggemeinde zu vermuten ist, da die städtische Be- 
völkerung für das Forstding wenigstens der Regel nach 
oder in ihrer Gesamtheit nicht mehr in Betracht kommt. 
Dabei könnte der Übergang der Leitung in den echten 
Dingen der Waldmark auf den Förster möglicherweise 
herrühren von einer schon vor den Zeiten der Reichsvogtei 
im Waldgebiet geübten gerichtlichen oder Verwaltungs- 
tätigkeit der Förster, wofür wenigstens einen Anhaltspunkt 
die Art gibt, wie die Ausübung der gerichtlichen Befugnisse 
des Försters (oder der etwa vorhandenen Mehrheit von 
solchen) noch in späterer Zeit gebunden ist an das Forst- 
hufenland, das nach den Darlegungen von Lüders auf der 
Flur von Sudburg bei Goslar gesucht werden muß.?) Denn 
sowohl in der Bergordnung Herzog Albrechts von 1271, 
wie in dem Bergrecht des 14. Jahrhunderts findet sich die 
Vorschrift, daß der Förster, der das Gericht abhält, nachts 
zuvor auf der Forsthufe geweilt haben soll?) Eine An- 
knüpfung an die Zeiten der Reichsvogtei stellen wohl auch 
die Vorschriften dar, die sich auf die Voraussetzungen be- 
ziehen, denen der Förster und die Urteilfinder im Forst- 
gericht nach der ständischen Seite hin zu genügen haben.‘) 
Wann aus der Waldmark weiter für den Umkreis des 
Rammelsberges das dortige Berggericht ais ein eigener 


!) S.oben 8. 305/6. Vgl. auch Frölich, GV., 8.15, 28, Anm. 3. 

2) Lüders, Die Sudburg und ihr Verhältnis zu Werla, Goslar und 
dein Gebiet von Harzburg, Braunschw. Mag. 1923, Sp. 1—9, namentlich 
Sp. 5f. S. auch oben S. 300. 

®) UB.II 169 $ II; Bergrecht Art. 180. 

4) Nach der Bergordnung (UB. II 169 $III) soll vor dem Gericht 
„nein papensone noch ein ander unecht sone ordel noch recht vinden‘“. 
Zufolge Art. 181 des Bergrechts soll der Förster ‚‚echt gheboren sin unn 
vullenkomen an sinem rechte“. Das gleiche gilt nach Art. 180 für die 
Dingleute, nach Art. 1 für den Bergrichter. 
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Gerichtsbezirk herausgeschnitten ist, müssen wir auf sich 
beruhen lassen.!) 


Was den nach Ausscheidung der Waldmark verbleiben- 
den Teil der Reichsvogtei anbetrifft, so ist, wenn wir von 
dem städtischen Bereich selbst zunächst absehen, zu fragen, 
ob hier besondere Niederrichter dem Vogte zur Seite stan- 
den. Wie ich schon oben?) angedeutet habe, ist es, wenn 
die kleinen Vogteien in der Form, wie sie gegen Ende des 
13. Jahrhunderts bezeugt sind, auch erst als Zerfalls- 
erscheinungen aus dieser Zeit zu betrachten sein möchten, 
keineswegs ausgeschlossen, daß sich, ähnlich wie bei den 
Forstdingen, wenigstens bei dem kleinen Gericht jenseits 
des Wassers nach dem Rammelsberge hin Reminiszenzen 
an eine frühere Stellung des Dikhofes im Gerichtswesen 
aus der Zeit noch vor der Reichsvogtei erhalten haben. 
Die in der Stadt selbst auftretenden Unterrichter des Vogtes, 
die das Privileg Friedrichs II. von 1219 in der Vierzahl 
erwähnt, und die mit den in der Folge in der Zweizahl vor- 
kommenden Schultheißen identisch sind®), berühren sich 
in ihrer Stellung mit der der städtischen Niederrichter 
an andern Orten, wobei allerdings aus den Vorschriften 
des kaiserlichen Gunstbriefes von 1219 und seiner Be- 
stätigung durch König Heinrich aus dem Jahre 1223 zu 
ersehen ist, wie sich erst allmählich das Recht der Bürger 
auf die Wahl der Schultheißen durchsetzt und der Einfluß 
des Vogtes zurückgedrängt wird. Ebenso wie hier tritt uns 
auch in bezug auf die von den Bürgern selbst geübte Markt- 
gerichtsbarkeit in Parallele zu Zügen, auf die wir bei den 
topographischen Erörterungen gestoßen sind?), das Über- 
gewicht in der Stellung des Vogtes gegenüber dem bürger- 
lichen Gemeinwesen in den Anfängen der Entwicklung ent- 


gegen.°) 


) Vgl. Frölich, GV., S. 28f. 

2) 8. oben 8.311 und Anm. 5 daselbst, 312 Anm. 1. 

%) Frölich, GV., 8. 14£., 21f. 4) Vgl. oben S. 330/1. 
5) Frölich, GV. 8.19, 20. 
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2. Die ständische Gliederung der Bevölkerung 
in der Reichsvogtei. 


e) Die ritterlich lebenden Familien. 


Was die ständische Gliederung der Bevölkerung in 
der Reichsvogtei Goslar anbelangt, so steht fest, daß neben 
den im Hinblick auf die wirtschaftlichen Bedürfnisse der 
Pfalz und des Bergbaues vorauszusetzenden hörigen Ele- 
menten, die ihren Wohnsitz in der Fronhofsansiedlung unter- 
halb der Pfalz und im Bergdorf gehabt haben werden, in 
und bei Goslar eine Anzahl rittermäßig lebender Geschlech- 
ter ansässig war.!) Ihre Mitglieder wirkten einmal mit bei 
der Verwaltung des Reichsgutes, indem aus ihrem Kreise 
der Reichsvogt entnommen wurde, der nach Niese im 
Einklang mit der sonstigen Entwicklung auch in Goslar 
als ein jederzeit absetzbarer königlicher Beamter erscheint ?), 
ebensowohl aber auch der zuerst in einer Urkunde vom 
14. III. 1151°) erwähnte Münzmeister und der königliche 
Zöllner, dessen wir schon gelegentlich gedacht haben.*) 
Es ist weiter zu vermuten, daß diese Familien ebenfalls 
dem Bergwesen nicht fern standen und bei der ursprünglich 
gewiß im Eigenbau der königlichen Kammer betriebenen 
Gewinnung der Erze und ihrer Verhüttung sich leitend 
betätigten. Zugleich hatten sie die Aufgabe, den Bergbau 
in der Reichsvogtei zu schützen, wobei für sie früher als 
anderwärts in Goslar ein Entgelt in der Form aufgekommen 
ist, daß sie mit Geldrenten aus den Erträgnissen des Ram- 
melsberges, den sogenannten Vogteigeldlehen, deren Ent- 
richtung dem Vogte oblag, bedacht wurden.’) Auf die Be- 
ziehungen der Rittergeschlechter zu der Organisation des 
Bergwesens weist auch die Tatsache hin, daß bei dem Erlaß 
der Bergordnung Herzog Albrechts von Braunschweig vom 


1) Bode, UB.I Einl. $S. 91f. 

2) Niese, S. 184. Ob dieser Zustand von Anfang an bestanden hat, 
erscheint mir allerdings nach dem, was wir jetzt über die Rechtslage der 
Familie von dem Dike wissen, zweifelhaft. S. auch Bode, UB.I Einl. 
S. 47. 

3) UB.T 212. *) Vgl. oben S. 328 zu Anm. 3. 


$) Bode, Harz-Z. 5 (1872), S. 458f.; Frölich, Priv.-Pol., S. S8£. 
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25, IV. 1271!) neben den ‚„erfexen in dem Harte‘ und den 
Bürgern von Goslar, die hier kennzeichnenderweise als 
„des rikes borgere“ auftreten, vier unter den Zeugen nament- 
lich genannte Ritter „her Borcherd von der Wyda unde 
her Hugh de Vrancke unde her Wolther von Borchtorp 
unde her Bernard von Borchtorp‘ beteiligt sind. Fällt die 
Bergordnung auch schon in die Zeit der braunschweigischen 
Herrschaft über den größeren Teil der Harzforsten, so 
dürfen wir doch nach dem, was sonst über die Stellung der 
Rittergeschlechter zu Bergbau und Waldbesitz bekannt ist), 
in der ständischen Sonderung der als Zeugen der Berg- 
ordnung mitwirkenden Personen einen Ausdruck der Ein- 
richtungen erblicken, die bereits während der Reichsvogtei 
bestanden hatten und sich noch nachher in der Waldmark 
behaupteten. 

Unter Zuhilfenahme dessen, was im vorigen Abschnitt 
ausgeführt wurde, läßt sich nun für eine Anzahl der in 
Betracht kommenden Familien eine genauere Übersicht über 
ihre Besitzlage und ihre Rechtsstellung gewinnen, die auf 
vielfach übereinstimmende Züge verweist. Von den Herren 
von dem Dike wissen wir bereits, daß sie als Stammsitz 
den Dikhof im Bergdorfe inne hatten, daß sie über Haus 
und Hof sowie ein „Allod‘ im Pfalzbezirk verfügten, und 
daß daneben als dem Anschein nach zunächst gemeinschaft- 
licher Familienbesitz freies Eigen der verwandten Ge- 
schlechter de Capella und de Ebelingerode in Goslar selbst 
und seiner Nachbarschaft vorhanden ist. Ganz entsprechend 
steht es mit den freien Herren von Wildenstein, deren einen, 
den Vogt Volkmar von Wildenstein, wir als Gründer des 
Neuwerkklosters kennen gelernt haben, wobei schon ein 
gewisser Einblick in die Größe und rechtliche Qualität 
des städtischen Besitzes der Familie zu erzielen war. Ein 
Haus der Familie in der Nähe des Kaiserhauses wird weiter 
im Zusammenhang mit den Streitigkeiten zwischen Rittern 
und Bürgerschaft um die Wende vom 13. zum 14. Jahr- 
hundert?) von Burchard von Wildenstein an den Rat ver- 


1) UB. II 169. ®2) S.Bode, UB.I Einl. S. 55/56, 91. 
3) Vgl. dazu Bode, UB.II Einl. S. 44f. sowie unten S. 415/6. 
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kauft.!) Als Stammburg des Geschlechts kommt der im 
Okertale belegene und aus dem gleichen Anlaß abgebrochene 
Wildenstein in Betracht.?) Der Sitz der Familie von der 
Gowische sodann ist in den Waldungen an der Innerste 
bei dem Orte Wolfshagen zu suchen, in der Nähe befindet 
sich die Stätte der oberen und niederen Gowischehütte.?) 
Von einem Haus und Hof Arnolds von der Gowische in 
besonderer Rechtslage bei der Frankenberger Kirche in 
Goslar war bereits die Rede?), einer ‚„curia illorum de Go- 
wisghe‘‘ im Pfalzbezirk geschieht in einer Urkunde vom 
22. I. 1355°) Erwähnung. Bei allen diesen Geschlechtern 
ist ferner Eigentum an Gruben, Hütten und Waldungen 
vorauszusetzen.°) Besonders gut sind wir unterrichtet über 
die Herren von Burgdorf, deren Verwandtschafts- und 
Besitzverhältnisse Bode’) zum Gegenstand einer ein- 
dringenden Untersuchung gemacht hat. Sie sind Inhaber 
einer reichslehnbaren Burg im Eckertale, des Alerdes- 
steines, die zur Sicherung des Goslarer Bergbaubezirkes, 
namentlich zum Schutz der in jener Gegend zahlreich 
bezeugten Hüttenanlagen. errichtet war, einer Anzahl von 
Holzflecken in deren Nachbarschaft und dreier Häuser in 
Goslar, zu denen noch eine Reihe anderer aus der Urkunde 
Kaiser Karls IV. vom 9. XI. 13575) ersichtlicher, vom Reiche 
zu Lehen gehender Vermögensstücke hinzutritt. 

Gewiß sind die Nachrichten über den Besitz der ge- 
nannten Familien zum Teil erst jünger. Trotzdem kann es 
nicht zweifelhaft sein, daß sie im ganzen ein auch für die 
ältere Zeit durchaus zutreffendes Bild der Sachlage geben, 
die bei den einzelnen Geschlechtern eine starke Ähnlichkeit 
aufweist. Und bei mehreren der übrigen in den Goslarer 


1) UB. III 218, 220. 

?2) Bode, UB.II Einl. S.46; Harz-Z. 36 (1903), S. 104. 

3?) Bode, Harz-Z. 36 (1903), S. 104/5; Denker, Harz-Z. 51 (1918), 
S. 73/74. 

*) S. oben 9. 323/4. 5) UB. IV 519. 

6) Vgl. die Register zum UB. 

?) Bode, Die Alsburg (Ahlsburg) im Eckerthale und ihre Besitzer, 
die Herren von Burgdorf, Harz-Z. 36 (1903). S. 96—106. S. auch Bode, 
Uradel, S. 96. 

8) UB. IV 610. 
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Urkunden vorkommenden Ritterfamilien werden die Dinge 
kaum einen wesentlich anderen Anblick geboten haben. 
Bei den Angehörigen der im Reichsdienst verwandten 
und mit Reichsgut begabten Geschlechter wird man geneigt 
sein, in erster Linie an Ministerialen des Reichs zu denken, 
wie ja die Schenkungsurkunde Heinrichs IV. vom 1.1. 1086 
von der Übertragung Werlas an Hildesheim u. a. ausscheidet 
„elientes nostros cum bonis eorum“. Aber neben dem Vor- 
kommen reichsministerialischer Familien ist in der Reichs- 
vogtei Goslar in sehr beträchtlichem Umfange mit einem 
solchen freier Herren, und zwar nicht nur in der Nachbar- 
schaft des Ortes, sondern auch in Goslar selbst zu rechnen. 
Im einzelnen sind wegen der Standesverhältnisse der 
hierher zu zählenden Familien allerdings Zweifel möglich.) 
In den Übersichten, die Bode in der Einleitung zum 1. 
und 2. Bande des Goslarer Urkundenbuches gibt?), be- 
trachtet er z. B. von den später auch in der städtischen Ver- 
waltung mitwirkenden ritterlichen Geschlechtern die Herren 
von dem Dike, von Mahner, von Wehre, von Dahlum, von 
Goslar (von Wildenstein), von der Gowische, von Lengede 
und de Lapide?) als altfreien Ursprungs, während er den 
Geburtsstand einer Anzahl weiterer Geschlechter als 
unsicher bezeichnet. Die an dieser Stelle gemachten Aus- 
führungen werden dann in sehr wünschenswerter Weise 
ergänzt durch die Untersuchungen, die Bode in seinem 
nachgelassenen Werke ‚Der Uradel in Ostfalen‘“?) angestellt 
hat. Sie beschäftigen sich, wie schon erwähnt, besonders 
eingehend mit den Herren von dem Dike und gehen den 
genealogischen Zusammenhängen und den verwandtschaft- 
lichen Verflechtungen dieses Geschlechtes mit einer Anzahl 
anderer Familien näher nach. Dabei gelangt Bode zu 
dem Ergebnis, daß es sich bei den Herren von dem Dike 





1) Vgl. im allgemeinen Bode, UB.I Einl. 8. 47/48 und — teil- 
weise einschränkend — Niese, S.136, Anm. 1. 

2) UB.I Einl. S.91f.; IT Einl. S. 62f. 

3) Auf die Rechtsstellung der UB. II Einl. S. 64 gleichfalls er- 
wähnten Herren von Dörrefeld ist später zurückzukommen (s. unten zu 
Illa 23, 8. 363f.). 

4) Vgl. oben 8.299, Anm.1, 313 Anm. 2. 
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um ein altfreies Geschlecht handelt, von dem nur ein Zweig 
in die Ministerialität des Reiches übergetreten ist. Ebenso 
macht er die altfreie Herkunft bestimmter Zweige der Fa- 
milien von Dahlum, von Lengede, von Mahner und von 
Wehre in eingehenden Erörterungen glaubhaft.!) Für die 
Familie von Burgdorf vertritt er, unter Hinweis auf seine 
frühere Veröffentlichung über die Alsburg im Eckerthale?), 
die Meinung, daß sie ursprünglich frei, dann reichsministe- 
rialisch, schließlich welfisch-dienstmännisch gewesen sei. 
Mögen bei der Armut der Überlieferung und der Unüber- 
sichtlichkeit der Verhältnisse infolge des mehrfachen Vor- 
kommens von freien, ministerialischen und auch bürgerlichen 
Familien des gleichen Namens in bezug auf die Standes- 
zugehörigkeit dieser Familien oder einzelner ihrer Mitglie- 
der Dunkelheiten verbleiben, mag das Verständnis weiter 
erschwert werden durch das Herabsinken einzelner Linien 
eines Geschlechtes in die Ministerialität und durch den 
Wechsel zwischen den Ministerialitäten verschiedener Her- 
ren sowie durch die gegen Ende des 13. Jahrhunderts nicht 
mehr ganz klare Abgrenzung der Ritterfamilien gegenüber 
den „Erfexen im Harze‘‘?), die Tatsache, daß in der Reichs- 
vogtei Goslar sehr stark mit dem Vorhandensein altfreier 
Familien zu rechnen ist, dürfte dennoch gesichert sein. 
Bei der Ähnlichkeit ihrer Stellung mit derjenigen, die für 
die Herren von dem Dike bezeugt ist, und die sich genauer 
erschließen ließ, und bei der nachdrücklichen Betonung der 
Freiheit ihres Besitzes, die gelegentlich begegnet®), scheint 
mir sogar die Folgerung nicht zu gewagt, daß auch bei 
einem Teil von ihnen die Wurzeln ihrer Rechtslage noch 
in eine Zeit zurückreichen, die bereits vor die Entstehung 
der Reichsvogtei Goslar fällt. 


1) Uradel, S. 96f., 174f., 183f., 219f. 2) S. oben S. 349, Anm. 7. 

®) Näheres unten bei IIla 2$ (S. 363/4). 

*) Kennzeichnend, wenn auch wegen des Alters der Quelle nicht voll 
beweiskräftig, ist die Beschreibung von Besitzstücken der Familie von der 
Gowische in einer Verkaufsurkunde vom 26. I. 1396 (UB. V 967): „dat von 
nemende to lene engheyt, noch von dem rike, noch von nemende, sunder dat 
miner eldera, der von der Gowissche, unde min na vry eghen gewest is 
went an dessen jeghenwordigen tid“. Ebenso UB.V 982. Vgl. dazu 
Denker, Harz-Z.51 (1918), 8. 73. 
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ß) Die Berg- und Waldinteressenten. 


Schon unsere bisherigen Darlegungen haben uns mehr- 
fach die Erkenntnis vermittelt, daß sich in der Reichs- 
vogtei Goslar neben den Ritterfamilien, über die das Er- 
forderliche vorstehend gesagt ist, sowie neben der städtischen 
Einwohnerschaft, auf die weiter unten im Zusammenhang 
eingegangen werden soll!), auch eine ständische Schichtung 
bemerkbar macht, die durch die besonderen Verhältnisse 
des Bergbaues und Hüttenwesens verursacht ist. Wir 
hatten gesehen, daß schon in der Zeit vor der Gründung des 
Marktes eine bergmännische Bevölkerung in dem Bergdorf 
am Rammelsberge ansässig war, dessen Entstehung mit 
dem hier betriebenen Bergbau in Verbindung gebracht 
werden muß. Wir hatten ferner wahrgenommen, daß es 
in Goslar einen Kreis von Personen gab, deren Interessen 
nach der Waldmark gravitierten, und die ihren räumlichen 
Mittelpunkt in der Gegend am Frankenberg fanden, der, 
zunächst ebenso wie das Bergdorf ein Sonderdasein neben 
der Marktsiedelung führend, dann in ihrem Bereich auf- 
gegangen ist.) Ich hatte dabei betont, daß für diese Gruppe 
schon mehrfach eine Verbindung müt der zuerst in dem 
Gunstbrief Friedrichs II. von 1219 auftauchenden Ge- 
nossenschaft der Goslarer Silvanen vermutet ist, bei der 
die Bestimmungen des Privilegs deutlich eine Beziehung zum 
Hüttenwesen erkennen lassen. Endlich waren uns unter 
den Zeugen der Bergordnung Herzog Albrechts für den 
Harz aus dem Jahre 1271?) ‚‚erfexen in dem Harte‘ ent- 
gegengetreten, bei denen ihre Mitwirkung beim Erlaß der 
Bergordnung, daneben aber auch der Inhalt der letzteren 
selbst, ebenfalls auf eine Beteiligung an Bergbau und Hütten- 
betrieb hinweisen. 

Natürlich sind diese Erscheinungen von der bisherigen 
Forschung nicht unbeachtet geblieben. Aber es sind für 
sie doch sehr verschiedenartige Erklärungen geboten worden, 
die unter sich in der erheblichsten Weise abweichen. Wäh- 
rend gelegentlich die Ansicht geäußert ist, daß bei den 
Silvanen an einen für sich stehenden und von den Montanen 


1) 8. unten IIIb 2 (S.369f.). ?) Oben 8.336f. ?) Oben S.347/8. 


Die Verfassungsentwicklung von Goslar im Mittelalter. 353 


getrennten Verband zu denken sei!), geht die überwiegende, 
bisher auch von mir geteilte Meinung dahin, daß die Ge- 
samtheit der Goslarer Bevölkerung, die wirtschaftlich mit 
dem Berg- und Hüttenwesen verwachsen war, einen ein- 
heitlichen genossenschaftlichen Verband gebildet habe, der 
mit den in den Urkunden aus dem Ende des 13. Jahr- 
hunderts erwähnten ‚„montani et silvanı Goslarie eivitatis 
ac montis Ramesberg‘“ gleichgestellt werden müsse.) Bei 
den „erfexen in deme Harte‘ wird zwar allgemein ein Zu- 
sammenhang mit den Silvanen vermutet, doch laufen über 
die Art des Zusammenhanges die Auffassungen auseinander.?) 
Und um die Sachlage vollends zu verwiıren, wird neuer- 
dings mit besonderem Nachdruck von P. J. Meier die 
Ansicht verfochten, daß bereits im 12. Jahrhundert für 
den Bergbau am Rammelsberge eine kapitalistische „‚Groß- 
gewerkschaft“ ins Leben gerufen sei, der das Goslarer Dom- 
stift, das Kloster Walkenried, eine Gruppe von ritterschaft- 
lichen Einzelunternehmern und ein vierter, mit Sicherheit 
nicht zu ermittelnder Teilhaber (vielleicht das Petersberg- 
stift in Goslar) angehört hätten, und die Meier mit den 
Montanen und Silvanen der Stadt Goslar und des Rammels- 
berges zusammenwirft.?) 

Wenn in dieser Hinsicht so große Gegensätze zutage 
treten, fällt hierfür nicht allein die Dürftigkeit der Über- 
lieferung ins Gewicht, so sehr diese auch das Verständnis 
der überaus verwickelten Verhältnisse erschwert. Vielmehr 
trägt zu einem beträchtlichen Teil ein anderer Umstand 
mit die Schuld. Man hat meist übersehen, daß in Goslar 
eine Entwicklung vorliegt, die sich schon, als sie in die 


!) Bernhard, Die Entstehung und Entwicklung der Gedinge- 
ordnungen im deutschen Bergrecht, Schmollers Staats- und sozialwissen- 
schaftl. Forsch. XX 7 (Leipzig 1902), S.44, 45. Vgl. auch Neuburg 
S. 299 Anm. 1. 

2) Neuburg, 8. 289f.; Bode, UB. II Einl. S. 47f. 

3) E. Mayer, Deutsche und französische Verfassungsgeschichte vom 
9. bis zum 14. Jahrhundert (Leipzig 1899), S.93, Anm. 39, identifiziert 
die Erfexen mit den Silvanen. Zycha (VSWG.VI, 1908, S.266/7) sieht in 
den Erfexen nicht die Gesamtheit der Silvanen, wohl aber die hervor- 
ragendsten unter ihnen. 

4) P.J. Meier, Stadt Goslar, S. 38f. 
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Beleuchtung der Quellen tritt, über Jahrhunderte erstreckt, 
und die auch in der Zukunft noch einschneidenden Ände- 
xungen unterworfen ist. Deshalb erscheint es verfehlt, 
in der Weise zu verfahren, daß die erhaltenen, an sich nicht 
übermäßig zahlreichen Nachrichten, die sich auf die Schich- 
tung der Goslarer Bergbevölkerung beziehen, ohne sorg- 
same Beachtung ihres zeitlichen Abstandes und ihres räum- 

‚lichen Geltungsbereiches verwertet und daß die zwischen 
ihnen klaffenden Lücken mit Hilfe mehr oder weniger 
gewagter Hypothesen ausgefüllt werden. 

Stützen wir uns allein auf die vorhandenen Quellen und 
versuchen wir, sieauszuschöpfen unter Berücksichtigungihrer 
Entstehungszeit und unter Zuhilfenahme der Ergebnisse, die 
uns eine Reihe neuerer Untersuchungen der Allgemein- 
forschung an die Hand gibt. Alsdann zeigt sich folgendesBild: 

Die ersten Aufzeichnungen, die den Rammelsberger 
Bergbau betreffen, tun dar, daß im 12. Jahrhundert Gruben 
oder Teile von ihnen sich in privatem Eigentum befinden. 
Als Eigentümer sind Stifter und Klöster innerhalb wie 
außerhalb der Stadt, daneben aber auch einzelne Ritter- 
familien bezeugt, deren Rechte letzten Endes auf königliche 
Verleihung zurückzuführen sein dürften.!) Für dasan sich in 
dieser Zeit unwahrscheinliche Bestehen einer ‚Großgewerk- 
schaft“ im Sinne Meiers, die zwischen den Eigentümern 
der einzelnen Gruben oder sonstigen Interessenten eine Ver- 
knüpfung nach Art der in Goslar zu beobachtenden Gewerk- 
schaften des späteren Mittelalters vermittelt hätte, fehlt 
es an jedem einwandfreien urkundlichen Nachweis.?) Auch 
allgemeine Erwägungen nötigen nicht zu einer derartigen 
Annahme, da sich ohne sie das Dasein einer genossenschaft- 
lichen Organisation der bei der Erzgewinnung und Ver- 
hüttung beteiligten Kreise an der Hand der verfügbaren 
Urkunden befriedigend erklären läßt. 

Auszugehen ist hierbei von der Feststellung, daß die 
ältesten Nachrichten, die von einem Zusammenschluß der 





!) Neuburg, 8. 23f. 

2) Ich berufe mich hier auf meinen Aufsatz Arch.f. Urk.-F. VII, 1921, 
S. 161f. (s. oben S. 290, Anm. 1), dessen Ausführungen Meier nur un- 
vollkommen gerecht wird. 
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berg- und hüttenmännischen Bevölkerung in der Reichs- 
vogtei berichten, sich nicht auf eine einzige, beide Schichten 
umfassende Vereinigung beziehen, sondern daß die Verbände 
der Silvanen und Montanen ursprünglich, wenn auch wirt- 
schaftlich und technisch durch mancherlei Fäden ver- 
flochten, doch in unverkennbarer rechtlicher Sonderung 
nebeneinander stehen. 

Topographische Überlegungen hatten uns bereits An- 
haltspunkte dafür gewährt, daß die Bewohner des Berg- 
dorfes, der am Fuße des Rammelsberges befindlichen berg- 
männischen Siedelung, eine sich von der Stadt abhebende 
Berggemeinde bildeten, als deren Siegel wir das bereits 
erwähnte!) Siegel anzusehen haben, das die Umschrift: 
„Sigillum universitatis montanorum in Goslaria‘“ trägt.?) 
Außer den bereits hervorgehobenen Umständen, namentlich 
der Ähnlichkeit des Siegels mit dem Stadtsiegel, die auf ein 
Gemeinwesen sogar städtischen Charakters hinweisen, fällt 
weiter ins Gewicht, daß wir aus der Nachbarschaft Goslars 
eine Anzahl von Urkunden besitzen, in denen die Bezeich- 
nung „montani‘‘ ebenfalls für einen gemeindeartig organi- 
sierten Verband der Bergbevölkerung gebraucht wird. Diese 
Urkunden betreffen Streitigkeiten über das Recht der Wahl 
des Abtes des Klosters Zellerfeld, das von den dortigen 
Montanen in Anspruch genommen wird.?) Hier läßt der 
Gegenstand des Zerwürfnisses deutlich erkennen, daß die 
Zellerfelder Montanen in Form einer Berggemeinde zu- 
sammengeschlossen sind.*) Bei dieser Sachlage werden 


1) Oben 8. 314. 

?) Der Umstand, daß das Siegel sich zuerst an Schriftstücken findet, 
bei denen als Aussteller die „montani et silvani Goslarie eivitatis ac 
montis Ramesberch‘“ beteiligt sind (UB. II 403, 412), steht dieser Auf- 
fassung nicht entgegen. Hierbei handelt es sich um die ersten, von der 
Korporation nach der durch die Vereinigung mit den Silvanen bedingten 
Umgestaltung ausgehenden Urkunden. Es liegt nahe, daß man sich hierbei 
des schon vorhandenen Siegels derjenigen Gruppe bediente, dıe in dem neu 
begründeten Verbande den Ausschlag gab. Übrigens kommt später 
gelegentlich für das Siegel auch die Bezeichnung „der woltwerchten 
ingheseghele“ vor (UB. IV 261). Über den Begriff „universitas“ vgl. 
noch D. Philippi, 8. 112. 

s; UB.1 614; II 366. 4) S.auch oben 8. 336. 
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wir berechtigt sein, als die ‚montani‘ in Goslar zunächst 
die im Bergdorf siedelnde, Bergbau treibende Bevölkerung 
zu betrachten. Andererseits hatten wir bemerkt, daß als 
„silvani‘ eine Gruppe von Personen erscheint, bei denen der 
Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit in der Wald- 
mark lag, und bei denen vornehmlich, wenn auch nicht 
ausschließlich, der Hüttenbetrieb eine Rolle spielte. Die 
Silvanen sitzen jedoch am Frankenberge und zwar ebenfalls 
in Form einer Sondergemeinde, die zunächst außerhalb der 
Stadt bestand, dann aber in die Ummauerung aufgenom- 
men und in den städtischen Interessenkreis eingepaßt ist, 
ohne daß damit doch die bisherige Berührung mit der Wald- 
mark aufgehoben wäre. An sie, nicht auch an die Montanen, 
ist zu denken, wenn in dem Privileg Friedrichs II. vom 
13. VII. 1219 von eigenen ‚‚jura silvanorum‘“ die Rede ist!) 
oder wenn in der Besiegelung der Rechte der Münzer in 
Goslar durch König Heinrich aus der Zeit zwischen 1231 
und 1235°) dem Münzer in gewissen Beziehungen der 
„manifestus silvanus‘ gleichgeordnet wird. Zu der örtlichen 
Scheidung und der verschiedenartigen wirtschaftlichen Ein- 
stellung aber trat, wie wir ebenfalls bereits beobachten 
konnten, ein Gegensatz, der sich auf kirchlichem und ver- 
fassungsrechtlichem Gebiete auswirkte. Denn die Pfarr- 
kirche des Bergdorfes ist die Johanniskirche daselbst mit 
der an ihr begründeten Bruderschaft zugunsten armer und 
kranker Bergleute, während besonders nahe Beziehungen 
die Waldinteressenten des Frankenberges mit der dortigen 
Peterskirche verbanden. Und die Abweichung nach der 
verfassungsrechtlichen Seite prägte sich darin aus, daß 
die Bewohner des Frankenberges nicht nur äußerlich in 
die städtische Siedelung einbezogen, sondern daß sie auch 
im Rate vertreten sind, während das Bergdorf außerhalb 
der Umwallung verblieben war und erst um 1290 in die 
städtische Verfassungsorganisation eingegliedert wurde.?) 

.Die Ansicht, daß die Goslarer Silvanen und Montanen 
anfänglich als zwei verschiedene Verbände zu betrachten 


ı) Vgl. oben 8.339, Anm. 5 2) UB.I 533. 
®) Näheres unten zu Va 1 (8. 427£.). 
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sind, wird aber noch durch andere Momente gestützt. 
Denn wir nehmen: wahr, daß nicht allein eine Sonderung in 
räumlicher und wirtschaftlicher, in kirchlicher und ver- 
fassungsrechtlicher Hinsicht gegeben ist, sondern daß auch 
die soziale Struktur beider Vereinigungen Unterschiede auf- 
weist, die eine ursprüngliche Zusammengehörigkeit als 
ausgeschlossen erscheinen lassen. Auf diesen Gesichtspunkt 
leiten uns zum Teil Nachrichten, die von den ‚montani“, 
zum Teil solche, die von den ‚erfexen in deme Harte“ 
handeln. 

Aus dem Beginn des 14. Jahrhunderts stammt eine 
merkwürdige, mit dem Montanensiegel versehene Urkunde 
vom 20. XII. 1306!), welche die Erledigung eines Zerwürf- 
nisses zwischen dem Goslarer Domstift und den Meistern 
und der Gesamtheit der Bergleute des Rammelsberges 
betrifft. In ihr beurkunden die ‚‚magistri et universitas 
montanorum montis Ramesberch apud Goslariam“ die 
von ihnen „ob singularem devotionem et amieitiam, quam 
honorabiles viri et domini, decanus et capitulum ecclesie 
sanetorum apostolorum Symonis et Jude in Goslaria ad 
nos et universitatem nostram hucusque per multa tempora 
habere dinoseuntur“, mit diesen getroffene Vereinbarung 
über die Abhaltung ihrer Versammlungen in dem ihnen über- 
wiesenen Teile der Stiftskirche?) und zwar ‚ad repellendum 
strepitum et enormem tumultum de nostro collegio et 
conventu cottidiano emergentem, per quem tamquam per 
seminarium dyabolicum divinorum suorum et oracionum 
suarum officia tam dudum a retroactis temporibus usque in 
presens multotiens confundebantur“. Die Mißstände, die 


!) UB. III 149. 

?) Das Stattfinden der täglichen Versammlungen der Bergleute im 
Münster, von dem hier die Rede ist, erklärt sich ohne weiteres aus dem 
früheren engen Zusammenhang zwischen Bergdorf und Pfalzbezirk, 
ohne daß man auf eine Stellung des Domstiftes als „Mitgewerke‘ zurück- 
zugreifen braucht, wie dies P. J. Meier, Stadt Goslar, 8.39, 40, tut. 
Die starke Betonung der freundschaftlichen Beziehungen der Montanen 
zum Domstift ist verständlich, wenn wir darauf sehen, daß der Spannung 
zwischen Bergdorf und Stadt auch eine solche zwischen Domstift und 
Bürgerschaft entsprach. Vgl. dazu Frölich, Ztschr.? £. Rechtsg. 41 
(1920), 8. 113f. 
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hier gerügt werden, deuten darauf hin, daß wir es bei den 
Montanen mit einer Organisation zu tun haben, in der bei 
den täglichen Zusammenkünften jeder zu Wort kommen 
konnte, die also mit einem starken demokratischen Ein- 
schlag behaftet ist. Das würde sich durchaus decken mit 
den Beobachtungen, die wir auch bei andern Berggemeinden 
machen können!), und wird für Goslar noch bestätigt 
durch eine Vorschrift des etwa ein halbes Jahrhundert 
jüngeren Bergrechts, die auf Bestrebungen hinweist, eine 
Änderung in diesern Zustand eintreten zu lassen.2) Eben 
deshalb ist auch nicht zu vermuten, daß das, was für 1306 
bezeugt ist, eine neue Phase der Entwicklung darstellt. 
Im Gegenteil würde aus Art. 147 des Bergrechts folgen, 
daß erst jetzt entgegengesetzte Tendenzen aufkommen 
und auf eine Änderung des überlieferten Rechtszustandes 
hinarbeiten. Es wird sich Gelegenheit bieten, auf diesen 
Punkt später nochmals einzugehen.°) 


Nun darf allerdings nicht übersehen werden, daß sich 
bei dieser Auffassung eine Schwierigkeit ergibt, die sich auf 
den Betrieb des Bergbaus bezieht. Wenn die Genossenschaft 
der Bergleute in der hier vorausgesetzten Form organisiert 
war, so erwachsen Zweifel, ob ein derartig ausgestälteter 
Verband zur Leitung des Bergbaues selbst und zur auto- 
ritativen Regelung der damit zusammenhängenden Fragen 
geeignet war. Aber dabei ist zurückzugreifen auf das, was 
schon oben von uns über das Verhältnis der Ritterfamilien 


!) Schmoller, Jahrb. f. Gesetzgebung, Verwaltung und Volks- 
wirtschaft XV, 8. 681/2. 

?) Art. 147 des Bergrechts ordnet an: „Wanne men scal bedrepliker 
stucke unn bederver stucke over en komen dem berghe to gude, is me des 
nicht enes, so scal me an sen, de des berges not meyst helpen draghen unn 
meyst an deme eghene sin, unn de wisest sin unde don na örem rade. 
Wolden wedderstrevighe lude to sek then de knapen van dem berchwerke 
van hodern eder van howeren eder andere arbeydes läde unde spreken, 
se hedden den mereren del der woltläde eder der berchlude, men scolde on 
behulpen sin unn volghen, des en scal doch nicht sin.“ Das oben Gesagte 
schließt nicht aus, daß trotzdem unter den Montanen gewisse Schei- 
dungen wirtschaftlicher und sozialer Act bestanden, über die wir 
allerdings nicht näher unterrichtet sind. 

>) S. unten zu VlIa (S. 458£.). 


Die Verfassungsentwieklung von Goslar im Mittelalter. 359 


zum Bergbau ausgeführt ist.!) Wenn, wie wir annehmen, 
in der Hand der Ritter Befugnisse auf dem Gebiete des 
Bergbaus und der Bergverwaltung lagen, wenn vor allem 
die Herren von dem Dike in einer ganz ungewöhnlichen. 
sich vielleicht auch auf die Leitung des bergmännischen 
Gemeinwesens hier erstreckenden Stellung im Bergdorfe be- 
gegnen, und wenn wir in den späteren Schicksalen des Sechs- 
mannenhauses im Pfalzbezirk noch ein Abklingen dieser 
Stellung verfolgen können?), so würde die Möglichkeit ge- 
geben sein, die Sachlage in einer Weise verständlich zu 
machen, die die hervorgehobene Schwierigkeit vermeidet 
und sich doch durchaus mit dem Stande der urkundlichen 
Überlieferung verträgt. 

In Abweichung von dem, was für die Montanen be- 
merkt ist, tritt uns bei den Silvanen eine ausgeprägte 
Gliederung entgegen, die auf der Scheidung zwischen der 
bevorzugten Klasse der Erfexen®) und den minder berechtig- 
ten Schichten innerhalb der Genossenschaft, den einfachen 
Waldleuten?®) und den noch unter diesen stehenden Ar- 
beitern und Dienern°’), beruht. Dabei weist der Ausdruck 
„Erfexen‘“ auf eine Einrichtung des Verbandes, die in ähn- 
licher Form auf markgenossenschaftlichem Boden bezeugt 
ist. Dies gelangt besonders deutlich darin zum Ausdruck, 
daß andere Goslarer Urkunden, die es mit dem Bezirk 
außerhalb der Waldmark zu tun haben, von den ‚‚erfecsen des 
veldes unde der holtmarke des ... dorpes to Langnisce“ 
sprechen®), die dadurch also in einen Gegensatz zu den 


!) Vgl. oben $. 3471. 

2) S. oben 8. 315/6, sowie Neuburg, 8.47, 344. 

>) Vgl. oben 8. 352. Wichtig für die Erkenntnis der Rechtslage der 
Erfexen ist vor allem Art. XX der Bergordnung vom 25. IV. 1271 (UB. II 
169): „De erfexen in deme Harte sin, de seullet des jares twyges jaghen 
unde twyges vischen to orer werscap unde to orer kumpenie.‘ 

4) Art. XXII der Bergordnung: „De woltlude, de dar sint unde 
geven sleyscat unde koppertolen deme rike, de hebbet dar wedder recht up 
orer hutten; we se dar uppe brict, de ne heft nenne heghe weder in kercken 
noch uppe kerchoven.“ 

5) S. hierzu Zycha, Das Recht des ältesten deutschen Bergbaues 
bis ins 13. Jahrhundert (Berlin 1899), S. 104f.; VSWG. VI(1908), S. 268f. 

6) UB. 111 259 (1311), ferner III 261, 551. Vgl. Lüders, Harz-2. 
59 (1926). S.65, Anm. 32. 
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„erfexen in deme Harte“ gestellt werden. Auch der Umstand 
kommt in Betracht, daß in einer bereits früher erwähnten 
Urkunde vom 1. X. 12491) von ‚‚eives de nemore‘ die Rede 
ist, unter dem Ausdruck ‚‚cives“ in den Urkunden aus der 
Umgebung von Goslar aber vielfach gerade die Angehörigen 
dörflicher Gemeinden und markgenossenschaftlicher Ver- 
bände verstanden werden.?) 

Über die Erfexen, die vor allem in der westfälischen 
Markgenossenschaft eine Rolle spielen, ist vor einiger Zeit 
von D. Philippi°) die Theorie aufgestellt, daß in ihnen die 
ursprünglich allein vollberechtigten Genossen der Mark 
zu erblicken seien, deren Rechtsstellung sich auf das Eigen- 
tum an bestimmten Höfen gründete. Indem die Erfexen 
allmählich die Selbstbewirtschaftung ihrer Höfe aufgegeben 
und diese anderen zur Bebauung überlassen hätten, sei der 
zunächst einheitliche Markverband zerfallen in die Erfexen 
und die Klasse der eigentlichen Markgenossen, von denen die 
letzteren als jetzige Inhaber der berechtigten Höfe die 
tatsächliche Nutzung der Mark ausübten, die ersteren aber 
allein in der Lage waren, eine Anzahl von Rechten geltend 
zu machen, die sich aus dem Eigentum oder aus der Herr- 
schaft über die Mark ergaben, die insbesondere die Verfügung 
über die Marksubstanz betrafen. Dadurch, daß sich nach und 
nach die Stellung der im Besitze der Nutzung befindlichen 
Markgenossen hob, hätten diese angefangen, in der Mark- 
genossenschaft die Befugnisse an sich zu ziehen, die früher 
den allein als eigentliche Markberechtigte erscheinenden 
Erfexen vorbehalten waren. Im Verfolg der Entwicklung 
sei es dann dahin gekommen, daß man sich gewöhnt habe, 
in den den Erfexen verbliebenen Befugnissen eine Anzahl 
zusammenhangloser Privilegien zu sehen, während es sich 
bei ihnen in Wahrheit um die Überbleibsel einer früher 
umfassenderen einheitlichen Machtstellung auf wirtschaft- 
lichem und politischem Gebiet handele.°) 


1) UB.I 636 (oben $. 339). 

2) Borchers, S.75, und dazu Frölich, Hansische Geschichtsbl. 
1920/21, S. 157, sowie Anm. 2 und 3 daselbst. 

3) S. oben S. 338, Anm. 2. 

4) D. Philippi. $. 95, 96, 155f. 
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Wie sich nun bei näherer Betrachtung zeigt, paßt die 
von D. Philippi gegebene Erklärung auch auf die Erfexen 
im Harze, jedenfalls läßt sich mit ihrer Hilfe eine so gut 
wie restlose Deutung der vorhandenen Nachrichten er- 
möglichen. Dabei hat man sich allerdings zwei Momente 
ständig vor Augen zu halten. Einmal ist wichtig, daß das, 
was die bevorzugte Stellung der Erfexen im Harze aus- 
macht, zu suchen ist in den besonderen, nicht agrarischen, 
sondern auf Bergbau und Hüttenbetrieb zugeschnittenen 
Einrichtungen der Waldmark. Wir werden also davon aus- 
zugehen haben, daß ihre ursprüngliche Rechtslage gekenn- 
zeichnet wsr durch die Einräumung von Vergünstigungen 
und Vorrechten, die auf das Berg- und Hüttenwesen Bezug 
hatten, die etwa in der Überweisung von größeren Wald- 
komplexen zu Eigentum, möglicherweise zunächst auch 
‚nur zur Abholzung, bestanden, um damit die Gewinnung 
und Bearbeitung der Erze zu fördern. Zum andern verdient 
Beachtung, daß schon die ersten Urkunden, welche die 
Erfexen überhaupt betreffen, längst nicht mehr die Ver- 
hältnisse der Frühzeit widerspiegeln, sondern eine Um- 
gestaltung erkennen lassen, die sich cbenfalls in völliger 
Übereinstimmung mit der von D. Philippi für die 
bäuerliche Markgenossenschaft ermittelten Form vollzieht. 
Im 13. Jahrhundert, und zwar anscheinend bereits zur Zeit 
des Privilegs Friedrichs II. von 1219, hat sich ein Um- 
schwung in der Stellung der Erfexen angebahnt, der noch 
vor dem Ablauf des Jahrhunderts zu völlig veränderten 
Zuständen führt. Da diese Verschiebung sich bei der 
Dürftigkeit der Quellen nur im Zusammenhang verständlich 
machen läßt, ist es, zumal aus den Aufzeichnungen 
jener Zeit auch die frühere Rechtsstellung der Erfexen er- 
schlossen werden muß, zweckmäßig, hier vorzugreifen und 
den Versuch zu machen, ein einheitliches Bild der Ent- 
wicklung zu entwerfen. 

Sowohl aus den Bestimmungen des Privilegs von 1219 
als auch aus den Vorschriften der Bergordnung von 1271 
erhellt, daß das Schwergewicht des Verbandes jetzt im 
wesentlichen bei der Klasse der ‚woltlude‘ liegt, in deren 
Hand sich die Hütten und wahrscheinlich auch die Berg- 
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werke in der Waldmark befinden. Die Waldleute haben, 
ebenso, wie nach D. Philippi innerhalb der Mark und in 
deren Nutzung die einfachen Markgenossen an den Platz 
der Erfexen gerückt sind, ihrerseits die Erfexen des Harzes 
abgelöst, die nunmehr entsprechend den Erfexen der Mark 
mit einzelnen Vorrechten ausgestattet erscheinen, wie sie 
uns in den Normen der Bergordnung über Jagd und Fischerei 
in den Harzforsten aufstoßen. Wie sich dieser Prozeß aller- 
dings im einzelnen vollzogen hat, wie es zum Emporsteigen 
der einen Schicht, zu einem Herabsinken der andern ge- 
kommen ist, wie hier ein Wechsel in den Betriebsformen, 
Änderungen in der Zusammensetzung des Verbandes infolge 
der Verschmelzung freier und unfreier Elemente und ge- 
wisse Einrichtungen in der Reichsvogtei, vor allem die 
Stellung der freien und ministerialischen Familien im Berg- 
wesen, eingewirkt haben, vermögen wir bei dem Fehlen 
ausreichender Nachrichten nicht mit Sicherheit zu erkennen. 

Gleichzeitig hat sich, wenn ich recht sehe, der Gegen- 
satz zwischen Erfexen und gewöhnlichen Waldleuten auch 
noch in einer andern Richtung ausgeprägt, die von den 
Vorgängen bei der ländlichen Markgenossenschaft ab- 
weicht, und die für die weitere Entwicklung in der Wald- 
mark maßgebende Bedeutung gewonnen hat. Aus der Vor- 
schrift der Bergordnung, daß die Erfexen im Jahre zweimal 
jagen und fischen sollen ‚to orer werscap unde to orer 
kumpenie‘, ist ersichtlich, daß bei den Erfexen das Gefühl 
für den genossenschaftlichen Charakter des Verbandes noch 
nachklingt. Jagd und Fischerei werden als Akte betrachtet, 
die, nachdem die Ausbeutung der Forsten im wesentlichen 
in die Hand der Waldleute gelangt war, über die Zugehörig- 
keit zu dem Kreise der Erfexen und über die Teilnahme 
an seiner Rechtsstellung entscheiden. Dabei tun gerade die 
Ausdrücke ‚„werscap“ und „kumpenie‘“ dar, daß hier noch 
Vorstellungen mitschwingen, wie sie auch in der Mark- 
genossenschaft bei der Rechtslage der dortigen Erfexen 
eine Rolle spielen.) Bei den Waldleuten muß sich dagegen 


1) Zu dem Begriff der „werscap“ vgl. etwa v. Maurer, Gesch. der 
Markenverf. in Deutschland (Erlangen 1856), S. 50f.; E. Mayer, Deutsche 
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bereits die Erinnerung an die hier obwaltenden Zusammen- 
hänge verflüchtigt haben, da nach Art. XXII der Bergord- 
nung die Entrichtung der Abgaben an das Reich in Gestalt: 
von Schlagschatz und Kupferzoll den den Genuß ihrer Rechte 
verbürgenden Tatbestand bildet. Und die gleiche Betonung 
wirtschaftlicher Gesichtspunkte, die sich auch auf die ge- 
wöhnlichen Waldarbeiter erstreckt, tritt uns in den Ein- 
gangsworten der Bergordnung entgegen, die erlassen ist 
„den to hulpe, de sek in dem wolde generen.‘“ 

Einen konkreten Einblick in die Rechtsstellung der 
Erfexen gewährt ein Aufsatz von Günther über ‚Das 
Dörrefeld’*'), der gerade im Hinblick auf die namentliche 
Anführung von 4 Erfexen des Harzes als Zeugen in der 
Bergordnung Herzog Albrechts den Schicksalen der hier 
an erster Stelle erwähnten Familie von Dörrefeld nachgeht. 
Dabei zeigt sich, daß die Dörrefelds über eine burgartige 
Wohnstätte auf der Hochebene von Clausthal sowie über 
reichen Berg- und Waldbesitz in dieser Gegend verfügten. 
Sie sind also — und das Gleiche wird nach den Mitteilungen 
Günthers?) ebenfalls für die übrigen in der Bergordnung ge- 
nannten Erfexen gelten — in ganz ähnlicher Weise aus- 
gestattet, wie wir es bei den in der Waldmark vertretenen 
Rittergeschlechtern beobachten konnten. 

Das leitet zu einem weiteren Gesichtspunkt, der auch 
nach dieser Seite hin eine Parallele zu den Ergebnissen 
D. Philippis hervortreten läßt. In derselben Weise, wie 
die Erfexen der sächsisch-westfälischen Markgenossenschaft 
im Laufe der Zeit vielfach im niederen Adel aufgegangen 
sind’), ist auch bei den Erfexen des Harzes eine ständische 
Verschiebung wahrzunehmen. Konnten wir bereits zur Zeit 
der Bergordnung eine Annäherung zwischen Rittern und 
Erfexen in Ansehung ihrer Besitzverhältnisse feststellen, 


u. französ. Verf.-Gesch. I, S. 410f.: v. Schwerin, Die altgermanische 
Hundertschaft, v. Gierkes Untersuchungen, Heft 90 (Breslau 1907), 
S. 47£.; D. Philippi, S. 64f.; E. Mayer, Ztschr. ? f. Rechtsg. 44 (1924), 
8. 95f. Über „kumpenie‘“ s. Zycha, VSWG. VI, 8. 266/7. 

1) Harz-2.42 (1909), S. 25—39. 2) S.33, 34. 

®) D. Philippi, S.111. Anm.1, 158; EB. Mayer, Ztschr.° f. Rechtsg. 
44 (1924), S. 104/5. 
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so zeigt eine Urkunde vom 15. VI. 1290 über eine Ver- 
handlung im Forstding zu der Zelle!), daß nunmehr die von 
der Bergordnung noch aufrechterhaltene Scheidung zwischen 
Rittern und Erfexen vollkommen verschwimmt. Als Zeugen 
der Urkunde werden angegeben „her Diryk unde her 
Wolther von Borchtorpe, riddere, her Huch de Vranke, 
riddere, her Huch unde her Reyneke von dem Dörvelde, 
riddere; Jan Silverbuk, Henrik von der Grane, knechte, 
unde andere use man, de erveexen sin in dem 
Harte“. Es werden also nicht nur zwei Angehörige der 
Familie von dem Dörrefeld als Ritter bezeichnet und unter 
den übrigen Rittern, die zum Teil bereits als solche aus 
der Bergordnung Herzog Albrechts bekannt und die als 
welfische Ministerialen anzusprechen sind, aufgeführt, son- 
dern es werden am Schluß ganz allgemein die Erfexen 
in dem Harze als Mannen des Herzogs bezeichnet in einer 
Form, die auf eine nunmehr erfolgte Verschmelzung zwischen 
Rittern und Erfexen hindeutet.?) 

Blicken wir zurück, so ergibt sich für die am Berg- und 
Hüttenwesen in der Reichsvogtei Goslar beteiligten Be- 
völkerungskreise ein Bild, das wesentlich abweicht von den 
bisher überwiegend vertretenen Anschauungen. 

Wir finden, daß nach Überwindung der ersten Stufe, 
auf der die Erzgewinnung wahrscheinlich mit den einfachen 
Mitteln des Tagebaus unter Zuhilfenahme unfreier Höriger 
und unter der Leitung königlicher Beamten betrieben ist, 
Verbände auftauchen, deren Organisation nur unter könig- 
licher Billigung erfolgt sein kann, und deren Anfänge viel- 
leicht bis in die Zeit des Aufkommens der Reichsvogtei, 
wenn nicht noch früher, zurückreichen. Während der Berg- 
besitz jetzt vornehmlich in der Hand der großen kirch- 


!) UB. II 393. Die Aufzeichnung dürfte inhaltlich nicht zu 
beanstanden sein (s. Bode, das. S. 394/95). " 

?) Daß die Erfexen gerade von der welfischen Ministerialität auf- 
gesogen werden, hängt mit der Stellung der braunschweigischen Herzöge 
in der Waldmark zusammen. Sie hat den Einfluß des Reichsvogtes 
gebrochen, der um die gleiche Zeit auch in Goslar selbst ausgeschaltet 
wird, so daß es zu einer Verdrängung der Ritterfamilien kommt (vgl. 
unten zu IVb 2, S. 415/6). 
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lichen Stiftungen und der Adelsgeschlechter liegt, sind diese 
von dem König privilegierten Vereinigungen geschaffen in 
erster Linie als genossenschaftliche Bildungen für den Be- 
trieb des Bergbaues und der Hütten, wobei hinsichtlich 
der Leitung wohl zunächst noch mit einer irgendwie ge- 
arteten Mitwirkung der königlichen Verwaltung zu rechnen 
ist. Ihre Entstehung wird zurückgehen auf die Heran- 
ziehung freier Elemente, die das Anwachsen der technischen 
Schwierigkeiten des Bergbaues erforderlich machte. 

Wichtig ist die Erkenntnis, daß für die Zwecke des 
Bergbaues am Rammelsberge und des Hütten- und Berg- 
werksbetriebes innerhalb der Waldmark ursprünglich zwei 
verschiedene Verbände der Montanen und Silvanen begeg- 
nen, die nach der verfassungsrechtlichen, kirchlichen und 
wirtschaftlichen Seite auseinanderfallen, und die auch in 
räumlicher Trennung voneinander angesiedelt sind, die 
Montanen des Bergdorfes außerhalb der Stadt am Fuße 
des Rammelsberges, die Silvanen an dem seit dem Beginn 
des 12. Jahrhunderts zur Stadt gezogenen Frankenberge. 
Ebenso ist ihre soziale Struktur zunächst ganz verschieden, 
bei den Montanen im wesentlichen eine homogene, bei 
den Silvanen gekennzeichnet durch eine Schichtung in 
mehrere Klassen, die erst durch die Ausscheidung der 
Erfexen und ihr Aufgehen in dem niederen Adel beseitigt 
und den Verhältnissen bei den Montanen stärker angeglichen 
wird, so daß sich damit die Möglichkeit einer Verschmelzung 
beider Verbände anbahnt.!) 


!) Es handelt sich für uns in der Hauptsache nur um eine Erörterung 
der Fragen, die für die verfassungsrechtliche Stellung der Montanen und 
Silvanen in Goslar von Belang sind. Was die Einzelheiten ihrer Organi- 
sation im übrigen anbetrifft, so bedürfen die bisher aufgestellten Ansichten 
einer Überprüfung an der Hand der Ergebnisse, zu denen die verfassungs- 
rechtliche Betrachtung geführt hat. Dabei wird es namentlich darauf 
ankommen, auch die Aufschlüsse zu verwerten, die wir den neueren 
Arbeiten schwedischer Forscher, insbesondere Sommarins und Tun- 
bergs, über den ältesten schwedischen Bergbau und seinen Zusammen- 
hang mit dem Bergbau am Rammelsberge verdanken. Ich verweise 
vor allem auf Tunberg, Stora Kopparbergets Historia I (Upsala 1922, 
s. dazu Häpke, Hans. Geschichtsbl. 1925, S. 304), S. 50f., woselbst 
die früheren Untersuchungen Sommarins und Tunbergs verzeichnet 
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b) Die Marktsiedelung und spätere Stadt Goslar. 


1. Die Marktsiedelung Goslar und ihre Entwicklung 
zu einem städtischen Gemeinwesen. 


Wenn wir auch nach allem, was überliefert ist, mit 
einem gewerblichen Leben in Goslar schon während des 
11. Jahrhunderts rechnen müssen, sind wir doch nicht in 
der Lage, einen genaueren Einblick in die Verfassungs- 
zustände der Marktniederlassung zu gewinnen. Auf ein be- 
sonderes Recht der Kaufleute von Goslar weisen zwar hin 
zwei in die Zeit der Marktsiedelung fallende, angeblich von 
Konrad II. und Heinrich III. herrührende Urkunden für 
die Kaufleute von Quedlinburg vom 27. IX. 1038 und vom 
25. VII. 1042.) In ihnen wird den ‚„negotiatores de Quide- 
lineburg‘‘ gestattet, ungehindert im ganzen Reiche Handel 
zu treiben und nach demselben Rechte (tali ... . lege ac 
justicia) zu leben, wie die Kaufleute zu Goslar und Magde- 
burg. Gleichzeitig wirdihnen zugestanden, „ut de omnibus. 
que ad cibaria pertinent, inter se judicent“, wobei von den 
zu entrichtenden Bußen ein Viertelan den Richter der Stadt, 
drei Viertel nach der ersten Urkunde an die ‚‚mercatores“, 
nach der zweiten an die ‚cives‘ fallen sollen. Beide Auf- 
zeichnungen sind aber zu beanstanden. 


Während in der ersten Nachricht schon bisher eine 
Fälschung erblickt wurde, die indessen, wie ein Vergleich 
mit dem Diplom vom 25. VII. 1042 ersichtlich mache, 
bestimmt gewesen sei, ein echtes, vielleicht verlorengegange- 
nes Original zu ersetzen, sind vor kurzem ebenfalls Bedenken 
gegen die zweite Urkunde, die nur in einer Abschrift über- 
liefert ist, erhoben. Nach den Untersuchungen Wibels?) 


sind. Zu der bis 1916 erschienenen schwedischen Literatur äußert sich 
kritisch, wenn auch in der Auswertung der deutschen Quellen nicht völlig 
ausreichend, Maedge, Über den Ursprung der ersten Metalle, der See- 
und Sumpferzverhüttung, der Bergwerksindustrie und ihrer ältesten 
Organisation in Schweden (Jena 1916), S. 108f., 116f., 134, Anm. 2, 
140f. (vgl. dazu die Anzeige von Kretzschmar, Hans. Geschichtsbl. 
1920/21, S. 229£.). 

4) UB.1 26, 34. 

2) Wibel, Die ältesten deutschen Stadtprivilegien, insbesondere das 
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wird sich die Ansicht von der Echtheit der Niederschrift 
vom 25. VII. 1042 kaum aufrechterhalten lassen. Wir 
können daher ein zuverlässiges Zeugnis für die besondere 
„lex ac justicia“ der Goslarer Kaufleute erst erblicken in 
dem Diplom Lothars von Sachsen vom 25. IV. 11341), 
das die Gerichtsbarkeit ‚de omnibus, que ad cibaria per- 
tinent‘‘, den Bürgern (cives) zuweist, und das bereits in die 
Zeit fällt, in der sich Goslar schon zur Stadt entwickelt hatte. 
Allerdings nimmt die Aufzeichnung Bezug auf frühere 
Privilegien der Vorgänger des Herrschers, und es ist weiter 
nicht unwahrscheinlich, daß, wie Wibel andeutet, die hier 
getroffene Bestimmung über die Gerichtsbarkeit de cibariis 
sich anlehnt an eine ähnliche Vorschrift des Bischofs Fried- 
rich von Halberstadt aus dem Jahre 1105, durch die den 
dortigen ‚cives forenses“ „omnis censura et mensura 
stipendiorum carnalium vendendo et emendo“ und das 
Recht der Handhabung des „burmal‘‘ bestätigt wird, 
daß also ‚diese Verfügung vielleicht erst aus einer Urkunde 
der Äbtissin von Quedlinburg, entsprechend jener des 
Bischofs Friedrich von Halberstadt, in das Diplom Lothars 
vom Jahre 1134 hineingekommen ist und erst aus diesem 
zurück in das Diplom Heinrichs III. Eingang gefunden hat“.?) 
Jedoch auch in diesem Falle kämen wir noch nicht zu einer 
zweifelsfreien Angabe, die wir unmittelbar für die Zustände 
der Marktsiedelung Goslar im 11. Jahrhundert verwerten 
können. 

Trotzdem möchte ich glauben, daß nach zwei Seiten 
hin wohl Vermutungen geäußert werden dürfen, die sich 
nicht allzu weit von der Wirklichkeit entfernen. Einmal 
ist kaum anzunehmen, daß die Rechtslage, mit der für die 
Goslarer ‚‚mercatores‘‘ bald nach der Erhebung des Ortes 
zur Stadt zu rechnen ist, sehr wesentlich abweicht von der, 
die wir für die kaufmännische Bevölkerung der Markt- 
anlage etwa ein Jahrhundert früher vorauszusetzen haben, 
Diplom Heinrichs V. für Speyer, Arch. f. Urk.-F. VI, 1918, S. 234—262, 
namentl. 8. 236f., 

!) UB.I 186, vollständig gedruckt UB. Quedlinburg I 10. 

2) Wibel, 8.239. 
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sodaß in so weit ein Rückschluß von jener auf diese als 
zulässig erscheint.!) Und zum andern spricht das, was wir 
bereits früher über die Stellung des Herrschers zum Markt- 
verkehr in Goslar ermittelt haben?), und was durch die 
demnächst zu besprechenden Verhältnisse der Folgezeit 
erhärtet wird, dafür, daß in der Marktsiedelung, vielleicht 
noch mehr wie später in der Stadt, zum mindesten aber im 
gleichen Umfange, sich die Entwicklung unter starker Be- 
tonung des königlichen Einflusses vollzogen haben muß, 
der nach der Begründung der Reichsvogtei auch in der 
Teilnahme des Vogtes an der Behandlung der kommunalen 
Angelegenheiten zum Ausdruck gelangt sein wird. Ebenso 
ist eine Mitwirkung des Vogtes zu vermuten bei der Er- 
hebung des Ortes zur Stadt und bei den räumlichen Ver- 
schiebungen, welche die Einverleibung des Pfalzbezirkes 
und des Frankenberges in den städtischen Mauerring mit 
sich brachte. Bei dem Übergewicht der Macht des Vogtes 
gegenüber dem sich bildenden städtischen Gemeinwesen 
ist es nicht anders denkbar, als daß diese Maßnahmen 
mit Einwilligung der Herrscher erfolgt sind, zumal die 
Rechtssphäre des Königs und seines obersten Beamten, 
‚des Vogtes, sehr stark durch sie berührt wurde. 

Der Unterschied zwischen Marktsiedelung und Stadt 
Goslar ist darin zu erblicken, daß die ursprünglich auf den 
Markt und seine Umgebung beschränkte, durch die Be- 
dürfnisse des Handels ins Leben gerufene und in ihren Ein- 
richtungen bedingte kaufmännische Niederlassung eine 
räumliche und ständische Ausweitung erfahren hat. In 
welcher Form die Umwandlung des Marktes zur Stadt vor 
sich gegangen ist, vermögen wir allerdings beim Schweigen 
der Quellen nicht zu ermitteln.?) Ebensowenig wissen wir 
bestimmt, wann diese Änderung Platz gegriffen hat, denn 
das von Rietschel verwertete Kennzeichen, das Auftreten 


1) Ähnlich wird übrigens auch die Sachlage wegen der Ritterfamilien 
liegen. 

2) 8. oben 8.330, 346. 

®) Bei den Ausführungen von P. J. Meier, Stadt Goslar, S. 24f., 
über die Erhebung Goslars zur Stadt handelt es sich um bloße Hypo- 
thesen. 
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der Mauerbefestigung, gewährt keinen genügend sicheren 
Anhalt. Immerhin läßt sich so viel ersehen, daß nach der 
bereits mehrfach erwähnten Urkunde vom 13. V. 1108 über 
die Abgrenzung des Parochialbezirks der Frankenberger 
Kirche jetzt spätestens die Stadtwerdung zum Abschluß 
gekommen sein muß, da wir von jenem Zeitpunkt an 
fraglos die später bezeugte kirchliche Einteilung des Ortes 
und das Vorhandensein einer Stadtmauer in der noch heute 
gegebenen Linienführung zu unterstellen haben. Ungewiß- 
heit kann nur darüber bestehen, ob Goslar als Stadt im 
Rechtssinne nicht etwa schon früher und gegebenenfalls, 
in welchem Zeitpunkt, betrachtet werden darf. Die häufige 
Anwesenheit der Kaiser in Goslar, die auf die Wichtigkeit 
des Ortes schließen läßt, die Errichtung des Domstiftes und 
anderer kirchlicher Gründungen im 11. Jahrhundert, die 
Nachrichten, welche auf den Volksreichtum Goslars und 
auf das Vorhandensein einer Umwallung hier um die gleiche 
Zeit hinweisen, würden an sich geeignet sein, die Annahme 
zu rechtfertigen, daß der Ausbau der Marktsiedelung Goslar 
zur Stadt schon damals durchgeführt ist. Aber gegen diese 
Ansicht würde sprechen, daß gerade in die zweite Hälfte 
des 11. Jahrhunderts die Einrichtung der Reichsvogtei 
Goslar fällt, und daß die Tendenzen, die der Güterpolitik 
Heinrichs IV. zugrunde liegen, für die Fortentwicklung der. 
kommunalen Selbständigkeit der Marktniederlassung Goslar 
und die Ausbildung städtischer Freiheit hier zunächst keine 
sehr günstigen Vorbedingungen schufen. Ich möchte daher 
den Anfang eigentlich städtischen Lebens erst in die Zeit 
nach der Entstehung der Reichsvogtei Goslar verlegen, 
also in den Ausgang der Regierungszeit Heinrichs IV. oder 
die ersten Jahre der Herrschaft Heinrichs V. 


2. Die Gliederung der gewerblichen städtischen Bevölkernng. 
a) Die Kaufleute. 

Weist das Hervorgehen Goslars aus einer Markt- 
siedelung ohnehin auf die Wichtigkeit des kaufmännischen 
Elements in der städtischen Einwohnerschaft hin, so wird 
diese Auffassung weiter bekräftigt durch die Nachrichten, 
die über die Ausdehnung des Goslarer Handels schon in 

. Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XIL,VIL Germ, Abt. 24 
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der Frühzeit des Ortes vorliegen, und die vor allem dartun, 
wie bei ihr der Fernvertrieb der Bergbauerzeugnisse eine 
Rolle spielte.!) Gleichwohl ist das Bild, das die bisherige 
Forschung von der Stellung der Goslarer Kaufleute ent- 
worfen hat, im wesentlichen verzeichnet. Obwohl ihre Be- 
deutung auch für die Verfassungsentwicklung, namentlich 
den Aufbau des Rates, immer wieder betont wird?), kann 
das, was hierüber gesagt ist, nicht befriedigen. Die Schuld 
daran trägt in erster Linie die Dürftigkeit der Überlieferung. 
Wir besitzen eine Nachricht über die besondere ‚lex ac 
justicia‘“ der Goslarer mercatores in der bereits angeführten 
Bestimmung des Diploms Kaiser Lothars vom 25. IV. 1134.?) 
Aber das ist auch die einzige Mitteilung, die sich im 12. Jahr- 
hundert mit ihrer Rechtslage befaßt.*) Dabei hat man sich 
ihr Verständnis m. E. in etwas dadurch erschwert, daß 
man hier, wie anderwärts, wo in königlichen Privilegien 
von den mercatores oder negotiatores die Rede ist, stets 
mit der Gesamtheit der handeltreibenden Bevölkerung 
rechnen zu müssen glaubte. Gewiß ist es richtig, daß, wo 
die Bezeichnung mercatores oder eine ähnliche in derartigen 
Urkunden vorkommt, sie vielfach in diesem weiteren Sinne 
gebraucht sein wird. Aber es fehlt nach meinem Dafür- 
halten an einem Anlaß, sie ausnahmslos so zu verstehen, 
namentlich dann nicht, wenn lediglich Vergünstigungen 
gewährt werden, die den Fernhandel betreffen, und an denerı 
deshalb allein die eigentlichen Kaufleute interessiert er- 
scheinen.?) Indessen auch wenn wir von dieser Ansicht aus- 
gehen und sie der Urkunde Lothars vom 25. IV. 1134 
zugrunde legen, so ist damit für unsere Zwecke nicht allzu- 
viel gewonnen, weil der Zusammenhang der Aufzeichnung 


1) Vgl. Bächtold, Der norddeutsche Handel im 12. und beginnen- 
den 13. Jahrhundert, Abh. zur Mittleren u. Neueren Gesch. Heft 21 
(Berlin und Leipzig 1910), 8. 96f., 144f., 164. 

2) Feine, S. 62f.; Frölich, RV., 8. 21£.; Borchers, $. 69f. 

®) UB.1 186 (oben S. 367, Anm. 1). 

4) In der Urkunde FriedrichsI. vom 20.XI. 1188 (UB. I 323} 
wird eine Zollbefreiung der „cives Goslarienses“ in Artienburg erwähnt. 

5) S. hierzu Wibel, S. 237, der aber doch schließlich wieder auf die 
herrschende Meinung abstellt. 
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kaum einen ausreichenden Ertrag für die Erkenntnis der 
Aufgaben der Goslarer Kaufleute gerade innerhalb ihres 
heimischen Gemeinwesens abwirft. 

In dieser Beziehung spielen lediglich Andeutungen 
eine Rolle, die aus den Quellen des 13. Jahrhunderts zu ent- 
nehmen sind. Hier handelt, wenn wir von der gefälschten 
Urkunde König Philipps vom 27. I. 1200!) absehen, aus- 
führlicher von der Rechtslage der Goslarer Kaufleute erst 
das Privileg Friedrichs II. vom Jahre 1219.) Indera man 
aber die Vorschriften des Privilegs ohne weiteres auf die 
Kaufleute in dem Sinne bezog, wie sie später in der städti- 
schen Verfassungsgeschichte uns entgegentreten, indem man 
sie betrachtete als eine Gilde, die in ihrer Struktur der der 
übrigen städtischen Gilden angepaßt war, und indem man 
infolgedessen das in der Urkunde von dem Kaiser aus- 
gesprochene Verbot der sämtlichen Gilden und Innungen 
in Goslar mit Ausnahme der Münzer auch auf die voraus- 
gesetzte Kaufleutegilde erstreckte, verwickelte man sich 
in Widersprüche mit der sonstigen Überlieferung, die erneut 
zu gewaltsamen Lösungsversuchen nötigen mußten.) 

Versuchen wir, auf einem anderen Wege zum Ziele 
zu gelangen, indem wir ebenfalls wieder zunächst nur die 
Urkunden sprechen lassen. 

Schon früher ist die eigentümliche Erscheinung auf- 
gefallen, daß, während die Quellen aus dem 12. Jahrhundert 
über die Kaufleute schweigen, sehr bezeichnende Angaben 
vorliegen, die auf einen ziemlich weit fortgeschrittenen 
Ausbau in der Organisation der Krämergilde sowie der- 
jenigen Handwerkerverbände schließen lassen, die später 
bei der Besetzung des Rates in bevorzugter Weise mit- 
wirken.‘) Sodann hat man bemerkt, daß aus dem Jahre 
1281 ein umfangreiches Recht der Krämer stammt?), 


4) UB.I 354. 2) UB.I 401. 

?) Vgl. etwa die Bemerkungen von Weiland, Hans. Geschichtsbi. 
1885, S. 18—20. S. ferner Frölich, RV., S. 24, Anm. 4; Hans. Ge- 
schichtsbl. 1920/21, S. 150, Anm. 1, 155, Anm. 1, 163, Ann. 1. 

) S. oben $. 327/8. 

5) UB. II 292. Vgl. hierzu auch Frölich, Hans. Geschichtsbl. 
1920/21, 8.163, Anm.1 sowie UB. II 49. 
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während sich über die Befugnisse der Kaufleute noch aus 
dem 13. Jahrhundert immerhin nur vereinzelte Aufzeich- 
nungen erhalten haben, die über ihre Stellung insgemein 
kein sicheres Urteil gestatten. Dabei ist weiter merk- 
würdig, daß auch lediglich diese Nachrichten — es dreht 
sich in der Hauptsache um die gefälschte Urkunde König 
Philipps vom 27. I. 1200, um die auf die Zollfreiheit der 
Goslarer Kaufleute in Köln, Tiel und Bardowiek bezüglichen 
Bestimmungen in dem Privileg Kaiser Friedrichs II. von 1219 
und um die Anordnungen über den Widerruf des durch 
Kaiser Friedrich 1219 verkündeten Verbots der Gilden in 
Goslar sowie das den dortigen Kaufleuten eingeräumte 
Recht des Gewandschnittes in der Bestätigung des Privilegs 
von 1219 durch den Sohn des Kaisers, König Heinrich, aus 
dem Jahre 12231), sonst erst um den Gunstbrief Wilhelms 
von Holland vom 6. IV. 1252?) und eine Anzahl von Ur- 
kunden aus der Zeit Rudolfs von Habsburg — in das Rechte- 
buch der Kaufleute aus dem Anfang des 15. Jahrhunderts?) 
aufgenommen sind, obwohl das Privileg Wilhelms von 
Holland vom 6. IV. 1252 seinem Wortlaut im Eingange 
nach auf eine umfassendere Privilegierung durch frühere 
Kaiser hindeutet. So ist das Ergebnis, daß als Vorurkunden 
vor dem Privileg vom 6. IV. 1252 nur eine Fälschung auf 
das Jahr 1200 und die Gildebestimmungen von 1219 und 
1223 in Betracht kommen, doch befremdlich dürftig‘*), 
und es ruft um so mehr Mißtrauen hervor, als wir auch bei 
andern Anlässen in dem Goslarer Urkundenwesen die 
Praxis verfolgen können, das Fehlen älterer beweisender 








!) UB.I 480. 2) UB.UI 13. 

3) UB.I Vorw. S. XV unter 5. Abdruck bei Schaumann, Beitrag 
zur Geschichte des Gildenwesens, Vaterl.Arch. des hist. Ver. f. Nieder- 
sachsen 1841, S. 11f., insbes. S.26f., 34f. Das UB. IV Vorw. S. XI zu 
erwähnte, anscheinend etwas ältere Gildebuch der Kaufleute enthält 
nichts Sachdienliches. 

*) Auch der Gesichtspunkt kann kaum durchschlagen, daß im Zu- 
sammenhang mit der Eroberung Goslars im Jahre 1206 durch Gunzelin 
von Wolfenbüttelin den Kämpfen zwischen den Gegenkönigen Otto und 
Philipp (UB. I 367) eine — allerdings in den zeitgenössischen Quellen wohl 
übertrieben geschilderte — Plünderung der Stadt erfolgt und hierbei ihr 
Bestand an Archivalien stark geschädigt ist. S. dazu UB. I 369. 
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Aufzeichnungen bei der Erwirkung königlicher Privilegien 
durch Fälschungen auszugleichen.) 

Wie läßt sich eine Lösung finden? Es bietet sich eine 
solche dar, die alle Unklarheiten beseitigt und mit dem 
Gesamtinhalt der vorhandenen Aufzeichnungen in völligem 
Einklang steht. Der Beweis für sie kann jedoch nicht aus 
unmittelbaren Quellenzeugnissen erbracht werden, sondern 
ergibt sich eben aus demZusammenstimmen mit dersonstigen 
Überlieferung, nicht nur der, die bereits von uns besprochen 
ist, sondern namentlich auch der des späteren 13. Jahr- 
hunderts, die erst durch sie eine einheitliche und befriedi- 
gende Erklärung erhält. Wir müssen uns deshalb an diesem 
Orte damit begnügen, die Lösung vorläufig mitzuteilen, 
während der abschließende Beweis der Betrachtung der 
Ereignisse der Folgezeit zu entnehmen ist. Sie beruht in 
folgendem: 

Die Kaufleute waren bereits in den Anfängen der 
städtischen Entwicklung und ebenso früh, wenn nicht noch 
früher, als die zuerst bezeugten Gilden der Krämer und 
Handwerker vorhanden und organisiert. Aber die Art 
ihres Zusammenschlusses ist durch Besonderheiten aus- 
gezeichnet, die von der der übrigen gewerblichen Verbände 
abweichen und die sich deshalb auch nicht decken mit der 
Form, in der seit dem Ende des 13. Jahrhunderts die Kauf- 
leute als Gilde (Kaufleute- oder Gewandschneidergilde) er- 
scheinen. Darauserklärt es sich, daß sie von dem 1219 ver- 
hängten Gildeverbot und von der Wiederaufrichtung der 
Gilden im Jahre 1223 nicht erfaßt sind. Da eine solche 
Stellung nach dem, was wir schon oben dargelegt haben‘), 
nur im Einvernehmen mit den Herrschern gewonnen 
werden konnte, wird es verständlich, daß sich die Kauf- 
leute immer wieder auf alte Gunsterweisungen der Kaiser 
berufen, daß sie als einziger gewerblicher Verband in Goslar 
außer den Münzern eine kaiserliche Bestätigung ihrer 
Privilegien aufweisen können, und daß sie ebenfalls in ihrem 


t) Frölich, Harz-Z. 55 (1922), S.28f. Vgl. insbes. das. 8.30, 
Anm. 68. 
2) S.oben 8.368 zu Anm. 2. 
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Siegel, das zuerst 1274 begegnet), mit der Krone als Siegel- 
bild den Beziehungen zum Reiche kennzeichnenden Aus- 
druck geben.?”) Ebenso begreift es sich, daß auch nach der 
Umbildung des Verbandes zu einer eigentlichen Kaufleute- 
oder Gewandschneidergilde gegen das Jahr 1290 und nach 
ihrer Eingliederung in die Ratsverfassung in einer den 
übrigen Gilden angepaßten Gestalt doch weiterhin in ihrem 
bevorzugten Platze im Rate sowie in sonstigen Zügen die 
Erinnerung an die ursprünglichen Zustände nachklingt. 
Und wenn nur wenige Urkunden über die frühere Rechtslage 
der Kaufleute erhalten und abschriftlich in das große Rechte- 
buch ihrer Gilde aufgenommen sind, so verliert jetzt diese 
Tatsache alles Befremdliche. Es sind das eben diejenigen 
Urkunden, die für die Gilde in ihrer geänderten Organi- 
sation noch von Belang waren und nur die letztere betrafen, 
während in. Ansehung der Urkunden, die über die älteren 
Verhältnisse unterrichten, vielleicht gerade ein Anstoß zu 
ihrer Beseitigung bestand, weil die ehedem von den Kauf- 
leuten geltend gemachten Vorrechte nicht mehr mit der 
Umgestaltung ihres Verbandes vereinbar waren, die sich 
uns als eine Folge der Verfassungskämpfe in der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts darstellen wird. Möglich ist 
natürlich auch, daß, solange sich der königliche Einfluß in 
Goslar behauptete und vor allem in den Machtbefugnissen 
des Reichsvogtes seinen Ausdruck fand, ein besonderes Be- 
dürfnis zur schriftlichen Fixierung aller Einzelheiten dieser 
Rechte entfiel. 

Auf die ferner zugunsten der hier entwickelten Ansicht 
sprechenden Momente, den Zusammenhang, den sie mit 
der Grundbesitzverteilung in Goslar aufweist, und der 
bereits gestreift wurde?), sowie auf die Bedeutung, die sie 
für die Entstehung des -Rates und für die Auffassung von 
dem Wesen des Goslarer Patriziats gewinnt, wird dem- 
nächst?) näher einzugehen sein.’) 


t) UB. II, 199. Vgl. die Abbildung UB. II Tafel VIII Nr. 33 sowie 
S. 688 das. 

2) Näheres unten bei IVb 2 (8. 416f.). °) Vgl. oben 8.332 f. 

4) S. unten $S. 377 f., 386 f. 

3) Das Gleiche gilt für die besondere Rechtsstellung der Münzer, 
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ß) Die verfassungsrechtlich bevorzugten Gilden. 


Richten wir das Auge auf die Ratsverfassung des 
14. Jahrhunderts, so treten uns an bevorzugtem Platze 
im Vergleich zu der Mehrzahl der übrigen gewerblichen 
Verbände die Krämergilde und eine Anzahl von Gilden der 
wichtigsten Handwerke — der Bäcker, Schuhmacher und 
Fleischer — entgegen. Sie haben nach der grundstürzenden 
Änderung der Verhältnisse, welche die Zeit um 1290 ge- 
bracht hat, hinter den Berg- und Waldleuten sowie den 
Kaufleuten, etwas später auch den Münzern, allein von 
allen Handwerkerverbänden Zutritt zum Rate erlangt; 
neben ihnen üben zunächst nur noch die Gilden der Schmiede 
und Kürschner das Recht einer beschränkten Teilnahme 
an der Ordnung der städtischen Angelegenheiten aus, das 
sich in der Zuziehung bei dem Erlaß städtischer Statuten 
erschöpft.) Die Wurzeln der privilegierten Stellung der 
zuerst genannten Gilden müssen ebenfalls weit zurück- 
reichen. Denn gerade diese Gewerbezweige sind, wie wir 
aus den Betrachtungen über die älteste Marktanlage ent- 
nehmen konnten, an den vorhandenen Kaufhallen und 
Buden hervorragend, wenn nicht ausschließlich, interessiert, 
und jüngere Nachrichten lassen der Vermutung Raum; 
daß der Besitz an einer solchen Baulichkeit sogar die Be- 
dingung für die Zugehörigkeit zu dem betreffenden Verband 
bildete.?) ‘Bei einigen von ihnen ist auch das Zusammen- 
wohnen in bestimmten Gewerbestraßen — Krämerstraße, 
Bäckerstraße, Knochenhauerstraße — wahrscheinlich. Das 
ist nicht anders denkbar als so, daß bei der Entstehung 
dieser Vereinigungen eine Mitwirkung des Stadtherrn, 
dessen bestimmenden Einfluß auf die Marktverhältnisse 
wir kennen gelernt haben, in Frage kommt. Im gleichen 
Sinne läßt sich der Umstand verwerten, daß in dem Krämer- 








die sich zum Teil mit der der Kaufleute, zum Teil der der Silvanen berührt, 
und die ebenfalls verschiedene Entwicklungsstufen erkennen läßt (unten 
S. 409 f., 424.) 

!) Frölich, RV., S. 29f. 

2) Oben 8. 327/8. Vgl. auch Hegel, Städte und Gilden der germani- 
schen Völker im Mittelalter (Leipzig 1891), II, S. 397/98, 495; Croon, 
Zur Entstehung des Zunftwesens, Marburger phil. Diss. 1901, S. 70, 71. 
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recht von 1281, das sich offensichtlich an ältere Einrichtun- 
gen anlehnt, der königliche Vogt mit seiner gerichtlichen 
Zuständigkeit noch stark in das innere Leben der Genossen- 
schaft eingreift.!) So haben wir nicht nur in dem Alter der 
genannten Gilden, sondern auch in ihrer auf königliche 
Verleihung sich gründenden besonderen Rechtslage die Er- 
klärung dafür, daß gerade sie neben Kaufleuten, Bergleuten 
und Münzern in den Rat eingedrungen sind und sich hier 
während des ganzen Mittelalters mit einer gewissen Aus- 
schließlichkeit behauptet haben. 


») Die übrigen gewerblichen Verbände. 


Daß es, auch abgesehen von den soeben behandelten 
Gilden, in Goslar bereits während des 12. Jahrhunderts 
innungsmäßige Vereinigungen gegeben hat, verraten einzelne 
Nachrichten. Weniger fällt ins Gewicht eine Urkunde 
Herzog Heinrichs des Löwen vom 3. VI. 1154?) über die 
Verlautbarung einer Schenkung an das Kloster Riechen- 
berg, unter deren Zeugen eine Reihe von Bürgern nur mit 
ihren Vornamen aufgezählt ist, bei denen anscheinend von 
dem Urkundenschreiber nachträglich gemachte Zusätze auf 
das von ihnen betriebene Handwerk hinweisen. Denn wenn 
hier unter den Zeugen der Urkunde Goldschmiede, Glocken- 
gießer, Schildmacher, Tischler, Blasebalgmacher, Leinc- 
weber, Färber und Steinhauer begegnen, so läßt die Aut- 
zeichnung, die ohnehin wegen der Art der Anführung dieser 
Gewerbe nicht als völlig zuverlässiges Zeugnis gelten kann, 
nicht ohne weiteres Rückschlüsse auf die Zusammenfassung 
der in ihr vorkommenden Berufe zu Innungen oder ähn- 
lichen Genossenschaften zu. Dagegen tut das älteste Güter- 
verzeichnis des Domstifts, das zwischen 1174 und 1195 
angefertigt ist?), zweifelsfrei dar, daß tatsächlich mit sonsti- 
gen gewerblichen Verbänden von einer gewissen Geschlossen- 
heit schon um diese Zeit zu rechnen ist. Hier werden u. a. 
Abgaben erwähnt, welche, außer von den. Bäckern, von 


1) UB. II 292, S. 306 Z. 20f., 307 2. 27f., 308 Z. 13£., 309 
2. Y7£. 


2) UB.1 229. 3) UB.I 301. 
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den Zimmerleuten und den Hoken an das Domstift zu ent- 
richten sind!), also eine engere Organisation der genannten 
Berufsklassen ohne weiteres voraussetzen. 


3. Die Entstehnng des Rates. 


Urkunden, die als solche Aufschluß über die Ent- 
stehung des Rates in Goslar zu gewähren vermöchten, 
fehlen. Der Rat wird, wenn wir die immerhin nicht zweifels- 
freie Erwähnung in dem Privileg Friedrichs II. von 
1219 beiseite lassen?), ausdrücklich selbst oder so, daß die 
consules einzeln oder in ihrer Gesamtheit aufgezählt werden, 
erst angeführt in Niederschriften, die der Zeit nach dem 
ersten Drittel des 13. Jahrhunderts angehören.?) Es ist 
jedoch eine Anzahl von Nachrichten überliefert, die auf die 
Tätigkeit eines leitenden Kommunalorgans schon früher 
hindeuten.*) 

Mit dem Aufkommen des Rates in Goslar hat sich zuletzt 
Feine°) eingehend beschäftigt. Er hat unter Ablehnung 
der von Wolfstieg, Weiland und Bode vertretenen Nitzsch’ 
schen Theorie von dem Hervorgehen des Rates aus einer 
alle am Markte beteiligten Kreise, sowohl Kaufleute wie 
Handwerker, umfassenden „großen Gilde“ *) und der in 
dem Goslarer Urkundentum ebenfalls keine Stütze finden- 
den Ansicht von der Umwandlung eines vorhandenen 
Schöffenkollegs zum Rate die Herkunft des Rates in An- 
lehnung an die von Rietschel vertretene Meinung 2u er- 
klären versucht. Er leitet also den Rat ab von Ausschüssen, 
welche die im Burding versammelte Gemeinde zunächst 
im Rahmen der ihr zustehenden Markt- und Gewerbe- 
verwaltung eingesetzt habe, und von denen dann auch die 
Vertretung der Stadt nach außen übernommen sei. Feine 
hat dabei selbst bemerkt, daß mit dem Hinweis auf derartige 


1) UB.1 8.330 2. 10f. 

2) Vgl. Frölich, RV. S.12 Anm. 3, 14—16. 

3) Die RV. 8.13 Anm.1 angeführte Urkunde UB. 1518 ist nach 
den Darlegungen Steinbergs (S. 34) erst 1246/7 anzusetzen. S. unten 
S. 412/3. 

4) Feine, 8. 46t. 5) S. Alf. 

% Ähnlich jetzt wieder Borchers, 8.70, Tl. 
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Ausschüsse noch nichts für das Dasein eines wirklichen 
Rates dargetan sei, von dem man erst sprechen könne in 
dem Augenblick, wo alle Befugnisse einschlägiger Art 
sich in einem einzigen, für bestimmte Zeit tätig werdenden 
Organ zu selbständiger Verwaltung verkörperten. Diese 
Stufe der Entwicklung hält Feine bald nach der Mitte des 
12. Jahrhunderts für erreicht, als Heinrich der Löwe vor- 
übergehend von 1152 bis etwa 1168 den Reichsvogteibezirk 
Goslar von Friedrich I. zu Lehen trug. Ich bin früher 
grundsätzlich der Anschauung Feines beigetreten, obgleich 
ich schon damals eine Anzahl von Einschränkungen ge- 
macht und insbesondere betont habe, daß an einen eigent- 
lichen Rat erst um das Jahr 1200 gedacht werden könne.!) 
Heute kann ich diesen Standpunkt nicht mehr in der bis- 
herigen Form aufrechterhalten. 


Neuere Untersuchungen, namentlich das Buch F. Rö- 
rigs über den Markt von Lübeck, zwingen dazu, die über 
die Entstehung des Rates in Goslar geäußerten Ansichten 
nochmals nachzuprüfen. Rörig hat für Lübeck in topo- 
graphisch-statistischer Zergliederung der Einträge des 
dortigen Oberstadtbuches über die Besitzverhältnisse an 
den Grundstücken des Lübecker Marktes, aber auch unter 
Berufung auf die von der bisherigen Forschung für Frei- 
burg i. Br. und seine Tochterstädte verfochtene, wenn auch 
nicht unbestritten gebliebene Auffassung”) den Nachweis 
erbracht, daß bei der Gründung des Marktes in Lübeck 
ein Unternehmerkonsortium beteiligt war, dem als Entgelt 
für die hierbei entfaltete Tätigkeit und das übernommene 
Risiko das Marktgelände und die auf ihm errichteten Bau- 
lichkeiten zufielen. Aus ihm habe sich später der Rat ent- 
wickelt, der so in den Besitz seiner Befugnisse kraft eigenen, 
ihm vom Stadtherrn eingeräumten Rechtes, nicht aber als 
zu Anfang nur widerruflich beauftragter Funktionär der 


1) Frölich, RV. 8. 11. 


2) Vgl. hierzu neuerdings wieder F. Beyerle, Marktfreiheit und 
Herrschaftsrechte in oberrheinischen Stadtrechtsurkunden, Festgabe der 
Juristischen Fakultät der Universität Basel für Paul Speiser (Basel 
1926), S. 39—82, namentlich S. 78f. 
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zusammenströmenden, zunächst selbst jedes Organs ent- 
behrenden Siedlergemeinde gelangt sei. 


Wie ich bereits inanderem Zusammenhange !) ausgeführt 
habe, sind von den Einsichten, die Rörig für Lübeck erzielt 
hat, noch wichtige Aufschlüsse für die Allgemeinforschung zu 
erhoffen. Inentsprechendgelagerten Fällen bietetsich dieMög- 
lichkeit dar, die Verfassungszustände der städtischen Früh- 
zeit unter Gesichtspunkten zu betrachten, die von der durch 
Rietschel entworfenen Schilderung nicht unerheblich ab- 
weichen. Denn dort, wo eine Unternehmergründung in 
Betracht kommt, würde, wenn wir von besonderen Kom- 
plikationen einstweilen absehen, damit zu rechnen sein, 
daß die Regelung, zu der man schritt, sich erklärt gerade 
aus den Zugeständnissen, welche den bei der Gründung 
mitwirkenden Unternehmern in den mit dem Markt- oder 
Stadtherrn vor der Anlage des Ortes getroffenen Verein- 
barungen gemacht sind. Man würde sich also die Sache so 
vorstellen können, daß den Unternehmern und ihrem An- 
hang für ihre Mühewaltung Vorrechte eingeräumt wurden, 
die sich teils auf das öffentlichrechtliche, teils auf das 
privatrechtliche Gebiet erstreckten. Als solche der erst- 
gedachten Art würden z. B. eine Anteilnahme an der Ver- 
waltung des Gemeinwesens selbst und eine Zuziehung bei 
der Handhabung der Gerichtsbarkeit erscheinen, als solche 
im privatrechtlichen Rahmen etwa die Übertragung be- 
sonders ertragreicher Befugnisse, darunter namentlich des 
Rechts zur Ausübung des Gewandschnittes, als Vorbehalts- 
recht an die Unternehmer und die Zusicherung der aus- 
schließlichen nutzbringenden Ausübung durch sie, während 
in allen diesen Beziehungen die von den Unternehmern 
herbeigerufenen, die Mehrheit der Bevölkerung in dem 
neuen Gemeinwesen bildenden Siedler jenen als eine minder- 
berechtigte Schicht der Bewohner, gewissermaßen als 
Bürger zweiter Ordnung, gegenüberständen. Mit etwas 
Ähnlichem wäre ebenfalls zu rechnen im Bereich des Grund- 
stückswesens, insofern hier den Unternehmern Liegen- 
schaften zu freiem und unbelastetem Eigen überlassen 





') Lüb. Zeitschr. XXIL, S. 398f. 


380 Karl Frölich, 


wurden, wogegen die zugezogenen Siedler nur in der Lage 
waren, von dem Stadtherrn oder den Unternehmern Grund- 
besitz von geringerer rechtlicher Qualität, nämlich solchen 
zu städtischem Leiherecht, gegen Entrichtung eines als 
Anerkennungsgebühr gedachten Wortzinses zu erwerben, 
so daß sie auf diese Weise von dem Genuß der vollen Bürger- 
eigenschaft und der mit dieser verbundenen Rechtsstellung 
ausgeschlossen blieben.) 

Versuchen wir, diese Erkenntnisse auf Goslar, das 
nach dem früher Ausgeführten als Gründungsstadt zu gelten 
hat, anzuwenden, so ist zu sagen, daß die Rolle, in der die 
„mercatores‘ hier auftreten, doch sehr stark übereinstimmt 
mit dem Bilde, das sich bei der Annahme eines Unternehmer- 
konsortiums ergeben würde, und daß die Folgerung kaum 
allzu gewagt wäre, in einer Gruppe von Gründungsunter- 
nehmern den Kern des älteren Verbandes der Goslarer 
mercatores zu erblicken. Wenn wir berücksichtigen, daß in 
Goslar, ehe es zur Ausbildung einer eigentlichen Kaufleute- 
gilde kommt, eine kaufmännische Schicht von Familien 
vorhanden ist, die sich deutlich abhebt von den Hand- 
werkern und im Gegensatz zu ihnen in verfassungsrechtlich 
hervorragender Stellung erscheint, die auch mit Vorrechten 
auf wirtschaftlichem Gebiet, namentlich dem des Gewand- 
schnittes, bedacht ist?), wenn sich zeigen läßt, daß diese ver- 
fassungsrechtliche Bevorzugung der Kaufleute noch in den 
Einrichtungen des 13. Jahrhunderts nachklingt, und daß 
nur aus ihr der Charakter der Streitigkeiten, die in jener 
Zeit ausgetragen werden, befriedigend erklärt werden kann, 
wenn zu beobachten ist, daß sich auch in Erscheinungen 
weit jüngeren Gepräges die Erinnerung an die ursprüngliche 
Rechtslage der alten mercatores erhalten hat, so liegt der 
Schluß sehr nahe, daß bei den mercatores der Frühzeit 
ein Personenkreis in Frage steht, der seine Begünstigung 
nach der öffentlichrechtlichen und der privatrechtlichen 
Seite hin aus den Anfängen der Entwicklung herleitet. 
Dabei würde, wenn man heranzieht, was aus den Erörte- 


1) 8. Frölich, Ztschr. ? f. Rechtsg. 46 (1926), S. 5108. 
2) Vielleicht ist hier auch des Brauwesens zu gedenken (Frölich, 
Hansische Geschichtsblätter 1920/21, S. 145, Anm.]). 
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rungen Rörigs für Lübeck und aus denen für eine Anzahl 
anderer Gründungsstädte zu entnehmen ist, sich die Zurück- 
führung der Vorrechte der mercatores und ihre Beteiligung 
am Rat auf eine ehemalige Unternehmerorganisation als 
die nächstliegende und einleuchtendste Erklärung für den 
vorliegenden Sachverhalt aufdrängen. Ich erachte es als 
sicher, daß sich die Mehrzahl der für Goslar überlieferten 
Nachrichten, die sich auf die Verrichtungen des Rates in 
seinem Ursprungsstadium beziehen, mit der Unternehmer- 
hypothese ebenso gut, wenn nicht besser, vereinigen läßt 
als mit der Ansicht Rietschels. Denn dann würde man 
in den „optimi cives Goslarienses‘“, die für das Jahr 1108 
bezeugt sind!), in den „nominatissimi cives Goslarienses‘, 
die in den Jahren um 1160, 1166 und 1171 erwähnt werden?), 
sowie in anderen Fällen®) nicht von der Bürgerschaft ein- 
gesetzte Ausschüsse, sondern eine Klasse von Personen zu 
erblicken haben, die als Nachfahren der Gründungsunter- 
nehmer zur Vertretung des bürgerlichen Gemeinwesens bei 
diesen Gelegenheiten berufen waren. Hierbei würde ferner 
auf die späteren Vorgänge, die zu dem Aufkommen eines 
eigentlichen Rates geführt haben, helleres Licht fallen, da 
solche Vertretungskörper zu eigenem Recht in ihrem Auf- 
bau, in ihrem umfassenden Wirkungsbereich und in ihrer 
größeren Unabhängigkeit nach oben und unten schon stark 
der späteren Ratsorganisation angeähnelt erscheinen. Und 
endlich würde es verständlich werden, daß bereits längst 
vor dem Gebrauch der Ausdrücke ‚„consilium‘“ oder ‚con- 
sules“ eine Behörde mit sachlich im wesentlichen gleichen 
oder jedenfalls nicht viel geringeren Kompetenzen, als sie 
der spätere Rat besitzt, bezeugt ist, ohne doch dessen Namen 
zu tragen. Denn es wäre durchaus denkbar, daß der Ge- 
brauch der Bezeichnung ‚‚Rat‘ selbst lediglich als eine von 
Zufallsmomenten bestimmte Phase in dem Kampf zwischen 
Stadtherrn und Bürgerschaft, der, wie anderenorts, so auch 
in Goslar die Anfänge des Gemeinwesens beherrscht, zu be- 
werten ist: es kann sich aus politischen Gründen für die 


1) UB.I 152. ®) UB.I 245, 258, 271. 
®) Vgl. Feine, $. 45/6. 
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Bürgerschaft empfohlen oder für den Stadtherrn als er- 
wünscht herausgestellt haben, die Verwendung des Wortes 
„Bat“ noch zu vermeiden, während sachlich die Entwicklung 
schon bis zu einer Stufe der städtischen Selbständigkeit 
gediehen war, die es an sich gerechtfertigt hätte, sich nach 
außen hin dieser Benennung zu bedienen.') 

Aber so verlockend auch eine weitere Ausspinnung 
der hier angedeuteten Gedankengänge sein würde, so trage 
ich doch Bedenken, diesen Weg zu beschreiten. Denn wir 
können für die Frühzeit Goslars zwar die großen Linien 
der Entwicklung herausarbeiten, sind aber nicht in der 
Lage, Einzelnachweise in der überzeugenden Form, wie es 
Rörig für Lübeck getan hat, zu erbringen. Außerdem 
weichen die Verhältnisse in Goslar, wie wir bereits gesehen 
haben, von denen in Lübeck in so fern ab, als in Goslar ein 
nachhaltiger Einfluß des Stadtherrn zu beobachten ist und 
im Zusammenhang damit auch durch das Vorhandensein 
der Ritterschaft und der Bergbevölkerung Besonderheiten 
hervorgerufen werden. Es würde deshalb nicht schlechthin 
ausgeschlossen sein, daß sich die Gründung des Marktes 
in Goslar in anderer Weise vollzogen hat, daß sie etwa von 
dem König selbst unter Zuhilfenahme seiner Beamten und 
in Anlebnung an schon bestehende Einrichtungen der 
königlichen Verwaltung in die Wege geleitet ist. Jedoch 
selbst in diesem Falle würde das, was wir bereits feststellen 
konnten, und was durch die Verfolgung der Schicksale der 
späteren Ratsorganisation eine weitere Bestätigung erfahren 
wird, genügen, um den Goslarer Kaufleuten schon für eine 
sehr weit zurückreichende Epoche der städtischen Geschichte 
eine auf königlicher Begnadung beruhende privilegierte 
Rechtsstellung zuzuweisen. Man müßte dann vermuten, 
daß auch ohne eine Unternehmertätigkeit der ersten 
mercatores von dem König als Stadtherrn eine Gruppe von 
Personen, die namentlich im Groß- und Fernhandel tätig 
waren, und deren besondere Bedeutung für Goslar aus den 


!) Dieser Umstand wird uns später noch beschäftigen (s. unten 
8.406, 412f.). Vgl. einstweilen Frölich, Lüb. Zeitschr. XXII, S. 404, 
Anm. 49, 
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Verhältnissen des Bergbaues und den Aufgaben, die ihnen 
bei dem Vertrieb der gewonnenen Metalle oblagen, erhellt, 
in der Frühzeit des Ortes mit Vorrechten begabt ist, wie sie 
dort, wo von der Tätigkeit eines Unternehmerkonsortiums 
gesprochen werden kann, als Entgelt für die bei dem Ausbau 
der Niederlassung geleistete Unterstützung aufzufassen 
sein würden. 

Wir kämen damit zu dem Ergebnis, die Beteiligung, 
welche für die mercatores in Goslar von jeher bei der 
Leitung des städtischen Gemeinwesens und bei der Be- 
setzung des Rates zu beobachten ist, zurückzuverlegen bis 
in die Anfänge der Entwicklung und anzunehmen, daß, 
wenn die mercatores vielleicht auch nicht als Rechts- 
nachfolger der etwa in Betracht kommenden Gründungs- 
unternehmer Anteil an der Verwaltung der neuen Siedelung 
und demnächst dem Rate gewonnen haben sollten, ihnen 
doch in der oben berührten Weise eine Rolle zugewachsen 
ist, die sich nicht wesentlich von der der Unternehmer in 
den eigentlichen Unternehmergründungen unterscheidet. 
Auch bei dieser Sachlage würde ihre Vertretung im Rat 
sich als etwas Ursprüngliches darstellen und als Ausfluß 
eines eigenen Rechtes, nicht einer Delegation durch die Gc- 
meinde, einzuschätzen sein.!) 

So gelangen wir zu einer Ansicht von der Entstehung 
des Rates in Goslar, die grundsätzlich abweicht von der 
bisherigen, sich an Rietschel anlehnenden Auffassung. 
Aber ebenso verbietet sich eine vorbehaltlose Übertragung 
der Ergebnisse, die wir Rörig verdanken. Denn selbst 
wenn wir die Unternehmerhypothese oder die Frage einer 
Privilegierung der ‚„mercatores‘‘ ganz ausschalten, rücken 


1) Interessant ist: in diesem Zusammenhange eine von den Grafen 
von Wernigerode am 17. IV. 1229 (UB. I 497) ausgestellte Urkunde für die 
dortigen mercatores (Gewandschneider). Die Kaufleute haben die Grafen 
gebeten, ihnen zu gestatten „gaudere privilegio, quali Goslariensis est 
civitas a primis temporibus insignata‘“. In der Urkunde wird die 
Höhe der Zahlung für den Erwerb des „consorcium‘“ festgesetzt und im 
übrigen den Kaufleuten „omne jus Goszlarie civitatis‘“ bewilligt (s. 
Meister, Die ältesten gewerblichen Verbände der Stadt Wernigerode von 
ihrer Entstehung bis zur Gegenwart, Hallische phil. Diss. 1890, 8.6, 7; 
Croon, 8.72). 
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doch die Zustände hier schon zur Zeit der Marktniederlassung 
in andere Beleuchtung infolge des ausgeprägten Über- 
gewichtes in der Stellung des Stadtherrn und der gebotenen 
Rücksichtnahme auf eine ritterliche Schicht, die nach den 
ersten erhaltenen Quellen an den Marktbaulichkeiten und 
dem Siedlungsgelände einschneidend berechtigt ist. In 
der Tat können wir von vornherein erkennen, daß Angehörige 
der Ritterfamilien mitwirken, wenn es sich um die Wahrung 
der Aufgaben des bürgerlichen Gemeinwesens handelt, 
so daß wir zu der Annahme genötigt sind, daß ihnen eine 
Vertretung schon in der ältesten kommunalen Organisation 
Goslars eingeräumt ist. Und damit deckt es sich durchaus, 
daß von dem Augenblick an, wo hier das Bestehen eines 
Rates deutlich wird, in ihm ebenfalls Ritter neben Mit- 
gliedern der Familien der kaufmännischen Oberschicht 
sitzen.) 

Auf welche Umstände diese Verknüpfung der Ritter 
mit der Ordnung der städtischen Angelegenheiten letzten 
Endes zurückgeht, läßt sich allerdings nicht völlig ein- 
deutig entscheiden. Wir müssen auf der einen Seite be- 
achten, daß uns in der Regelung der Grundbesitzverhält- 
nisse am Markt und an dem sonst zur Niederlassung ge- 
zogenen Gebiet ein Faktor entgegentritt, der in besonderem 
Maße geeignet erschien, die Gestaltung der ersten Verfassungs- 
ansätze mit zu bestimmen. Da ein ausschließliches Eigen- 
tum des Stadtherrn am Grund und Boden der neuen Siede- 
lung nicht oder nicht mehr bestand, konnte die Not- 
wendigkeit gegeben sein, denjenigen Berechtigten, die kraft 
Eigentums oder Leiherechts die Verfügungsgewalt über den 
Boden besaßen, zur Abfindung für diese Rechte einen Ein- 
fluß auf die Leitung der Marktgemeinde zuzubilligen. 
Auf der andern Seite könnten auch politische Momente 
mitgespielt haben, nämlich das Interesse des Stadtherrn 
daran, zur Erhaltung seines Übergewichts den von ihm 
abhängigen oder ihm zugetanen Geschlechtern eine Anteil- 
nahme an der Verwaltung des bürgerlichen Gemeinwesens 
zu sichern, zumal, nachdem die Erweiterung des Ortes, ins- 


1) Bode, UB. II Einl. S. 45-47; Feine, S. 60, 61. 
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besondere die Einverleibung der Pfalz, in deren Umgebung 
vor allem die Sitze der Ritterfamilien sich befanden, in 
den städtischen Bereich zu einer erheblichen Stärkung des 
ritterlichen Elements in der Stadt geführt hatte.!) 

Zu den Rittern als dem, abgesehen von den mercatores, 
zunächst allein eine maßgebliche Rolle spielenden Personen- 
kreise sind nach der Aufnahme des Frankenberges in den 
Mauerring dann ferner die Silvanen hinzugekommen, die 
bei dem ersten Auftreten des Rates in diesem als eine dritte 
für das ältere Verfassungsleben Goslars bedeutsame Klasse 
nachweisbar sind, und die ebenfalls der Entwickelung hier 
eine besondere Note verleihen. 

Das bisherige Ergebnis unserer Betrachtungen ist, 
daß der Rat in Goslar hervorgegangen ist aus den Angehöri- 
gen einer kaufmännischen Oberschicht, die zu eigenem Recht, 
sei es auf Grund einer Unternehmertätigkeit, sei es auf 
Grund einer unabhängig von dieser erfolgten kaiserlichen 
Privilegierung, schon früh auf die Verwaltung des Gemein- 
wesens Einfluß erlangt hatten. Neben ihnen stehen Mit- 
glieder der Rittergeschlechter und des Silvanenverbandes, 
bei denen wir wenigstens in allgemeinen Umrissen den Grund 
ihrer Aufnahme in den Rat zu erkennen vermochten. 
Außer diesen drei Gruppen und vielleicht noch den Mün- 
zern?) sind andere Kreise zunächst nicht im Rate vertreten.?) 
Darüber hinaus ist allerdings für die Organisation des Rates 
in seinen Anfängen nicht viel zu erkennen. Es fehlt an 
Anhaltspunkten für die ursprüngliche Gesamtzahl der Rats- 
herren, die kaum von vornherein fest bestimmt gewesen 
sein wird, für das Maß der Beteiligung der erwähnten 
Klassen am Rate, für die Art, in der bei dem Wegfall einzelner 
Mitglieder eine Auffüllung des Kollegiums oder in der ein 
Wechsel des Gesamtrates erfolgte. Immerhin ergeben sich 
trotz des Schweigens der Quellen aus den bis jetzt gefundenen 
Erkenntnissen wichtige Handhaben, um weitere Einblicke 
von verfassungsrechtlicher Tragweite zu erzielen, um vor 





!) Vgl. hierzu auch H. Aubin, VSWG. 15 S. 569, 570, Anm. 2. 
2) Oben 8. 374, Anm. 5. 
3) Über das Vorkommen von Handwerkern im Rat s. unten 


S. 394. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLVII. Ger, Abt. 25 
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allem Klarheit zu gewinnen über die anfängliche Gesamt- 
schichtung der städtischen Bevölkerung und das Wesen des 
Goslarer Patriziats. 


4. Die Gesamtschichtung der städtischen Bevölkerung. 
Das Wesen des Patriziats. 

Versuchen wir, uns auf Grund der vorstehenden Dar- 
legungen für die Anfänge der Entwicklung ein Bild zu 
machen von der Gliederung der Einwohnerschaft Goslars. 
überhaupt, also nicht nur unter Beschränkung auf die am 
gewerblichen Leben der Marktsiedelung beteiligten Kreise, 
von denen oben!) die Rede war, sondern unter Einbeziehung 
der auch sonst innerhalb des späteren Stadtgebietes an- 
sässigen Bevölkerungsgruppen, wie der Ritter, der Berg- und 
Waldinteressenten und der Münzer, deren größtenteils schon 
im Zusammenhang mit den Erörterungen über die Zustände 
in der Reichsvogtei und das Aufkommen des Rates gedacht 
wurde. 

Hier hat vor allem Borchers das Verdienst, betont 
zu haben, daß sich zwischen ihnen und den städtisch- 
gewerblichen Schichten Fäden verfassungsrechtlicher Art 
knüpften, die sich in der Terminologie der Quellen in so fern. 
widerspiegeln, als in ihr das zunächst überwiegend ge- 
brauchte Wort ‚cives“ gegen Ende des 12. Jahrhunderts. 
mit unverkennbarer Absicht abgelöst wird durch die Be- 
zeichnung ‚„burgenses“, um eine besonders bevorzugte 
Oberklasse aus der übrigen Stadtbevölkerung herauszu- 
heben. Während Feine?) als vollberechtigte Gemeinde- 
angehörige (Bürger, burgenses, cives, urbani), ohne einen 
Unterschied zwischen ‚‚cives‘“ und ‚„burgenses‘‘ zu machen, 
alle die betrachtet, denen von dem Stadtherrn eine area 
überlassen wurde, und die darauf ein eigenes Haus erbauten, 
führt Borchers?) aus, daß in den Urkunden seit dem 
Ausgang des 12. bisin das letzte Drittel des 13. Jahrhunderts: 
für eine Reihe von Familien der Name ‚‚burgenses“ in recht- 
lich-sozialer Bedeutung verwendet wird. Zu den Burgensen 
gehören nach Borchers die ritterbürtigen Geschlechter 
und die Ratsfamilien, den Gegensatz zu ihnen bilden die 


1)8.369. 981. 3)8.768. 
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in Gilden zusammengeschlossenen und, von Ausnahmefällen 
abgesehen, nicht im Rate vertretenen Handwerker. Die 
gleiche Scheidung begegnet nach Borchers!) aber im 
wesentlichen auch in den Grundbesitzverhältnissen. Als 
Grundeigentümer treten die ritterbürtigen Familien auf, 
neben denen altfreie Grundherren bürgerlichen Standes, 
einerseits solche, die sich in der Stadt mit Grund und Boden 
ansässig gemacht hätten, andererseits solche, deren Herkunft 
urkundlich nicht zu bestimmen sei, in der Hauptsache aber 
wohl Angehörige der ratsfähigen Familien, dagegen zunächst 
keine Handwerker, eine Rolle spielten. In der Umgrenzung 
des Kreises der zu ihnen zu zählenden Personen nähert sich 
Borchers allerdings in so fern wieder stark der Auffassung 
Feines, als er bemerkt, daß die Burgensen in Goslar die 
vermögende Einwohnerschaft darstellten, die sich durch den 
Besitz von Grund und Boden, durch Hausbesitz oder (aller- 
dings erst in späterer Zeit) den Besitz einer Rente aus- 
zeichnete. Hinsichtlich der ‚‚mercatores‘“ in Goslar steht 
Feine wie Borchers auf dem Standpunkt, daß sie die ge- 
samte gewerbetreibende Bevölkerung der Stadt umfaßten.?) 

Die Schilderung, die Borchers entwirft, bringt zwar 
nicht in jeder Hinsicht Klarheit.?) Gleichwohl weist sie in 
die Richtung, in der die Lösung für die Probleme liegt, 
die die ständische Schichtung innerhalb der Gesamtheit der 
städtischen Einwohnerschaft in ihren Beziehungen zu der 
Verfassungsentwicklung des Ortes betreffen. Gehen wir 
von dem aus, was wir bisher gefunden haben, zum Teil auf 
Grund topographischer Erwägungen, zum Teil an der Hand 
der Nachrichten über die Grundbesitzverhältnisse und die 
Bevölkerungsgliederung des 12. und 13. Jahrhunderts, so 
läßt sich trotz der Dürftigkeit der Überlieferung erkennen, 
nach welchen Gesichtspunkten die Trennungslinie zwischen 
einer vorhandenen Oberschicht der Burgensen und den unter 
ihr stehenden Kreisen in der Frühzeit Goslars zu ziehen ist. 

Nachdruck ist dabei vor allem zu legen auf die Grund- 
besitzverteilung. Beschränken wir uns vorerst auf die 


1) 8.61. 

2) Feine, S.8f.; Borchers, S. 6, Anm. 37, 7, 59. 

?) Frölich, Hansische Geschichtsblätter 1920/21, S. 148f., 156f. 
25” 
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ursprüngliche Marktniederlassung, so sehen wir hier eine 
Verfügungsgewalt der Ritterfamilien über das zur Siedlung 
bestimmte Gelände, die bereits aus der Zeit vor der Errich- 
tung des Marktes stammt, und die es begreiflich macht, 
daß zunächst sie unter die Burgensen einzubeziehen sind. 
Das Fehlen von Handwerkern unter den Burgensen erklärt 
sich demgegenüber daraus, daß sie nur zum Erwerb einer 
wortzinspflichtigen area befähigt waren, auf der sie ein 
Haus zu errichten vermochten, die damit aber nicht ihr 
unbelastetes Eigen wurde.!) Da zweifellos unter den Bur- 
gensen auch bürgerliche Familien erscheinen, vor allem 
solche, die zu den Kaufleuten zu rechnen und die später 
im Rate vertreten sind?), bleiben für diesen Kreis der 
Burgensen, wenn wir die Münzer vorläufig beiseite lassen°), 
nur die „mercatores‘ übrig, hier nicht im Sinne einer die 
ganze an Handel und Gewerbe beteiligte Bevölkerung der 
Stadt umfassenden Gruppe, sondern im Sinne des Verbandes 
eigentlicher Kaufleute, den wir früher‘) gekennzeichnet 
haben, und der sich auf einer späteren Stufe der Entwicklung 
gegen Ende des 13. Jahrhunderts dann zu einer wirklichen 
Kaufleutegilde umgewandelt hat. Wir kommen also zu 
einer Umschreibung des Begriffs der Burgens.n, wonach 
darunter zu verstehen sind die im Besitz von freiem und un- 
belastetem Grundeigen in der Stadt ansässigen und mit Rück- 
sicht hierauf verfassungsrechtlich bevorzugten Familien, auf 
der einen Seite die Rittergeschlechter, auf der anderen Seite 
eine kaufmännische Elite, die nicht Häuser nur zu Wort- 
zinsrecht besaß, sondern ihre Häuser auf freiem Boden zu 
errichten, vielleicht selbst von ihrem Grundbesitz areae zu 
Erbleihe gegen Wortzins an die zuziehenden Siedler minderen 
Rechtes auszutun in der Lage war. Diese beiden Klassen 
der Burgensen sind es anscheinend auch, die sich in das 
Eigentum an den Marktbaulichkeiten teilten. Ihnen gegen- 
über stehen die Handwerker und sonstige Kreise, die Markt- 
hallen und Buden nur pachtweise, ihre Hausgrundstücke 
aber nur zu Wortzinsrecht zu erwerben vermochten. Wir 


1) Borchers, 8. 61, 77, 80. 2) Borchers, 8. 61, 65f. 
2) Oben S. 374, Anm. 5. 4) S. 3691. 
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haben damit eine Lösung gefunden, die in vollem Umfang 
sich den überlieferten Quellen anpaßt, aber alle die Unsicher- 
heiten vermeidet, die den bisherigen Erklärungsversuchen 
anhaften.?) 

Jedoch ist zu beachten, daß sich in der Zeit, der die er- 
haltenen Aufzeichnungen ihrer Mehrzahl nach zuzurechnen 
sind, bereits eine Änderung in den ursprünglichen Zuständen 
vollzogen hat. Die Marktniederlassung hat sich zur städti- 
schen Siedelung ausgedehnt, der neben einigen verfassungs- 
rechtlich nicht besonders hervortretenden Bezirken das 
Pfalzgebiet und die Gegend um den Frankenberg einverleibt 
sind. Soweit es sich um die Ritterfamilien handelt, war hier- 
durch keine sachliche Änderung bedingt, da sie auch in diesen 
Stadtgegenden, wie wir sahen, Grundbesitz in entsprechender 
Rechtslage aufwiesen. Für sie bedeutete daher die Ein- 
gliederung der genannten Stadtteile nur quantitativ einen 
Zuwachs, bei dem vor allem der Pfalzbereich ins Gewicht 
fällt. Dagegen ist die Verbindung des Frankenberges mit 
der Stadt nach dem, was wir oben hierüber ermittelt haben, 
als eine Änderung qualitativer Art zu bewerten, indem nun- 
mehr in die städtische Interessensphäre als eine neue, bisher 
nicht in ihr vorhandene Schicht die Silvanen eintreten 
und damit den Kreis der Burgensen erweitern. Silvanen- 
familien sind es daher, die jetzt ebenfalls unter den übrigen 
Burgensen begegnen und ebenso wie diese Zutritt zum Rat 
erlangen.?2) Man könnte an sich an etwas Ähnliches eben- 


!) Das Gesagte führt auch zum Verständnis einer Tatsache, die 
bis jetzt nicht befriedigend gedeutet ist. Es handelt sich darum, daß in 
Goslar die Krämer durchweg in einer Reihe mit den Handwerkergilden 
stehen. Diese Erscheinung bleibt unverständlich, wenn man davon ausgeht, 
daß ursprünglich Kaufleute und Krämer einen Verband bildeten, 
der erst später in die beiden genannten Schichten zerfiel (vgl. v. Below, 
Jahrb. für Nationalökonomie und Statistik 58, 1892, S.62f.). Die 
Sachlage wird aber ohne weiteres klar, wenn man von der Annahme eines 
früher vorhandenen Zusammenhanges absieht und sich vorstellt, daß die 
Krämer, ebenso wie die Handwerker, zu den „habitatores‘‘ gehörten, 
denen auf Grund der im Texte dargelegten Verhältnisse nur der Erwerb 
von städtischem Grundbesitz zu Erbleihe und die Erlangung eines Minder- 
bürgerrechtes möglich war, während die eigentlichen mercatores von 
vornherein unter den Burgensen begegnen. 

?) Unentschieden muß ich es lassen, ob sich schon infolge der Auf- 
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falls denken für die Montanenfamilien im Hinblick darauf, 
daß Pfalz und Bergdorf ehedem räumlich zusammenhingen, 
und daß nach der Einbeziehung der Pfalz in die Umwallung 
die alte Verbindung noch nachwirkte. Aber die Geschlossen- 
heit der Montanenniederlassung im Bergdorf und ihr stark 
betontes verfassungsrechtliches, kirchliches und wirtschaft- 
liches Eigenleben neben der Stadt sprechen doch sehr stark 
gegen eine solche Annahme, sie wird auch widerlegt durch 
das, was später über die Ereignisse des 13. Jahrhunderts 
beizubringen ist!) Es mag sein, daß vereinzelt berg- 
männische Familien in die Stadt übersiedelten?) oder Bür- 
ger sich dem Bergdorf zuwandten. Dabei kann es sich aber, 
soweit ich zu sehen vermag, kaum um eine Erscheinung 
drehen, die in nennenswertem Umfang vorkam, und es wird 
dabei in der Regel eine Lösung der bisher bestehenden 
Zusammenhänge stattgefunden haben. Die Anteilnahme 
der bürgerlichen Oberschicht am Bergbau beschränkte sich 
auf den Erwerb von Bergteilen, der ihr wenigstens später 
nicht verschlossen war, sowie auf den Handel mit den Berg- 
bauerzeugnissen. Und weiter ist im Auge zu behalten, daß 
die Ritter wie die Silvanen mit ihren Interessen nicht nur 
in der Stadt, sondern gleichzeitig in der Waldmark ver- 
ankert waren, daß die Ritterfamilien zum Teil auch im 
Bergdorf saßen und zu ihm Beziehungen unterhielten, und 
daß endlich zwischen Montanen und Silvanen aus technischen 
Gründen verbindende Fäden liefen, so daß die aus der Grund- 


nahme der Silvanen unter die Burgensen die von Feine (S.59, 60) 
herausgestellte Änderung anbahnt, daß in Goslar verhältnismäßig früh 
für die Erlangung der Vollbürgereigenschaft auf Grundbesitz verzichtet 
und der Erwerb einer Rente von bestimmter Höhe als ausreichend er- 
achtet wurde. Der Vorgang der Einbeziehung des Frankenberges in die 
städtische Verfassung, wie er sich uns darbietet, läßt auch die Annahme 
als möglich erscheinen, daß zunächst nur für die Silvanenfamilien eine 
Ausnahme gemacht wurde, und daß bei ihnen die Zugehörigkeit zu dem 
Verbande der Waldinteressenten oder sogar nur zu der Klasse der Erfexen 
die Burgensenqualität verschaffte. Dann aber würde im Grunde für die 
Silvanen ebenfalls eine ähnliche Unterlage für die Zugehörigkeit zu den 
Burgensen gegeben sein, wie sie innerhalb der sonstigen Bürgerschaft galt. 

2) S. unten 8. 424. 

2) K. Beyerle, Gött. gel. Anz. 1915, 8. 241. 
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besitzverteilung und der sozialen Gliederung in der Stadt 
entspringenden Verhältnisse überdeckt wurden von einem 
System wirtschaftlicher Verflechtungen, das geeignet war, 
gewisse Rückwirkungen auf verfassungsrechtlichem Ge- 
biete zu äußern. 

Die Kreise, die zu den Burgensen zählen, und bei denen 
die Wurzeln ihrer Rechtsstellung der Hauptsache nach 
in der Art ihrer Anteilnahme am städtischen Boden zu 
suchen sind, decken sich aber, wenn wir auf das über die 
Entstehung des Rates Ausgeführte zurückgreifen, mit den 
Schichten, aus denen ursprünglich allein der Rat gebildet 
wurde. Dabei drängt sich eine Ähnlichkeit auf zwischen 
dem, was Borchers gefunden hat, und dem, was unsere 
Darlegungen über die anfängliche Zusammensetzung des 
Goslarer Ratesergeben haben. Wie die Burgenseneigenschaft 
vermittelt wird durch die besondere Form der Beteiligung 
am städtischen Grundbesitz, so ist auch die Ratsfähigkeit 
der in Betracht kommenden Familien geknüpft an bestimmte 
rechtliche Voraussetzungen und Schranken. Waren im 
Rate zunächst lediglich die Gruppen der Ritter, der Kauf- 
leute und der Silvanen vertreten, hatten also nur ihre Mit- 
glieder Zugang zum Rat, so kann auch die Aufnahme in den 
Rat nicht anders geschehen sein als durch Vermittelung der 
Zugehörigkeit zu einer von ihnen. Es war demgemäß der 
Eintritt in eine der Ratskörperschaften die Vorbedingung 
für den Erwerb der Ratsmitgliedschaft. Soweit aber die 
Goslarer Quellen ein Urteil zulassen, liegt hier die Sache so, 
daß bei den Bevölkerungskreisen, aus denen sich der Rat 
bei seinem Aufkommen zusammensetzt, an drei Klassen 
zu denken ist, die ständisch, beruflich und sozial abgeschlos- 
sen sind, wenn sich auch gewisse Übergänge erkennen lassen. 

Für die Ritterfamilien ist dies ohne weiteres zu ent- 
nehmen aus dem, was wir oben!) über die ständische Glie- 
derung in der Reichsvogtei bemerkt haben. Zwar erblicken 
wir in Goslar in der Zeit, in der die Quellen reichlicher 
fließen, schon den Prozeß in vollem Gange, der in der Folge 
zur Ausbildung des niederen Adels geführt hat, und der sich 








1) 8. 3478. 
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in dem einschlägigen Urkundentum in der Verwischung der 
Grenzen zwischen den altfreien und den ministerialischen 
Familien des Reichsvogteibezirks ausdrückt. Trotzdem 
reicht das vorliegende Material völlig aus, um die Sonderung 
der ritterlichen Familien von den übrigen Schichten der 
städtischen Einwohnerschaft deutlich hervortreten zu lassen. 
Sie findet ihren Niederschlag vornehmlich in den Verwandt- 
schaftsbeziehungen dieser Familien, in der Stellung ihrer 
Mitglieder in den Zeugenreihen der Urkunden und in der 
Beifügung von Prädikaten, die auf ritterliche Lebensführung 
hinweisen. Daß daneben ebenfalls die Grundbesitzverhält- 
nisse eine Rolle spielen, ist: bereits mehrfach berührt.!) 
Bei den Waldinteressenten, den Silvanen, ergibt sich 
die Einheitlichkeit des Verbandes aus seinem genossen- 
schaftlichen Aufbau, der jedenfalls für die obere Klasse 
per Erfexen noch in der Bergordnung Herzog Albrechts 
von 1271 festgehalten ist, und aus der Betonung der Voll- 
freiheit der Erfexen. Eine ähnliche Geschlossenheit der 
Organisation, wie bei den Silvanen, wird aber auch bei der 
kaufmännischen Schicht, die im Rate vertreten war, vor 
ihrer Umwandlung zu einer eigentlichen Gilde voraus- 
zusetzen sein. Sehen wir darauf, daß in den erhaltenen 
Ratslisten aus dem 13. Jahrhundert kein Unterschied 
zwischen Silvanen und Kaufleuten gemacht wird, so drängt 
sich die Meinung auf, daß die Eingliederung der Silvanen 
in die städtische Verfassung doch wohl nur auf der Grund- 
lage erfolgt sein kann, daß im wesentlichen eine ständische 
Übereinstimmung zwischen ihnen und den bereits in der 
Marktniederlassung den maßgebenden Einfluß ausübenden 
Kaufmannskreisen bestand, m. a. W., daß auch in der 
kaufmännischen Gruppe, die den Rat mit besetzte, die 
Vollfreiheit ihrer Mitglieder eine Rolle gespielt hat. Als 
ein zweites Kennzeichen dieser Schicht erscheint die Anteil- 
nahme an der privilegierten Rechtsstellung, die bei den 
Goslarer mercatores auf Grund kaiserlicher Verleihung 
schon für die Anfänge städtischen Lebens anzunehmen ist. 





1) Ich verweise hier auf die oben erwähnte Literatur, vor allem auf 
die Ausführungen Bodes in den Einleitungen zum Goslarer UB. und in 
dem Werke über den Uradel in Ostfalen. 
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Und endlich wirkt sich in der gleichen Richtung aus 
die Gestaltung der Grundbesitzverhältnisse, die uns in 
Goslar entgegentritt, und die bewirkt, daß außer den Rittern 
und Silvanen nur eine bürgerliche Oberschicht, die sich in 
der Hauptsache mit den mercatores gedeckt haben muß, 
unbelasteten Grundbesitz inne zu haben und damit die Voll- 
bürgereigenschaft zu erlangen vermag, während die Hand- 
werker hiervon ausgeschlossen sind. Bei dieser Sachlage 
ist es kaum zuviel behauptet, daß in der Frühzeit Goslars 
auch bei den Kaufleuten mit einer ständischen Abgrenzung 
rechtlichen Charakters zu rechnen ist, für die man im 
Anschluß an die Forschungen v. Voltelinis über die 
Anfänge der Stadt Wien!) vielleicht am besten den Begriff 
der „Ebenbürtigkeit‘“ verwendet. 

"Allerdings ist, wenn hier von einer rechtlichen Sonde- 
rung der Gruppen gesprochen wird, aus denen sich der Rat 
zusammensetzte, darunter nicht zu verstehen ein völlig 
hermetischer Abschluß, der bald zu einem Erstarren und 
Absterben geführt hätte. Innerhalb der in Frage kommenden 
Schichten verschwinden fortwährend Familien, und es 
tauchen neue auf, die die abgegangenen ersetZen. Wie sich 
dieser Ergänzungsprozeß im einzelnen vollzogen hat, er- 
fordert noch eindringendere Feststellungen. Immerhin ist 
durch die Untersuchung Ohlendorfs klargelegt, daß bei 
‚Goslar ein starker Zustrom vom Lande her stattfand, der 
zum Teil gewiß den ritterlichen Geschlechtern, zum großen 
Teil aber ebenfalls den bürgerlichen Ratsfamilien zugute 
gekommen ist.?) Daß daneben in erheblicherem Umfang 
auch ein Austausch mit anderen Städten Platz griff, 
der sich, wie z. B. für Dortmund zu beobachten?), vor 
allem auf die mercatores im Rate erstreckt haben würde, 
ist nicht sehr wahrscheinlich, bedarf jedoch näherer 
Nachprüfung. Abgesehen hiervon aber zeigt sich, daß 
bei den am Rate beteiligten Kreisen unter sich zwar im 
allgemeinen die Grenzen gewahrt bleiben, daß aber doch 


3) 8. 68f. 2) Ohlendort, S. 52, 64f., 110, Anm. 136. 


3) v. Winterfeld, Reichsleute, Erbsassen und Grundeigentum in 
Dortmund (Dortmund 1917), S. 30, 31. 
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gewisse Berührungen und Übergänge durch Verschwägerung, 
durch den Beginn einer ritterlichen Lebensführung oder 
durch Rücktritt in einen bürgerlichen Erwerbszweig zu 
beobachten sind!), während zwischen Ratsgeschlechtern 
und Handwerkern bis gegen die Mitte des 13. Jahrhunderts 
unverkennbar eine scharfe Grenzlinie gezogen ist. 

Mit dem Gesagten scheint es in Widerspruch zu stehen, 
daß um. die Mitte des 13. Jahrhunderts, wenngleich nur 
vereinzelt, Handwerker im Rate begegnen. Da es sich hier- 
bei gerade um Mitglieder derjenigen Gilden dreht, die 
später mit in die Ratsorganisation eingereiht sind, so habe 
ich früher vermutet, daß auch sie schon bei ihrem ersten 
Auftauchen in den Ratslisten als Vertreter ihrer Gilden 
im Rate zu betrachten seien.?2) Diese Ansicht muß ich nach 
dem vorstehend Bemerkten preisgeben. Wie die Rats- 
geschlechter aus den Rittern, den Kaufleuten und den 
Silvanen gegeneinander nicht völlig abgeschlossen waren, 
so mag es gelegentlich auch vorgekommen sein, daß die 
Mitglieder sehr angesehener und begüterter Handwerker- 
familien unter besonderen Umständen, namentlich durch 
eine patrizische Eheschließung und durch die Erlangung 
der Ebenburt auf diesem Wege, in die Oberschicht aufzu- 
steigen vermochten, vor allem in einer Zeit, in der schon die 
kommenden Ereignisse, die zu einer Verdrängung der Ritter 
aus Rat und Stadt, der Umbildung des Verbandes der Kauf- 
leute zu einer städtischen Gilde und der Aufnahme der 
„großen“ Gilden in den Rat führen sollten, ihre Schatten 
vorauswarfen.?) Aber dadurch wird die grundsätzliche 
Auffassung von dem Wesen der einzelnen bei der Rats- 
besetzung mitwirkenden Verbände und von ihrem Gegen- 
satz zu den Handwerkern nicht berührt. 

Mit diesen Feststellungen sind wir einem Problem 
nahegekommen, das über die Verhältnisse in Goslar hinaus 


1) S. hierzu Ohlendorf, $. 53, 54, 112, Anm. 141, 113f. (Anm. 
143—146, 162). 

®) RV. 8.21, 22. 

3) Vgl. über ähnliche Vorgänge in Wien seit der zweiten Hälfte des 
13. Jahrhunderts L. Groß, Zur Frage der Wiener Erbbürger, Mitteil. 
d. Ver. f. Gesch. der Stadt Wien I (1919), S. 32. 
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von Wichtigkeit ist. Die Kreise, die zu den Burgensen ge- 
hören, und die ebenfalls den Rat besetzen, werden gemeinhin 
unter dem Namen des städtischen Patriziats zusammen- 
gefaßt. Ist der Begriff des städtischen Patriziats, den die 
Allgemeinforschung herausgearbeitet hat, auch für Goslar 
brauchbar, lassen sich mit seiner Hilfe die gewonnenen 
Einsichten vertiefen und bereichern Die Frage ist zu ver- 
neinen. 

Halten wir Umschau in der Literatur über das städtische 
Patriziat, so begegnet überwiegend die Anschauung, daß 
es sich bei ihm um ein im wesentlichen ‚‚tatsächliches Ver- 
hältnis“ handele, das die begüterten und angesehenen 
Kreise der Bürgerschaft ergriff, und bei dem sich erst nach 
und nach „ein bewußter Abschluß, die Begrenzung auf eine 
bestimmte Gruppe von Familien‘ herausgebildet habe, 
in deren Hand vornehmlich das Recht zur Besetzung der 
Ratsstellen und zur Bekleidung der wichtigsten Ämter in 
der städtischen Verwaltung ruhte.!) 

Aber wie ich schon an anderer Stelle angedeutet habe, 
wird mit dieser Begriffsbestimmung das Problem nur ver- 
schoben, nicht gelöst, denn es ‚steht hinter diesem Versuch, 
das Wesen des Patriziats zu umschreiben, das weitere 
Problem, welche inneren Gründe den wenn auch nicht 
scharfen Abschluß des Patriziats nach der verfassungsrecht- 
lichen Seite hin herbeigeführt haben‘.?) Stellen wir die 
Frage so, gehen wir also nicht aus von einer vorgefaßten 
Meinung über das Wesen des Patriziats, so kommen wir für 
Goslar auf dem oben beschriebenen Wege zu dem Ergebnis, 
daß bei den Familien, die zu den Burgensen gehören, und 
die am Rate beteiligt sind, von einem rein tatsächlichen 
Verhältnis keine Rede sein kann, sondern daß rechtliche 
Erwägungen für die Zugehörigkeit zu ihrem Kreise ent- 
scheidend sind. Die Entstehung des Goslarer Patriziats 


!) v. Below, Vom Mittelalter zur Neuzeit (Leipzig 1924), S. 60. 
Vgl. ferner die Übersicht bei Foltz, Beiträge zur Gesch. des Patriziats 
in den deutschen Städten vor dem Ausbruch der Zunftkämpfe (Marburg 
1899), S.9—11; Hegel, Städte und Gilden II, S. 493/94 sowie für 
Goslar Feine, S. 62, 63. 

2) Frölich, Lüb. Zeitschr. XXII, S. 407, Anm. 52a. 
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Häßt sich zwanglos zerlegen in eine Anzahl konkreter Er- 
fassung zugänglicher Vorkommnisse. Und dadurch, daß 
im Laufe der Zeit immer wieder eine Erweiterung der allein 
maßgebenden Schichten durch Zuzug von außen her oder 
Austausch mit den übrigen bevorrechtigten Gruppen, 
gelegentlich auch durch Aufnahme einzelner Handwerker, 
erfolgt, wird an der Gesamtbeurteilung der obwaltenden 
Zustände nichts geändert, da die in dieser Gestalt zulässiger- 
weise unter die Vollbürger aufgenommenen Personen eben- 
falls in den Genuß der Privilegien ihrer Gruppe treten und 
damit in rechtlich herausgehobener Form in die städtische 
Verfassungsorganisation eingereiht werden. 

Nicht ausgeschlossen wird durch das Gesagte, daß in 
dem so gezogenen Rahmen des Patriziats eine noch engere 
Gruppe von Familien hervorragte, deren Mitglieder vorzugs- 
weise den Rat besetzten. Nach dieser Seite hin reichen 
aber die Goslarer Quellen nicht aus, eine völlig gesicherte 
Entscheidung zu treffen. 


IV. Die Fortbildung der städtischen Verfassung 
im 13. Jahrhundert. 


a) Das Privileg Friedrichs II. vom Jahre 1219. 


Treten wir von der so gewonnenen Grundlage aus an 
die Betrachtung der ersten Niederschrift heran, die sich 
ausführlicher mit der mittelalterlichen Verfassung Goslars 
beschäftigt, des Privilegs Kaiser Friedrichs II. vom 13. VII. 
1219), so eröffnet sich die Aussicht, nahezu ausnahmslos 
alle die Unstimmigkeiten aus dem Wege zu räumen, zu 
denen die Aufzeichnung infolge ihres nicht erschöpfenden 
Charakters sowie gewisser Unklarheiten der Fassung bis 
zur Gegenwart Anlaß geboten hat.?) 

Die einleitenden Worte der Urkunde weisen auf Streitig- 
keiten hin, die vor dem Erlaß des kaiserlichen Gunstbriefes 
liegen. Aus ihnen geht hervor, daß ‚ejusdem civitatis 
burgenses ob honoris nostri promotionem et inviolate fidei 


1) UB.I 401. Deutsche Fassung im Rechtebuch der Kaufleute 
UB.I 40la. 
2) S. oben 8.371, Anm. 3. 
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sue conservationem multa corporum pericula diversasque 
rerum jacturas“ von den Feinden des Reiches erduldet 
haben, und daß zum Lohn für ihre Treue „jura prediete 
civitatis, queab antiquisimperatorum et regum donationibus 
eis indulta, sed a quibusdam ipsius civitatis habitatoribus 
immutata et in abusionem fuerunt deducta“, erneuert und 
bestätigt werden sollen. Daraus ist zu entnehmen, daß in 
den vorher ausgetragenen Kämpfen zwischen Welfen und 
Staufern!) die Goslarer Burgensen für die letzteren Partei 
ergriffen hatten, und daß zum Dank dafür nunmehr die 
frühere Rechtslage, die offenbar vorübergehend auf Be- 
treiben von „quibusdam ipsius civitatis habitatoribus“ 
erschüttert war, wieder hergestellt wurde. 

Wer sind nun die Parteien, die sich in Goslar feindlich 
gegenüberstanden, und die in dem Privileg als ‚‚burgenses‘ 
und „habitatores“ bezeichnet werden ? 

Über den Begriff der Burgensen habe ich mich bereits 
geäußert.?) Ist die Zugehörigkeit zu ihrem Kreise bedingt 
durch den Besitz freien Volle'gens, so wird es verständlich, 
daß das Privileg ihre Gegner als „‚habitatores‘“ bezeichnet: 
es sind die Schichten, die nur Grundbesitz zu Wortzinsrecht 
zu erwerben vermochten, m. a. W. die Handwerker.) 
Zu der gleichen Auslegung führt das in der Urkunde weiter?) 
enthaltene Verbot sämtlicher Gilden und Innungen der 
Stadt mit Ausschluß der Münzer: es ist dabei an die Hand- 
werkerverbände zu denken.) Allerdings ergab sich für 
diese Auffassung eine bei dem bisherigen Stande der 
Forschung kaum überbrückbare Schwierigkeit daraus, daß 
nach dem Privileg von dem Verbot ebenfalls die Gos- 
larer Kaufleute betroffen erscheinen, für die man in der 
Regel gleichfalls eine gildenartige Organisation, wie bei den 
Handwerkern, annahm, daß aber die Kaufleute gerade 
einen wesentlichen Bestandteil der Burgensengemeinde 


1) Vgl. hierzu Lüders, Harz-Z. 59 (1926). S. 51f. 

?) Oben 8. 386f. 

3) Über den Gebrauch des Ausdrucks „habitator‘‘ in diesem Sinne 
s. Frölich, Ztschr. ? f. Rechtsg. 46 (1926), S. 514, Anm. 3. 

*4) UB.1 401, SXXXVII. 

5) Ohlendorf, 8.77; Borchers, 8.79. 
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bilden und überdies in der Urkunde noch ausdrücklich 
begünstigt werden.!) Indessen läßt sich dieses Bedenken 
beheben, wenn wir von einem Verlauf der Entwicklung, 
wie er oben?) von mir angedeutet ist, ausgehen. Daran, 
daß die mercatores zu den Burgensen gehören, kann nach 
dem Wortlaut des Privilegs sowie nach dem Inhalt des 
sonst vorhandenen Urkundentums nicht gezweifelt werden.?) 
Irreführend ist es dagegen, wenn man in der Klasse der merca- 
tores eine gildemäßige Vereinigung entsprechend den Hand- 
werkergenossenschaften erblicken will. Sie muß vielmehr 
betrachtet werden als ein Zusammenschluß in eigenartiger, 
aus den ihnen gewährten königlichen Privilegien fließender 
und noch in der Folgezeit deutlich nachwirkender rechtlicher 
Sonderstellung, die über den gewerblichen Bereich hinaus- 
greift und mit dem städtischen Verfassungswesen enge 
verknüpft ist, ein Verband, dessen Ursprung bereits in die 
Anfänge der Marktsiedlung und möglicherweise schon auf 
die bei deren Anlegung getroffenen Abmachungen zurück- 
weist. Können danach um 1219 die Kaufleute nicht schlecht- 
weg mit den sonstigen gewerblichen Genossenschaften 
verglichen werden, so trifft auf sie auch nicht ohne weiteres 
das in dem Privileg ausgesprochene Verbot der Gilden und 
Innungen zu.*) Ebensowenig aber wurden sie berührt von 
der Wiederherstellung der Gilden, von der in der Urkunde 
König Heinrichs vom 14. IX. 12235) gehandelt wird mit 
den Worten: ‚Ok wille we unde ghebedet nach dem ghebode 
des allerirluchtigesten romeschen keysers Frederkes, unses 
vaders, dat de broderschoppe, de gelden gheheten sint in 
der stad to Gosler, in den ersten stat wedder ghebracht 


1) UB.1 401, SXXII, XXXIH. Vgl. hierzu Weiland, Hansische 
Geschichtsblätter 1885, S. 18, 19. 

2) S. 380f. 

3) S. die vorletzte Anmerkung sowie UB. II 76 („Johannes merca- 
tor et burgensis Goslarie‘). 

4) Die Ausnahme von dem Gildeverbot, die UB. I 401, Ss XXX VIII, 
zu Gunsten der Münzer vorsieht, erklärt sich aus den Interessen des 
Geldverkehrs. Deshalb kann die Münzergilde in der Form, wie sie vor 
1219 bestand, ebenfalls nicht schlechthin den Handwerkergilden gleich- 
gestellt werden. : 

©) UB.1 430, $ LI. 
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werden, utbescheiden der tymmerlude unde der wevere 
kumpenye, also dat nemend ane vülbord der coplude sek 
vormeten schal want to snydende“. 

Nun scheint zwar der Schlußsatz dieser Aufzeichnung 
der hier vertretenen Meinung den Boden zu entziehen. 
Er läßt erkennen, daß die Aufhebung der Gilden irgendwie 
mit dem Rechte des Gewandschnittes in Verbindung ge- 
standen haben muß, und daß es sich hierbei um eine den 
Kaufleuten ausschließlich gewährte Befugnis dreht, in die 
seitens der Gilden Eingriffe erfolgt waren. Mit Rücksicht 
darauf, daß später die Kaufleutegilde tatsächlich als Ge- 
wandschneidergilde erscheint, könnte man geneigt sein, 
zu folgern, daß sie auch schon um 1219 als solche organisiert 
gewesen sei und das Recht des Gewandschnittes ausgeübt 
habe. Aber ein solcher Schluß würde nicht zwingend sein. 
Nach dem, was wir heute über das Recht des Gewand- 
schnittes in den deutschen Städten des Mittelalters wissen, 
braucht die Befugnis dazu sich nicht notwendig als das 
Attribut einer eigentlichen Kaufleutegilde darzustellen, 
sondern sie kann auch bewertet werden als ein Vorbehalts- 
recht der Kaufleute, das ihnen wegen seiner wirtschaftlichen 
Tragweite zugleich mit ihren sonstigen Vorrechten öffent- 
licher oder privater Art von dem Stadtherrn bei der Grün- 
dung des Ortes oder auch später verliehen ist.!) Bei dieser 
Auffassung aber würde die Vorschrift nicht gegen unsere 
Ansicht ins Gewicht fallen, sondern sich im Gegenteil be- 
sonders gut mit ihr vertragen. Auch der Wortlaut der Stelle 
gewährt ihr eine gewisse Stütze.?) 

Aus den Bestimmungen des Privilegs ergibt sich ferner, 
daß nicht nur die mercatores zu den Burgensen gehören, 
sondern auch die Münzer und die Silvanen. Für die Münzer 
ist es ausdrücklich gesagt?), für die Silvanen wird man es, 
wenn man unsere früheren Ausführungen zu Hilfe nimmt, 


1) Frölich, Lüb. Zeitschr. XXII, S. 404f. Vgl. auch oben S. 380 £. 

?) Der Schlußsatz „also dat...“ würde dann eine Einschränkung 
bedeuten, unter der der König die vorher verbotenen Gilden wieder 
genehmigt, und so ohne weiteres verständlich sein, während sonst eine 
sprachlich wenig geschickte Wendung vorläge. 

®) UB.1 401, SXXIII. Vgl. dazu ferner unten 8. 409%. 
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daraus folgern dürfen, daß an einer Stelle Bürger und Sil- 
vanen gleichgeordnet nebeneinander erwähnt werden!.) 
Allerdings gedenkt der Schluß der Urkunde noch besonderer 
„jura silvanorum“.?) Aber gerade der an sich merkwürdig 
anmutende und bisher der Erklärung spottende Umstand, 
daß diese Rechte der Silvanen in einen scheinbar keinen 
Zusammenhang mit den sonstigen Vorschriften des Privilegs 
aufzeigenden Nachtrag verwiesen sind, bietet eine vor- 
treffliche Bestätigung für den oben von uns entwickelten 
Standpunkt über die Bedeutung des Verbandes der Silranen 
und sein Verhältnis zur Stadt. Soweit die Silvanen zu der 
vollberechtigten Bürgerschaft gehören, sind auch sie ge- 
meint, wo von den „burgenses‘‘ die Rede ist, beziehen sich 
die zugunsten der Burgensen gegebenen Bestimmungen des 
Privilegs ebenfalls auf sie. Da aber daneben ihr genossen- 
schaftlicher Verband sich zugleich auf die Waldmark, also 
ein Gebiet außerhalb des städtischen Bereichs, erstreckt, 
wird es verständlich, daß der hierfür geltenden Vergünsti- 
gungen noch ausdrücklich gedacht wird, zwar in dem 
Privileg für die Stadt, mit der die Silvanen bereits damals 
eine verfassungsrechtliche Einheit bildeten, aber doch ge- 
trennt von den Bestimmungen, die für die Gesamtheit der 
Burgensen berechnet sind. 

Dagegen hat das Privileg, wo es die Rechte der Bur- 
gensen berührt, anscheinend nicht die Ritterfamilien im 
Auge, die sonst um jene Zeit den Burgensen zugezählt 
werden?°), vielmehr zeigt sich, daß es den Begriff der Bur- 
gensen im wesentlichen auf die kaufmännische Oberschicht 
begrenzt, zu der noch die Münzer und die Silvanen hin- 
zutreten. Wenn ich recht sehe, kündigt sich bereits hier 
eine bestimmte Tendenz der Entwicklung an, die dahin geht, 
die Burgensengemeinde auf das bürgerliche Patriziat zu 
beschränken und die Fäden, die dieses mit der Ritterschaft 
verbanden, zu zerschneiden. Wir kommen hierauf alsbald 
zurück.) 

Haben wir damit den Kreis der Burgensen umschrieben, 


1) UB. 1401, SXLIV. 2) UB. 1401, $XLIX, S. oben 8. 356. 
®) Borchers, 8.76, 77. *, Unten S. 403f. 
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wie er sich nach dem Privileg darstellt, so sind jetzt noch 
einige Bemerkungen zu machen, welche die Gegenspieler 
der Burgensen, d. h. die durch die Gilden repräsentierte 
Bevölkerung der Stadt, betreffen. Der Eingang des kaiser- 
lichen Gunstbriefes läßt einen politischen, der Schluß der 
Bestätigungsurkunde König Heinrichs vom 14. IX. 1223 
einen wirtschaftlichen Zwiespalt vermuten. Gleichzeitig 
ist jedoch aus dem Privileg zu entnehmen, daß die Scheidung 
zwischen den Burgensen und ihren Widersachern auch eine 
solche gewesen sein muß, die sich im Bereich der Grund- 
besitzverhältnisse auswirkte. Dies prägt sich, wie schon 
gestreift wurde, zunächst darin aus, daß die Urkunde die 
Gegner der Burgensen als „habitatores‘‘ bezeichnet, ein 
Ausdruck, unter dem Personen verstanden werden, die 
städtischen Grundbesitz lediglich zu Erbleihe besitzen 
und wegen ihres Ausschlusses von dem Erwerb völlig un- 
belasteten Eigens des Vollbürgerrechtes entbehren.!) Aber 
das Privileg verfügt auch sonst über Bestimmungen, die 
in die hier gemeinte Richtung weisen. So hat es den Satz: 
„Quicumque alicujus domum conduxerit sive gratis ei 
concessa fuerit inhabitanda, nullam in eadem domo pro- 
prietatem, mentiendo suam esse, sibi vendicare poterit, 
nisi forte coram burgensibus suis eam juste acquisie- 
rit‘“2) Er zeigt einmal, daß der Erwerb des Eigentums an 
einem Hause rechtsgültig nur „coram burgensibus suis“ 
erfolgen konnte.) Da die Vorschrift eine Begünstigung der 
Burgensen bezweckt, so verbietet es sich, sie mit dem 
Erwerb eines Hauses zu bloßem Wortzinsrecht in Verbindung 
zu bringen, der die Interessen der Burgensen und ihre Vor- 
rechte im Grundbesitzwesen nicht beeinträchtigte. Sie muß 
vielmehr so ausgelegt werden, daß der Erwerb des Voll- 
eigentums an einem Hause an die Mitwirkung der Burgensen 
geknüpft war eben zu dem Zwecke, den Erwerb freien 
Eigens durch andere Personen als Burgensen zu verhindern. 


!) Oben 8. 397. 2) UB.I 401, $IX. 

3) Weildie Auflassungen in Goslar nicht vor dem Rate vorgenommen 
wurden (Feine, S. 87£., 143f.), ist hierbei wohl nur an eine Tätigkeit der 
Burgensen im Gericht des Vogtes zu denken. Die Frage bedarf indessen 
nochmaliger Überprüfung (vgl. K. Beyerle, Gött. Gel. Anz. 1915, 8.231f.). 
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Und damit steht auch der sonstige Inhalt der Bestimmung 
im Einklang. Sie will verhüten, daß das Ziel der Erlangung 
freien Eigens durch einen Nichtburgensen auf einem Um- 
wege erreicht wurde, indem man ein nur gemietetes oder 
verliehenes Haus als Eigentum in Anspruch nahm, ein Ver- 
fahren, das erleichtert wurde durch den Rechtscharakter 
der mittelalterlichen Miete, die sich als eine, wenn auch nur 
mit schwächeren Wirkungen ausgestattete Veräußerung dar- 
stellte.!) 

Ferner kommt in Betracht eine Stelle des Privilegs, 
die die Beweisführung im Falle einer Verwundung regelt. 
Hier kann sich der als Täter Beschuldigte reinigen ‚cum 
septem burgensibus, qui proprias habent domos“.?) Auch 
bei diesem Satze wird man im Zusammenhang mit der vor- 
her besprochenen Vorschrift unter dem eigenen Hause 
der Eidhelfer ein solches zu begreifen haben, das sich im 
Vollbesitz des betreffenden Eidhelfers befindet und nicht 
bloß zu Wortzinsrecht von ihm besessen ist. Allerdings 
läßt sie, wie besonders Feine?) hervorgehoben hat, zugleich 
erkennen, daß sich für Goslar bereits damals die Verhält- 
nisse nicht mehr in ihrer ursprünglichen Reinheit erhalten 
haben. Denn sie zeigt, daß die Möglichkeit vorlag, das Voll- 
bürgerrecht auch unabhängig von dem freien Besitz eines 
Hauses zu erlangen, da man aus ihr folgern muß, daß es 
zugleich Burgensen gegeben hat, die eines eigenen Hauses 
entbehrten, bei denen also wohl eine Rente entsprechenden 
Betrages an dessen Stelle trat. Aber bei ihnen wird wenig- 
stens für jene Zeit kaum oder doch jedenfalls in der Regel 
nicht mit den Mitgliedern der Handwerkergilden zu rechnen 
sein. Denn es scheint, daß zunächst lediglich der Besitz 
einer Rente von nicht unbeträchtlicher Höhe die Voraus- 
setzung für den Erwerb der Burgenseneigenschaft abgab t), 


1) Schulin, Zur Geschichte der mittelalterlichen Miete, Ztschr. ? 
f. Rechtsg. 41 (1920), S. 127f., insbes. S. 199f., 209. Siehe als Gegen- 
stück den Satz in der Urkunde des Vogtes Lippold vom 11. V. 1232 für 
seine städtische Gründung bei Hildesheim (UB. Stadt Hildesheim I 
122): „Item quicunque domum conducit, idem jus habeat, quale habet, 
qui proprium possidet“, und dazu Ohlendorf, S.73. 

2) UB. 1401, $SXXXIX.. °) 8.59f. (s. auch o. S. 389 Anm. 2). 

“) Frölich, Hansische Geschichtsblätter 1920/21, 8. 1581. 
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so daß sich auf diesem Wege in der Hauptsache nur Silvanen 
und Münzer, also Angehörige von zwei Schichten, die stark 
kapitalistisch eingestellt waren, die Aufnahme in den Kreis 
der Burgensen eröffnen konnten.!) Und da, wie gerade die 
angeführte Stelle des Privilegs?) dartut, die mit einem 
eigenen Haus angesessenen Bürger in bestimmten Rich- 
tungen begünstigt blieben, so wird nach wie vor das an den 
Besitz eines eigenen und unbelasteten Hauses geknüpfte 
Bürgerrecht als das eigentliche und umfassende Vollbürger- 
recht betrachtet und der Erwerb eines solchen Hauses 
deshalb als das erstrebenswerte Ziel angesehen worden sein. 


Mit der Befestigung des alten Vorranges der Burgensen, 
insbesondere der ‚‚mercatores‘ in dem von uns umschriebe- 
nen Sinne, ist aber erst eine der Tendenzen des Privilegs 
von 1219 gekennzeichnet. Ebenso offensichtlich tritt ein 
zweiter Gesichtspunkt hervor. Das Privileg bezweckt nicht 
nur, die Rechte der Burgensen gegenüber den Handwerker- 
verbänden wieder zur Geltung zu bringen, sondern auch 
die Schranken zu beseitigen, welche die Zustände in der 
Reichsvogtei einer freieren Ausgestaltung der bürgerlichen 
Selbständigkeit boten. Was uns hier aufstößt, ist ein Aus- 
druck des Gegensatzes, der, wie v. Below?) mit Recht 
betont, der Frühzeit des städtischen Daseins überhaupt 
das Gepräge aufdrückt, des Gegensatzes zwischen dem 
Stadtherrn, der seinen Einfluß zu behaupten sucht, und der 
aufstrebenden Bürgerschaft, d. h., wie ich sagen möchte, 
nicht der Bürgerschaft in ihrer Gesamtheit, sondern der- 
jenigen Kreise, die als die das Gemeinwesen beherrschen- 
den Faktoren und als Träger der Entwicklung zu be- 
trachten sind. 


Für Goslar liegt nun im Jahre 1219 die Säche so, daß 
an sich das Interesse des Königs an Stadt und Reichsvogtei 

1) Bei ihnen bildete außerdem der Umstand eine Schranke, daß 
ebenfalls die Voraussetzungen erfüllt sein mußten, die die Vorbedingungen 
für den Erwerb der Mitgliedschaft in diesen Verbänden ausmachten. 

®) Zu ihrer Auslegung vgl. noch A. Schultze, Hist. Zeitschr. 101 
(1908), S.490, 494f., und Oppermann, Hansische Geschichtsblätter 
1911, S. 114f. 

®) Jahrb. für Nationalökonomie und Statistik 105 (1915), S. 658u. 
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stark erlahmt ist. Die Glanzzeit des Ortes, da der König 
hier häufig Hof hielt, und in der er auf eine Mehrung und 
Wahrung seines Besitzstandes eifrig bedacht war, ist 
vorüber. Deshalb ergab sich für die städtische Oberschicht 
die Möglichkeit, gleichzeitig mit der Bekämpfung der An- 
sprüche der Handwerkergilden eine Erweiterung ihrer 
Rechte auf Kosten der königlichen Macht ins Auge zu 
fassen. Und so tritt uns auch dieses Streben in einer Anzahl 
von Vorschriften des Privilegs entgegen, die wiederum er- 
sehen lassen, wie stark ursprünglich die königliche Gewalt 
in den Einrichtungen der Reichsvogtei verankert war, und 
wie die Stellung des Reichsvogtes einem kraftvollen Auf- 
blühen städtischer Selbständigkeit bis dahin enge Grenzen 
gezogen hatte. 

Die nach dieser Seite hin wichtigen Bestimmungen 
des Privilegs gehören vor allem dem Bereich des Gerichts- 
wesens, daneben weiter dem der Marktverwaltungan. Ist der 
Vogt auch noch der oberste Richter für den ganzen Bezirk 
der Reichsvogtei, dessen Gerichtsstätte der Platz vor der 
kaiserlichen Pfalz bildet, so versuchen die Burgensen doch, 
maßgebenden Einfluß auf seine Rechtssprechung im Hoch- 
gericht zu gewinnen durch Vorschriften wie die, daß der 
Vogt niemand ‚de sua familia‘‘ um irgend ein Urteil fragen 
dürfe, sondern nur einen von den Burgensen, daß der Vogt 
ein gefundenes Urteil nicht zurückweisen könne, und daß 
im Fall der Urteilschelte die Meinung der Mehrzahl der 
Burgensen den Ausschlag geben solle!), Vorschriften, die sich. 
kurz auf die Formel bringen lassen, daß ihnen das Ziel vor- 
schwebt, die Verbindung zu lösen, die in gerichtlicher Be- 
ziehung zwischen den Burgensen und der ‚familia‘“ des 
Vogtes früher bestanden haben muß, und die Angehörigen 
der „familia“‘ von der Behandlung der städtischen An- 
gelegenheiten im Gerichte des Vogtes auszuschalten. Zwar 
ist bei der ‚‚familia‘ zunächst an die reichsministerialischen 
Geschlechter zu denken, doch kehrt die Bestimmung ihre 
Spitze fraglos auch gegen die freien Ritterfamilien: gerade 
sie werden in erster Linie als Urteilfinder im Gerichte des 





2) UB.I 401, SS XXXVL XXXVI. 
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Vogtes mitgewirkt haben. Das spricht dafür, daß der Aus- 
druck „burgenses‘ in dem Privileg nicht ohne weiteres 
stets mit auf die Ritter bezogen werden kann.!) In ähnlicher 
Richtung bewegt sich die Vorschrift des Privilegs, daß der 
Vogt gegen niemand Anklage erheben dürfe ‚nisi actore 
presente et consilio burgensium‘“.?) 

Was die niedere Gerichtsbarkeit anbelangt, so sind 
hierfür innerhalb des Stadtbezirks vier Unterrichter (judices) 
vorhanden, die von den Bürgern gewählt, aber von dem 
Vogte eingesetzt werden.?) Die Einsetzung der städtischen 
Unterrichter durch den Vogt sowie die ferner vorgesehene 
Entrichtung einer Abgabe von sechs Mark für das den 
Bürgern zugestandene Recht der Wahl dieser Richter ®) 
weist auf eine ursprünglich weitergehende Zuständigkeit 
des Vogtes hin, die später zugunsten der Ausbildung einer 
eigenen städtischen Untergerichtsbarkeit eingeengt, und bei 
der durch sonstige Beschränkungen gegen die Gefahr eines 
Mißbrauches der dem Vogt verbliebenen Befugnisse Vor- 
sorge getroffen ist.5) 

Schließlich handelt von dem Marktwesen, in der Haupt- 
sache ebenfalls von der Marktgerichtsbarkeit, ein Satz des 
Privilegs, welcher der Tätigkeit des Vogtes im Bereich des 
„venale forum‘ gedenkt und sie nur dann für zulässig er- 
klärt, wenn der Vogt durch die Bürger selbst hinzugezogen 
wird.®) Auch sie wird im Sinne einer ehedem umfassenderen 
Zuständigkeit des Vogtes zu deuten sein, die auf die Bürger 
übergegangen ist, und bei der die letzteren nur noch aus- 
nahmsweise den Vogt zu ihrer Unterstützung herbeirufen. 

Ist in diesen Bestimmungen des Privilegs unverkenn- 
bar ein Vordringen der Burgensen gegenüber dem Vogt 
zu verfolgen, so ist doch andererseits nicht zu übersehen, 
daß den Bestrebungen der Burgensen keineswegs schon ein 
voller Sieg beschieden gewesen ist. Dagegen sprechen nicht 
nur die aushilfsweise festgehaltenen Zuständigkeiten des 








1) $. oben $. 400. 

2) UB.I 401, $XLVIIO. Vgl. unten S. 406. 

2) UB.1 401, $XXXV.  #) UB.1 401, $XLV. 
5) S. im einzelnen UB.I 401, SS XXXV, XLV. 

6) UB.I 401, $XLIV. 
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Vogtes und die an ihn zu entrichtenden Abgaben, sondern 
auch eine Reihe von Vorschriften, die die Rechte des durch 
den Vogt vertretenen Königs in einzelnen Beziehungen 
noch stark unterstreichen.) 

Mit diesem Umstande hängt es vielleicht zusammen, 
daß in dem Privileg selbst des Rates nur an einer einzigen 
Stelle gedacht wird, die sich ganz am Schlusse der Urkunde 
vor den an sich aus dem Zusammenhang des Schriftstücks 
fallenden ‚‚jurasilvanorum‘ findet, und die bei ihrer Fassung 
gewissen Bedenken Raum gewährt.) Darauf, daß ein. 
kommunaler Vertretungskörper um 1219 vorhanden ge- 
wesen sein muß, dem die Wahrung der Rechte der Burgensen 
oblag, lassen zahlreiche Vorschriften des Privilegs schließen.?) 
Um so auffälliger ist die starke Zurückhaltung, die sich nicht 
nur das Privileg von 1219, sondern ebenso das Urkundentum 
der Folgezeit in der Erwähnung des Rates auferlegt. Wir 
werden Anlaß haben, dieser Erscheinung nochmals zu ge- 
denken.?) 


b) Die Ratsverfassung bis in die zweite Hälfte 
des 13. Jahrhunderts. 


1. Die Ratsverfassung bis um das Jahr 1250. 


Die Bestimmungen, welche das Privileg Friedrichs II. 
vom Jahre 1219 enthält, sind übergegangen in die nur in 
deutscher Fassung überlieferte Bestätigung des Gunst- 
briefes, welche König Heinrich (VIL) am 14. IX. 1223 
den Goslarer Bürgern erteilte.°) Die Bestätigung deckt sich 
inhaltlich im allgemeinen mit der deutschen Übersetzung 
des Privilegs von 1219®), jedoch sind auch einige gerade 
für die von uns behandelten Probleme wichtige Ände- 
rungen”) zu vermerken. Weggelassen sind in der Auf- 
zeichnung von 1223 aus der Urkunde Friedrichs II. von 
1219 die Vorschrift, welche das Verbot aller Gilden und 
Innungen in Goslar mit Ausnahme der Münzer ausspricht, 


ı) UB.I 401, SS XXXIIL, XLI, XLVI. 

2) UB.I 401, $XLVII. Vgl. oben S. 377, 405. 

3) Bode, UB.I Einleitung S. 94, 95. a) S. unten 8. 412f. 
5) UB.T 430. ©) UB.I 401a. 

?) Vgl. Bode, UB.I S. 439. 
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sowie die Anordnung, wonach der wegen einer Verwundung 
angeklagte und seine Unschuld behauptende Täter mit 
sieben Bürgern, die eigene Häuser haben, sich zu reinigen 
vermag.!) Ferner fehlt in der Bestätigung der Satz des 
älteren Privilegs, daß für die Wahl der bürgerlichen Unter- 
richter an den Vogt sechs Mark zu entrichten seien. Andrer- 
seits ist am Schluß der Niederschrift König Heinrichs der 
schon besprochene Schlußabschnitt hinzugefügt, der sich auf 
die Wiederherstellung der Gilden in Goslar mit Ausnahme der 
Vereinigungen der Zimmerleute und Weber sowie auf das 
Gewandschnittmonopol der Kaufleute bezieht.) 

Wir können hier deutlich wahrnehmen, in welchen 
Richtungen sich die Entwicklung in der Zeit unmittelbar 
nach dem Privileg Friedrichs II. weiter bewegt hat. Soweit 
sie die Stellung des Vogtes betrifft, hat sie die bisherige 
Linie beibehalten. Die Gebühr von sechs Mark, die noch 
1219 dem Vogt als Gegenleistung für die Wahl der städtischen 
Unterrichter zustand, ist fortgefallen. Dagegen zeigt sich 
ein eigenartiges Bild in Ansehung des Verhältnisses der 
mercatores gegenüber Krämern und Handwerkergilden. 
Es ist den Gilden und Innungen, außer den Zimmerleuten 
und den Webern, gelungen, die gegen sie beschlossene Auf- 
hebung rückgängig zu machen, wobei aber den Ansprüchen 
der Kaufleute in so fern Rechnung getragen ist, als den 
letzteren das Recht des Gewandschnittes gewahrt bleibt. 
In der Erneuerung der Gilden und Innungen hat man 
einen Erfolg der Handwerkerverbände über die Burgensen 
zu sehen, allerdings nur einen Teilerfolg, da lediglich der 
früher schon bestehende Zustand wieder hergestellt wurde, 
und da die Bestätigung des ausschließlichen Rechtes des 
Gewandschnittes für die Kaufleute in einem sehr wesent- 
lichen Punkte deren bisherigen Vorrang im Marktverkehr 
behauptete.?) Auch aus dem Wegfall der Vorschrift über die 
Begünstigung der mit einem eigenen Hause angesessenen 


1) S. oben $. 402. ?) Oben 8. 398. 

3) Das Bestehenbleiben des Verbots der Verbände der Zimmerleute 
und der Weber wird ebenfalls der Rücksichtnahme auf die Interessen der 
Burgensen — bei den Zimmerleuten wohl der Silvanen, bei den Webern der 
Kaufleute — entspringen. 


408 Karl Frölich, 


Bürger im Beweisverfahren bei Verwundungen wird man 
auf eine Tendenz der Entwicklung schließen dürfen, die 
vornehmlich im Interesse der Handwerker lag. Denn man 
kann aus ihr ableiten, daß eine beweisrechtliche Besonder- 
heit, die für den hier in Betracht kommenden Fall zu- 
ungunsten der Handwerker Wirkungen äußerte, beseitigt 
werden sollte, wodurch der Gegensatz zwischen Burgensen 
und Handwerkern, der auf der verschiedenartigen Rechts- 
lage ihres Grundbesitzes beruhte, eine weitere Abschwächung 
erfuhr.!) 

Man wird um so eher berechtigt sein, diese Folgerung 
zu ziehen, als annähernd um dieselbe Zeit andere Erschei- 
nungen in Goslar begegnen, die in dem gleichen Sinne zu 
bewerten sind. Es handelt sich dabei einmal um die hier 
gerade in den Jahren bald nach 12232) zu beobachtenden 
Versuche, die Verpflichtung zur Zahlung der Wortzinsen 
abzuschütteln, die wir in Verbindung gebracht haben mit 
dem Bestreben der Handwerker, sich auf diesem Wege von 
den Fesseln zu befreien, die sich aus der Belastung ihres 
Grundbesitzes mit den Wortzinsen für ihren sozialen Auf- 
stieg und für die Erlangung der Vollbürgereigenschaft 
ergaben.?) Und sodann ist zu berücksichtigen, daß die un- 
gefähr in die gleiche Epoche fallende Rechtsauskunft des 
Goslarer Vogtes G. für die Bürger von Quedlinburg ?), 
mag sie auch in der Hauptsache den Prozeß des Vordringens 
der Burgensen gegenüber dem Vogte widerspiegeln, doch 
in einem die Entrichtung des Wortzinses betreffenden und 
Bedrückungen der „pauperes‘‘ dabei abschneidenden Satze 
eine Anspielung enthält, bei der die politischen Momente 
mitzuschwingen scheinen, die hinter der Scheidung zwischen 
freiem und wortzinspflichtigem Grundbesitz in Goslar 
stehen. Denn unter den „pauperes“ sindin den städtischen 





!) Wie sich die Änderung auszuwirken vermochte, zeigt ein Vergleich, 
mit dem Hildesheimer Stadtrecht von etwa 1300 (UB. Stadt Hildesheim I 
548). Hier wird ($159) bestimmt, daß der Bürger, der Schwert oder 
Messer zieht, sich reinigen könne mit Eidhelfern, „also gut man also he 
self is“. (Ohlendorf, 8.59, zu Anm. 167). 

®2) UB.I 429, 535. 3) S. oben S. 333. 

4) UB. Quedlinburg I, 65 (unten 8. 414 Anm. 2). 
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Aufzeichnungen vielfach gerade die Handwerker und 
sonstigen Minderbürger zu begreifen!) im Gegensatz zu den 
„divites“, den in erster Linie durch Grundbesitz zu vollem 
Eigen reichen Klassen der städtischen Bevölkerung. 


Während so die Jahre nach dem Privileg von 1219 
gekennzeichnet sind durch ein Emporstreben der Hand- 
werkergilden, das den 1219 von den Burgensen erstrittenen 
Sieg wieder auszugleichen sucht, spinnt sich in anderer 
Richtung eine Entwicklung an, die auf eine Stärkung des 
Einflusses der Burgensen hinausläuft. In dieser Hinsicht 
verdient Erwähnung eine in die Zeit von 1231—1235 
fallende Urkunde?), in der König Heinrich (VII.) die bis- 
her für die Münzer zu Goslar geltenden Vorschriften be- 
siegelt, und die zum ersten Male, wenn wir von der Ausnahme 
gegenüber der Aufhebung der Gilden in dem Privileg von 
1219 absehen?), einen genaueren Einblick in die Rechtslage 
der Münzer gewährt. Aus ihr ist hervorzuheben, daß es in 
Goslar niemand gestattet sein soll, ‚„monetare denarios 
aut cambire, nisi quibus ipsi quod vulgariter dieitur opus 
aut cambium concesserint“. Und ebensowenig ist jemand 
zum Silberschmelzen berechtigt, ‚„nisi fuerit monetarius 
vel manifestus silvanus“. Es wird weiter betont, daß gleiches 
Recht gelten soll ‚in negotio eorum, nec magister monete 
nec aliquis majorum aliud jus habebit quam minimus 
eorum‘“. Daran schließt sich die Anordnung, daß niemand 
in Goslar ‚ad cambium in eadem civitate se applicare 
presumat, nisi de ipsorum permissione sive licentia speciali‘ 
und das Verbot, „ut nemo nobilium vel alıqua inferior 
persona precum cogentium instancia vel alia qualibet 
violentia ipsis invitis operis sui collegam adjungere pre- 
sumat“. 

Blicken wir genauer zu, so prägt sich in diesen Bestim- 
mungen eine Änderung aus, die sich in der Organisation 
des Münzwesens in Goslar anbahnt. Der bis dahin herr- 
schaftliche Charakter der Münzorganisation, der vor allem 
in der Stellung des Münzmeisters, daneben aber wohl auch 
!) Frölich, Ztschr. ? f. Rechtsg. 46 (1926), S. 514, Anm. 3. 

2) UB.I 533. 3) Vgl. oben S. 397, 398 Anm. 4. 
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in der Herkunft ihrer Mitglieder aus dem Kreise der Reichs- 
ministerialen!), zum Ausdruck gelangte, wird verwischt 
zugunsten einer in erster Linie genossenschaftlich gearteten 
Ausgestaltung des Zusammenschlusses der Angehörigen des 
Berufes. Noch in dem Privileg Friedrichs II. war die Sonder- 
stellung der Münzergilde mit ihren Aufgaben zur Verhütung 
der Falschmünzerei begründet und somit die öffentlich- 
rechtliche Seite ihres Wirkungsbereichs betont.?) Jetzt 
treten demgegenüber als die die Fortbildung bestimmenden 
Faktoren hervor das Eigeninteresse der Münzer, die Ver- 
stärkung des gildenmäßigen Abschlusses, der durch die Bin- 
dung der Aufnahme in ihren Kreis an die ausdrückliche Er- 
laubnis und Gestattung der Münzer erzielt wurde, und die 
Gleichberechtigung der Genossen unter Ausschaltung des 
Einflusses, der von dem Münzmeister oder von anderen 
Personen, namentlich solchen höherer Stellung (majorum, 
nobilium), geübt werden konnte. Nehmen wir noch die 
Schlußsätze der Urkunde hinzu, in denen der König unter- 
sagt, „ne predicti monetarii aligquem illorum falsariorum, 
qui denarios monetaverit, ubi moneta ex antiquo non 
fuerit, in ipsorum recipiant unitatem“, auch sich eine 
besondere Abgabe von den Münzern in Goslar für den Fall 
eines Reichstages dort vorbehält, so müssen wir vermuten, 
daß sich hier Ansätze zeigen, die Münzergilde auszugestalten 
zu einer bürgerlichen Genossenschaft mit starkem privat- 
rechtlichen Einschlage und auf dem Umwege über sie das 
königliche Münzrecht an die Stadt zu ziehen, wobei dem 
König nur die am Ende der Urkunde aufgezählten gering- 
fügigen Befugnisse verbleiben. Gleichzeitig macht sich eine 
Tendenz geltend, die sich zu richten scheint gegen die 
ritterlichen Geschlechter, von denen ein Teil jedenfalls 
früher dem Münzwesen nicht ferngestanden hat.?) Und so 
ist es nicht weiter befremdlich, daß bald nach der Mitte 
des Jahrhunderts als Ratsmitglied ein Sifridus Mone- 
tarius (Syverd Munter) bezeugt ist*), was auf eine jetzt 





1) Vgl. K. Beyerle, Gött. gel. Anz. 1915, S. 240, 241. 
2) Oben S. 398, Anm. 4. 3) 8. die vorletzte Anm. 
4) UB. TI 62, 169. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang 
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vorhandene Vertretung der Gilde im Rate selbst schließen 
läßt.!) 

Lenken wir das Auge zurück, so läßt sich sagen, daß 
die Entwicklung bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts gekenn- 
zeichnet wird durch das weitere Zurücktreten des nunmehr 
auf den Stadtbezirk und dessen nächste Umgebung be- 
schränkten, also ohnehin in seinem Machtbereich wesentlich 
eingeengten Vogtes?) zugunsten der Burgensen, aber zu- 
gleich ein Vordringen der Handwerkerschichten, die auf 
verschiedenen Wegen ihre Stellung zu heben und sich einen 
Anteil an dem Vollbürgerrecht zu sichern bemüht sind. 
Eine grundlegende Änderung in den 1219 bezeugten Zu- 
ständen ist aber, soweit es sich um die Verfassungsorgani- 
sation der Stadt dreht, abgesehen von der Wiederherstellung 
der bereits früher vorhandenen’ Handwerkergilden, nicht 
zu beobachten. Wir werden also, da keinerlei Nachricht 
auf das Gegenteil hindeutet, und da die später zahl- 
reicher werdenden Urkunden aus der zweiten Hälfte des 
Jahrhunderts ebenfalls noch den gleichen Anblick bieten, 
davon ausgehen dürfen, daß auch jetzt die Burgensen die 
maßgebende Gruppe der städtischen Bevölkerung bilden. 
Neben den mercatores, die 1223 das Monopol des Gewand- 
schnittes trotz der Aufhebung des Gildeverbots behaupten, 
und neben den Silvanen, deren Vorrechte ebenfalls durch 
das Privileg von 1219 bestätigt werden, sind die Ritter- 
familien an der Leitung des Gemeinwesens beteiligt®), 
wenngleich sich bereits eine ihnen abgeneigte Strömung 
bemerkbar zu machen und auf ihre schärfere Sonderung 





ebenfalls die Tatsache, daß in bezug auf das Schmelzen des Silbers der 
Münzer und der ‚„manifestus silvanus‘“ übereinstimmend behandelt 
werden. Sie zeigt eine Annäherung auch zwischen diesen beiden Grup- 
pen an. 

1) Frölich, RV. 8.21, 22. Vgl. jedoch auch o. S. 394. 

2?) Für ihn begegnet in dem Privileg von 1219 der Ausdruck „advo- 
catus civitatis“ (UB.1401, $$ XXXIV, XLIV), wenn seiner Tätigkeit als 
oberster Stadtrichter gedacht wird. Ebenso UB. I 582 (1241): „Gysel- 
bertus ejusdem eivitatis advocatus.“ 

®) S. hierzu Bode, UB. II Einleitung S. 63£.; Feine, 8. 6], 
Anm.l. 
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von den führenden bürgerlichen Kreisen, vor allem im 
Gerichtswesen, hinzuwirken beginnt. 

Umgekehrt nähern sich den letzteren die Münzer, die 
sich aus den Verhältnissen der Reichsvogtei herauslösen 
und unter Umwandlung zu einem genossenschaftlichen 
Verbande nach Art der gewerblichen Gilden den städtischen 
Interessen anpassen. Die hier geschilderten Zustände 
finden ihren Ausdruck in der Gliederung des Rates, der sich 
in der Hauptsache aus Angehörigen der erwähnten Klassen 
der Burgensen zusammensetzt, die das Patriziat der Stadt 
verkörpern. Vereinzelt tauchen gegen die Mitte des Jahr- 
hunderts Handwerker im Rat auf!), eine Erscheinung, 
die nach dem, was darüber oben?) von mir ausgeführt ist, 
nicht als Gegenbeweis gegen die Ansicht von der um diese 
Zeit noch grundsätzlich aufrecht erhaltenen scharfen ständi- 
schen Grenzziehung zwischen Patriziat und Minderbürgern 
betrachtet werden kann. 

Wie schon bemerkt®), begegnet auch in der Über- 
lieferung der uns hier beschäftigenden Zeit eine eigentüm- 
liche Behutsamkeit und Vorsicht in der Erwähnung des 
Rates, auf dessen tatsächliches Dasein zahlreiche Spuren 
weisen. Sie ist sogar noch größer, als früher zu vermuten 
war, wenn wir die Ergebnisse der Arbeit Steinbergs 
über das Goslarer Urkundenwesen heranziehen. Denn als 
die nächste Urkunde, in der der Rat nach dem Privileg 
von 1219 auftritt, und die, von ihm mit besiegelt, auf seine 
Mitwirkung kraft eigenen Rechtes schließen läßt, hat man 
bisher die Vidimierung einer von Papst Gregor IX. für die 
büßenden Schwestern der hl. Maria Magdalena in Deutsch- 
land ausgestellten Bulle durch eine Anzahl von Geistlichen 
und den Rat von Goslar (universi civitatis consules) be- 
trachtet, die von dem Herausgeber des Goslarer Urkunden- 
buches in das Jahr 1232 verlegt wird.*) Nach den Unter- 


1) Das erste Beispiel gewährt Ludolfus corearius, den wir bereits 1246 
im Rate suchen dürfen (vgl. Frölich, Hansische Geschichtsblätter 
1920/21, S. 160). Bei seiner Nennung im Jahre 1251 (UB. II 7 sowie 
Frölich, RV. S. 22, Anm.) wird er den „honesti viri“ zugerechnet. 

.>) 8. 3948. 3) 8. 406. 

€) UB.1 518. S. dazu Frölich, RV. S.16, Anm. 5. 
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suchungen Steinbergs!) gehört die Aufzeichnung jedoch 
der Zeit um 1246/7, also ungefähr der Mitte des Jahrhunderts, 
an. Bei der folgenden Urkunde, die des Rates gedenkt, 
einem Schreiben König Heinrichs (VII.) vom 11. V. 1234?), 
ist es wieder der König, der ‚„burgensibus et universis con- 
sulibus et ceivibus de Goslaria‘‘ seinen Gruß entbietet, 
weshalb das Schriftstück vielleicht doch nicht so beweis- 
kräftig ist, wie ich seinerzeit?) angenommen habe. So 
bleibt für die erste, ganz sichere Nennung des Rates das Jahr 
1252, in dem König Wilhelm durch eine Urkunde vom 
3. IV. 1252*) ‚‚consilio et universis civibus Goslariensibus‘“ 
eine Anzahl von Gnadenerweisen erteilt, und in dem der 
König wenig später in einem Schreiben vom 7. V. 1252°) von 
den „eonsulibus civitatis Goslariensis“ spricht. Der Rat 
selbst urkundet seinerseits unter der Bezeichnung ‚con- 
sules cum universitate burgensium in Goslaria“ und ‚„con- 
sules et universi in Goslaria burgenses“ dann in zwei mit 
dem Stadtsiegel versehenen Urkunden aus den Jahren 1254 
und 1259°), wobei in beiden Fällen einer Zuziehung des 
Vogtes gedacht wird.”) 

Daß der Rat in der Zeit seit dem Privileg von 1219 
eine umfassende Wirksamkeit entfaltete, ergibt eine ganze 
Reihe von Aufzeichnungen, unter deren Zeugen wir un- 
bedenklich Angehörige des Rates zu suchen haben.) Es 
folgt dies weiter daraus, daß zwischen 1232 und 1240 der 
Gebrauch des ältesten Stadtsiegels mit der Umschrift 
„sigillum burgensium in Goslaria‘“ aufkommt?). und daß 

1) 8.88, 931.  °®) UB.I5%4. °) Frölich, RV. 8.16. 

UBU12 5 UBI 17. 

©) UB. II 26, 62. In der Zwischenzeit wird in einer Urkunde der 
Grafen Hermann, Heinrich und Hoier von Woldenberg aus dem Jahre 
1258 (UB. II 53) die Wendung „consules et burgenses in Goslaria‘“ 
gebraucht. — Über die Urkundenvidimierung UB, I 518 vgl. oben 
im Text. 

?) Schon vorher findet sich gelegentlich eine Niederschrift, dieaufein 
Zusammenwirken des Vogtes mit zwei Burgensen hindeutet (UB.I 464). 

8) Beispiele UB. I 486, 532, 549, 552, 582; II 3,7. Siehe ferner 
die Hansische Geschichtsblätter 1920/21, S. 159, mitgeteilte Urkunde 
von 1246. 

®) UB.1 552 (1232—1240). Dir bisher als der erste Beleg für die 
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bei der Anfertigung der Vogteigeldrolle von 1244f.!) Hein- 
rich von Freiberg sich als „seriptor burgensium in Goslaria‘“ 
betätigt. Wenn gleichwohl in fast ängstlicher Weise die 
Ausdrücke ‚‚consilium‘‘ und ‚‚consules‘ vermieden werden, 
bis in den Urkunden von 1252 gewissermaßen eine könig- 
liche Anerkennung des Rates erfolgt ist, so können wir das 
nur so erklären, daß bei diesem Verfahren Rücksichten 
auf den königlichen Stadtherrn mitsprachen, die es geraten 
erscheinen ließen, die Stellung des bürgerlichen Vertretungs- 
organs nach außen hin nicht zu stark zu unterstreichen.?) 

Wie der Rat im einzelnen gegliedert, ob die Zahl der 
jährlich amtierenden Ratmannen eine fest umgrenzte war 
oder ob sie Schwankungen unterlag, ob eine Mehrheit von 
Räten bestand, die in regelmäßigem Wechsel einander ab- 
lösten, auf diese und andere Fragen geben uns die nicht sehr 
zahlreichen Urkunden auch jetzt noch keinen Aufschluß. 
Es muß unterstellt werden, daß sich die Verhältnisse noch 
in fortwährendem Fluß befanden, daß aber mit einer 
irgendwie bedeutsamen Verschiebung in der Struktur des 
Rates gegenüber seiner Rechtslage nach dem Privileg von 
1219 bis um die Mitte des Jahrhunderts nicht zu rechnen ist. 


2. Die Änderungen nach der Mitte des 13. Jahrhunderts. 


Nach der Mitte des 13. Jahrhunderts setzt sich in der 
Terminologie der Urkunden immer bestimmter die Be- 
zeichnung der leitenden Behörde des städtischen Gemein- 
wesens als ‚consilium‘‘ oder ‚consules‘‘ durch, wobei an- 
fänglich vielfach noch der Vogt an der Spitze der Rats- 
mitglieder genannt wird.?) Die Zahl der Ratsherrn ist nicht 


Verwendung des Stadtsiegels gewertete Niederschrift UB. I 518, scheidet 
nach dem oben S. 412/3 Bemerkten hier ebenfalls aus. 

1) UB.T 606. 

2) Außerordentlich lehrreich ist noch die Rechtsauskunft für 
Quedlinburg (UB. Quedlinburg 165), die von „G. advocatus in Goslaria 
cum universis burgensibus ejusdem civitatis‘“ herrührt, und die in die 
erste Hälfte des 13. Jahrhunderts fällt (Weiland, Gött. gel. Anz. 1894, 
8.378). Obgleich hier zweifellos der Rat gemeint ist, führen sich die 
Aussteller der Urkunde in sehr geschraubter Weise als „nos sub gracia 
regis astrieti et jurati“ ein. 

®) UB.II 26, 156, 173, 175. 
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zweifelsfrei festzulegen, doch scheint sie sich in dieser 
Zeit, da bereits in der Urkunde vom 1. XII. 12541) 17 wohl 
als Ratleute zu betrachtende Personen unter den Zeugen 
auftreten, nicht weit von der später zu beobachtenden Höhe 
— etwa zwanzig — entfernt zu haben. Es macht indessen 
den Eindruck, daß das Kollegium auch weiter noch nicht 
völlig geschlossen war, und daß es keine ein für allemal 
begrenzte Zahl von Ratssitzen gab. 

In der Zusammensetzung des Rates im großen und 
ganzen hat sich nach 1250 gegenüber früher zunächst nichts 
geändert, wenn wir absehen von der Aufnahme der Münzer 
und dem gelegentlichen Auftauchen von Handwerkern im 
Rat, wovon bereits die Rede war. Es bilden also Ritter, 
Kaufleute, Silvanen und Münzer als Burgensen den Rat, 
wobei auch die Ritter als Vertreter des Gemeinwesens 
deutlich erkennbar sind.?2) Immerhin bahnt sich in den Zeu- 
genreihen der Urkunden jetzt in so fern ein Umschwung an, 
als eine gewisse Sonderung der Ritter und Burgensen durch- 
schimmert?), die im Hinblick auf die Ereignisse der Folge- 
zeit als Zeichen des Beginnes einer stärkeren Entfremdung 
zwischen ihnen aufgefaßt werden darf. 

In den Zuständen, wie sie hiernach obwalteten, haben 
sich aber alsdann bis zum Jahre 1269 Umwälzungen voll- 
zogen, die das Aussehen der städtischen Verfassung wesent- 
lich beeinflußt haben. 

Eine dieser Umgestaltungen, die wahrscheinlich nicht 
lange vor 1269 fällt, ist von Bode des näheren geschildert 
worden.?) Sie betrifft die Spaltung, die in der zweiten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts zwischen den Adelsgeschlechtern 
und den bürgerlichen Schichten des städtischen Patriziats 
Platz greift. In ihrem Verfolg scheiden die Mitglieder des 


1) UB. II 26. 2) Vgl. UB. II 81. S. ferner UB. II 197. 

3) Borchers, $. 77, 95f. 

*) Bode, UB. II Einleitung $.44f. Hier lediglich wirtschaftliche 
Gesichtspunkte entscheiden zu lassen, wie dies anscheinend Wiederhold, 
Harz-Z. 59 (1926), S. 169, Anm. 10, tun will, halte ich nicht für angängig. 
Auch die politischen Rückwirkungen, namentlich das Verschwinden der 
Ritter aus dem Rate, sind zu beachten. Vgl. weiter Frölich, Ztschr. ? f. 
Rechtsg. 41 (1920), S. 120f. 
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Ritterstandes aus dem Rate aus, seit dem Jahre 1269 
enthalten die Ratslisten nur noch bürgerliche Namen. 
In Verbindung damit veräußern die ritterlichen Familien 
vielfach ihren Grundbesitz in Goslar und seiner Nachbar- 
schaft, der zum größten Teil in die Hand der Stadt oder 
einzelner Bürger gerät. Hierbei handelt es sich um eine Aus- 
einandersetzung, die keineswegs immer friedliche Wege 
einschlug, sondern die mit erheblichen inneren Erschütte- 
rungen und äußeren Verwicklungen verbunden gewesen 
sein muß. Der Anstoß zu diesem Vorgehen, bei dem die 
Initiative offensichtlich auf Seiten der Stadt gelegen hat, 
ist zu suchen in dem weiteren Rückgang der Stellung des 
Reichsvogtes, durch den die Ritterschaft des stärksten 
Rückhaltes, den sie bis dahin gehabt hatte, beraubt wurde. 
War die Reichsvogtei seit dem Übergang der Waldmark 
bei Goslar an die Herzöge von Braunschweig in ihrem Um- 
fang beschränkt auf die Stadt und deren unmittelbares 
'Vorland, so ist, wohl im Zusammenhang mit den Ver- 
hältnissen im Reiche, jetzt auch noch der Wechsel eingetreten, 
daß die bis dahin unmittelbar von den Herrschern besetzte 
Reichsvogtei weiter verlehnt ist an die Herzöge von Sach- 
sen und von diesen wieder an die Grafen von Woldenberg, 
und daß seitdem als Träger des Amtes auch Angehörige 
bürgerlicher Familien bezeugt sind.) 

Nicht bemerkt ist dagegen von der bisherigen For- 
schung, daß auch innerhalb der am Rate beteiligten bürger- 
lichen Kreise tiefgreifende Umschichtungen vor sich ge- 
gangen sind, die sich auf verfassungsrechtlichem Gebiete 
auswirken, und die in einer inneren Verbindung mit der 
Verdrängung der Ritter aus dem Rate stehen dürften. 
Sie sind von Belang zunächst für die kaufmännische Ober- 
schicht, die Goslarer mercatores. 

Bald nach dem Jahre 1250 kündigt sich bei ihnen 
ein Umschwung an. Am 3. IV. 1252 erteilt König Wilhelm 
von Braunschweig aus ‚‚consilio et universis civibus Gos- 
lariensibus“ ein Privileg, das ihre alten, ihnen von den 
früheren Kaisern erteilten Freiheiten und Rechte bestätigt, 


t) Bode, UB. II Einleitung 8. 43/4. 
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ihnen eine Anzahl wichtiger neuer Vergünstigungen, ins- 
besondere auf finanziellem Gebiet, verleiht, und gewisse, 
zu Schwierigkeiten für die Stadt Anlaß gebende Beziehun- 
gen zur Reichsvogtei neu ordnet.!) Fast gleichzeitig aber, 
unter dem 6. IV. 1252, werden von König Wilhelm auch 
den Kaufleuten zu Goslar alle Freiheiten und Rechte zu- 
gesichert, die sie ‚„juste ab antiquis imperatoribus hac- 
tenus habuerunt‘, und es wird ferner vorgeschrieben, ‚„‚quod 
fraternitas ipsorum, que theutonice gelde vocatur, in ipsa 
civitate Goslariensi in statu tali permaneat, videlicet quod 
nullus sine consensu ipsorum pannos incidere presumat“.2) 
Hierbei ist auffällig, daß in diesem Diplom zum ersten Male 
für die Kaufleute die Bezeichnung als fraternitas oder Gilde 
vorkommt, und daß des ihnen gebührenden Rechtes des Ge- 
wandschnittes in einer Form gedacht wird, die in ihrer 
Fassung stark anklingt an den Schlußsatz der Bestätigung 
König Heinrichs vom 14. IX. 1223.3) Daß aber zwischen den 
Urkunden vom 3. und 6. IV. 1252 außer dem zeitlichen 
auch ein bestimmter innerer und sachlicher Zusammenhang 
bestehen muß, erhellt aus der von Steinberg®) nachge- 
wiesenen Tatsache, daß der Goslarer Stadtschreiber es 
gewesen ist, von dem der Entwurf der kaiserlichen Urkunde 
vom 6. IV. 1252 herrührt. 

Was ist hier geschehen ? Die Antwort liegt nahe, wenn 
wir auf unsere früheren Erörterungen zurückgreifen. Es 
hat sich eine Wandlung in der Struktur des Zusammen- 
schlusses der mercatores vollzogen, die ihren Verband in 
seinem Aufbau den städtischen Gilden angenähert hat, 
ihn als Kaufleute- oder Gewandschneidergilde im späteren 
Sinne neben jene treten läßt. Dabei muß es sich um eine 
Änderung drehen, die zunächst die Sonderstellung der 
Kaufleute in der städtischen Verfassung, deren fortschrei- 
tende Entwicklung in dem Privileg König Wilhelms vom 


!) UB.II 12. Über den politischen Hintergrund s. Frensdorff, 
Beitr. zur Gesch. u. Erklärung der deutschen Rechtsbücher VI: Die 
Rechtsbücher und die Königswahl. Nachr. d. Gött. Ges. d. Wissensch., 
Philol.-Histor. Kl., 1926, S.6, 19. 

2) UB. II 13. Deutsche Fassung Vaterl. Arch. 1841 8.4lf. 

3) Oben $. 398/9. 4) S.14, Anm. 4. 
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3. IV. 1252 zum Ausdruck kommt, nicht berührt hat. Da. 
die Urkunde König Wilhelms vom 3. IV. 1252 an den vor- 
handenen Rechtszustand anknüpft und nichts von einer Um- 
gestaltung der Rechtslage der Kaufleute erwähnt, auch 
sonstige Nachrichten hierüber fehlen, müssen wir folgern, 
daß trotz der Angleichung der Organisation der Kaufleute 
an diejenige Form der Gilden, die für die Krämer und die 
bevorzugten Handwerkervereinigungen belegt ist, die Kauf- 
leute diesen gegenüber zunächst in ihrer bisherigen über- 
ragenden Stellung in der städtischen Verfassung verblieben 
sind, eine Ansicht, zu deren Gunsten auch darauf hingedeutet: 
werden kann, daß der Gunstbrief des Königs für die Kauf- 
leute vom 6. IV. 1252 den letzteren bestätigt ‚omnem 
libertatem et jura, que juste ab antiquis imperatoribus 
hactenus habuerunt‘, und daß die Strafen für Verstöße 
gegen das den Kaufleuten vorbehaltene Recht des Gewand-. 
schnittes nicht zugunsten der Kaufleute erhoben werden, 
sondern zur Hälfte an den Vogt als: den stadtherrlichen 
Beamten abzuliefern, zur anderen Hälfte für den öffentlich- 
reehtlichen Zweck des Mauerbaues zu verwenden sind.!} 
Dafür, daß diese Meinung das Richtige trifft, lassen sich 
aber, neben den bereits berührten Gesichtspunkten, 
gerade aus dem uns hier beschäftigenden Zeitraume noch 
einige bisher übersehene Nachrichten anführen, die sich 
in den behaupteten Zusammenhang vortrefflich einfügen, 
ja, eigentlich erst aus ihm voll verständlich werden. 
Auseiner der Urkunden des Jahres 1269, aus denen auf 
eine Umbildung des Rates im Sinne einer Verdrängung 
der Ritter, also einer Verbürgerlichung der städtischen 
Verfassung, zu schliessen war, ergibt sich, daß die dort. 
erwähnte Verhandlung im Rathause, ‚in domo communi- 
tatis‘, stattgefunden hat.?2) Nur wenig später, in einer Ur- 
kunde vom 5. V. 12743), begegnet eine ‚nova domus merca- 
torum“, also ein neues Haus der Kaufleute, das an die 
Stelle eines bis dahin den Bedürfnissen der Gilde dienenden 
anderen Hauses getreten sein muß. Halten wir dagegen, 
daß auch sonst Fälle bezeugt sind, in denen sich eine 
Änderung der ursprünglichen Verfassungsorganisation in 


1) 8. schon UB. I 430 a.E. >) UB. 11 155. ®) UB. IH 199. 
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baulichen Maßnahmen ähnlicher Art niederschlägt!), so 
wird man hier geneigt sein, sich die Sachlage so zu erklären, 
daß die Kaufleutegilde im Zusammenhang mit der bei ihr 
erfolgten Umgestaltung ihr bisher wohl zugleich den 
Zwecken der städtischen Verwaltung dienendes Amts- 
gebäude der Stadt überlassen und selbst ein auf ihre be- 
sonderen Bedürfnisse zugeschnittenes, von dem jetzigen 
Rathause getrenntes Gildehaus bezogen hat, das wir in der 
sogenannten Wort an dem heutigen Marktplatz in Goslar, 
aber in unmittelbarer Nachbarschaft des Rathauses, zu er- 
blicken haben.?2) Diese Annahme drängt sich um so mehr 
auf, als ihr auch der Inhalt der Urkunde vom 5. V. 1274 — 
sie bezieht sich auf die Vergabung eines Hauses und Hofes, 
die den Kaufleuten gehörten, und des Raumes bis zum 
neuen Hause der Kaufleute durch die letzteren — eine ge- 
wisse Stütze gewährt. 

Aber darin allein erschöpft sich die Bedeutung der 
Urkunde vom 5. V. 1274 nicht. Es verdient zum andern 
Beachtung die Tatsache, daß an die Urkunde vom 5. V. 1274 
ein eigenes Siegel der Kaufleute angehängt ist mit der Um- 
schrift „‚sigillum mercatorum de Goslaria““.?) Charakteristisch 
für dieses Siegel ist einmal, daß es in seinem Bilde die könig- 
liche Krone aufweist und damit auf eine auf königliche 
Verleihung zurückgehende Privilegierung der Kaufleute an- 
spielt. Sodann aber beansprucht bei der Urkunde Auf- 
merksamkeit, daß sie zugleich versehen ist mit ‚sigillo 
nostrorum burgensium in Goslaria“, so daß, wie Stein- 
berg‘) hervorhebt, bei diesem Anlaß die Kaufleute zugleich 
über das städtische Siegel verfügen. Wenn bei der Urkunde 
auch nicht völlig durchsichtig ist, welche Vorgänge im 
einzelnen ihrer Ausstellung zugrunde liegen, so erscheint 
es doch in hohem Grade merkwürdig, daß bei den Ab- 
machungen, die mit dem oben gestreiften baulichen 
Vorgehen zusammenhängen müssen, die Kaufleutegilde 





!) Frölich, Lüb. Zeitschr. XXILI, S. 412f. 
2) Vgl.Lambert, Die Word zu Goslar, Harz-Z.4(1871), S.100—114, 
und dazu Lüb. Zeitschr. XXII, S. 414, Anm. 72. 
3) UB. II Tafel VIII, Nr. 32. Beschreibung des Siegels das. S. 688. 
4) S.70, Anm.l. 
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neben ihrem eigenen ebenfalls das städtische Siegel ver- 
wendet. Man wird daraus folgern dürfen, daß nicht nur ein ge- 
meinsames Interesse der Kaufleute und des Rates den Anstoß 
zur Errichtung der Urkunde gegeben hat, sondern daß, 
was ja auch die Bezeichnung des Stadtsiegels als ‚„sigillum 
nostrorum burgensium in Goslaria‘‘ andeutet, darin zu- 
gleich eine nähere verfassungsrechtliche Verflechtung zwi- 
schen ihnen zum Ausdruck gelangt. Da die Kaufleute jetzt 
ein neues Haus bezogen haben und sich eines eigenen, 
wenn auch auf die früheren Zustände zurückweisenden 
Siegels bedienen, so läßt die Urkunde weiter erkennen, 
daß die Kaufleute mit der Umgestaltung ihres Verbandes 
sich aus der bisherigen Organisation des Rates, wie sie sich 
uns früher darstellte, herauszulösen beginnen, so daß das 
Schriftstück sich vortrefllich in den oben gezeichneten 
Entwicklungsgang einpaßt und als Beweis für die Tat- 
sächlichkeit seines Ablaufs gelten kann. 

Allerdings ist die Änderung in dem Aufbau der Kauf- 
leutegenossenschaft, die sie zu einer städtischen Gilde, 
wie die übrigen, machte, und die Umbildung des Rates, 
zu der sie mit Notwendigkeit führen mußte, anscheinend 
nicht ohne Widerstreben von anderer Seite und auch nicht 
mit einem Schlage erfolgt. Aus dem Anfang der Regierungs- 
zeit König Rudolfs stammen mehrere Aufzeichnungen, die 
auf diese Verhältnisse ein sehr bezeichnendes Licht werfen. 

In einer Urkunde vom 27. XI. 1274!) erneuert König 
Rudolf den Bürgern von Goslar alle von seinem Vorgänger, 
Kaiser Friedrich HI., vor dessen Bannung durch den Papst 
sowie die sonstigen ihnen von früheren Kaisern und Königen 
erteilten Gnadenverleihungen. Am Schlusse aber gedenkt 
der König eigentümlicherweise auch des Falles, ‚si hu- 
jusmodi gracie nostre concessio aliquibus de universitate 
displiceat‘‘, und fordert derartige Personen auf, „quatinus 
decimo kalendas februarii apud Herbipolim in presentia 
nostra conpareant, causam hujusmodi displicantie precen- 
suri“. Es ist ferner ein leider nicht vollzogener, aber wohl 
ungefähr gleichzeitig anzusetzender Entwurf für eine 





1) UB. II 206. 
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Erneuerung der Privilegien der Stadt Goslar und die Rechte 
der Gilde der Kaufleute daselbst vorhanden), der in seinem 
Eingang wenig geschickt die Anfangsworte des Privilegs 
Friedrichs II. von 1219 wiederholt. In ihm ist die Rede 
davon, daß die Kaufleute von Goslar auf Grund königlicher 
Gunsterweise früher eine Bruderschaft hatten, die als 
Innung oder Gilde bezeichnet wird und die eine Zeit lang 
aufgehoben gewesen sei, so daß zur Zeit der Regierung des 
Königs die Stadt schweren Schaden erlitten habe. Es 
reiht sich ebenfalls wieder ziemlich unvermittelt an die Be- 
stimmung, daß niemand die Kaufleute in ihren Rechten 
beeinträchtigen und im Gewandschnitt behindern soll, 
außer mit ihrem vollen Einverständnis und freien Willen.?) 
Endlich liegt vor eine Urkunde vom 23. III. 1275°), durch 
welche König Rudolf den Bürgern von Goslar die ihnen von 
König Friedrich II. verliehenen Privilegien, namentlich den 
großen Freiheitsbrief vom 13. VII. 1219, bestätigt. 
Halten wir diese Nachrichten zusammen, so springt 
zunächst in die Augen die Ähnlichkeit des Vorganges mit 
dem Verfahren, das im Jahre 1252 beobachtet wurde, wo 
mit einer Erneuerung der städtischen Freiheiten zugleich 
eine solche der Kaufleuteprivilegien Hand in Hand ging. 
Vergleichen wir aber die UB. II 207 abgedruckte Nieder- 
schrift mit den Zusicherungen König Wilhelms vom 6. IV. 
1252, so ist in diesen nur von einer Durchbrechung des 
Gewandschnittmonopols der Kaufleute mit deren Einver- 
ständnis die Rede, während in dem unvollzogenen Dokument 
um 1274 auch der Fall vorgesehen wird, daß mit Zustim- 
mung der Kaufleute außer der Befugnis zum Gewandschnitt 
deren sonstige, auf königlicher Verleihung beruhende Rechte 
geändert werden dürfen. Nehmen wir hinzu, daß nach dem 
Inhalt der Aufzeichnung die Gilde der Kaufleute vorüber- 
gehend unterdrückt war, und daß dann doch wieder eine 


") UB. II 207. 

2) „Statuimus igitur auetoritate regali et volumus firmiter observari, 
ut nullus prefatos mercatores hactenus aliqua temeritate in juribus 
ipsorum et in incisione pannorum impedire presumat nisi de eorum pleno 
consensu et libera voluntate.“ 

®) UB. II 212. 
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vollinhaltliche Bestätigung des Gunstbriefes Friedrichs II. 
von 1219 unter dem 23. III. 1275 vorgenommen ist, so werden 
wirschließen müssen, daß hier Kämpfegeführt worden sind, die 
wir zwar nicht in allen Einzelzügen aufzuhellen vermögen, 
die aber doch in Verbindung stehen mit dem Rechte der 
Kaufleute zum Gewandschnitt und mit ihrer Stellung auf ver- 
fassungsrechtlichem Gebiet, wie sie dem Privileg von 1219 
vorschwebte. Dabei bezweckte der Entwurf UB. II 207, 
sofern ich recht sehe, den Weg frei zu machen für eine 
Weiterbildung, jedoch unter bestimmender Mitwirkung der 
Kaufleute selbst und unter Behauptung des Gewand- 
schnittes, weil die Änderung der obwaltenden Verhältnisse 
an das Einverständnis der Kaufleute geknüpft ist. In- 
dessen ist der Gegensatz, um den es sich dabei dreht, da- 
mals anscheinend noch nicht endgültig ausgetragen, da 
am 23. III. 1275 das Privileg Friedrichs II. von 1219 in 
unveränderter Form bekräftigt wird. 

Daß bei den Kämpfen um 1274 auf der einen Seite die 
Kaufleute beteiligt sind, dürfte nach dem Inhalt der be- 
sprochenen Urkunden sicher sein. Wenn ich mich nicht 
täusche, sind sie es sogar gewesen, von denen der Anstoß 
zu einer Umgestaltung ausgegangen ist. Es muß sich 
gerade für sie mit dem weiteren Ausbau der städtischen 
Verfassung und vielleicht im Hinblick auf die sich an- 
kündigende Auseinandersetzung mit den Rittern von der 
Mitte des Jahrhunderts an das Bedürfnis herausgestellt 
haben, sich eine anderweite Organisation zu geben, wobei 
ein Vorbild die Form der Gilde bot, die sich für die später 
in bevorzugter Stellung im Rate erscheinenden Gilden der 
Krämer und einzelner Handwerke schon im 12. Jahrhundert 
und früher herausgebildet und bewährt hatte. Wer aber 
ihr Gegenspieler war, ist nicht mit Bestimmtheit zu sagen. 
Reibungen wegen des Gewandschnittes konnten sich, wie 
um 1219, den städtischen Gilden der Krämer und Hand- 
werker, ebensowohl aber auch der bergmännischen Be- 
völkerung gegenüber ergeben, worauf die demnächst zu 
besprechende Einigung vom 14. IX. 1290!) hinweist. Ebenso 


1) UB.II 412. 
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ist es denkbar, daß bei der vorübergehenden Unterdrückung 
der Kaufleutegilde etwa die Ritter ihre Hand im Spiele 
hatten. Deshalb muß ich es unentschieden lassen, ob bei 
der im Ergebnis feststehenden Umwandlung der Kaufleute- 
genossenschaft zu einer städtischen Gilde zuerst der Ge- 
‚danke überwogen hat, die Schlagkraft des Verbandes für 
‚das bevorstehende Ringen mit den Rittern zu stärken und 
zu diesem Zwecke in der Form ihres Verbandes, aber doch 
zugleich unter Aufrechterhaltung ihres Rechtes zum Ge- 
wandschnitt, Anlehnung an die Handwerkergilden zu suchen, 
ob in einem Gegensatz zu den Handwerkervereinigungen 
‚das bestimmende Moment liegt, oder ob schon die späteren 
Mißhelligkeiten mit der Bergbevölkerung ihre Schatten 
vorauswarfen.!) Nicht ausgeschlossen ist ja auch, daß ver- 
schiedene dieser Gesichtspunkte vereint oder einander zeit- 
lich ablösend die Entwicklung beeinflußten. Trotz der 
‚danach verbleibenden Unklarheiten ist m. E. nach dem, 
was vorstehend ausgeführt ist, an der Tatsache der Um- 
bildung der Kaufleutegilde als solcher kein Zweifel möglich. 

In die uns hier beschäftigende Zeit fallen noch zwei 
Schriftstücke, welche auf die Organisation der neben den 
Rittern und den mercatores zu der Goslarer Burgensen- 
gemeinde gehörenden Bevölkerungsklassen Licht werfen. 

Für die Silvanen ist von Belang die Bergordnung 
Herzog Albrechts von Braunschweig vom 25. IV. 1271, 
die bereits mehrfach den Gegenstand unserer Erörterungen 
ausmachte. Hier genügtes, daran zuerinnern, daß am Schluß 
der Urkunde als diejenigen Kreise, die an ihrem Inhalt vor- 
nehmlich interessiert waren, und die daher bei ihren Erlaß 
zugezogen wurden, die Ritter, die Erfexen im Harze und 
die Bürger von Goslar erscheinen, von welch letzteren 
neben je vier Rittern und Erfexen sechs namentlich genannt 
werden, in denen die Vertreter der Stadt Goslar zu erblicken 
sein dürften. Wir haben schon früher verfolgt, in welchem 
Verhältnis die in der Bergordnung ebenfalls erwähnten 





t) Ohlendorf (S. 51) vermutet bei der Niederschrift UB. II 207 
einen Gegensatz zwischen den Kaufleuten und den Patriziern. Aber die 
Kaufleute waren doch selbst ein Glied des städtischen Patriziats. 
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zehnte später die Entwicklung dahin geführt hat, daß die 
Erfexen sich von dem bisherigen Verbande abtrennen und 
in der Ritterschaft aufgehen.!) 

Sodann ist in dem Goslarer Stadtarchiv eine unvoll- 
zogene und leider nicht genau der Entstehungszeit nach 
festzulegende, aber wohl materiell nicht zu beanstandende 
Niederschrift aus der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
vorhanden, die sich als der Entwurf eines Privilegs dar- 
stellt, durch das ein römischer König die Rechte der Münzer 
in Goslar bestätigen sollte?) Das Dokument beschränkt 
das Recht des Geldwechsels auf die ‚monetarii civitatis 
antedicte‘‘ und trifft eine Reihe sonstiger, auf das Münz- 
wesen und den Geldwechsel bezüglicher Bestimmungen. 
Es drängt den Münzmeister, der hier als ‚magister monete 
Goslarie eivitatis‘‘ bezeichnet wird, weiter zurück, engt 
die dem Reich noch verbliebenen Zuständigkeiten in bezug 
auf das Münzwesen ein, ordnet die Beziehungen zu den 
ebenfalls in bestimmtem Umfange zum Silberschmelzen 
berechtigten Silvanen genauer und regelt überhaupt die 
Rechtsverhältnisse des ‚„collegium‘“ oder ‚„consortium‘“ der 
Münzer, zum Teil in enger Anlehnung an die Urkunde 
König Heinrichs von 1231--35°), zum Teil aber auch in 
einer Weise, die nur im Sinne einer Weiterverfolgung der 
Tendenzen gedeutet werden kann, die sich schon in jener 
früheren Aufzeichnung ausprägten, und die eine fortschrei- 
tende Verbürgerlichung des Verbandes bezweckten. 


V. Die Verfassungsstreitigkeiten um das Jahr 1290 
und der weitere Ausbau der Ratsorganisation bis zum Ende 
des 13. Jahrhunderts. 


a) Die Verfassungsstreitigkeiten um das Jahr 1290. 


1. Der äußere Verlauf der Kämpfe und ihre Bedentung 
im allgemeinen. 
Die Lösung der Krisis, die sich in den erhaltenen Nach- 
richten immer deutlicher ankündigt, bringt das Jahr 1290. 
Es stellt den entscheidenden Wendepunkt in dem Ver- 


}) Oben 8. 347f., 3591. 2) UB. II 303. 
3) UB.1 533. S. oben 8. 409. 
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fassungsleben Goslars dar, der der weiteren Gestaltung der 
Dinge bis zum Aufhören der Selbständigkeit der Stadt, 
also fast bis zur Schwelle der Gegenwart, seinen Stempel 
aufgedrückt hat. 

Das Ereignis, welches das Anbrechen einer neuen Zeit 
in der Geschichte Goslars sinnfällig in die Erscheinung 
treten läßt, ist der Erwerb der Reichsvogtei durch die Stadt. 
Nach einer Urkunde vom 6. V. 1290?) verkauft Graf Heinrich 
von Woldenberg, der Sohn des Grafen Burchard, dem Rate 
und den gesamten Bürgern (,‚consulibus et universis civibus 
in Goslaria‘“) die Vogtei in der Stadt Goslar und deren 
Umgebung (,‚advocatiam nostram, quam habuimus in 
eivitate jam dieta et extra adjacentem eivitati“) und 
reicht sie zu Händen des Rates sechs benannten Bürgern 
zu Lehen, nach deren Tode die Vogtei anderen sechs Bürgern 
von dem Grafen oder dessen Erben überwiesen werden soll. 
Weiter verspricht der Aussteller der Urkunde, die Vogtei 
auf Verlangen des Rates den Herzögen von Sachsen, seinen 
Lehnsherrn, aufzusenden. 

Die Stadt erlangt also jetzt den Lehensbesitz der Reichs- 
vogtei in dem ihr nach dem Übergang der Herrschaft in der 
Waldmark bei Goslar auf die Herzöge von Braunschweig 
noch verbliebenen Umfang. Zwar war damit die Ver- 
knüpfung des Vogtamtes mit dem Reiche noch nicht in 
jeder Hinsicht aufgehoben. Aber der Rat war nunmehr 
in die Lage versetzt, die Fesseln abzustreifen, die sich für 
eine in erster Linie den städtischen Bedürfnissen Rechnung 
tragende Politik ergaben, solange die unmittelbaren Be- 
ziehungen des Reiches zu Goslar bestanden und in der Be- 
stellung des Vogtes durch den Herrscher selbst ihren Aus- 
druck fanden.?) ö 

Waren damit die von dieser Seite her drohenden Hinder- 
nisse beiseite geräumt, so eröffnete sich, zumal nach der 
Verdrängung der Ritter, der Weg, zu einer grundlegenden, 
lediglich die Lebensnotwendigkeiten der Stadt betonenden 
Neuordnung des Verhältnisses der verschiedenen Klassen 


t) UB. II 384. 
®) Vgl. noch in dem Privileg König Wilhelms vom 3. IV. 1252 
(UB. II 12): „advocatus, quem prefecerimus ipsi loco.““ 
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und Schichten der Bevölkerung zu gelangen, deren wider- 
streitende Interessen sich in den Jahrzehnten vorher in 
heftigen Kämpfen Luft gemacht hatten. Wie jene Ausein- 
andersetzungen wiederholt ein Einschreiten des königlichen 
Stadtherrn erfordert hatten, so ist es auch jetzt wieder 
das Vorgehen des Herrschers, hier Rudolfs von Habsburg, 
gewesen, das den Ausgleich herbeigeführt hat. 

In welchen Richtungen der König eingriff, tut eine An- 
zahl von Urkunden dar, die, in Gruppen vereinigt, die ver- 
schiedenen Gegensätze beleuchten, die es zu überbrücken galt. 

Einmal kommt in Betracht, daß der König durch ein 
Diplom vom 22. IV. 1290 die von ihm aufgehobenen Gilden 
oder Innungen wiederherstellt.!) Bei der Urkunde ist zu 
beachten, daß nicht alle Gilden, sondern nur einzelne von 
ihnen (quasdam fraternitates in oppido nostro Gosla- 
riensi) von dem König unterdrückt waren, daß diese Maß- 
regel auf das Betreiben einer bestimmten, numerisch hinter 
den verbotenen Gilden zurückbleibenden Bevölkerungs- 
klasse erfolgt ist, und daß gegenüber der Wiederaufrichtung 
dieser Gilden durch den König keinerlei Berufung auf ent- 
gegenstehende Gnadenerweise und Privilegien gestattet sein 
soll. In dem Rahmen der von uns umrissenen Gesamt- 
entwicklung könnte man auf die Deutung kommen, daß 
es die Kaufleute gewesen sind, die ihrerseits den Anstoß 
zu dem erneuten, gegen die hier gemeinten Gilden gerich- 
teten Verbot gegeben haben, das nunmehr von dem König 
— offenbar schon im Zusammenhang mit der geplanten 





1) UB. II 382: „Cum itaque ad fervidam aliquorum instanciam, 
credentes proficere, quod nunc cernimus officere, quasdam fraternitates in 
oppido nostro Goslariensi extinxerimus et annullaverimus, que inninge vel 
gelden vulgariter appellantur, modo saniori potiti consilio considerantes, 
quod dicte fraternitates oppido nostro Goslariensi necnon civibus ejusdem 
ad earum usus proficiunt et fructificant et earum destructio in dieti nostri 
oppidi vergit non modicum prejudicium et gravamen, et nolentes paucorum 
commodis utilitatem publicam anteferre, dietas fraternitates et earum 
usus ad statum pristimum et eandem consuetudinem auctoritate regia, 
ut, sieut consueverunt ante nostram revocacionem, stent, durent et 
permaneant, resuscitamus ac ad firmitatem rei perpetue restauramus, 
contra hanc nostram restitutionem dietarum fraternitatum nulla indul- 
gencia seu privilegiis quibusceungue concessis ullatenus valituris.“ 8. auch 
UB. II 392, 396. 
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umfassenden Neuordnung der Verfassungsverhältnisse der 
Stadt!) — zurückgenommen wird. Denkbar wäre natürlich 
auch, daß das in Frage stehende -Gildeverbot des Königs 
ausgesprochen ist aus Anlaß der Kämpfe zwischen Berg- 
und Stadtbevölkerung, bei denen auf städtischer Seite die 
Kaufleute mit den Handwerkerverbänden gemeinsame 
Sache machen. und die jetzt ebenfalls durch den König 
einem Ausgleich zugeführt werden.?) 

Sodann ist bedeutsam eine Einigung, die unter Ver- 
mittlung Ottos, Grafen von Ascharien und Fürsten zu 
Anhalt, als des von König Rudolf bestellten Richters im 
Sachsenlande zwischen den Berg- und Waldleuten der 
Stadt Goslar und des Rammelsberges auf der einen und den 
Kaufleuten sowie den übrigen Gilden daselbst auf der 
anderen Seite getroffen ist. Durch sie werden die zwischen 
den genannten Gruppen ausgebrochenen Streitigkeiten 
über den Erwerb der Gildezugehörigkeit in Goslar beigelegt, 
indem bestimmt wird, daß für den Erwerb der Kaufleute- 
gilde eine Zahlung von acht Mark reinen Silbers, eine davon 
an den Rat,.die übrigen an die Genossenschaft der Kauf- 
leute, zu entrichten sei, für den Erwerb der Gilde der Krä- 
mer, der Bäcker, der Fleischer und der Schuhmacher ein 
Eintrittsgeld von drei Mark, von denen eine halbe Mark 
an den Rat, zwei und eine halbe Mark an die betreffende 
Gilde fallen sollen, und endlich für den Eintritt in die Gilde 
der Schmiede und der Kürschner ein solches von ein und 
einer halben Mark, von denen eine halbe Mark dem Rat 
und eine den Schmieden oder Kürschnern gebührt, wobei 
aber ferner in jedem Falle die Zustimmung der Gilde, 


1) Aufsie beziehen sich ferner UB. II 256 sowie UB. 11 379,391, 401, 
416 (Frölich, Priv.-Pol. S. 88 £.). 

2) Möglicherweise würde alsdann eine Verbindung gegeben sein mit 
der vorübergehenden Aufhebung der Kaufmannsgilde (s. oben S. 421). 
Volle Klarheit in allen Einzelheiten (vgl. dazu die bei Frölich, RV. 
S. 26, Anm. 4, angeführte Literatur) ist schon wegen der Schwierigkeit, 
die vorhandenen Aufzeichnungen ausnahmslos zeitlich sicher einzureiben, 
nicht zu erzielen. Aber der Gesamtverlauf der Ereignisse läßt sich doch 
so weit übersehen, daß daraus Folgerungen für die uns hier allein fesselnde 
Frage der Verfassungsentwicklung gezogen werden können. Siehe im 
allgemeinen schon Frölich, RV. S. 26f. 
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deren Erwerb erstrebt wurde, vorbehalten bleibt. Die hier 
verlautbarten Abmachungen, über die vier von den beiden 
Parteien, von dem Grafen Otto von Ascharien und von dem 
Goslarer Rat herrührende Ausfertigungen vom 15. VII. 
1290 vorliegen), sind in doppelter Hinsicht wichtig. Sie 
lassen einmal erkennen, daß sich die Kaufleute mit den 
Krämern und den genannten Handwerkergilden zusammen- 
gefunden haben und mit ihnen vereint den Berginteressenten 
entgegengetreten sind, sodann aber, daß auch die Berg- 
und die Waldleute jetzt eine einheitliche Korporation 
bilden, die sich als die ‚‚montani et silvani Goslarie civi- 
tatis ac montis Ramesberch“?) bezeichnet, sich aber 
zur Bestärkung ihrer Urkunde noch des Siegels der ‚‚uni- 
versitas montanorum in Goslaria‘“ bedient. 

Über die Art der Aussöhnung zwischen den beiden 
Parteien, soweit es sich nicht um die Festsetzung der Be- 
dingungen für den Eintritt in die städtischen Gilden dreht, 
berichtet schließlich die Urkunde vom 14. IX. 1290, in 
der der Rat, die Berg- und Waldleute, die Kaufleute und 
die Gilden in Goslar gemeinschaftlich eine Regelung ver- 
einbaren, welche sich auf die zwischen ihnen obwaltenden 
Streitpunkte bezieht und die Rechte der Bürger und der 
Berg- und Waldleute, vor allem im Gerichtswesen wie auf 
wirtschaftlichem Gebiete, gegeneinander abgrenzt.?) An- 
zuführen ist aus ihrem Inhalt, daß die Selbständigkeit des 
Gerichts über dem Wasser, in das die Bürger eingegriffen 
haben, wieder hergestellt) und daß den Silvanen und Mon- 
tanen das Recht der autonomen Ordnung ihrer eigenen 
Angelegenheiten zugestanden wird®), daß ferner der Berg- 


1) UB. II 403-406. 

2) UB. II403. Nach dem, was früher von mir über die verfassungs- 
rechtliche Stellung der Silvanen in Goslar vor 1290 bemerkt ist, trifft die 
Erklärung, die Bode, UB. II Einleitung S. 51, 52, für diese Benennung 
bietet, nicht ganz zu. 

3) UB.II 412. Übersetzung Vaterl. Arch. 1841, 8. 44f. 

4) „Dieimus enim et volumus, quod judicium trans aguam in tab 
jure stet et: permaneat, sicuti fuit, priusguam burgenses prefate civitatis 
hoc judieium sibi assumerent et usurparent.“ 

56) „Item tale jus, sicut silvani jam sepediceti et montani habent, 
debent inter se discutere secundum placitum ipsorum et ordinare.“ 
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bevölkerung gewisse Vergünstigungen in bezug auf den 
Gewandschnitt für den eigenen Bedarf, das Feilbieten von 
Fleisch und Brot und den sonstigen Marktverkehr sowie 
im Vollstreckungswesen eingeräumt werden.!) Die übrigen 
Vorschriften der Urkunde sind den verschiedenartigsten Ge- 
bieten des materiellen und des Prozeßrechtes entnommen.?) 
Wenn die Ansichten über die Tragweite der Aus- 
einandersetzungen um 1290 bisher so erheblich auseinander- 
gehen, so trägt die Schuld hieran m. E. in der Hauptsache 
der Umstand, daß man versucht hat, sie auf eine zu einfache 
Formel zu bringen und bei ihnen im wesentlichen nur eine 
Triebkraft der Entwicklung anzunehmen. Man hat nicht 
genügend beachtet, daß in Wahrheit eine außerordentliche 
Vielheit von Spannungen gewerblicher und politischer Art 
damals nach einem Ausgleich drängte, der Lösungen und 
Bindungen der verschiedensten Art bedingte. Er hat in den 
Abmachungen des Jahres 1290 zu einer Ordnung der Dinge 
geführt, die die Verfassungsverhältnisse Goslars zwar 
grundstürzend umgestaltete, zugleich aber doch in der 
Gruppierung der beteiligten Verbände und in sonstigen 
Einzelheiten in einer ungemein bezeichnenden Form den 
Zusammenhang mit der Vergangenheit wahrte. 
Bemerkenswert ist zunächst, daß sich eine Annäherung 
unter den städtischen Gilden vollzogen hat, die gegenüber 
der früheren Sachlage etwas durchaus Neues bedeutet. 
Die Kaufleute stehen jetzt, als Gilde wie die übrigen städti- 


1) UB. II S.418, 2. 3f., 20f., 25f., 6f. 

®) Wegen der Einzelheiten vgl. Neuburg, 8.291f.; Planitz, 
S. 376f. Ein Teil der Bestimmungen war wohl darauf berechnet, den 
Rechtszustand im Bergdorf mit dem in der Stadt in Einklang zu bringen. 
Hervorzuheben sind die Sätze, wonach, „si quis homo residens, habens 
domum propriam, pro debitis, quantis (!) sint, coram juditio incusatus 
fuerit,ipse super tres dies suos de fassis debitis ire potest“, und wonach 
„tam pauperi (!) quam divites in ipsorum domibus firmam et consimilem 
habebunt pacem.‘‘ Beide Vorschriften, von denen die erste die Vorteile des 
Grundbesitzes im Prozeß auf jeden grundansässigen Mitwohner erstreckt 
(Planitz, S.378), die letztere aber Burgensen und Handwerker im Schutze 
des Hausfriedens gleichstellt, weisen darauf hin, daß die Verwischung der 
Unterschiede, die sich auf den Besitz eines eigenen Hauses gründeten 
(s. oben S. 407f.), weitere Fortschritte gemacht hat. 
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schen Gilden organisiert, neben diesen, die Urkunden vom 
15. VIII. 1290 bezeichnen die ‚‚mercatores et alias frater- 
nitates, que vulgariter gelden vocantur“‘, als Vertragspartei. 
Wie hier in der namentlichen Hervorhebung und: der Vor- 
anstellung der Kaufleutegilde, so klingt gelegentlich auch 
in dem Wortlaut der Vereinbarung vom 14. IX. 1290, 
die von den ‚‚mercatores ac fraternitates, que gelden 
vocantur, Goslarie civitatis“ spricht, der Vorrang der Kauf- 
leute an, der ebenso in der Höhe ihres Eintrittsgeldes zum 
Ausdruck gelangt. Aber das ändert nichts an der Tatsache, 
daß die Kaufleute im Gegensatz zu früher nunmehr voll- 
kommen in den Rahmen des städtischen Gildewesens ein- 
gespannt sind. 

Wie wir bereits hervorhoben, erscheint bei den Ver- 
handlungen des Jahres 1290 als Gegnerin der städtischen 
Verbände jedoch auch eine einheitliche Korporation 
der Montanen und Silvanen. Wie kommt es, daß bei ihr 
ebenfalls eine Verbindung, allerdings eine solche ganz 
anderer Art, Platz gegriffen hat? Bei dem Fehlen näherer 
Nachrichten ist zwar eine völlig sichere Antwort nicht 
zu erteilen. Es lassen sich aber doch einige Momente finden, 
die zu einem annehmbaren Ergebnis hinleiten. 

Einmal fällt ins Gewicht, daß innerhalb der Silvanen 
noch um das Jahr 1271 eine Spaltung zwischen Erfexen 
und einfachen Waldleuten wahrzunehmen ist, die sich dem 
Ablauf des Jahrhunderts zu immer mehr vertieft und mit 
einem Aufgehen der Erfexen im Ritterstande endigt.!) 
Mit dieser Zersetzung des Verbandes und der Ausscheidung 
der Oberschicht, bei der vielleicht auch die Verdrängung 
der Ritter aus dem Rate und aus der Stadt eine Rolle ge- 
spielt hat, war aber notwendig eine Umgestaltung in der 
Struktur der Genossenschaft verbunden, die sie in ihrer Glie- 
derung an die in ihrem Aufbau anscheinend nicht ebenso 
differenzierte Montanengemeinde anglich. Begünstigt wurde 
die Annäherung beider Kreise ferner dadurch, daß gleichzeitig 
mit dem bei den Silvanen zu beobachtenden Prozeß die 
Verhältnisse im Bergdorf in so fern eine Änderung erfuhren, 








1) Oben S. 363/4. 
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als von den Streitigkeiten mit den Rittergeschlechtern, vor 
1290 ebenfalls die im Bergdorf angesessenen Familien, 
namentlich die Herren von dem Dike, nicht unberührt 
blieben. Damit waren auch die Widerstände ausgeschaltet, 
die etwa von ihrer Seite her und im Hinblick auf ihre Ver- 
flechtung mit dem Bergbau erwachsen konnten.!) 

Auf diesem Wege war die Möglichkeit eröffnet, die beiden 
Verbände, die durch gemeinsame Interessen des Berg- und 
Hüttenbetriebes verknüpft waren, einander zugleich ver- 
fassungsrechtlich näher zu bringen und ihre Verschmelzung 
zu einer einheitlichen Korporation vorzubereiten. Welche 
Momente dann im einzelnen die Anpassung bewirkt und 
schließlich die Vereinigung herbeigeführt haben, von welcher 
der beteiligten Parteien dabei der Antrieb zum Zusammen- 
schluß ausgegangen und in welcher Form und wann er 
vollzogen ist, das sind Fragen, auf die uns das Sch weigen 
der Quellen eine Antwort verbietet.?) Aber das liegt auf 
der Hand, daß die durch die Verknüpfung von Silvanen und 
Montanen bedingte Stärkung der Bergbevölkerung unter 
Auflockerung der bis dahin in der Stadt herrschenden Zu- 
stände den Gegensatz zwischen der Bergbevölkerung und 
den bürgerlichen Schichten der Einwohnerschaft, also in 
erster Linie den Händler- und Handwerkerverbänden, ver- 
schärfen und das Bedürfnis nach einer grundsätzlichen Neu- 
regelung der bestehenden Verhältnisse wachrufen mußte. 

Prüfen wir nun, in welcher Weise der Ausgleich zwischen 
Stadt- und Bergbevölkerung im Jahre 1290 erzielt wurde, 
so ist die Bedeutung der Urkunden, die den Erwerb der Gilde- 
zugehörigkeit betreffen, ohne weiteres klar, wenn wir die 
Gesamttendenz der vorgesehenen Regelung ins Auge fassen. 


1) Oben 8. 347/8, 358/9. 

2) Man könnte vielleicht daran denken, daß die Initiative zum 
Zusammenschluß von Montanen und Silvanen bei dem Rate zu suchen 
wäre, der es unternommen hätte, mit Hilfe der bereits von der Stadt 
aufgesogenen Silvanen auch bei den Montanen eine engere Fühlung 
mit Goslar herzustellen und sie so dem städtischen Einfluß zu unter- 
werfen. Aber gegen diesenVerlauf der Dinge spricht wohl, daß im Jahre 1290 
eine zu tiefe Kluft überbrückt werden mußte, die sich zwischen der jetzt 
einheitlich organisierten bergmännischen Bevölkerung und den ebenfalls 
in einer Gesamtheit aufgegangenen bürgerlichen Gilden aufgetan hatte. 
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War es ihr Zweck, eine nähere Verbindung zwischen der 
städtischen und der Bergbevölkerung herbeizuführen, so 
war es in erster Linie erforderlich, die Voraussetzungen fest- 
zulegen, unter denen Angehörige der Montanen und Sil- 
vanen die Mitgliedschaft der städtischen Gilden zu gewinnen 
vermochten. 

Für den umgekehrten Fall, daß ein. Mitglied einer städti- 
schen Gilde sich dem Berg- oder Hüttenbetrieb zu widmen 
beabsichtigte, waren dagegen, zumal nach dem Fortfall 
eines großen Teils der bisherigen Schranken zwischen Berg- 
dorf und Stadt, besondere Vorbedingungen verfassungs- 
rechtlicher Art kaum zu erfüllen, wenigstens nicht, soweit 
die einfachen Bergleute, Köhler usw. in Betracht kamen. 
Bei den Silvanen war uns schon in der Bergordnung Herzog 
Albrechts von 1271 die Erscheinung aufgefallen, daß, von 
der Oberschicht der Erfexen abgesehen, wirtschaftliche 
Kriterien sich durchsetzen für die Abgrenzung des Personen- 
kreises, auf den sich die von dem Herzog getroffene Ordnung 
erstreckte. In demselben Sinne läßt es sich verwerten, 
wenn in der Besiegelung der Rechte der Münzer durch König 
Heinrich von 1231—-35 als zum Silberschmelzen berechtigt 
dem Münzer der „manifestus silvanus“ gegenübergestellt 
wird. Und daß auch für die Bergleute die Entwicklung in 
eine ähnliche Richtung wies, tut eine Vorschrift des 
Bergrechts aus dem 14. Jahrhundert dar, die von der 
Rechtslage des Bergmanns handelt, ‚er sek de man to berghe 
kere mid siner neringe‘‘, und der, wo er „dar Sine neringhe 
an sochte‘“.!) 

Würdigen wir von diesem Standpunkt aus die ge- 
schlossenen Abmachungen, so muß gesagt werden, daß, 
soweit es sich um die Erlangung der Mitgliedschaft an den 
bestehenden Verbänden dreht, die städtischen Gilden eine 
günstigere Stellung hatten als die Montanen und Silvanen. 
Denn da den Bergleuten zwar theoretisch die Möglichkeit des 
Eintritts in sie eröffnet, der Erwerb der Gildezugehörigkeit 
aber nicht nur an die Entrichtung eines nicht unbeträcht- 
lichen Eintrittsgeldes, sondern auch an die Zustimmung 





t) Bergrecht, Art. 206. 
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der Gilde geknüpft war!), war die Gefahr nicht groß, 
daß in den städtischen Gilden die bergmännischen Elemente 
das Übergewicht erlangten und es in einer die bürgerlichen 
Interessen beeinträchtigenden Weise geltend machen konn- 
ten. Umgekehrt waren für eine zielbewußte Politik des 
Rates bei der geänderten Sachlage Ansätze genug 
vorhanden, dem städtischen Einfluß im Bergbau die Aner- 
kennung zu verschaffen.?) 

Was sodann die verfassungsrechtliche Einschätzung 
der in der Urkunde vom 14. IX. 1290 enthaltenen Fest- 
setzungen anbelangt, so läßt sich das, was in der bisherigen 
Forschung darüber gesagt ist, wesentlich vertiefen, wenn 
wir zurückgreifen auf das, was wir einleitend über die topo- 
graphischen Zustände in Goslar und seiner Umgebung 
bemerkt und was wir dann weiter über die ursprüngliche 
Sonderung der beiden Klassen der Berg- und Waldleute 
ausgeführt haben. 

Wir hatten gesehen, daß die Silvanen und Montanen 
zunächst als getrennte genossenschaftliche Bildungen neben- 
einander standen und ihre Beziehungen zu dem städtischen 
Gemeinwesen in abweichender Form geregelt hatten. Der 
Verband der ‚„montani et silvani Goslarie ceivitatis ac 
montis Ramesberch‘“ nach 1290 erscheint demgegenüber 
als eine verfassungsrechtliche Neuschöpfung, die den vorauf- 
gegangenen Kämpfen ihre Entstehung verdankt und die 
bisherigen Sondergebilde der Montanen des Bergdorfs und 
der Silvanen des Frankenberges — wenn auch nicht völlig 
in der bisherigen Zusammensetzung, da ja die Erfexen aus- 
geschieden sind — in sich aufgenommen hat. Die Urkunde 
vom 14.1X. 1290 bezweckt, die Rechtslage der inihrem Wesen 
umgestalteten Korporationgegenüber der Stadtabzugrenzen, 
die naturgemäß vornehmlich durch die Bedürfnisse der im 





1) Vgl. die starke Betonung des Zustimmungsrechtes in dem UB. III 
408 abgedruckten Rechtsgutachten. 

2) Selbstverständlich hatten die Vereinbarungen über den Erwerb 
der Gildemitgiiedschaft auch Bedeutung für das Verhältnis der städti- 
schen Gilden zueinander (oben S. 429/30). Dabei ist beachtenswert die 
außerordentliche Höhe der Gebühr für die Aufnahme in die Kauf- 
leutegilde. Wegen der Münzer s. UB. IV 458. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLVIL. Gorm. Abt. 28 
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Bergdorf außerhalb der Stadt ansässigen Kreise der 
Montanen bestimmt wird, und auf deren bisheriges Eigen- 
leben. Rücksicht zu nehmen hat. Die Montanen des 
Bergdorfes verzichteten — so muß man die Vorschriften 
der Aufzeichnung vom 14. IX. 1290 auslegen — auf die 
bisher von ihnen behauptete kommunale Selbständigkeit 
des Bergdorfes, was nach dem, was früher von mir über den 
städtischen Charakter der Siedelung am Fuße des Rammels- 
berges ausgeführt ist, gewiß mit der Preisgabe mancher der 
hier gegebenen Einrichtungen verbunden war. Aber den 
Montanen gelang es doch, nicht nur in sehr wichtigen Einzel- 
heiten ihre politische und wirtschaftliche Sonderstellung 
zu wahren, sondern sich, wie noch zu zeigen ist, innerhalb 
der 1290 umgestalteten Ratsverfassung den ersten Platz 
zu sichern. So wird gesagt werden müssen, daß von den 
Parteien ein Verfahren beobachtet ist, das im Wege wechsel- 
seitigen Nachgebens die Einigung auf einer mittleren Linie 
erstrebte. 

Aber wenn danach auch von einem vollen Siege der 
städtischen Körperschaften keine Rede sein kann, so war 
doch, materiell betrachtet, ihre Lage hier ebenso, wie wir es 
bei den Urkunden über den Erwerb der Gildemitgliedschaft 
feststellen konnten, die günstigere gegenüber den Berg- 
interessenten. Denn die getroffene Regelung bot über 
die unmittelbar erzielten Vorteile hinaus eine Anzahl von 
Handhaben, deren sich die Politik des Rates bei erneu- 
tem Vordringen gegen den Berg zu bedienen vermochte, 
und die bei geschickter Verwertung Aussicht auf Erfolg ver- 
sprachen. 

Wie der Rat bei seinen weiteren Maßnahmen diese 
Möglichkeiten ausgenutzt hat, wird uns später beschäftigen. 
Nur das mag schon jetzt angedeutet werden, daß anscheinend 
bald nach 1290 ein Assimilationsprozeß in der Weise ein- 
setzt, daß die Bewohner des Bergdorfes immer mehr in 
die Stadt übersiedeln, und daß nunmehr der Frankenberg 
auch für die Montanen der Mittelpunkt der bergmännischen 
Bevölkerung wird. Denn nur so erklärt es sich, daß schon 
um die Mitte des 14. Jahrhunderts die Frankenberger Kirche 
in die kennzeichnende Rolle im Bergwesen eingerückt ist, 
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die uns in den Bestimmungen des Bergrechts aus dieser 
Zeit aufstößt.!) 


2. Die Zusammensetzung des Rates nach 1290. 


Ihren ausgeprägtesten verfassungsrechtlichen Ausdruck 
finden die Ereignisse des Jahres 1290 in der Umbildung des 
Rates, die uns bereits in der von dem Rate herrührenden 
Urkunde vom 15. VIII. 1290?) entgegentritt. Als Aus- 
steller erscheint ein Rat, der aus 19 Personen besteht, 
aber keine Ritter darunter aufweist. Die gleiche Zahl der 
Ratmannen ist bis zum Jahre 1298 noch mehrfach bezeugt. 
um von da an auf 21 zu steigen.?) Wenn die Bedeutung der 
Streitigkeiten um 1290 von uns zutreffend gewürdigt ist, 
so muß, auch abgesehen von dem Verschwinden der Ritter*), 
das Bild des Rates nach dem Abschluß der Kämpfe irgend- 
wie die vorausgegangene Entwicklung widerspiegeln. Das 
aber ist tatsächlich der Fall, und so dürfen wir in dem, was 
über die Ratsverfassung der Folgezeit zu ermitteln ist, eine 
Probe auf die Richtigkeit der von uns gewonnenen Er- 
gebnisse erkficken. 

Obgleich das zahlenmäßige Verhältnis der jetzt zum 
Rate zugelassenen Bevölkerungsgruppen zunächst nicht mit 
völliger Klarheit ersichtlich ist, so lassen die Urkunden doch 
erkennen, daß der Rat sich, wenn wir zunächst die Jahre 
von 1290—1298 ins Auge fassen, zusammensetzt aus An- 
gehörigen der Kaufleutegilde, aber auch aus solchen der 
Krämer sowie der Bäcker, der Schuhmacher und Fleischer, 
der später sogenannten ‚großen‘ Gilden, während die bei 
der Einigung vom 15. VIII. 1290 ebenfalls erwähnten Gilden 
der Schmiede und Kürschner keinen Anteil am Rate selbst 
haben, obgleich sie in anderer Richtung eine bevorzugte 
Stellung in der städtischen Verfassung einnehmen.?) Erst 





1) Bergrecht, Art. 2, 3, 109, 112. Vgl. ferner Frölich, RV. S. 10 
Anın. 1. 

2) UB.I 405. 3) Frölich, RV. 8.29, 33, 35. 

4) Die gelegentliche Erwähnung der „milites“ in den Urkunden vom 
9. IV. 1297 und vom 1. IV. 1298 (UB. II 518, 532) erklärt sich aus der 
Eigenart des behandelten Gegenstandes. Vgl. dazu Frölich, Ztschr.? f. 
Rechtsg. 41, 1920, S.120f., 125f., 140f. 

5) Frölich, RV. 8.29, Anm. 3. 
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recht ist kein Zutritt zum Rate vorgesehen für andere Ver- 
einigungen gewerblicher Art und für die nicht in Innungen 
oder ähnlichen Verbänden zusammengeschlossenen Bürger, 
die Meinheit. Neben Mitgliedern der genannten Gilden 
sind im Rate Personen nachzuweisen, die wir zu den Berg- 
familien rechnen müssen, und in denen wir die Vertreter 
der Berginteressenten zu erblicken haben, obschon diese 
Annahme in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise 
erst durch die Urkunden einer etwas späteren Zeit bestätigt 
wird. Allerdings besteht hier ein Unterschied gegenüber 
der Zeit vor 1290, insofern nach unsern früheren Ausführun- 
gen damals nur die Silvanen den Rat mit besetzten. 
Dagegen sind die Angehörigen der Bergfamilien, die wir 
jetzt im Rate antreffen, zu betrachten als Repräsentanten 
der seit 1290 einheitlichen Genossenschaft der Berg- und 
Waldleute, wobei infolge der Einbeziehung des Bergdorfes 
in die städtische Einflußsphäre wohl die Bergleute das 
ausschlaggebende Element geworden sind, dem gegenüber 
die Silvanen in den Hintergrund treten. In welcher Weise 
die vorhandenen Ratssitze auf die ratsberechtisten Körper- 
schaften verteilt sind, ist nicht mit Sicherheit aufzuhellen. 
Es ist aber im Hinblick auf die seit 1290 zu beobachtende 
Konstanz in der Ratsbesetzung zu vermuten, daß schon 
damals wenigstens für den Regelfall 6 Ratsstellen den Berg- 
‘und Waldleuten und ebensoviele den Kaufleuten zugewiesen 
sind, während die verbleibenden sieben Sitze nach einem 
nicht näher bekannten Maßstabe auf die Gilden der Krämer, 
Bäcker, Schuhmacher und Fleischer entfielen.!) 

Seit dem Jahre 1298 begegnen 21 Ratsherren. Wie ich 
sehon bei anderer Gelegenheit geschildert habe?), spricht eine 
hoheWahrscheinlichkeit dafür, daß es sich dabei um eine Ver- 
mehrung der Ratssitze handelt, die durch die Aufnahme der 
Münzergilde in den Rat veranlaßt ist. Dabei fällt auf, 
daß die Münzer, die schon um die Mitte des 13. Jahrhunderts 
im Rate erscheinen, bei den Streitigkeiten des Jahres 1290 
überhaupt nicht erwähnt werden, während sie im 14. Jahr- 
hundert wieder im Rate vertreten sind. Es ist dies um so 








1) Frölich, RV. S. 38£. 2) Ebenda, $. 33f. 
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befremdender, als eine gildeartige Organisation der Münzer 
in dieser Zeit sich deutlich ergibt aus einer Urkunde vom 
3. II. 1291, die von ‚nos universi monetarii in Goslaria 
constituti‘‘ ausgestellt ist.!) Ich habe seinerzeit diese Tat- 
sache so gedeutet, daß die Münzer sich in ihren Interessen 
zum Teil den Silvanen, zum Teil den Kaufleuten annäherten, 
und so, gewissermaßen zwischen den Parteien stehend, 
den Auseinandersetzungen zwischen den städtischen Gilden 
und den Berg- und Waldleuten ferngeblieben seien, wobei 
zugleich die Rolle, die sie im Münzwesen spielten, und der 
öffentlichrechtliche Zug, der ihrer Tätigkeit infolgedessen 
anhaftete, mit zur Erklärung dienen könnten.) Die dort 
dargelegte Auffassung wird durch das, was.wir jetzt über den 
Charakter der Streitigkeiten aus der zweiten Hälfte des 
13. Jahrhunderts, aber auch über die Entwickelung der 
Münzergilde selbst wissen, bestätigt. Esmacht den Eindruck, 
daß bei dem Ausbruch des Entscheidungskampfes zwischen 
Stadt- und Bergbevölkerung die Umgestaltung der Münzer- 
gilde zu einer bürgerlichen Genossenschaft, auf die bereits 
Spuren aus dem ersten Drittel des 13. Jahrhunderts hin- 
wiesen, infolge der Bindung der Münzer an die Einrichtungen 
der Reichsvogtei und infolge ihrer Abhängigkeit von dem 
Vogt noch nicht so weit gediehen war, um es ihnen zu er- 
möglichen, bei den Kämpfen des Jahres 1290 selbständig 
einzugreifen. Später ist ihre Organisation dann völlig 
geändert, sie bietet mit ihrem aus 6 Personen gebildeten Vor- 
stand und mit dem Institut der ‚wiseren‘ den gleichen 
Anblick dar, wie ihn die Verbände der Kaufleute und der 
Berg- und Waldleute gewähren.?) 


1) UB. II42]. Das an der Urkunde angehängt gewesene Siegel ist 
leider abgenommen. Es läßt sich daher nicht feststellen, ob sich das Siegel 
deckt mit dem später bezeugten Siegel der Gilde, das mit der Krone im 
Siegelbilde, ebenso wie das Siegel der Kaufleute, auf königliche Privile- 
gierung der Münzer bindeutet (s. die Siegelabbildung UB. IV Tafel VIII, 
Nr. 68, und die Beschreibung das. S. 831). 

2) Eine Stelle der Urkunde vom 14. IX. 1290 (UB. H 412) scheint 
dafür zu sprechen, daß die Vereinbarung auch auf das Münzwesen Bezug 
hatte. Es wird hier bestimmt: „Item nullus debet aliquid argentum in’ 
pejus facere sive conburere preter quod antea sit conbustum.“ 

®) Vgl. unten 8. 440/1. 
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Versuchen wir, das Kennzeichnende der Verschiebungen, 
die uns in der städtischen Verfassung nach 1290 aufstoßen, 
herauszuschälen, so muß gesagt werden, daß die Ereignisse 
des Jahres 1290 ein Aufgeben der Grundlage darstellen, 
auf der bis dahin die Organisation des Rates sich aufgebaut 
hatte. Das Patriziat, das vorher den entscheidenden Ein- 
fluß auf die Besetzung des Rates ausübte, war ein Personen- 
kreis, der sich zusammensetzte aus Mitgliedern der Ritter- 
familien, der Kaufleute, der Silvanen, später auch der 
Münzer, und in den erst nach der Mitte des Jahrhunderts 
gelegentlich Handwerker, hier aber als Einzelpersonen, 
nicht als Vertreter der Verbände, in denen sie standen, 
aufgenommen wurden. Jetzt macht es einer abweichenden 
Schichtung der städtischen Einwohnerschaft Platz, die 
Anteil an der Leitung des Gemeinwesens beanspruchte. 
Die Vereinbarungen von 1290 eröffneten den Krämern und 
den bevorzugten Handwerkergilden als solchen den Zutritt 
zum Rat. Und ebenso wurde nach einer anderen Seite hin 
durch die Einbeziehung der Bevölkerung des Bergdorfes 
und die Verschmelzung der Montanen mit den Silvanen die 
Basis verbreitert, auf der die Beteiligung der Berg- und 
Waldbevölkerung am Rate beruhte. Damit wurde, wie ohne 
weiteres klar ist, im Endergebnis zugleich das preisgegeben, 
was sich noch von der alten Verknüpfung zwischen Grund- 
besitz und Vollbürgerrecht in Goslar erhalten hatte.!) Es 
kommt zur Auflösung des Burgensenstandes?), und als ein 
Ausdruck der sich vollziehenden Änderung kann es be- 
trachtet werden, daß aus dem Jahre 1308 ein Ratsbeschluß 
überliefert ist, der eingehende Vorschriften über den Er- 
werb des Bürgerrechtes und die dafür zu leistenden 
Zahlungen trifft.?) 

Hierbei ist besonders bemerkenswert, wie es gelingt, 
eine Formel zu finden, die nicht nur die Gegensätze über- 
brückte, welche zwischen den in den Einrichtungen der 
Reichsvogtei wurzelnden, aber sämtlich jetzt umgestalteten 
Verbänden der Kaufleute, der Berginteressenten und der 





1) S. oben 8.429, Anm. 2. 2) Borchers, $. 82f. 
?2) UB. III 192; Feine, S. 107/8. 
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Münzer bestanden, sondern sich auch als ein allseits als 
befriedigend empfundenes Entgegenkommen gegenüber den 
Forderungen der emporstrebenden, sich ebenfalls auf die 
Verhältnisse der Frühzeit stützenden Schichten aus der 
Bürgerschaft darstellte.e Die Krämer und Handwerker 
erhielten, auf die Zahl der Ratsmitglieder nach 1298 gesehen, 
ein Drittel der gesamten Ratssitze, während Bergleute, Kauf- 
leute und Münzer über zwei Drittel derselben verfügten.!) 
Abgesehen von dem numerischen Übergewicht sind die zu- 
letzt genannten Verbände bevorzugt dadurch, daß sie in der 
Rangordnung den Krämern und den Handwerkergilden 
vorangehen, und daß in Einzelheiten des späteren Verfas- 
sungslebens, insbesondere bei der Ratswahl, sich Remini- 
szenzen an ihre ehemalige Vormacht erhalten haben. An- 
dererseits ist diese Ordnung der Dinge, soweit die Berg- 
interessenten, die Kaufleute und die Münzer in Betracht 
kommen, gekennzeichnet durch eine überaus sorgfältige 
Abwägung der Ansprüche der einzelnen Gruppen gegen- 
einander, die zum Ausdruck gelangt bei den Montanen und 
Silvanen in ihrer Zahl und ihrer Stellung an der Spitze des 
Rates?), bei den Kaufleuten in ihrer mit den Bergleuten 
sich deckenden Zahl und dem Platz in der Rangordnung 
unmittelbar hinter jenen, aber auch in der Anerkennung 
ihres durch die Abmachungen vom 14. IX. 1290 nicht 
sehr erheblich abgemilderten Gewandschnittmonopols?), 


1) Mit Rücksicht auf das genau abgepaßte zahienmäßige Verhältnis 
der Ratssitze läßt sich vielleicht vermuten, daß die Aufnahme der Münzer 
in den Rat schon 1290 ins Auge gefaßt ist. Vgl. jedoch auch Frölich, RV. 
S. 40, Anm. 4. 

2) S. etwa die UB. IV 762a, V 267 gewählte Reihenfolge. 

3) Vgl. hierzu die UB. II 420 bezeugte Rechtsauskunft ‚‚consulum et 
rectorum civitatis ejusdem“‘ (d.h. Goslars) aus dem Jahre 1291 über 
diesen Gegenstand. Sie besagt, „quod nullus textor potest vel debet in 
aliqua civitate nullo etiam tempore, ubi non habet consortium mercato- 
rum, quod vulgariterignige(!)appellatur, pannos incidere, nisi docere possit, 
quod id ex antiqua consuetudine et sine contradictione fecerit“. Man 
könnte mit Rücksicht auf das Datum der Urkunde (20.1.1291) in dem 
Schlußsatz „‚nisi docere possit.... .‘“ eine Erinnerung an die Zeit, in der eine 
eigentliche Kaufleutegilde noch nicht vorhanden war, oder an von den 
Montanen beanspruchte Befugnisse erblicken. Die Aufzeichnung bietet 
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bei den Münzern endlich, die beiden Teilen nahestanden, 
darin, daß sie bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
jenen den Ausschlag herbeizuführen vermochten. 

Obwohl das alte Patriziat beseitigt ist, ist es doch 
maßgebenden Schichten desselben gelungen, sich nicht nur 
im Rate zu behaupten, sondern auch weitgehend ihre Vor- 
zugsstellung aufrechtzuerhalten. Weist dies auf eine aus- 
geprägt konservative Einstellung, auf das Streben nach 
Wahrung eines Zusammenhanges mit der früheren Rats- 
verfassung, die im Sinne einer starken inneren Kontinuität 
der Entwicklung trotz allen Wechsels der äußeren Formen 
gewertet werden müssen, so könnte man versucht sein, 
den gleichen Gedanken auch darin verwirklicht zu sehen, 
daß die Organisation der drei begünstigten Verbände, der 
Bergleute, der Kaufleute und der Münzer, um 1300 nicht 
nur unter sich völlig gleichartig gestaltet ist, sondern eben- 
falls Züge trägt, welche in der Gliederung des Rates wieder- 
kehren. Alle drei verfügen über eine aus sechs Personen, 
den sog. Sechsmannen, bestehende Leitung und daneben 
über ‚‚wisere‘‘, die bei Entscheidungen von größerer Trag- 
weite zuzuziehen sind.!) Etwas Ähnliches begegnet beim 
Rat, der auch ‚‚wisere‘‘ kennt?), und bei dem, obgleich erst 
in etwas späterer Zeit, ein aus sechs Personen zusammen- 
gesetztes Kollegium bei der Ratswahl beteiligt ist.?) 

Indessen ist es doch wenig wahrscheinlich, daß diese 
auffallende Übereinstimmung in den Einrichtungen der 
genannten Ratskörperschaften altüberkommene Zustände 
widerspiegelt, da keine von ihnen in dem früher voraus- 
zusetzenden Aufbau in den neuen Rahmen der Rats- 
verfassung eingespannt ist. Wir haben gesehen, wie sich 
in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts die Struktur 
der Kaufleutegenossenschaft grundlegend geändert hat, 
wie die Korporation der Berg- und Waldleute durch die 


ferner einen Beweis für die in Goslar an sich zulässige Doppelzünftigkeit, 
die sich sogar auf Gewandschneider und Weber erstreckte. 

1) Frölich, RV. S.25, Anm. 3 und 4, 34, 48. 

2) Frölich, RV. 8.51. 

%) RV. 8.45f., sowie unten $. 44lf. 
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wie ebenfalls bei den Münzern eine allmählige Umbildung 
zu verfolgen ist, die nicht vor dem Jahre 1290 zum Ab- 
schluß kommt.!) Es ist daher anzunehmen, daß die Er- 
scheinungen, die uns hier später begegnen, erst das Er- 
gebnis einer Umgestaltung sind, die sich im Zusammenhang 
mit der Neuordnung des Rates vollzogen hat, und von 
dieser in ihrer Richtung bestimmt ist. Und vielleicht läßt 
sich von diesem Ausgangspunkt aus eine Vermutung über 
die besondere Organisation der drei Gilden und ihre An- 
passung an die Einteilung des Rates äußern, die, wenn sie 
zutreffen sollte, ebenfalls helleres Licht auf eine Einzelheit 
der Ratsverfassung um 1300 werfen würde, welche bisher der 
Deutung Hindernisse bereitet hat. Ich denke dabei an das 
Verfahren, das bei der Ergänzung des Rates geübt wurde, 
und über das uns nicht viel mehr bekannt ist als ein Hin- 
weis, der in dem großen Goslarer Stadtrecht, den Statuten 
‚aus der Mitte des 14. Jahrhunderts, enthalten ist. Hier 
steht zu Beginn des 5. Buches?) der Satz: 

„Wanne men den rat küset, de minnere del volghe 
dem mereren. Eschet aver der minnere del dat men 
kese bi eden, dat schal men don. Keset aver dre enne 
unde de anderen dre den anderen, so scolen se ere wi- 
sesten to sich nemen: wat de merere del spreke bi waren 
worden, des scolde men volghen.“ 

Finden wir bei den drei an erster Stelle stehenden 
Ratskörperschaften einen aus sechs Personen gebildeten 
Vorstand und weiter das Institut der ‚‚wiseren‘‘, so drängt 
sich, wie ich schon früher bemerkt habe°), die Frage auf, 
ob diese Vorschrift nicht etwa den Fall der Ratswahl 
und die Art der Beteiligung der uns hier beschäftigenden 
Verbände dabei im Auge hat. Und möglicherweise wird 
man, da der Stelle anscheinend nur ein Wahlkollegium 
vorschwebt, sogar noch weiter gehen können. 





1) Es ergibt sich dies aus der Urkunde vom 3, II, 1291 (UB. DI 421, 
s. oben S.437, Anm. 1), die von den „universi monetarii in Goslaria 
constituti““ herrührt. Gleichwohl werden als ihre Vertreter nur vier 
Personen genannt, so daß die später auftretenden Sechsmannen der 
Münzer nur als eine jüngere Bildung betrachtet werden können. 

2) Göschen, Die Goslar. Statuten, 8. 101,2.1—5. ?)RV.S.45f, 
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Greifen wir nochmals zurück auf das, was schon mehr- 
fach von uns dargelegt ist über das Nachwirken des früheren 
Übergewichts der Stellung der mercatores in der städtischen 
Verfassung, so rückt die hier getroffene Regelung in neue 
Beleuchtung, vor allem, wenn man sie vergleicht mit einer 
im Goslarer Stadtarchiv erhaltenen Aufzeichnung vom 
6. XI. 1342), die, schon ihrer Datierung nach auf Be- 
ziehungen zur Ratswahl hinweisend, die Ratsherren des 
verflossenen Jahres, von denen einer als verstorben be- 
zeichnet wird, und die Sechsmannen der Kaufleute nach 
einander aufzählt. Danach erscheint die Vermutung nicht 
unbegründet, daß sich die Niederschrift auf einen Wahlakt 
bezieht, bei dem die Sechsmannen der Kaufleute irgendwie 
zur Ergänzung des Rates tätig werden in einem Verfahren, 
wie es den Vorschriften der Statuten entspricht. Man 
würde also daran denken können, daß die Sechsmannen der 
Kaufleute den Wahlkörper bilden, von dem in der Statuten- 
stelle die Rede ist. 

Allerdings wären damit noch nicht alle Schwierigkeiten 
behoben, welche die Stelle aufgibt. Denn es ist damit noch 
nicht entschieden, ob die Sechsmannen der Kaufleute 
lediglich für die letzteren oder auch für die Bergleute und 
die Münzer oder sogar überhaupt für den ganzen Rat als 
Ratswahlbehörde in Frage kamen, wobei etwa zu rechnen 
wäre mit einem Vorrecht der Kaufleute, das ihnen eingeräumt 
ist mit Rücksicht auf die Stellung, die sie in der Vor- 
periode in der städtischen Verfassung einnahmen.?) Was 
die Krämer und die Ratsgilden aus den Handwerkern 
anbelangt, so möchte ich Feine?) darin beipflichten, daß 
für sie von 1290 an die unmittelbare Wahl durch die Gilden, 





1) UB. IV 195. 

2) Ich möchte hier darauf hinweisen, daß zu Betrachtungen ähnlicher 
Art die Nachrichten anregen, die über die Rechtsverhältnisse der Kaufleute- 
gilde in Göttingen überliefert sind. Auch dort ist eine außerordentlich 
nahe Verbindung zwischen Kaufleutegilde und Ratsorganisation zu 
beobachten. Vgl. v.d. Ropp, Die Göttinger Kaufleutegilde, Jahrbuch des 
Geschichtsvereins für Göttingen und Umgebung, Bd. 4/5 (1918), S. 1f., 
insbes. S.4, 5; Pfeiffer, Göttinger Gewerbewesen im 14. und 15. Jahr- 
hundert, das., S. 35f., namentl. S. 95f., 98. 

3) S.111£. 
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obwohl anscheinend mit Bestätigung der Gewählten durch 
den Rat, galt. Und wenn aus dem Jahre 1410 Urkunden 
überliefert sind, die. wie für die Kaufleute, so auch für die 
Münzer das von alters her bestehende Recht zur Besetzung 
der Ratsstühle der Gilde anerkennen), so liegt die Folge- 
rung nahe, daß ebenfalls bei den Münzern und entsprechend 
bei den Montanen von einem Organ des Verbandes selbst, 
nicht von einem ihm fremden Wahlkörper, der Rat beim 
Wegfall eines Mitgliedes ergänzt wurde. Immerhin ist bei 
dem Versagen der Urkunden ein völlig gesichertes Urteil 
nicht zu fällen. Aber daß ein Prinzip, wie es in der angeführ- 
ten Stelle der Goslarer Statuten angedeutet ist, für die 
Auffüllung des Rates gerade im Hinblick auf die Organi- 
sation der bevorrechtigten Ratsgilden durchaus möglich 
und sachgemäß war, wird nach den vorstehenden Aus- 
führungen kaum bestritten werden können. 


Wenn die Verfassung dieser Vereinigungen in der 
Gestalt, wie sie nach 1290 erscheint, auch etwas Neu- 
geschaffenes darstellt, so würde das Gesagte doch nicht 
ausschließen, daß bei der einen oder der andern von ihnen 
-— in Betracht kämen vor allem die Kaufleute in ihrer 
ursprünglichen Gliederung oder die Silvanen oder die 
Montanen vor ihrer Aufnahme in die Stadt und vor ihrem 
Zusammenschluß — bereits früher eine Vertretung durch 
sechs Mitglieder üblich gewesen, und daß hierdurch schon 
die Ratsverfassung vor 1290 beeinflußt wäre, da in dieser 
Zeit mehrfach eine Vertretung der Stadt durch sechs 
Personen bezeugt ist.) Aber das vorhandene urkundliche 
Material ist doch zu dürftig, um nach dieser Seite hin zu 
weitgehende Folgerungen zu gestatten. 

Zum Schluß ist noch einer Erscheinung zu gedenken, 
welche die Krämergilde und die an den Vereinbarungen 
von 1290 beteiligten Handwerkergilden betrifft, und deren 
Keime vielleicht noch bis in die Zeit vor dem Aufkommen 
der Reichsvogtei zurückreichen. Der für sie gebrauchte 
Ausdruck ‚Gilde‘ bleibt in Goslar stets beschränkt auf 


1) Frölich, RV. S. 73£. 
2) Frölich, RV. S.25, Anm.3 und 4, 43, Annm.l. 


444 Karl Frölich, 


solche Verbände, die in einer — engeren oder loseren — 
Verbindung mit dem Aufbau des Rates stehen.) Wenn 
diese Bezeichnung einen strengen Abschluß in verfassungs- 
rechtlicher Hinsicht bedeutet, wenn wir später mehrfach 
beobachten können, wie bei andern gewerblichen Vereini- 
gungen das Verlangen, an dem Rat Anteil zu gewinnen, 
sich ausdrückt in dem Streben, als Gilde anerkannt zu wer- 
den?), so liegt die Annahme nicht fern, daß hier die Er- 
innerung an eine von Anfang an gegebene, besonders be- 
vorzugte Stellung der bei den Verhandlungen von 1290 
und später allein als Gilden auftretenden Körperschaften 
sich erhalten hat. Und beachten wir ferner, daß gerade 
die Gilden der Krämer, Bäcker, Fleischer und Schuh- 
macher uns bereits gegen Ende des 12. Jahrhunderts in 
enger Verknüpfung mit den Buden und Hallen des ältesten 
Marktplatzes und in einer Rechtslage begegnen, die 
nicht ohne Mitwirkung des Stadtherrn denkbar ist, so bleibt 
nur die Folgerung übrig, daß in der durch den König in der 
Frühzeit Goslars getroffenen Ordnung der Marktverhält- 
nisse der Grund für ihren späteren Vorrang bei der Rats- 
zugehörigkeit und für die Behauptung dieser Stellung 
während des ganzen Mittelalters zu erblicken ist. 

.  Faßt man alle diese Momente zusammen und nimmt 
man außerdem hinzu, daß die gesamte Ratsorganisation 
in Goslar gekennzeichnet ist durch das Absehen von einem 
zu starren Schematismus und durch eine gewisse Beweglich- 
keit?), sowie daß auch das in Goslar anerkannte Prinzip 
der Doppelzünftigkeit ausgleichend zu wirken vermochte, 
so muß gesagt werden, daß es hier gelungen ist, in über- 
aus geschickter Weise altüberlieferte Vorrechte und Ein- 
richtungen in Einklang zu bringen mit neu empordrängenden 
Tendenzen, und eine Organisation zu schaffen, die auf der 
einen Seite in durchaus konservativer Weise den historischen 
Gegebenheiten Rechnung trug, auf der andern Seite aber 
doch zugleich in freier Weise die Bahn für eine gesunde 
Weiterentwicklung eröffnete. 


2) Frölich, RV. S. 52, 75f. 
2) Frölich, Verf. u. Verw. d. Stadt Goslar, S. 10, Anm. 6. 
3) Frölich, RV., S. 41f. 
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b) Der sonstige Ausbau der städtischen Ver- 
fassung bis zum Ende des 13. Jahrhunderts. 


Lassen wir die Stellung des Vogtes, die sich nach dem 
Jahre 1290 wenigstens nach außen hin zunächst nicht er- 
heblich geändert hat, vorerst beiseite!), so erhält die Periode, 
die mit der Umgestaltung des Rates auf Grund der Ab- 
machungen von 1290 beginnt, ihr Gepräge durch die außer- 
ordentliche Schlagkraft, die die Stadt jetzt zu entfalten 
vermag, nachdem die bisher den Ausbau der städtischen 
Selbständigkeit hindernden, in den Zuständen der Reichs- 
vogtei beruhenden Schranken gefallen waren. 

Drei Seiten sind es vornehmlich, nach denen hin sich 
das Streben der Bürgerschaft nunmehr mit verfassungs- 
rechtlichen Zielen auswirkt. 

Einmal ist es das Wirtschaftsleben, in dessen Bereich 
die Stadt die Bindungen zu beseitigen versucht, die ihr aus 
der Zeit der Reichsvogtei anhafteten. Hier kommt es zu 
dem Ausbruch des großen Hallen- und Mühlenstreites im 
Jahre 1293. In ihm erkämpft der Rat sich die Verfügungs- 
gewalt über die Mehrzahl der Kaufhallen und Mühlen, 
die sich bis dahin in der Hand der großen geistlichen Stif- 
tungen der Stadt befunden, und über deren frühere Schick- 
sale wir bereits gehandelt hatten. Die einzelnen Phasen 
des Kampfes, die Schiller?) genauer beschrieben hat, 
berühren uns an diesem Orte nicht. Es reicht aus, zu wieder- 
holen, daß die Rechtsbeziehungen an den Kaufhallen und 
Mühlen in Goslar wohl auf regaler Grundlage geregelt 
waren, und daß sich hieraus die Stärke des königlichen Ein- 
flusses auf die Marktverwaltung und ähnlich auf die Mühlen 
ergab. Verfassungsrechtlich wichtig sind die Streitigkeiten 








!) Sie soll uns bei der Betrachtung der Entwickelung im 14. Jahr- 
hundert eingehender beschäftigen, da erst dann die in Bezug auf sie ver- 
folgte Politik des Rates klarer heraustritt. S. unten 8. 449f., 464f. Hier mag 
nur berichtigend zu RV. S. 35 bemerkt werden, daß bei einem Zusammen- 
wirken von Vogt und Rat wenigstens zunächst noch der Vogt in der 
Regel den Ratmannen vorangestellt wird (UB. II 516, III 103, 145, 
218, 237). 

2) 8.59£.,66f. Vgl.auch Frölich, Ztschr.3 f. Rechtsg. 41 (1920), 
S. 131f., sowie schon oben S. 327 f., 3751. 


446 Karl Frölich, 


um deswillen, weil sie in einer inneren Verbindung stehen 
mit dem Übergang der Reichvogtei auf die Stadt, da erst 
damit der Rat befähigt wurde, die im regalen Boden 
wurzelnden Ansprüche der geistlichen Anstalten in bezug 
auf Mühlen und Marktstände wirksam zu bekämpfen.!) 
Mit diesen Tendenzen gehen andere Hand in Hand, auch 
sonstige Hemmungen für den Marktverkehr zu beseitigen, 
vor allem Belastungen finanzieller Art, die den städti- 
schen Interessen nachteilig erschienen.?) 

Die Betrachtung der Hallen- und Mühlenkämpfe 
führt uns alsbald auf einen zweiten Punkt. Es dreht sich 
bei ihnen nicht nur um eine wirtschaftliche Machtprobe, 
sondern zugleich um eine umfassende Auseinandersetzung, 
die sich vollzieht auf dem Hintergrunde des Gegensatzes 
von Stadtgemeinde und Kirche überhaupt, um eine Aus- 
einandersetzung, die schon Jahrzehnte früher sich an- 
gebahnt hat, und die auf das engste verknüpft ist mit den 
Verfassungskonflikten, die in jenen Jahrzehnten ausgetragen 
werden. Ich kann es mir versagen, bei diesen Zerwürfnissen 
des längeren zu verweilen, da ich sie bereits im Ausblick 
auf die Geschichte des Goslarer Domstiftes in der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts?) untersucht und dabei nament- 
lich den verfassungsrechtlichen Einschlag gezeichnet habe, 
durch den ihr Charakter sehr wesentlich mit bestimmt wird. 
Es genügt, aus jenen früheren Darlegungen hervorzuheben, 
daß auch hier die Vorgänge des Jahres 1290 auf die Ent- 
wicklung maßgebend eingewirkt und schließlich nach Be- 
endigung des Hallen- und Mühlenkampfes zu einer von 
dem Geiste der Versöhnlichkeit erfüllten Neuorientierung 
des Verhältnisses der beiden Parteien zueinander geführt 
haben, zu der sich die ersten Ansätze noch vor dem Ablauf 
des 13. Jahrhunderts zeigen, und bei der es dann in der Folge 
bis zum Ende des Mittelalters verblieben ist. 


1) In den geschilderten Zusammenhang gehört die von Schiller 
S. 70, Anm. 3, erwähnte Urkunde vom 28. XI. 1294 (UB. II 474), durch 
die König Adolf der Bürgerschaft zu Goslar den Erwerb der gekauften 
Mühlen bestätigt. 

2) UB.II 446 und Schiller, S. 74, 75. 

3) Ztschr.? f. Rechtsg. 41 (1920), S. s4f. 
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Eine dritte Möglichkeit zur Betätigung seiner Initiative 
haben die Ereignisse von 1290 dem Rat noch in so fern 
geboten, als nunmehr die Bahn freigemacht war für eine 
eigene städtische Territorialpolitik. Solange der königliche 
Vogt die Gewalt über die Reichsvogtei in ihrem alten Um- 
fange oder später wenigstens noch über die Stadt und ihre 
nähere Umgebung ausübte, war der Rat nicht in der Lage, 
sich über den Stadtbezirk selbst hinauszuwagen und einen 
Machtbereich für sich auch außerhalb der Mauern zu be- 
gründen. Der Erwerb der Reichsvogtei im Jahre 1290 
„in civitate et extra adjacentem civitati‘“‘ gewährte dem 
Rate die Handhabe, in diesem jetzt sachlich seiner Hoheit 
unterfallenden Gebiet eine Politik räumlicher Ausdehnung 
zu betreiben, ohne einen Einspruch des Vogtes besorgen 
zu müssen. Wie weitsichtig man dabei verfuhr, zeigt die 
Tatsache, daß schon in Verbindung mit der Einigung vom 
15. VIII. 1290 zwischen den städtischen Gilden und der 
Bergbevölkerung der Rat einen Gunstbrief erwirkt, wonach 
König Rudolf den Bürgern von Goslar bewilligt, daß die 
Ackerbauer, welchen sie ihre Güter überlassen, niemandem, 
weder Fürsten, Grafen, Baronen, Vögten oder anderen 
Personen, zu dienen oder zu gehorchen brauchen, und wo- 
nach die Nichtbeachtung dieser Gnadenbewilligung mit 
dem Königsbann und einer hohen Geldstrafe bedroht wird.) 
Was hier vorliegt, ist in Wahrheit nichts anderes als die, 
wenn auch nur verschleiert, erteilte Erlaubnis, unbehindert 
durch die benachbarten Fürsten und Großen und ohne 
Rücksicht auf die Stellung des Vogtes ein eigenes städtisches 
Territorium zu begründen. Den gleichen Gedanken nimmt 
dann in ebenfalls noch verblümter, wenngleich schon etwas 
deutlicherer Form ein Privileg König Adolfs vom 29. XI. 
1294?) auf, in dem angeordnet wird, „quod omnes possessio- 
nes seu predia urbana vel rustica universa, que intra septa 
eivitatis vellimites territorii Gosslariensis existentia‘ 
von alters her mit Steuern und Abgaben beschwert gewesen 
seien, durch die Veräußerung an Geistliche, aber auch an 
Laien, nicht von diesen Belastungen befreit werden sollen. 





1) UB. II 402. S. hierzu UB. TI 379 sowie Völker, S. $f. 
2) UB. II 475. 
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In den Urkunden aus etwas späterer Zeit taucht dann der 
Ausdruck ‚‚distrietus‘ für das städtische Gebiet auf.!) Mit 
den Plänen des Rates auf Schaffung eines eigenen Terri- 
toriums hängt es ebenfalls zusammen, wenn in den Jahren 
bald nach 1290 der Erwerb gewisser Rodezehnten in der 
Umgebung Goslars, die als Grundlage territorialer An- 
sprüche zu dienen vermochten, mit besonderem Nachdruck 
betrieben wird, oder wenn das Bestreben hervortritt, die 
Weiden und Äcker der Stadt weiter vorzuschieben und 
zu sichern?) oder den Waldbesitz in ihrer unmittelbaren 
Nähe zu vergrößern?) Gerade in den zuletzt gedachten 
Fällen zeigt sich deutlich, daß es sich um eine Fortsetzung 
.der früheren, gegen die Ritter gerichteten Politik der Stadt 
"handelt, indem vor allem diese Familien genötigt werden, 
bisher als Eigengut oder Lehnsbesitz in ihren Händen be- 
findliche Waldungen der Stadt zu überlassen.?) 

Eine enge Berührung zwischen der Territorialpolitik 
des Rätes und dem Verfassungsausbau Goslars spiegelt sich 
namentlich wider in dem Verfahren, das gegenüber dem 
deutschen Ritterorden beobachtet wurde. Dieser Orden, 
der seit 1227 im Pfalzbezirk ein Hospital, das sog. alte 
Hospital, in unmittelbarer Nähe des später gegründeten und 
städtischem Einfluß unterworfenen Hospitals Johannes des 
Täufers unterhielt, beginnt, offenbar unter dem Drucke 
der seit der Mitte des Jahrhunderts erkennbaren Absichten 
des Rates, im Pfalzbezirk festen Fuß zu fassen), und, einem 
auf ihn ausgeübten Zwange weichend, in dem Jahrzehnt 
vor 1290 den Schwerpunkt seiner Wirksamkeit von Goslar 
fort nach dem Dorfe Weddingen zu verlegen, das er plan- 
mäßig zum Mittelpunkt seines Güterbesitzes ausgestaltet.°) 
Dem Rat, der bereits 1293 den Orden genötigt hatte, zwei 
Mühlen abzutreten”), gelingt dann noch vor dem Ablauf 
des Jahrhunderts ein Erwerb von besonderer verfassungs- 


1) UB. III 888/9; Völker, S.8, Anm. 7. 2) Völker, 8.8, 9. 

3) Völker, S. 11f. *) Völker, 8.12. 

5) UB. II 26; Schiller, S. 34; Frölich, Ztschr. ? für Rechtsg, 
41 (1920), S. 119, 120. ; 

6) Bode, UB. IH Einleitung S. 99, 100. 

7) UB. UI 456, 466; Schiller, S. 68. 
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rechtlicher Bedeutung: in der schon erwähnten Urkunde 
vom 25. XII. 1299!) verkauft der Orden dem Rate und 
den Bürgern zu Goslar den Raum zwischen dem Grevendik, 
dem Dikhof und dem Stadtgraben. War der Stadt im Jahre 
1290 der Zugriff auf das judicium trans aquam nicht ge- 
glückt, hatte sie in dieser Hinsicht vielmehr vor dem Wider- 
stand der Montanen zurückweichen müssen, so war doch 
jetzt wenigstens so viel erreicht, daß die Stellung des Rates 
im Pfalzbezirk erheblich gestärkt, und daß die durch den 
Besitz des Ordens gebildete räumliche Schranke zwischen 
Stadt und Bergdorf beseitigt wurde, so daß sich der städti- 
sche Machtbereich nunmehr nach Süden hin auch über den 
Mauerring hinaus bis unmittelbar an die Grenzen des Berg- 
dorfs und des Dikhofes ausdehnte. So schuf sich der Rat 
eine Ausfallsstellung, die sich für seine auf den Erwerb 
der Gerichtsbarkeit in der kleinen Vogtei gerichteten Pläne 
als außerordentlich vorteilhaft erweisen mußte. 


VI. Die Verfassungsentwicklung bis zum Anfang 
des 15. Jahrhunderts. 


a) Die Verfassungsverhältnisse bis nach der Mitte 
des 14. Jahrhunderts. 


Die Nachrichten, welche sich auf die Ratsverfassung 
Goslars in der Zeit vom Beginn bis um die Mitte des 14. Jahr- 
hunderts beziehen, habe ich in meiner früheren Untersuchung 
ausführlich besprochen.?2) Am gleichen Orte habe ich auch 
der Stellung des Vogtes nach dem Erwerb der Reichsvogtei 
durch die Stadt gedacht.) Es kommt jetzt darauf an, 
das dort Gesagte in den Zusammenhang der Entwicklung, 
wie sie sich uns nach den bisherigen Erörterungen darstellt, 
einzureihen und damit nach verschiedenen Seiten hin zu 
vertiefen. 

Was zunächst die Stellung des Vogtes anbetrifft, so 
ist der Vogt, der von dem Rate eingesetzt wird, nunmehr der 
Sache nach städtischer Beamter. Das gelangt nicht nur darin 
zum Ausdruck, daß von ihm in der Urkunde König Adolfs 


1) UB.H 580: Vgl. oben: S. 300, Anm. 2, 312. 2) RV. S. 351. 
8) 8.34, 35. i 
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vom 9. I. 1295!) als ‚advocato civium nostrorum in Gos- 
laria“ die Rede ist, sondern auch darin, daß ihn der Rat 
selbst als ‚unse voghet‘‘ bezeichnet?), und daß dort, wo 
Rat und Vogt gemeinsam tätig werden, der Vogt in den 
Urkunden hinter die Mitglieder des Rates zurückzutreten 
beginnt. Indessen stehen derartigen Aufzeichnungen auch 
andere gegenüber, in denen der Vogt den Ratmannen voran- 
geht, und in denen somit die früheren Verhältnisse nach- 
wirken.?) Dabei fällt wohl der Umstand ins Gewicht, daß 
der Rat die Vogtei 1290 lediglich als Afterlehnsträger der 
Herzöge von Sachsen erworben hatte, und daß infolgedessen 
nicht sofort die Verknüpfung des Vogtamtes mit dem Reiche 
völlig gelöst ist. Unverkennbar haben die Herrscher selbst 
auf die Aufrechterhaltung dieser Beziehungen Wert gelegt, 
da sie sich trotz der gesonderten Lehengabe der Waldmark 
an die Herzöge von Braunschweig in dieser gewisse Ab- 
gaben an Schlagschatz und Kupferzoll vorbehalten hatten?) 
und der Vogt zu deren Erhebung nach wie vor berufen blieb.°) 
Ferner spielt die Tatsache eine Rolle, daß es dem Reichs- 
vogt als solchem oblag, für die Zahlung der auf die Ein- 
künfte des Goslarer Reichsgutes angewiesenen sogenannten 
Vogteigeldrenten an die Lehnsträger aufzukommen, und 
daß die Stadt zu besorgen hatte, bei einer Versäumnis in 
der Entrichtung dieser Lehen, wie sie sich bei dem seit der 
Jahrhundertwende immer stärker einsetzenden Niedergang 
des Bergbaues als möglich ergab, selbst als nunmehrige 
Inhaberin der Reichsvogtei in Anspruch genommen und vor 
auswärtige Gerichte gezogen zu werden.) So erklärt es 
sich meines Erachtens, daß sich nach außen hin und formell 
die Stellung des Vogtes zunächst nicht wesentlich geändert 
hat, und daß wir nicht allein in den Jahrzehnten bald nach 


1) UB.II 480. 

>) UB. III 37 (1302); Frölich, RV. 8.37, Anm. 2. 

3 S. oben 8.445, Ann... 

4) Neuburg, 8.31, 87, 311; Frölich, GV. 8.77, Anm. ]. 

5) UB.II 401, 480; III 265. 

®) Vgl. dazu schon die hierauf bezüglichen Wendungen des Privilegs 
vom 13. VII. 1219 (UB.I 401, $ XLIV) sowie die Urkunde König Wil- 
helms vom 3. IV. 1252 (UB. II 12) a.E. S. ferner UB. II 379, 401, 500. 
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1290, sondern noch bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts 
den Vogt unter Benennungen und in einer Zuständigkeit 
antreffen, die an seinen früheren Tätigkeitsbereich erinnern.!) 
Offensichtlich ist dieser Zustand auch der Stadt keineswegs 
unlieb gewesen, da wir wiederholt Versuchen des Rates 
begegnen, sich der Verantwortung für Handlungen des 
Vogtes dadurch zu entschlagen, daß der Vogt mit geflissent- 
licher Betonung als ‚des rikes voget‘‘ bezeichnet wird.?) 
Erst zu Beginn der zweiten Hälfte des Jahrhunderts tritt 
eine Umgestaltung ein, die in der wechselnden Politik des 
Rates gegenüber dem Vogtamte und in dem Aufkommen 
von Bürgermeistern ihren Ausdruck findet. Bis zum Jahre 
1367 sind Bürgermeister in Goslar nicht bezeugt, für die 
Vertretung der Stadt nach außen greift, wenn nicht der 
Vogt in dieser Hinsicht gelegentlich mit herangezogen wird?®), 
die wiederholt mit Nachdruck betonte Befugnis der Stadt 
ein, daß sie sich durch zwei Personen aus dem Rate vertreten 
lassen dürfe.*®) 

Auch soweit das Verhältnis der Ratsgilden zuein- 
ander in Betracht kommt, hat sich in den ersten Jahr- 
zehnten nach 1300, gegenüber der Zeit nach 1290, nicht 
allzuviel verschoben. Wir haben also auf der einen Seite 
die drei aus dem ehemaligen Patriziat hervorgewachsenen 
Ratskörperschaften, die ihre Vorrechte auf die von ihnen 
seinerzeit in der Reichsvogtei bekleidete, wenngleich jetzt 
entsprechend den Ereignissen von 1290 umgewandelte 
Stellung stützen. Mit ihnen zusammen bilden den Rat 
die vier Gilden der Krämer, der Bäcker, Schuhmacher 
und Fleischer. Soweit die Ratsverfassung in dieser Periode 
Umwandlungen erfährt, handelt es sich nicht um Eingriffe 
grundstürzender Art, sondern mehr um Dinge der äußeren 
Organisation, die bei den entscheidenden Vereinbarungen 
von 1290 noch nicht sofort in allen Einzelheiten sachent- 
sprechend ausgebaut war. Wasüber diese Erscheinungen zu 
bemerken ist, ist bereits früher?) von mir ausgeführt, dem 
dort Gesagten ist wenig hinzuzufügen. Es ist dabei zu 





') Vgl. UB. III 889. ?) UB. III 187, 917. 
3) UB. III 146, 394. 4, Frölich, RV. S.42--45. 
®) RV. S. 35£, 
29* 
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denken an das Vorhandensein einer Mehrheit von jährlich 
wechselnden Räten nebeneinander, die sich in einem 
Turnus von 5, dann von 3 Jahren ablösen, an die Dauer der 
Ratswahlperiode, an das Verfahren bei der Ergänzung des 
Rates!), an die Verteilung der Ratssitze auf die verschiedenen 
Ratskörperschaften. Was den letztgedachten Punkt an- 
belangt, so ist, wie ebenfalls schon berührt wurde, anzu- 
nehmen, daß die später bezeugte Beteiligung der Bergleute 
und der Kaufleute mit je sechs und der Münzer mit zwei 
Personen, bei den ersteren seit 1290, bei den letzteren seit 
ihrer Eingliederung in die Ratsverfassung etwa um 1298, 
ständig gewahrt ist, so daß der Aufbau des Rates ungeachtet 
gewisser Schwankungen in so weit den Charakter der Stetig- 
keit zeigt, während über die zahlenmäßige Vertretung der 
neuen Ratsgilden ein sicheres Urteil unterbleiben muß. 
Außerhalb des Rates stehen die sog. ‚‚wiseren“, wahrschein- 
lich ein Ausschuß ehemaliger Ratsherren, deren Zustimmung 
bei wichtigeren Entscheidungen einzuholen ist. Daneben 
spielen die sonstigen gewerblichen Verbände der Stadt in 
der Ratsverfassung auch weiterhin keine Rolle, sie sind, 
ebenso wie die nicht korporativ zusammengeschlossene 
Bürgerschaft, der Meinheit zuzurechnen. 

Bleibt danach in bezug auf die vorstehend erwähnten 
Einzelheiten für die erste Hälfte des 14. Jahrhunderts 
im Hinblick auf die Mangelhaftigkeit der Überlieferung 
manches dunkel, so ist dies doch für unsere Aufgabe von 
geringerem Belang, da es sich bei ihnen insgesamt um Fragen 
in der Hauptsache mehr technischen Einschlages dreht. 
Wir können um so eher darüber hinwegsehen, als die Rats- 
verfassung in dieser Zeit trotz des unverrückbaren Fest- 
haltens an den 1290 geschaffenen Grundlagen doch in sofern 
einen fließenden Charakter aufweist, als die regelmäßig 
beobachteten Normen im Einzelfall aus besonderen Rück- 
sichten immer wieder durchbrochen worden zu sein scheinen 
und als sich so eine gewisse Unregelmäßigkeit in der Linien- 
führung ergibt. Es. macht den Eindruck, daß namentlich 
das altüberkommene Recht der Stadt, sich durch zwei 


1) S. auch oben 8. 441f. 
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Personen vertreten zu lassen, hier hereinspielt und die 
Erkenntnis der regelmäßigen Ratszusammensetzung und 
der Verteilung der Sitze auf die vorhandenen Ratskörper- 
schaften erschwert. In der gleichen Richtung wirkt sich 
natürlich die schwankende Zahl der überhaupt vorhandenen 
Räte und vielleicht auch die Eigenart des beobachteten 
Wahliverfahrens aus. 

Wenn so auf etwa ein halbes Jahrhundert die Verfas- 
sungsentwicklung Goslars im ganzen in verhältnismäßig 
ruhigen Bahnen verläuft, vor allem, wenn wir sie mit der be- 
wegten Zeit um 1290 vergleichen, so haben dabei besondere 
Momente die Hand mit im Spiel gehabt. Die Ziele, welche den 
städtischen Bevölkerungskreisen, namentlich den Kauf- 
leuten, bei ihrem Vorgehen in der zweiten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts vorgeschwebt hatten, waren nicht in vollem Um- 
fange erreicht; der Widerstand der Montanen hatte sich 
als zu stark herausgestellt und dem Vordringen des Rates 
einstweilen Halt geboten. Die Ruhepause, die jetzt folgte, 
ist von den leitenden Männern des Gemeinwesens nicht 
unbenutzt geblieben. Indem sie sich zunächst der Konsoli- 
dierung der Verhältnisse im Innern der Stadt widmeten, 
haben sie es sich gleichzeitig angelegen sein lassen, plan- 
mäßig und zähe in Fortführung der bisherigen Politik die 
Vorbedingungen für einen erneuten Versuch zu schaffen, 
den Machtbereich der Stadt nach dem Berge zu vorzuschie- 
ben. Derartige Tendenzen treten sowohl auf wirtschaft- 
lichem Gebiet wie in dem Ringen um territoriale Ausdehnung 
hervor. In wirtschaftlicher Hinsicht setzen sich die Be- 
strebungen des Rates fort, Kaufhallen und Mühlen in seine 
Gewalt zu bringen!) und aus der Verdrängung der Ritter- 
familien, namentlich im Zusammenhang mit dem bei 
ihnen zu beobachtenden wirtschaftlichen Niedergang?), Nut- 
zen zu ziehen. Die territoriale Einstellung der Ratspolitik 
kommt zum Ausdruck in der Sicherung des Geländes in 
der unmittelbaren Umgebung der Stadt?), in dem Erwerb 


3) Schiller, S.69f., 72, 73; Frölich, Ztschr.° f. Rechtsg. 41 
(1920), S.142, Anm. 3—5. 

2) Wiederhold, Harz-Z. 59 (1926), S. 169, Anm. 10, 

3) UB. III 24 (1302.) 
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weiterer Rodezehnten!) sowie in dem Ankauf von Wal- 
dungen.?) 

Besonders charakteristisch aber ist, wie der Rat un- 
entwegt den 1290 nicht zur Verwirklichung gelangten Plan 
im Auge behält, das Bergdorf vor allem gerichtlich in eine 
engere Verbindung mit der Stadt zu bringen und damit 
seiner völligen Aufsaugung vorzuarbeiten. Der Rat ist 
nicht nur bemüht, den Erwerb des Dikhofs im Bergdorfe 
gegen Anfechtungen zu schützen?), sondern auch eine 
Rechtsgrundlage für die Ausübung einer eigenen Gerichts- 
barkeit in diesem Bezirk zu gewinnen. Nun besitzen wir 
eine Anzahl von Nachrichten über den Ankauf einer kleinen 
Vogtei durch den Rat, die zuerst Bode auf die kleine Vogtei 
des Bergdorfes gedeutet hat.?) Nach einer in dem ältesten 
Kopialbuch des Rates überlieferten Aufzeichnung sind am 
28. IV. 1315°) von dem Grafen Ulrich dem Jüngeren zu 
Regenstein acht Bürger, die ihrer Mehrzahl nach gleich- 
zeitig oder in den Jahren bald vorher oder nachher dem 
Rate angehören, mit ‚„minori advocatia in parvo judieio“ 
belehnt und haben sie zu Händen des Rates übernommen. 
Im Jahre 1348 oder bald danach muß diese kleine Vogtei 
endgültig in den Besitz des Rates übergegangen sein, da 
am 30. III. 1348 Graf Heinrich von Regenstein dem heiligen 
Römischen Reiche ‚„advocaciam minorem in Goslaria, que 
appellatur advocacia ultra aquam, et quam a sacro Romano 
imperio hactenus titulo pheodali tenuimus‘“, zu Händen 
des Rates und der Bürger von Goslar aufsendet.®) 

Indessen ist damit noch nicht die Gesamtheit der 
Zweifel behoben, zu denen das Dasein der kleinen Vogtei 
in Goslar Anlaß gibt.”) Denn aus Art. 134 des Berg- 





1) Völker, 8.8, 9. 2) Völker, S. 10f. ®) UB. III 49. 

4) UB.I Einleitung S. 50f. 

>) UB. III 366. Vgl. dazu die auf den Ankauf der kleinen Vogtei 
bezügliche Notiz in der Urkunde des Grafen Heinrich zu Regenstein vom 
25. XI. 1338 (UB. IV 77). 

°) UB. IV 326, 327. 

?) Abgesehen von meinen eigenen Ausführungen über den Gegen- 
stand (GV. S. 29£., 36£., 48£., 57f.) kommen noch in Betracht der Exkurs 
bei Ohlendorf, S. 54f. über-die Goslarer Gerichtsverfassung sowie der 
Aufsatz von Zülzer über ‚die Gerichtsverfassung nach den Goslarischen 
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rechts!) erhellt, daß der Rat sich nicht mit dem Erwerb 
der „minor advocatia in parvo judicio“‘ begnügt, sondern 
eine Mehrheit von kleinen Gerichten erkauft hat. Es ist 
aus dieser Bestimmung aber gleichzeitig zu folgern, daß 
auch bei den sonst erworbenen kleinen Gerichten ein Zu- 
sammenhang mit der Bergpolitik des Rates besteht, da 
die Vorschrift sich in ihrer Fassung nahe berührt mit der- 
jenigen, die im Jahre 1290 für das judiecium trans aquam 
getroffen ist.?) 

Wie ist hier weiter zu kommen ? Die Möglichkeit dazu 
ist gegeben, wenn wir noch zu Hilfe nehmen, was bereits 
oben?) über die Zustände im Bergdorf und im Pfalzbezirk 
von uns ermittelt ist. 

Da die 1315 erwähnte Vogtei als ‚minor advocatia 
in parvo judicio“ bezeichnet wird und demnach nur einen 
Teil des kleinen Gerichtes ausmacht, wird unter ihr die 
kleine Vogtei des Bergdorfes zu verstehen sein. Dagegen 
ist an das kleine Gericht innerhalb der Stadt, also in dem 
Gebiet zwischen Abzucht und Stadtmauer, zu denken, 
wenn in einer Urkunde vom 18. X. 1328) Sigfrid von Prage, 
„voghet unde richtere des groten gerichtes‘, mit Hermann 
von Levede, ‚richtere des lutteken gerichtes to Goslere“ 
zusammenwirkt bei einer Verhandlung über das dem Dom- 
stift gehörige Vorwerk Burchard Erhaftigs, oder wenn der 
gleiche Hermann von Levede unter dem 29. I. 1329°) eine 
Pfandverschreibung für das Domstift als ‚advocatus 
minoris judicii in Goslaria““ ausstellt. Umgekehrt beziehen 
sich die von Ernst von Dörnten, „‚voghet in dem lutteken 
richte‘, herrührenden Urkunden vom 8. und 11. X. 1367) 
über den Erwerb eines Hauses im Bergdorf und eines solchen 
in der Bergstraße durch die Johanneskirche am Rammels- 
berge wohl auf die kleine Vogtei des Bergdorfs, während 


Statuten“, Harz-Z. 43 (1910), S. 141—188, insbes. S. 150f., die unab- 
hängig von meiner Arbeit entstanden, aber gleichfalls nicht zu voll 
befriedigenden Ergebnissen gelangt sind. 

1) „De lutteken richte scal me bliven laten bi sodanem rechte, 
alse de weren, er se de rad kofte.“ ; 

2) S. oben 8. 428, Anm. 4. 3) 8. 3081. °) UB. III 814. 

5) UB. III 822. 6) UB. V 95, 97. 
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die Aufzeichnung vom 25. IV. 1395!) über die Belastung 
eines Hauses in der Symelingestraße ‚in dem lutteken 
richte over der Aghetucht‘‘ mit einer Rente zweifellos das 
kleine Gericht in der Stadt selbst betrifft, aber dem Anschein 
nach nur eine gelegentliche Erinnerung an früher geltende, 
für diese Zeit nicht mehr passende Zustände bedeutet?) 

Damit dürfte dargetan sein, daß während der ersten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts und bis über die Mitte des 
Jahrhunderts hinaus in Goslar ein Gegensatz zwischen 
dem Gericht jenseits des Wassers innerhalb der Stadt 
und der kleinen Vogtei des Bergdorfes bestand, der trotz 
der ursprünglich offenbar gegebenen Zusammengehörigkeit 
beider dazu berechtigt, hier von mehreren kleinen Gerichten 
zu sprechen, bei denen aber sowohl für den Stadtbezirk 
wie das Bergdorf ein Interesse der Montanen daran unter- 
stellt werden kann, eine Verschmelzung mit dem großen 
Gericht des Reichsvogtes zu hindern. Alsdann würde Art. 
134 des Bergrechts so zu deuten sein, daß beide Gerichte 
durch Kauf an die Stadt gelangt und zunächst in ihrer 
gerichtsverfassungsmäßigen Selbständigkeit aufrechterhal- 
ten sind.?) Immerhin ist durch den Erwerb der Gerichte 
seitens der Stadt bereits ihr Aufgehen in der städtischen 
Gerichtsorganisation vorbereitet), das sich dann im Laufe 
der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts vollzieht.°) 

Ist es der Stadt auf diesem Wege gelungen, ihre Ein- 
Außsphäre bis unmittelbar an die Grenzen des Berggerichtes 


1) UB. V 979. 2) S. unten S. 466, Anm. 2. 

3) Ob daneben noch andere kleine Gerichte innerhalb der Stadt 
vorhanden waren, muß auf sich beruhen bleiben, da nähere Nachrichten 
fehlen. Ausgeschlossen erscheint es nicht. — Das nur einmal gelegentlich 
in den Statuten genannte kleine Gericht auf der Reperstraße (oben S. 308 
Anm. 3) gehört dem Gebiet außerhalb der städtischen Umwallung an. 

*) Bei der im Texte vorausgesetzten Sachlage wäre es besonders 
verständlich, daß, wie ich aus der von Henning von Jertze, „voghet in 
den lutteken richten“, ausgestellten Urkunde vom 15. VI. 1355 (UB. 
IV 528) gefolgert habe, vorübergehend ein einziger kleiner Vogt die 
gerichtlichen Geschäfte wenigstens in den jenseits der Abzucht gelegenen 
kleinen Gerichten wahrgenommen hat, und daß es vielleicht später zu 
einer Vereinheitlichung der kleinen Gerichte gekommen ist. (Frölich, 
GV. S. 42, 43). 

s) Vgl. unten S. 466f. 
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auszudehnen, so bleibt der Bezirk des letzteren selbst 
und die übrige Waldmark bei Goslar, von der das Berg- 
gericht einen Teil ausmacht, zunächst noch dem Zugriff 
der Stadt verschlossen. Die Leitung der Forstgerichte 
liegt also nach wie vor den herzoglichen Förstern ob unter 
Mitwirkung der Förster der übrigen an dem ehemals zur 
Reichsvogtei gehörenden Waldgebiet berechtigten Herren, 
während dem Berggericht ein Mitglied der Familie von der 
Gowische oder ein von dieser belehnter oder beauftragter 
Richter vorsitzt. Nur in so fern ist hier eine Änderung zu 
vermuten, als jetzt die ursprünglich gesonderten Befugnisse 
der Silvanen und Montanen, die sich auch auf die Gerichte 
des Berges und der Waldmark erstrecken, zusammen- 
fließen in der Hand der einheitlichen Bergkorporation, 
wie sie aus den Ereignissen des Jahres 1290 mit königlichem 
Einverständnis hervorgegangen ist, und ihres Vorstandes, 
der Sechsmannen des Berges. Das aber ist der Sachverhalt, 
der uns in dem Goslarer Bergrecht aus der Mitte des 14. Jahr- 
hunderts entgegentritt!), dessen Bestimmungen daher 
keineswegs in jeder Hinsicht altüberkommenes Recht dar- 
stellen. 

Dürfen wir nach dem vorstehend Ausgeführten im 
allgemeinen damit rechnen, daß trotz gewisser Unregel- 
mäßigkeiten bei der Ratszusammensetzung der Aufbau 
des Rates durch die Vereinbarungen von 1290 grundsätzlich 
festgelegt und daß die dort getroffene Regelung bis nach 
der Mitte des 14. Jahrhunderts maßgebend geblieben ist, 
so bedarf es doch in einer Hinsicht einer Einschränkung, die 
sich gerade auf die Korporation der Montanen und Silvanen 
bezieht. Hier spinnt sich noch vor dem Ablauf des uns 
beschäftigenden Zeitraumes eine Änderung an, deren Trag- 
weite allerdings nicht ohne weiteres in die Augen springt. 

Wie oben?) bemerkt, hatte erst der Zerfall der Silvanen- 
gemeinschaft und die Ausschaltung der bevorrechtigten 
Klasse der Erfexen die Möglichkeit eröffnet, die bis dahin 
getrennten Gruppen der Berg- und Waldleute in ihrer 
Struktur einander so weit anzunähern, daß sie sich zu der 


1) Frölich, GV. S. 117£., 137£. 2) 8. 363f. 
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einheitlichen Genossenschaft der ‚montani et silvani 
Goslarie eivitatis ac montis Ramesberch‘“ auf im wesent- 
lichen demokratischer Grundlage umzuwandeln vermoch- 
ten. Daß sich auch später noch zuweilen Anklänge an 
die alte Scheidung zeigen, tut die lediglich die Rechts- 
verhältnisse der Montanen berührende Urkunde vom 
20. XII. 1306!) dar, bei der sich der besondere Gegenstand 
der Vereinbarung geltend macht. Im ganzen schwebt aber 
dem einige Jahrzehnte jüngeren Goslarer Bergrecht ein 
geschlossener Verband vor, dessen Einheitlichkeit sich 
gut in dem gelegentlich auch für die bergmännische Schicht 
gebrauchten Ausdruck ‚‚de woltlude des berghes“?) wider- 
spiegelt. 

Fragen wir nun, wie sich den 1290 geschaffenen Zu- 
ständen gegenüber die neue Organisation der Berg- und 
Waldlieute nach der verfassungsrechtlichen Seite hin aus- 
wirkt, so ist zu sagen, daß sich für den Eintritt von An- 
gehörigen der bürgerlichen Schichten in die Bergkorporation 
Hindernisse kaum ergaben.?) Eine besondere Gefährdung 
für die Interessen der Montanen war darin nicht zu er- 
blicken, solange das Prinzip der Gleichberechtigung aller 
Mitglieder in der uns schon bekannten Form gewahrt wurde. 
Die Bergleute waren demgemäß weiter in der Lage, die von 
ihnen 1290 geforderte gerichtliche Unabhängigkeit des 
Bezirks jenseits des Wassers und die ihnen ebenfalls vor- 
behaltene Autonomie gegenüber dem Vordringen der Stadt 
nach dem Berge zu verteidigen. 

Aber es hat nicht allzu lange gedauert, bis in dieser 
Sachlage eine Verschiebung eintrat, die wir in anderem Zu- 
sammenhange bereits kurz gestreift haben ®), und die sich 
für die Weiterentwicklung im Bereiche des Verfassungs- 
lebens als außerordentlich wichtig erweist. Es handelt sich 
um eine Änderung in der Gliederung der Genossenschaft, 
die verursacht ist durch den zu Anfang des 14. Jahrhunderts 
beginnenden Rückgang des Bergbaues, und an die sich die 
Ausbildung eines neuen Gegensatzes innerhalb des Ver- 





») III 149 (oben 8. 357£.). 
2) Bergrecht, Art. 151. S. auch z.B. UB. IV 533, 593. 
®) Oben $. 432. 4) Oben 8. 358. 
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bandes, desjenigen zwischen besitzenden und nicht be- 
sitzenden Genossen, knüpft. Die Notlage des Bergbaues, 
die jetzt bemerkbar wird, und die immer erheblichere 
Aufwendungen zur Bekämpfung der Wassersgefahr er- 
fordert, um den Betrieb der Gruben überhaupt fortführen 
zu können, trägt einen Zug in die Entwicklung, der das 
Wesen der Korporation in kapitalistischem Sinne um- 
gestaltet. Und dieser Zug wird sofort von dem Rate, oder, 
besser gesagt, von den treibenden Kräften in ihm, aus- 
genutzt und in den Dienst der politischen Ziele der Stadt 
eingespannt. 

Solange die Berggenossenschaft in der bisherigen Weise 
organisiert war, bestand für die Stadt kaum die Möglich- 
keit, ihre Sonderrechte zu brechen und in die Stellung ein- 
zurücken, über welche die Montanen und Silvanen am 
Rammelsberge und in der Waldmark verfügten. Dagegen 
ließ sich dieses Ziel erreichen, wenn es den bürgerlichen 
Kreisen glückte, sich innerhalb der offenbar durch den 
Verfall des Bergbaus in schwere Bedrängnis geratenen 
Korporation das Übergewicht zu verschaffen. 

Mit der hier gemeinten Umgestaltung des Verbandes 
eröffnete sich nun für den Rat die Aussicht, in der Genossen- 
schaft auf dem Umwege über eine Vermehrung des Berg- 
besitzes in bürgerlicher Hand seinen Einfluß zu verstärken 
und endlich den Verband der Montanen und Silvanen 
völlig in den städtischen Interessenkreis einzubeziehen. 
Gegen die Mitte des 14. Jahrhunderts begegnen uns in 
immer größerer Zahl Fälle, wo ein Erwerb von Bergteilen 
und Gruben am Bammelsberge durch Goslarer Bürger 
erfolgt!) Hatte hierbei zuerst wohl nur das Bestreben 
obgewaltet, den Besitz der ihrer bisherigen Stellung ent- 
kleideten Ritterfamilien an Bergteilen, Hütten und Wal- 
dungen für die Stadt und ihre Bewohner zu sichern, so 
mischt sich in diese Erwägungen gegen die Mitte des 14. Jahr- 
hunderts unverkennbar eine andere Vorstellung, die das 
Verhältnis des Rates zur Berggenossenschaft selbst betrifft, 
und die durch Art. 147 des Bergrechtes beleuchtet wird. 


1) Vgl. hierzu Frölich, Hansische Geschichtsblätter 1919, S. 113 f. 
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In dem Maße, in dem die kapitalkräftigen Schichten 
der Bürgerschaft in den Bergbau eindrangen und sich in 
ihm festsetzten, mußte diese Bestimmung den Anstoß 
zu einem Wechsel in den Machtverhältnissen innerhalb der 
Bergkorporation bieten, die letztere den bürgerlichen 
Teilhabern ausliefern und schließlich diesen die Entscheidung 
in allen wichtigen Fragen zuweisen. Mit der Verlagerung des 
Schwerpunktes, die sie bedingte, war aber auch eine Hand- 
habe für den Rat gewährt, die Genossenschaft sich gefügig 
zu machen und eine Politik zu betreiben, die auf eine Auf- 
saugung der Berggemeinde durch die Stadt hinauslief.t) 


In der Tat hat die Entwickelung diesen Verlauf ge- 
nommen. Erscheinen die Verhältnisse bei der nicht sehr 
erheblichen Zahl überlieferter Ratslisten und Aufzählungen 
der Sechsmannen des Berges auch nicht völlig durchsichtig, 
so zeigt es sich doch, daß immer mehr Berggut in den Besitz 
bürgerlicher Familien gerät?), daß die Mitglieder der letzte- 
ren Teilhaber der Berggenossenschaft werden und in ihr die 
maßgebende Rolle gewinnen. Gelingt es so, die Korporation 
politisch von der Stadt abhängig zu machen, so ist auf der 
anderen Seite zu verfolgen, wie sie auch wirtschaftlich in 
völlige Unterordnung unter den Rat gerät. Es ist zu be- 
obachten, daß der Rat oder auch der eine oder andere begü- 
terte Bürger, hinter dem aber wieder der Rat steht, mit dem 
weiteren Rückgang des Bergbaus in beständigsteigendem Um- 


1) Es fällt auf, daß in den Urkunden, die sich mit der Veräußerung 
von Berggut befassen, etwa seit dem Jahre 1320 als Käufer immer wieder 
ein bestimmter Bürger und Ratsherr, Tile Unruhe, bezeugt ist, was schon 
Bode (UB. III Einleitung S. XXVIIL, XXIX) zu der Bemerkung 
veranlaßt hat, daß Unruhe vielleicht nur als Beauftragter oder Strohmann 
des Rates zu betrachten sei. Ich habe mich Hansische Geschichtsblätter 
1919, 8. 125f. gegen diese Annahme gewandt, die durch das, was wir 
sonst über die Bergpolitik des Goslarer Rates um diese Zeit wissen (a.a. O., 
S. 124f.), nicht gestützt wird. An meinem Standpunkt halte ich gegenüber 
den Ausführungen von Steinberg, S. 148, um so mehr fest, als nach dem 
im Text Dargelegten der Bergbesitz Unruhes, der ebenfalls als Mitglied der 
Berggenossenschaft anzusehen sein wird, ohne weiteres im städtischen 
Interesse innerhalb der Bergkorporation eingesetzt werden konnte. 


°®) UB. III Register S. 750f.; IV Register S. 726f. S. ferner Frö- 
lich, Hansische Geschichtsblätter 1919, S. 124f. 


Die Verfassungsentwicklung von Goslar im Mittelalter. 461 


fang den Sechsmannen Darlehen gewährt, für sie Zahlungen 
leistet, in ihre Schuldverbindlichkeiten eintritt oder für sie 
Bürgschaften übernimmt und sich dafür von ihnen Pfänder 
bestellen läßt.!) Als Folge davon ergibt sich eine stets 
wachsende finanzielle Unterwerfung der Bergkorporation 
und ihres Vorstandes, der Sechsmannen, unter den Rat, 
so daß die Sechsmannen zuletzt, wie namentlich bei 
dem Erwerb des Berggerichts von den Herren von der 
Gowische 1356—1359 erkennbar wird, lediglich als vor- 
geschobenes Organ des Rates erscheinen, das in seinem 
Auftrage und nach seinen Weisungen tätig wird. 


Ehe wir uns einer weiteren Betrachtung dieser Zu- 
sammenhänge, die bereits auf die Zustände in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts führt, zuwenden, erscheint es 
erforderlich, noch einer Tatsache zu gedenken, die ebenfalls 
in den hier besprochenen Zeitraum fällt und für die von uns 
erörterten Probleme wichtig ist, ohne daß sie in ihrer Be- 
deutsamkeit dafür bisher schon erkannt wäre. Sie betrifit 
das Haus der Herren von dem Dike, von dem bereits oben?) 
die Rede war. Konrad von dem Dike und sein Sohn, 
Knappe Konrad, verkaufen am 5. VI. 1331?) ihr Haus 
„to deme Dyke to Goslere“ und den Hof und die Scheune 
dazu an die Sechsmannen des Rammelsberges, wie sie das 
Haus von dem Domstift gehabt haben, zu rechtem Eigen 
in Gegenwart zweier ritterlicher Zeugen, der beiden städti- 
schen Schultheißen, von fünf Ratmannen und zehn Bür- 
gern, von denen eine Anzahl als Montanen anzusprechen 
und einige auch als Sechsmannen des Berges vorher und 
später nachweisbar sind.) Das Haus wird von den Sechs- 
mannen, zum Teil allein, zum Teil in Verbindung mit 
anderen Vermögensstücken, verpfändet, so an die Münzer), 
ferner an Hans von Bilstein®) und, damit wohl zusammen- 
hängend, an den Ritter Burchard von Steinberg, dessen 
Frau Kunne, diefrühere Gattin Hans von Bilsteins, und deren 





1) Frölich, RV. S. 57f., Urk.-Pol. S. 2321. ®) S. 315/6. 

®) UB. III 887, 885. 

*) Siverd Schap, Conrad Schap, Hannes von Brokelde, Coneke 
Pepergropen, Henze Quest. Vgl: UB. III 563, 642; IV 261, 345. 

°) UB.IV 395, 670. %) UB. IV 471. 
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Söhne.!) Es erscheint dann 1380?) im Besitz der Münzer, 
die es jetzt vermieten, ohne daß über die Art des Eigen- 
tumsüberganges an sie etwas aus den Urkunden ersichtlich 
wäre. Die Münzer besitzen das Haus bis 1481, in welchem 
Jahre es ausweislich einer Urkunde vom 30. IV. 1481 durch 
Hans von Dörnten und Geverd Sluter, Vormunden der 
Münzergilde zu Goslar, an Seffeke, die Witwe Ernst Gyıse- 
berchs, veräußert wird.?) Dieses sog. Sechsmannshaus ist 
schließlich vom Beginn des 16.Jahrhundertsab alskaiserliches 
Lehen bezeugt, mit dem bis zum Ende der Selbständigkeit 
der Stadt auf den jeweiligen Anfall ein Goslarer Ratsherr 
belehnt wurde. Über die einschlägigen Verhältnisse liegt 
ein umfangreiches Aktenmaterial im Haus-, Hof- und Staats- 
archiv in Wien®) sowie im Stadtarchiv zu Goslar°) vor, 
von denen das erstere die Jahre 1521—1794 umfaßt und 
die Entwürfe der Lehensbriefe, die Eingaben der Stadt 
und die Verhandlungen über die einzelnen Belehnungen 
sowie über verschiedene Rechtsstreitigkeiten enthält, wäh- 
rend die Goslarer Aufzeichnungen aus den Jahren 1514f. hier- 
zu als Gegenstücke dienen. Wenn die Akten sich auch nicht 
unmittelbar an die Veräußerung des Hauses durch die 
Münzer im Jahre 1481 anschließen®), und wenn bei ihnen 
auch schon mit einer Verdunklung der Sachlage zu rechnen 
ist, so ergibt ihr Inhalt doch so viel, daß das hier gemeinte 
Haus mit dem von den Herren von dem Dike im Jahre 
1331 an die Sechsmannen des Berges veräußerten Anwesen 

1) UB. IV 690. >») UB. V 403. 

3) Frölich, RV. S. 82, Anm. 3. 

4) Reichslehen G. N. VIII (Goslar Stadt, puneto investiturae über 
das Sechsmannische Haus in Goslar de 1521-1798). 

5) Rat, Sechsmannenhaus 1514—1794; Rat, Sechsmannen 1679— 1802. 
— Beiden Archivverwaltungen sei auch an dieser Stelle für die bereit- 
willige Überlassung der Akten zur Einsicht verbindlichst gedankt. 

%) Als erster Lehensträger wird mit Namen in den Goslarer Akten 
unter Kaiser Maximilian Heinrich Gerder in einer Prozeßschrift aus dem 
Jahre 1537 erwähnt. Ein Hinrik Gherder ist in den Jahren 1494 und 
1495 als Ratsherr und „rydemester“ bezeugt (Frölich, Verf. u. Verw. 
d. Stadt Goslar, S. 23, Anm. 13 a. E.). Der älteste abschriftlich erhaltene 


Lehnbrief stammt vom 7. VII. 1514 und lautet auf Barthold van der 
Heyde, wohl den Nachfolger Heinrich Gerders. 
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identisch sein muß, da auf das entsprechende Urkunden- 
tum mehrfach zurückgegriffen. wird. 

Nach dem, was wir jetzt über das Alter der Familie 
von dem Dike, ihre verfassungsrechtliche Stellung und ihren 
Grundbesitz in Goslar wissen, ergibt sich die Möglichkeit, 
hier ebenfalls zu einer befriedigenden Lösung zu gelangen. 
Es muß sich handeln um ein Haus, das, ähnlich, wie der Dik- 
hof im Bergdorfe in der Gerichtsverfassung Goslars eine 
Rolle spielt!), irgendwie im Zusammenhang steht mit einer 
von den Herren von dem Dike früher geübten und auf das 
Bergwesen bezüglichen Tätigkeit, und es scheint so, als ob 
in den Verhältnissen jener Zeit der Grund für die spätere 
Eigenschaft des Hauses als eines kaiserlichen Lehens zu 
erblicken ist. So würde es sich zwanglos erklären, daß 
im Jahre 1331 eine Veräußerung des Hauses gerade an die 
Sechsmannen des Berges erfolgte, die nach dem Erwerb 
der Reichsvogtei durch Goslar und nach dem Umschwung, 
den die Ereignisse um 1290 gebracht hatten, anscheinend 
in die Rechtslage der Ritterfamilien eingerückt sind und 
jedenfalls in ihrer Organisation und ihren Vorrechten noch 
die Erinnerung an die früheren Zustände bewahrten. 

Weiter wird klar, warum das Haus später von den 
Sechsmannen gerade auf die Münzer übertragen ist, da, 
wie wir gesehen haben, auch bei den Münzern der Anlaß zu 
ihrer Begünstigung in der während der Reichsvogtei beste- 
henden Regelung beruhte, und da zwischen ihnen und den Sil- 
vanen bereits frühzeitig nähere Beziehungen obwalteten.?) 
Deshalb ist es verständlich, daß bei der wohl durch die 
Auflösung der Bergkorporation verursachten Preisgabe des 
Sechsmannenhauses in erster Linie die Münzer berücksichtigt 
werden, wobei auffällt, daß einerseits keine Urkunde über 
die Änderung in den Eigentumsverhältnissen vorliegt?), 
andererseits aber eine noch im Goslarer Stadtarchiv be- 


ı Ähnlich schon Neuburg, 8.47, 344. 

2) Oben S. 356, 410 Anm. 4. 

®) Das gleiche Bild zeigt sich bei dem Übergang von Zehnten und 
Gericht des Berges von den Sechsmannen auf den Rat. S. darüber unten 
S. 465f. — Auf eine finanzielle Abhängigkeit auch der Münzer vom Rat 
läßt die Urkunde vom 21. X. 1357 (UB. IV 605) schließen. 
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findliche Nachricht darauf hinweist, daß hierbei nicht alles 
mit rechten Dingen zugegangen ist.!) Und so bietet sich 
ferner eine Erklärung für eine Tatsache, auf die ich schon 
früher aufmerksam gemacht habe, daß nämlich in Goslar 
die Münzergilde sich bis in das spätere Mittelalter herüber- 
rettet ?), obwohl lange vorher die Ausgestaltung des nunmehr 
städtischen Münzwesens grundlegend geändert sein muß.?) 
Wir hätten dann hier ein weiteres Beispiel für die auch sonst 
aus dem Goslarer Urkundentum zu erhärtende Erscheinung, 
daß man die an sich gegenstandslos gewordenen Einrichtun- 
gen aus der Zeit der Reichsvogtei aufrechterhalten hat, 
um sie benutzen zu können, darauf kraft königlicher Ver- 
leihung Ansprüche der Stadt im Bergwesen zu stützen, 
für die die Titel, auf Grund deren der Rat Hoheitsrechte 
am Rammelsberge und in der Waldmark von den Herzögen 
von Braunschweig erworben hatte, als Unterlage nicht aus- 
reichten.®) 


b) Die Umgestaltungen in der zweiten Hälfte 
des 14. Jahrhunderts. 


Die Fäden, welche die Politik des Rates in der für die 
Verfassungsentwicklung Goslars nach außen so ruhigen 
Zeit während der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts ge- 
sponnen hatte, werden erkennbar in den Ereignissen der 
folgenden Periode, die sich in der Geschichte der Stadt 
an Bedeutung fast mit der um 1290 messen kann. Sie 
empfängt ihr Gepräge durch das während des letzten 
Drittels des 14. Jahrhunderts immer deutlicher hervor- 
tretende, einheitlich und umfassend geleitete Bestreben 
des Rates, den Besitz des Rammelsberges, der eigentlichen 








1) UB.V 379, Vgl. dazu Frölich, RV. S. 61f. 

2) Frölich, RV. S. 82, Anm. 3. S. ferner Frölich, Verf. u. Verw. 
d. Stadt Goslar, S.9, Anm. 1. 

3) Vgl. außer Frölich, RV. S. 82, Anm. 3, die Urkunde des Rates 
vom 13. II. 1331 (UB. III 877: redditus nostre monete) sowie die 
Aufzeichnung UB. V 496 aus dem Jahre 1382 (s. dazu Frölich, Hans. 
Geschichtsbl. 1919, 8.119). Über die Zustände um die Mitte des Jahr- 
hunderts unterrichtet auch der Münzereid UB. IV 458. 

*) Frölich, RV. S.59f. Vgl. ferner unten S. 47lf. 
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Kraftquelle Goslars, der Stadt zu sichern, dem Rate den 
maßgebenden Einfluß auf alle mit dem Bergwesen zu- 
sammenhängenden Verhältnisse zu verschaffen und auf 
dieser Grundlage den völlig zum Stillstand gekommenen 
Bergbau wieder zu beleben.!) 

Die Mittel, deren sich der Rat dabei bediente, er- 
strecken sich auf sehr verschiedene Gebiete. 

Gewissermaßen als Auftakt ist zu betrachten ein Vor- 
gang, der in die Zeit gleich nach der Mitte des Jahrhunderts 
fällt. Im Jahre 1356 werden Zehnten und Gericht des Berges 
von den Herren von der Gowische an die Sechsmannen 
der Berggenossenschaft veräußert, ein Handel, dem im 
Jahre 1359 auch die Lehnsherren, die Herzöge von Braun- 
schweig, zustimmten. Als eigentliche Käufer aber erscheinen 
auf Grund von Abmachungen, die schon vor dem Ankauf 
getroffen sind, und denen offensichtlich auch der Rat nicht 
ferngestanden hat, eine Anzahl von Bürgern, die den Rats- 
familien angehören, die zum Teil selbst als Ratsherrn, 
zugleich aber auch als Sechsmannen des Berges, nachweisbar 
sind.?2) Es ist daher zu vermuten, daß sie nicht für sich, 
sondern in erster Linie im städtischen Interesse tätig ge- 
worden sind. Eine Bestätigung für diese Annahme liegt 
in dem Umstande, daß sich nicht lange nachher das Berg- 
gericht im Besitze des Rates befindet, ohne daß allerdings 
eine gleichzeitige Urkunde über den Wechsel in den Gerichts- 
und Hobeitsbefugnissen am Berge überliefert und ohne daß 
über die Einzelheiten des Ereignisses volle Klarheit zu 
gewinnen wäre.?) 








1) Frölich, Priv.-Pol. S. 88f.; Urk.-Pol. 8. 221f. 

?2) Bode, UB.IV Einl. S. XXIf. 

3) Vgl. Frölich, GV. S. 54—56; Urk.-Pol. S. 224f. Die Hauptrolle 
hierbei spielt eine Urkunde vom 22. VIII. 1396 (UB. V 1022) und eine 
dieser beigefügte Aufzeichnung, die die Gründe für die Errichtung der 
Urkunde entwickelt (UB. V S. 512f.). In der Urkunde vom 22. VIII. 1396 
verlautbart der Vogt Hans Ernstes eine vor ihm erfolgte Gerichtsver- 
handlung, in welcher Floreke und Arnd Kulingeholt eidlich aussagen, 
daß sie Dingleute gewesen seien, als vor mehr als 30 Jahren vor Hans 
Overbeck als Richter der Rat sich den Rammelsberg, die Warpe, Treib- 
hütten und Frischhütten gegen Zahlung von 2800 löt. Mark habe eignen 
lassen. Auf die Bedenken, die gegen die Richtigkeit der hier gegebenen 
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Abgesehen von dem Erwerb des Berggerichtes fallen 
als Maßnahmen der Ratspolitik einmal ins Gewicht der 
Aufkauf von Bergteilen unter Verdrängung der früheren 
Besitzer, die Abschneidung der Ansprüche der Vogtei- 
geldberechtigten, die Verdunkelung der bestehenden Ver- 
bindung des Berges mit seinen eigentlichen Herren, den 
Herzögen von Braunschweig!), die in diese Zeit zu setzende 
Aufsaugung der kleinen Vogtei des Bergdorfes mit ihren 
Rückwirkungen auf die innerstädtische Gerichtsorgani- 
sation?), die Abrundung des städtischen Territoriums?) 
und das weitere Vordringen in die Waldmark ?), wobei der 
Rat alle Handhaben einer planvoll und großzügig arbeiten- 
den Urkunden- und Privilegienpolitik spielen läßt. Daneben 
aber stehen die Mittel, zu denen der Rat griff, auch im eng- 
sten Zusammenhang mit dem Ausbau der städtischen Ver- 
fassung, der in dieser Zeit vor sich geht und der für uns im 
Rahmen unserer Aufgabe ein besonderes Interesse bean- 
Darstellung von dem Erwerb des Berges durch die Stadt zu erheben sind, 
habe ich GV. S.55f., und Urk.-Pol. S.229f., hingewiesen. Die erste 
sichere Nachricht von dem Übergang des Berggerichts auf den Rat rührt 
aus dem Jahre 1379 (UB. V 357). — Der Vogt Hans Ernstes ist ausweislich 
seines der Urkunde angehängten Siegels identisch mit dem auch sonst in 
jener Zeit mit wichtigen Aufgaben betrauten Johannes von Iidehausen 
(vgl. Frölich, Priv.-Pol. S. 92, Anm. 20, sowie unten S. 478 Anm.]). 

1) Frölich, Hansische Geschichtsblätter 1919 S. 131f.; Priv.-Pol. 
S. 88f.; Urk.-Pol, S. 222f. 

2) Oben 8.456, Anm. 4. Ich vermute, daß auch das Verschwinden 
der kleinen Vogtei eine Folge des Unterganges der Bergkorporation ist und 
zeitlich etwa mit dem auf denselben Ereignissen beruhenden Erwerb des 
Berggerichts durch die Stadt (s. oben 8. 465, Anm. 3, unten S. 470, Anm. 2) 
zusammenfällt. Daß das kleine Gericht später noch einmal in einer Auf- 
zeichnung aus dem Jahre 1395 (UB. V 979, oben 8. 456) auftaucht, spricht 
nicht entscheidend gegen diese Ansicht. — Etwas langsamer scheint sich 
die Entwicklung vollzogen zu haben bei der kleinen Vogtei auf der Reper- 
straße. Im Jahre 1357, in dem der Komtur des Johanniterordens zu 
Goslar zu Gunsten der Stadt die Schenke auf der Repstraße aufhebt, 
ist der Orden noch der bestimmende Faktor in diesem Bezirk. Vielleicht 
sind hier die Verhältnisse dann planmäßig verwischt und verdunkelt und 
geht darauf das merkwürdige Verfahren zurück, das später bei dem 
Erwerb des Steinberges durch den Rat beobachtet wird (vgl. dazu 
Frölich, Priv.-Pol. S. 105f.; Völker, S. 13, Anm. 4). 

3) Völker, 8.13, 14. *) Völker, S. 14f. 


Die Verfassungsentwicklung von Goslar im Mittelalter. 467 


sprucht. Er führt in gerader Linie die Entwicklung fort, zu der 
die Abmachungen des Jahres 1290 den Grund gelegt hatten. 

Den entscheidenden Wendepunkt bildet das Jahr 
1367. Aus ihm stammt zunächst eine Niederschrift vom 
17. IV. 1367, in der sich der Rat mit Bernd von Dörnten 
als Stadtvogt über die ihm eingetane Vogtei verträgt.!) 
Seit dem Beginn desselben Jahres sind in Goslar ferner 
zwei Räte statt der bisherigen drei bezeugt, und es begegnet 
an der Spitze eines jeden Rates ein Bürgermeister.2) End- 
Jich weist diese Periode eine Umbildung auf, die sich inner- 
halb des Rates in der Stellung der seit 1290 den Berg- und 
Waldleuten vorbehaltenen Ratsabteilung von sechs Personen 
verfolgen läßt, und die zusammenhängen muß mit der sich 
jetzt vollendenden Auflösung der Korporation und ihren 
Begleiterscheinungen.?) 

Nimmt man diese Tatsachen in ihrer Gesamtheit, 
so ist kein Zweifel möglich, daß sie nicht nur zeitlich, 
sondern auch sachlich in einer inneren Verbindung stehen, 
und daß sie um 1367 die seit Jahrzehnten von dem Rate 
eingeleitete Politik zum Reifen gebracht haben. 

Was zunächst den Tätigkeitsbereich des Vogtes an- 
belangt, so tun bereits die Nachrichten aus etwas älterer 
Zeit dar, daß die Beziehungen des Vogtamtes zum Reiche 
im Wege eines planmäßigen Vorgehens des Rates gelockert 
werden. Wir stoßen sowohl in den Goslarer Statuten wie 
im Bergrecht auf Vorschriften, die bereits Weiland‘) auf- 
gefallen sind. Sie schärfen immer wieder die Verpflichtung 
für den Goslarer Vogt ein, dem Reiche zu huldigen, können 
aber eben doch nicht anders verstanden werden, als so, 
daß für den Regelfall die Einholung des Königsbannes 


ı UB.V 83. 

2) Frölich, RV. S.43f., 66f., 67, Anm.2. — An diesem Orte 
verdient noch die Tatsache Erwähnung, daß nach Steinberg (S. 57) 
der unter dem 18. VIII. 1363 (UB. IV 790) beurkundete Dienstvertrag 
des Rates mit seinem Schreiber Wedigo Bödiker den ersten Vertrag dieser 
Art in Goslar darstellt. Möglicherweise ist hierbei ebenfalls an eine Vor- 
wirkung der einschneidenden Umgestaltung des städtischen Verfassungs- 
aufbaues um 1367 zu denken. 

3) 8. oben 8.466 Anm. 2. 

%, Hansische Geschichtsblätter 1885, S. 56f. 

30° 
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und die Huldigung durch den Vogt gerade unterblieb.!) 
Und das gleiche Problem, um das es sich hierbei dreht, 
wirkt in der Folgezeit nach. Für die nach Selbständigkeit 
strebende Stadt war es das Gewiesene, den Zusammenhang 
des Vogtamtes mit dem Reiche zu lösen und den Vogt in 
vollständige Abhängigkeit vom Rate zu bringen. Auf diesen 
Ton sind auch die Vereinbarungen vom 17. IV. 1367 durch- 
aus abgestimmt.?) Damit berührt es sich, daß der Vogt im 
Gerichtswesen planmäßig von der Stadt zurückgedrängt 
und z. B. im Vorsitz in den echten Dingen und im Gericht 
über Erbe und Eigen durch den städtischen Niederrichter, 
den Schultheißen, ersetzt wird.?) Andererseits war aber 
die Notwendigkeit gegeben, die Verknüpfung des Vogt- 
amtes mit dem Reiche aufrechtzuerhalten aus Rücksichten, 
die mit dem Bergwesen eng verflochten sind. Es ist dabei 
vor allem zu denken an die finanziellen Leistungen des 
Reiches in Gestalt der Vogteigelder, die an sich von dem 
Reichsvogt zu bewirken waren, die aber nach dem Erwerb 
der Vogtei durch die Stadt und namentlich nach der Ein- 
ordnung des Vogtes in die städtische Verfassungsorgani- 
sation, von der soeben die Rede war, gegen diese ihre 
Spitze wenden konnten. Aus derartigen Erwägungen er- 
klärt sich das Bestreben des Rates, der schon früher sich 
bemüht hatte, einer Inanspruchnahme der Stadt für die 
Vogteirenten entgegenzutreten®), die Verpflichtung zur 
Entrichtung der Renten als eine Last des Reiches trotz des 
Überganges der Reichsvogtei auf Goslar darzustellen 
und unter diesem Gesichtspunkt den Vogt weiter als Reichs- 
beamten erscheinen zu lassen.’) Und ferner kam es darauf 
an, in Anlehnung an eine Vorschrift, die bereits das Privileg 





t) Frölich, GV. S. 76f. 2) Vgl. unten S.469, Anm. 4. 

?) Frölich, GV. S. 7578. Zugleich ist die Verlegung der ge- 
wöhnlichen Gerichtsstätte des Vogtes auf den Markt („vor de Wort‘“), 
die aus UB. V 542 erhellt, beachtlich. Ob in die Zeit nach, der Mitte des 
Jahrhunderts Verhandlungen wegen der Reichsvogtei fallen, durch die die 
Stadt dem Vogtgegenüber freier gestellt wurde, als vorher, muß ich bei dem 
Schweigen der Quellen auf sich beruhen lassen. Das Aufkommen der bis 
dahin der Goslarer Verfassung unbekannten Bürgermeister kann in diesem 
Sinne gedeutet werden. 

4) S. oben 8. 450, Anm. 6. 5) Frölich, Priv.-Pol. $. 88f. 
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Friedrichs II. von 1219 enthält!), die ausschließliche Zu- 
ständigkeit des Reichsvogtes über die Bürger und Mit- 
wohner von Goslar hervorzuheben, um eine Ladung der 
letzteren vor auswärtige Gerichte, wozu insbesondere die 
Vogteigeldstreitigkeiten den Anlaß bieten konnten, ab- 
zuschneiden.?) So bleibt es bei einer eigentümlichen Du- 
plizität in dem Verhalten der Stadt gegenüber dem Vogt- 
amt, indem die Goslarer je nach ihrer Interessenlage bald 
die Beziehungen des Vogtes zum Reiche°), bald seine Ab- 
hängigkeit von der Stadt unterstreichen. 

Allerdings handelt es sich hierbei um ein Doppel- 
spiel, das nur darauf berechnet war, nach außen zu wirken. 
Im Innern der Stadt ist die Stellung des Vogtes eindeutig 
bestimmt, er ist aus der Leitung der kommunalen Ange- 
legenheiten ausgeschaltet und in völlige Abhängigkeit vom 
Rate herabgedrückt.*) Und damit deckt es sich durchaus, 
daß fast genau in demselben Augenblick die vordem nicht 
vorhandenen Bürgermeister an der Spitze der beiden jetzt 
noch bestehenden Räte auftauchen. 

Wie für den Geschäftskreis des Vogtes, so bedeutet 
auch für die eigentliche Ratsverfassung die zweite 
Hälfte des 14. Jahrhunderts, genauer genommen, die Zeit 
von etwa 1367 an, einen tiefen Einschnitt. Die hier ein- 
getretenen Änderungen, die sich ausdrücken einerseits 
in der Verringerung der bisherigen drei Räte auf zwei, 
andererseits in einer Umgestaltung der früher von der 
Bergkorporation besetzten Ratsabteilung, stehen ebenfalls 
in naher Verbindung mit dem Bergbau am Rammelsberge 
und seinem Verfall. Der letztere verursachte einen Rück- 





1) UB.1 401, $XXIX. 

2) Vgl. auch Frölich, Priv.-Pol. S. 92£. 

®) Soweit diese in Betracht kommen, spielt ais Gerichtsstätte des 
Vogtes nach wie vor die kaiserliche Pfalz eine Rolle (s. UB. IV 433 und 
den Zusatz dazu). 

4) Vgl. UB. V 83: „Ok hebbe ek ghewillekoret, wat dem rade recht 
duncket wesen, dat scal min wille sin.“ Kennzeichnend ist hier zugleich, 
wie dem Vogte zur Pflicht gemacht wird, zu „entweren de stad van den 
lenen, de men pleghet ut der voghedye to ghevende, unde van dem 
ghelde, dat mek de stad ghift, scal ek tovoren de leen gheven, de de 
borghere van Goslere in der voghedye hebbet.“ 
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gang der Bevölkerung, der das Verbleiben bei dem Drei- 
rätesystem erschwerte, er bedrohte aber namentlich die 
Genossenschaft der Montanen und Silvanen, die zur Er- 
füllung der mit dem Bergbau zusammenhängenden Ver- 
pflichtungen nicht mehr imstande war, mit dem Unter- 
gang. An sich konnte dieses Ergebnis der Politik des Rates 
nur willkommen sein, da damit der Hauptwiderstand 
entfiel, der sich bisher den Bestrebungen entgegengestellt 
hatte, das Bergwesen völlig dem städtischen Einfluß zu 
unterwerfen. Gleichwohl ist nichts von einer Absicht der 
Stadt zu bemerken, die Ratsabteilung der Berg- und Hütten- 
leute zu beseitigen. Im Gegenteil sind, bevor die Genossen- 
schaft im letzten Drittel des 14. Jahrhunderts völlig zum 
Erliegen kommt, Nachrichten über einen Zwischenzustand 
überliefert, während dessen anstatt der dem Tode ge- 
weihten Korporation der Rat die den Bergleuten zugewiese- 
nen Ratsstellen besetzte und zwar so, daß hierbei die Sechs- 
mannen selbst es sind, die als Teil des Rates erscheinen.!) 
Nicht lange darauf ist dann die Berggenossenschaft sang- 
und klanglos, wie aus dem Rate, so aus der Geschichte der 
Stadt verschwunden?), während die von ihr seit 1290 
besetzte Ratsabteilung sich als ‚de sesmann, de von des 
berghes wegen to dem rade horen“ weiter behauptet.) 


1) Frölich, RV. 8. 61f. 

?) Der genaue Zeitpunkt der Auflösung der Berggenossenschaft ist 
nicht bekannt, es ist dabei wohl mit einem Vorgang zu rechnen, der sich 
einer scharfen Erfassung entzieht. Im Jahre 1372 hat die Korporation 
noch bestanden (s. UB. V 267). Bezeichnend ist aber das Schweigen der 
Urkunden in der Folgezeit. Ihm gegenüber sind die späteren gelegentlichen 
Erwähnungender Sechsmannen in Niederschriftenkurz vor 1400 (Frölich, 
GV. 8. 132, 133) nicht beweiskräftig, zumal es sich dabei anscheinend um 
eine Angelegenheit mit politischem Anstrich dreht (vgl. UB. V 940, 947, 
1089, 1090, 1151, und Frölich, Urk.-Pol. S. 236f.). Wenn man davon 
ausgehen darf, daß der Wegfall der kleinen Vogtei und die Überlassung des 
Berggerichtes an die Stadt als eine Folge des Verschwindens der Berg- 
korporation zu bewerten ist, käme man auf Grund der in der Urkunde vom 
22. VIII. 1396 (UB.V 1022, s. oben S.465, Anm. 3) gemachten Zeit- 
angaben etwa auf das Jahrzehnt von 1370—1380. Damit würde sich 
berühren, was oben S.462 über die Aufzeichnung vom 13. VII. 1380 
(UB. V 403) dargelegt ist. 

®) Unten 8. 4741. 
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Ich habe schon bei anderer Gelegenheit!) die Gründe 
für diese an sich ungewöhnlich anmutende Erscheinung 
aufgezeigt, die sich erklärt aus dem Wunsche des Rates, 
sich so die Vorrechte zu wahren, die den Sechsmannen 
als Vorstand der Bergkorporation am Rammelsberge und in 
der Waldmark bei Goslar noch um die Mitte des 14. Jahr- 
hunderts zustanden, und dienamentlich in den Vorschriften 
des Goslarer Bergrechts aus dieser Zeit anklingen in der 
Form bestimmter Verwaltungsbefugnisse im Bergbau und 
in einer gerichtlichen Tätigkeit, die von den Sechsmannen 
als Vertretern der Berg- und Waldleute sowohl in den Ge- 
richten des Berges und der Waldmark wie auch auf Grund 
der der Genossenschaft gewährten Autonomie geübt wurde. 
Denn so sicherte sich die Stadt für den Fall der Wieder- 
belebung des Bergbaus durch die Aufrechterhaltung eines 
Residuums des alten Verbandes ein Mittel, um bei einer 
etwaigen Wiedereinlösung des lediglich pfandweise in die 
Hand der Stadt gelangten Berggerichtes und ebenso der 
später auf dem gleichen Wege erworbenen braunschweigi- 
schen Forsten an diejenigen Rechte anknüpfen zu können, 
die ehedem den Sechsmannen des Berges als solchen auf 
Grund kaiserlicher Verleihung im Verwaltungs- und Ge- 
richtswesen der Reichsvogtei gewährt und die infolgedessen 
von der nur widerruflichen Überlassung der Gerichtsbarkeit 
am Berge und der Verpfändung der Forsten durch die 
Herzöge unabhängig waren. 

Dabei drängt sich natürlich die Frage auf, was im 
übrigen aus den Angehörigen der Berggenossenschaft ge- 
worden ist. Auch hier vermögen wir die Entwicklung hin- 
reichend zu verfolgen, die sich genau in der bisher gekenn- 
zeichneten Richtung weiterbewegt. Die Trennung zwischen 
besitzenden und besitzlosen Genossen, die der Art. 147 
des Bergrechts anbahnt, hat zu einem Herabsinken der letzt- 
gedachten Schicht geführt, die ebenfalls in einer verfassungs- 
rechtlichen Minderbewertung zum Ausdruck gelangt. Den 
Sechsmannen treten in den Urkunden immer häufiger die 
„gemeinen Bergleute‘ 2) gegenüber, wie ich vermuten möchte, 


ı) Frölich, RV. S. 59f. 2}-Z2.B. UB. IV 471, 480, 593, 656. 
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hier schon nicht mehr im Sinne der Gesamtheit der Berg- 
leute überhaupt, sondern mit einem Unterton, der an die 
Rolle der unbegildeten Bürgerschaft, der Meinheit, im städti- 
schen Verfassungsleben erinnert. Dem entspricht es ja 
durchaus, daß, wie wir beobachtet haben, bei den gewöhn- 
lichen Berg- und Waldleuten für die Zugehörigkeit zu ihrem 
Kreise in der Hauptsache wirtschaftliche Momente ent- 
scheidend geworden sind, während der genossenschaftliche 
Charakter des Verbandes immer mehr verblaßt.!) Und in 
kennzeichnender Weise spiegelt den gleichen Gedanken 
nach der Mitte des 14. Jahrhunderts ein Satz wider, der 
sich auf die in der Waldmark ihrem Erwerbe nachgehenden 
Personen bezieht und in dem wohl erst nachträglich 
eingeschobenen Art. 210 Abs. 4 des Bergrechtes enthalten 
ist. Er besagt: 

„Lighen dat, dat de woltlude behorich sint den vor- 
stern to jacht, to vüre unn to strodern in dem harte, 
moghet se visschen unn iaghen wild to orer kumpenye 
des jares dryges unn moghet sek wulflevinge ane winden, 
wur se dat vindet, ane broke“. 


Wir haben hier eine Bestimmung vor uns, die offensichtlich 
die Vorschrift ersetzen soll, welche in die Bergordnung von 
1271 aufgenommen und bei welcher die hervorragende 
Stellung der Erfexen in Verbindung gebracht ist mit dem 
ihnen eingeräumten Recht der Jagd und Fischerei im Harz.?) 
Jetzt ist dieses Recht ausgedehnt auf die Waldleute über- 
haupt, aber abgeschwächt zu einer Befugnis, die ein Äqui- 
valent bildet für die Leistung gewisser Forstfronden, zu 
denen die Waldleute den Förstern gegenüber verpflichtet 
sind?), die also als ein Ausdruck des sozialen Abstieges 
der Waldleute zu betrachten ist. Und nochmals begegnet 
uns in den Goslarer Quellen ein ähnlicher Vorgang. Die 
Prozessionsordnung aus dem Jahre 1395) zählt nach einer 
Reihe weniger angesehener weltlicher und kirchlicher Ver- 
einigungen hintereinander auf „de meynheyt, de Berchlude‘“. 
Vergleichen wir damit eine aus dem Jahre 1508 überlieferte 


1) 8. oben 8. 362f., 432f. 2) Oben S. 359 Anm. 3, 362f. 
3) Vgl. Zycha, VSWG. VI S. 267. #) UB. V 980. 
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Aufzeichnung, die sich mit den an den städtischen Prozessio- 
nen beteiligten Gruppen befaßt, und die sich in ihrer Reihen- 
folge durchaus an die 1395 getroffene Regelung anlehnt, 
so erscheint an der Stelle, an der 1395 die Meinheit und die 
Bergleute erwähnt werden, lediglich die Meinheit schlecht- 
hin, die Bergleute sind jetzt also völlig in ihr aufgegangen.!) 


c\) Der Ausklang der Entwicklung. 


Das, was wir im Vorstehenden über den Werdegang 
der Goslarer Verfassung erörtert haben, wird bestätigt 
durch eine Anzahl von Nachrichten aus dem Anfang des 
15. Jahrhunderts, die, bisher einer restlosen Deutung wider- 
strebend, bei einer Eingliederung in den Fluß des Geschehens, 
der von uns geschildert ist, zeigen, wie die Entwicklung zum 
Abschluß gelangt, und die dabei noch einmal ihre innere 
Geschlossenheit und Konsequenz vor Augen führen. Was 
das spätere Mittelalter bringt, ruht, soweit die Rats- 
verfassung in ihrem Kerne in Betracht kommt, durchaus 
auf dem Unterbau, der bis zum Beginn des 15. Jahrhunderts 
geschaffen ist, und der sich, von Schwankungen mehr äußer- 
licher Art abgesehen, bis zum Ende der Reichsfreiheit der 
Stadt erhalten hat. 

Einen Ausdruck findet der sich danach ergebende Zu- 
stand der Ratsverfassung zunächst in einer Urkunde des 
Jahres 1407, welche eine geänderte Sachlage erkennen läßt. 
aber an sich noch keinen klaren Einblick in die mit der 
Änderung verfolgten Ziele gewährt. Es handelt sich um den 
Rezeß aus der Osterwoche des Jahres 1407, der zwischen 
dem Rat, dem Techniker Gabriel von Magdeburg und 
mehreren Goslarer Bürgern abgeschlossen wird, um den 
Bergbau am Rammelsberge wieder in Gang zu bringen und 
die daraus erwachsenden Rechtsbeziehungen zu regeln. 
nachdem die vorher von der Stadt allein unternommenen 
Versuche zur Beseitigung der Wassersgefahr einen greif- 
baren Erfolg nicht gezeitigt hatten.?) In dieser Urkunde, 

1) Frölich, Verf. und Verw. der Stadt Goslar, S. 39, Anm. 6. 

2) Neuburg, S. 76f. Abdruck des Rezesses bei F. J. F. Meyer, 
Versuch einer Geschichte der Bergwerksverfassung und der Bergrechte des 
Harzes im Mittelalter (Eisenach 1817), S. 181f. 
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welche die Errichtung einer Großgewerkschaft auf neuer 
Grundlage bezweckt, sind Bestimmungen vorgesehen, die 
die Erledigung etwaiger Streitigkeiten unter den Vertrags- 
parteien im Auge haben. Die Entscheidung soll in derartigen 
Fällen getroffen werden durch ‚de sesmann, de von des 
berghes wegen to dem rade horen und nene ghewerken 
en sin, und der scolden dree wesen ut deme sittenden rade 
und dree ut deme olden rade.‘“ Bei deren Spruche hat es 
zu verbleiben, bei Stimmengleichheit soll ein von den Be- 
teiligten gekorener Obmann den Ausschlag geben. Wie ich 
bereits früher des näheren dargelegt habe, tritt uns in den 
Sechsmannen, die von des Berges wegen zum Rate gehören, 
der Form, aber nicht der Sache nach, die alte Ratsabteilung 
von sechs Personen, die von den Montanen und Silvanen 
besetzt wurde, entgegen!), Aus dem Zusammenwirken 
von je drei Mitgliedern aus den Sechsmannen des alten 
und des neuen Rates hat sich dann allmählich der sog. 
Engere Rat, ein geschäftsführender Ausschuß, in dem der 
Schwerpunkt der laufenden Ratsverwaltung ruhte, ent- 
wickelt.?) 

Jeder Zweifel über den ursprünglichen Charakter der 
hier bezeugten Ratsabteilung und über die Ziele der mit 
ihrer Beibehaltung von dem Rate verfolgten Politik aber 
wird behoben, wenn eine zweite, von mir ebenfalls schon 
in der gleichen Richtung ausgewertete Urkunde hinzu- 
genommen wird, nämlich das Privileg, das von König Ru- 
precht unter dem 8. I. 1410 Goslar mit mehreren anderen 
Gunstbriefen zusammen erteilt ist, wohl in Beilegung der 
Mißhelligkeiten, die wegen der Unterlassung der Huldigung 
dem König gegenüber ausgebrochen waren.?) Nach ihm?) 
wird von dem Könige in der Stadt Goslar ein ordentlicher 
Rat bestellt ‚‚von zwölff Scheffen, erbern Burgern uss dem 


!) Frölich, RV. 8. 63f. 

2) Frölich, Verfassung und Verwaltung der Stadt Goslar, S. 12f. 

®) Ehrentraut, Untersuchungen über die Frage der Frei- und 
Reichsstädte, Leipziger Studien aus dem Gebiet der Geschichte IX 2 
(Leipzig1902), S.147, Anm. 3. S.auchFrölich, Urk.-Pol. 8.273 Anm.1. 
....%) Vgl. Chmel, Reg. Rup. Nr. 2846; Gengler, Deutsche Stadt- 
rechte des Mittelalters, 2. Auflage (Nürnberg 1866), S. 165. 
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gemeinen Rade daselbs, die do liplichen kein hantwerg 
tryben noch uben sollen“, und deren Namen die Urkunde 
nennt. Als ihre Aufgabe bezeichnet das Schriftstück, die 
Stadt zu regieren, ihre Privilegien und Gerechtsame zu 
verteidigen und zu wahren, ‚der Stat heimlich dinge 
helen, und by iren eiden usswendig den Scheffen nymand 
offenbaren“. Bei einem Auseinandergehen der Stimmen 
soll die Mehrheit den Ausschlag geben, die durch Tod aus- 
scheidenden Mitglieder sollen von den übrigen durch Wahl 
ersetzt werden, diese Vorschriften sollen bis auf Widerruf 
gelten. 

Bei der Niederschrift bietet zunächst zum Nachdenken 
Anlaß die Tatsache, daß hier nur von 12 Ratsherren die 
Rede ist, obwohl wir aus andern Quellen wissen, daß die 
Zahl der Ratssitze vorher und nachher sich auf rund 201) 
belief. Feine?) bezieht die Urkunde mit Recht lediglich 
auf die Sechsmannen in beiden Räten, und bei einem Aus- 
blick auf die Bergpolitik des Goslarer Rates wird es auch 
verständlich, daß man eine königliche Bestätigung nur 
für die diese betreffende Umgestaltung der Ratsverfassung 
eingeholt hat, um so die Sechsmannen als Rechtsnachfolger 
des Vorstandes der aufgelösten Bergkorporation und als 
Träger von deren Prärogativen erscheinen zu lassen.?) 

Trotzdem haftet der Aufzeichnung in der vorliegenden 
Gestalt etwas Befremdliches an und zwar um so mehr, als 
der Rat als ‚„Schöffenrat‘“ bezeichnet wird, obgleich die 
Einrichtung der Schöffen in Goslar sonst nicht bekannt ist.*) 
Aber wir vermögen auch hierfür eine Erklärung zu finden, 
wenn wir zu diesem Behufe die allgemeine Reichsgeschichte 
heranziehen. Der damaligen Zeit war der Begriff eines 
eigentlichen Reichsarchivs fremd, die vorhandenen amt- 
lichen Schriftstücke wurden als königlicher Hausbesitz 
behandelt. Zu Beginn des 15. Jahrhunderts hat Ruprecht 
von der Pfalz als erster die Anschauung zur Geltung zu 
bringen versucht, daß die Urkunden und Akten in der 
Hand eines Königs als Eigentum des Reiches zu betrachten 


1) Feine, $S. 111f. 2) 8.116, 121. 
®) Frölich, RV. S. 69£. 4) Frölich, GV. S.94, Anm. 2. 
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seien. Als König Wenzel im Jahre 1400 von den Kurfürsten 
seines Amtes entsetzt wurde, verlangte Ruprecht von ihm 
die Auslieferung aller auf das Reich bezüglichen Briefe 
und Register. Die Forderung wurde jedoch nicht erfüllt, 
da Wenzel die Rechtmäßigkeit der Wahl Ruprechts be- 
stritt. Erst unter Ruprechts Nachfolger Sigismund sind 
die Ansprüche des neuen Königs auf Herausgabe der Re- 
gister seines Vorgängers anerkannt worden, das Jahr 1422, 
in dem die Verhandlungen zum Abschluß kamen, kann daher 
als das Geburtsjahr eines „ständigen Reichsarchivs im 
modernen Sinne‘ bezeichnet werden.!) 

Was war nun die Folge der Weigerung Wenzels, an 
Ruprecht die erwachsenen Archivalien auszuhändigen ? 
Die Urkunden aus der Kanzlei Ruprechts zeigen einen for- 
mell und inhaltlich ganz außerordentlich stark von den 
sonstigen Vorbildern aus der kaiserlichen Kanzlei ab- 
weichenden Typ der Schriftstücke. Da die alten Vor- 
lagen fehlten, drangen die der pfälzischen Landeskanzlei 
Ruprechts allein geläufigen Rechtsanschauungen der 
schwäbisch-fränkischen Lande in die Kaiserurkunden jener 
Zeit ein, und in ihrem Sinne galt gerade ‚das Recht, einen 
Zwölferrat aus der Bürgerschaft wählen zu dürfen, der die 
niederen Verrichtungen auf dem Gebiet der Verwaltung 
und der Rechtspflege als Eigenorgan des Ortes selbst er- 
ledigen darf...“ als „der Kernpunkt des Stadt- und Flecken- 
rechts‘“.?2) Nach diesem Schema ist man nun offenbar auch 
bei der Bestätigung der Änderung der Ratsverfassung in 
Goslar durch Ruprecht verfahren. Die Urkunde vom 
8. I. 1410 bildet einen schlagenden Beweis dafür, wie man 
es verstanden hat, den den Vorstellungen in dem Gebiet 
der Stammlande Ruprechts entsprechenden Formalien einen 
sachlichen Inhalt zu geben, der von ihrer eigentlichen Be- 
deutung nicht allzuviel mehr übrig ließ, sich aber geschickt 





}) Bresslau, Handbuch der Urkundenlehre I, 2. Auflage (Leipzig 
1912), S.138f., 175f£.; Spieß, Das Marktprivileg, Deutschrechtliche 
Beiträge, herausgegeben von Konrad Beyerle, X13 (Heidelberg 1916), 
S. 94f. S. jedoch jetzt auch Kaiser, Die Archive des alten Reichs bis 
1806, Archival. Zeitschr. IIIF. 2 Bd. (1925) S. 204—220, insbes. 206/7. 

°®) Spieß, S.95, 96. 
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an die gegebenen Einrichtungen anlehnte und in trefflicher 
Weise den Absichten der Ratspolitik in Goslar anpaßte. 
Aber über diese Feststellung hinaus gewährt das 
Privileg König Ruprechts vom 8. I. 1410 noch eine Anzahl 
von Aufschlüssen, die für die Richtung der Entwicklung 
im Verfassungsleben Goslars kennzeichnend sind. 
Zunächst ist hervorzuheben, daß der in ihm erwähnte 
Schöffenrat gebildet wird aus zwölf ‚ehrbaren‘‘ Bürgern, 
die für ihre Lebenszeit kein Handwerk treiben noch üben 
sollen. Da den danach wohl auf Lebenszeit bestellten 
Sechsmannen keine Handwerker angehören dürfen, und da 
sie sich selbst ergänzen, ist der Eintritt von Handwerkern 
in das Kollegium und ihr Einfluß auf seine Besetzung 
zwar vielleicht nicht schlechthin ausgeschlossen, es wird 
aber doch nachdrücklich einer Vermischung der Hand- 
werkerzünfte mit den bevorzugten Ratsgeschlechtern vor- 
gebeugt. Das Privileg bedeutet somit verfassungsrechtlich 
eine Begünstigung der nicht zu den Handwerkern zu 
rechnenden Klassen, nunmehr in der Hauptsache der 
Kaufleute und der Münzer, und eine starke Betonung des 
aristokratischen Elementes im Rate, dem nach dem Weg- 
fall der Bergkorporation auch die früher dieser zustehenden 
Ratssitze zufielen. Die Erwirkung des Privilegs liegt also 
durchaus in der Linie der bisherigen, vornehmlich von den 
in der Kaufleutegilde zusammengeschlossenen Kreisen ge- 
tragenen Politik der Stadt. Ob dem Erlaß der Urkunde 
Streitigkeiten zwischen den Kaufleuten und Münzern einer- 
seits, den Handwerkern andererseits vorausgegangen sind, 
die sich um die Besetzung der infolge des Eingehens der 
Bergkorporation verwaisten, aber jetzt im Hinblick auf 
den Rezeß von 1407 besonders wichtigen Ratsstühle dreh- 
ten, ob die Erörterungen hierüber etwa in Verbindung 
standen mit den Ereignissen, die das Verhalten der Stadt 
gegenüber dem Verlangen des Königs auf Huldigung be- 
stimmten, vermögen wir nicht mit Sicherheit zu erkennen. 
Daß aber etwas derartiges denkbar ist, daß sich hier also 
eine Spannung zwischen den im Rate verbliebenen Resten 
des alten Patriziats und den Handwerkergilden bemerkbar 
macht, die mit der Ratsbesetzung zusammenhängt, und in 
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die der Spruch des Königs eingreift, scheint sich mir aus 
zwei Beobachtungen zu ergeben. Einmal ist zu beachten, 
daß das Privileg nur auf Widerruf erteilt ist, also nichts 
Abschließendes darstellt, sondern selbst mit einer etwaigen 
anderweiten Ordnung der in dem Privileg geregelten Ver- 
hältnisse rechnet. Ich möchte deshalb vermuten, daß es sich 
um Vergünstigungen handelt, welche die im Rate der Stadt 
derzeit dasÜbergewicht besitzenden Schichten von dem König 
— möglicherweise als Gegenleistung für die bis dahin ver- 
sagte Huldigung der Stadt!) — erwirkt hatten, ohne daß 
damit die durch sie benachteiligten Handwerkerverbände 
und die durch die gewöhnlichen Bergleute verstärkteMeinheit 
einverstanden waren. Sodann aber kommt in Betracht, 
daß dem Privileg sehr bald Abmachungen nachfolgen, die 
in zwei merkwürdigen Urkunden vom 29. XI. 1410 ent- 
halten sind, und die gerade die Kaufleute und Münzer be- 
treffen. 

In der Aufzeichnung vom 29. XI. 1410 für die Kauf- 
leute wird von dem Rate den Kaufleuten bescheinigt, daß 
ihre Gilde von altersher berechtigt gewesen sei, sechs ihrer 
Gildebrüder in den Rat zu wählen. Mit Rücksicht darauf 
aber, daß ‚van ghebrekes weghen der personen one de 
kore entsteyd‘“, so daß sie nicht über die erforderliche 
Anzahl von Personen verfügen, soll der Rat einstweilen 
„andere unbeworene vrome lude uth den ghelden eder 
uth der meynheyt in den rad kesen, de stedde unde de tale 
in dem rade also to ervüllende‘“, und zwar solange, ‚went 
one God de gnade gheve, dat se mit oren ghildebroderen 
den kore brukelken ervullen unde under one sulven radlude 
kesen moghen unde hir mede enschal der koplude kore, 
den se von alders her ghehad hebben, neynerley wys ghe- 
hyndert edder vormynnert werden.‘ Die zweite wörtlich 
übereinstimmende Urkunde von demselben Tage um- 
schreibt in entsprechender Weise die Ratswahlbefugnisse 





1) Auffallend ist, daß der König in einer gleichzeitigen Urkunde 
(Chmel, Reg. Rup. Nr. 2843) den Hanns von Ildehausen, Ernsts Sohn 
(s. oben S. 465 Anm. 3), auf seine Lebenszeit „scheffenbar fry“ macht 
und ihm und seinen ehelichen Erben den ‚herschilt“ und das in der 
Urkunde beschriebene Wappen verleiht. 
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der Münzer, nur daß hier, statt von sechs, von zwei Gilde- 
brüdern der Münzer die Rede ist.?) 

Das Datum der Aufzeichnungen weist darauf hin, daß 
die getroffenen Vorschriften in Verbindung stehen müssen 
mit der in jene Tage fallenden Ratswahl.?) Wie ich ebenfalls 
bereits früher ausgeführt habe?°), ist der für die hier vor- 
gesehene Regelung angegebene Grund, das Fehlen geeigneter 
Personen innerhalb der beiden Gilden der Kaufleute und 
Münzer, trotz des vielleicht anzuerkennenden Rückganges 
in ihren Verhältnissen, kaum als stichhaltig zu betrachten. 
Man wird den Urkunden vielmehr andere und zwar politische 
Absichten unterzuschieben haben, welche sich auf die Be- 
teiligung der einzelnen Klassen der Einwohnerschaft am 
Ratsregiment beziehen. Die Regelung, welche in dem Privi- 
leg König Ruprechts vom 8. I. 1410 ins Auge gefaßt war, 
muß in Goslar auf Widerstand gestoßen sein, sie hat sich, 
zumal nach dem am 18. V. 1410 erfolgten Tode des Königs, 
anscheinend nicht verwirklichen lassen. Die bei der Rats- 
wahl im Spätherbst des Jahres 1410 ausgestellten Urkunden 
aber bedeuten dann nichts anderes als einen Sieg der in- 
zwischen zu stärkerem Einfluß gelangten Handwerker und 
der Meinheit gegenüber den Kaufleuten und Münzern und 
gegenüber den Ansprüchen, deren Sicherung das Privileg 
vom 8. I. 1410 bezweckte. Grundsätzlich blieb bei der 
Ratswahl von 1410 zwar die Regelung, die in der Urkunde 
vom 8. I. 1410 getroffen war, in Kraft. Es wurde damit der 
Ausschluß der Handwerker als solcher von der Besetzung 
der Ratsabteilung der Sechsmannen, die sich nach dem 
Privileg König Ruprechts vom 8. I. 1410 als die eigentlich 
leitende Stadtbehörde darstellte?), nicht beseitigt. Aber 
dadurch, daß in der durch die Urkunden vom 29. XI. 1410 
umschriebenen Weise den Handwerkern und der Meinheit 
der Zutritt zu den an sich den Kaufleuten und Münzern 
gebührenden Ratssitzen eröffnet wurde, ergab sich für Hand- 
werker und Meinheit die Aussicht, in die Ratsstellen der 


1) Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1914 8. 350; RV. 8. 38, 39, 
66, 738. 

2) Frölich, RV. 8.39 Anm.2%,49.  ®) RV. S. 74, 75. 

“) Frölich, RV., 8.72. 
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Kaufleute und Münzer einzudringen und so auf einem Um- 
wege auf die Besetzung des Sechsmannenkollegiums, das 
bis dahin im wesentlichen auf Kaufleute und Münzer be- 
schränkt war, Einfluß zu gewinnen. 

Indessen handelt es sich bei den Vereinbarungen vom 
29. XI. 1410 nicht um eine Umgestaltung der Ratsorgani- 
sation, die sich auch in der Folge zu behaupten vermocht 
hat, und der darum ein dauernder Charakter zuzusprechen 
ist. Es ist anzunehmen, daß das Pendel der Entwicklung, 
das hier sehr weit nach der Seite von Gilden und Meinheit 
ausgeschlagen ist, nach nicht allzu langer Zeit den Weg 
in die frühere Gleichgewichtslage zurückgefunden hat. 
Denn soweit die in nicht sehr großer Zahl überlieferten 
Urkunden der Folgezeit ein Urteil gestatten, ist in den Jahren 
kurz nach 1410 die Zahl der Ratsherrn und die Zusammen- 
setzung des Rates im ganzen annähernd die gleiche ge- 
blieben, wie vorher.!) Und aus einer Aufzeichnung vom 
4. IV. 1435?) ist zu ersehen, daß sich jetzt die Stellung der 
bevorzugten Ratsgilden gegenüber den Handwerkern wieder 
gehoben hat, da die Niederschrift zeigt, daß zu dieser Zeit 
die aus den Gilden gewählten Ratsherrn einer Zulassung 
durch den Rat bedürfen, in dem nach seiner Zusammen- 
setzung und Gliederung die nicht zu den Handwerkern 
gehörigen Schichten die Übermacht besitzen. Andererseits 
ist für die Ergänzung der Sechsmannen, wie die jüngeren 
Quellen bestätigen, das 1410 erwähnte Kooptationsprinzip 
ständig in Geltung geblieben. Wie es dagegen mit den 
von den Kaufleuten und Münzern gewählten Ratsherren 
gehalten ist, ob auch bei ihnen eine besondere Zulassung 
durch den Rat erfolgte, oder ob entsprechend dem, was 
aus den Urkunden vom 29. XT. 1410 erhellt, ohne weiteres 
die Wahl durch die betreffende Gilde den Ausschlag gab, 
vermögen wir nicht zu entscheiden. Selbst wenn das erstere 
der Fall gewesen sein sollte, würde sich im Hinblick auf das 
Übergewicht, über das Kaufleute und Münzer vermöge 


1) Frölich, RV. 8. 75f. Vgl. indessen ebenfalls das daselbst S. 76 
über die Schneider und Stahlschmiede Mitgeteilte. 

2) Goslar St. A. Nr. 746. S.dazu Feine, 8. 114/15; Frölich, RV. 
8.76, 77; Harz-2. 54 (1921), S. 33f. 
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der Zahl ihrer Mitglieder im Rate und wegen ihrer Ein- 
wirkung auf die Besetzung des Sechsmannenkollegiums 
verfügten, an dem Gesamturteil nichts ändern, daß um 
1430 der Einfluß der Handwerkergilden und der Meinheit 
wieder abgeschwächt erscheint. Wir dürfen danach an- 
nehmen, daß von den Kaufleuten und Münzern ihre auf 
Grund der Urkunden vom 29. XI. 1410 zeitweilig erschütterte 

tellung innerhalb der Ratsverfassung alsbald zurück- 
gewonnen ist, so daß die Ratsverfassung Goslars während 
des 15. Jahrhunderts, von gelegentlichen Schwankungen 
abgesehen!), ihren bisherigen Charakter, der einen Vor- 
rang dieser Gilden zeigt, bewahrt hat. 

Blicken wir auf die Zustände des späteren Mittelalters, 
so begegnen wir — soweit es sich nicht um die Stellung der 
Gildemeister und der Vertreter der Meinheit, sondern um 
die Organisation des alten und des neuen Rates selbst han- 
delt — zwar ebenfalls geringfügigen Verschiebungen, im 
ganzen sind jedoch deutlich erkennbar durchaus die frühe- 
ren Grundgedanken der Entwicklung, wie sie 1290 in die 
Ratsverfassung Eingang gefunden und um die Wende vom 
14. zum 15. Jahrhundert eine Umbildung erfahren haben, 
festgehalten?) Zu Anfang des 16. Jahrhunderts ist die 
Zahl der Kaufleute im Rat von sechs auf vier verringert. 
während sich im übrigen an der Gliederung des Rates nichts 
geändert hat. Sowohl der alte, wie der neue Rat umfaßte 
jetzt 19 Personen, die Ratsabteilung der Sechsmannen, 
die aus der ursprünglichen Vertretung der Bergkorporation 
hervorgegangen ist und auch den ‚„Engeren Rat“ bildete?°), 
4 Kaufleute, je 2 Angehörige der Münzer-, Bäcker-, 


1) Es schwebt mir dabei vornehmlich die Zeit der sogenannten Al- 
velde’schen Händel um die Mitte des 15. Jahrhunderts vor, während deren, 
worauf verschiedene Anzeichen deuten (Frölich, RV. S. 84, 85), vorüber- 
gehend mit einer stärkeren Beteiligung von Gilden und Meinheit am eigent- 
lichen Rate zu rechnen ist. Daneben spielen noch die Versuche von Gilden 
und Meinheit eine Rolle, ausschließlich von ihnen besetzte Vertretungs- 
körper zu schaffen und das Ratswahlverfahren in einem ihnen günstigen 
Sinne auszubauen (Frölich, RV. S. 77f., 86f., 88f.). 

?) Näheres bei Frölich, Verfassung und Verwaltung der Stadt 
Goslar, S. 8£. 

3) a.2.0., 8. 12f. 
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Schuhmacher- und Knocherhauergilde und einen Vertreter 
der Krämer. Gegen Ende des 17. Jahrhunderts ist die Zahl 
der Mitglieder der beiden Räte wieder auf je 20 gestiegen, 
neben den Sechsmannen sind die Kaufleute mit 6, die 
Krämer, Bäcker, Schuhmacher und Fleischer mit je 2 Per- 
sonen am Rat beteiligt. Es ist hier zu denken an eine Um- 
gestaltung, die bedingt ist durch das Verschwinden der 
Münzergilde!), deren Sitze anscheinend den Kaufleuten zu- 
gefallen sind, und an eine Verteilung der Ratssitze auf die 
Handwerkergilden, welche einmal bezweckte, die Berechti- 
gung der Gilden der Krämer, Bäcker, Schuhmacher und 
Fleischer gleichmäßig zu ordnen, auf der andern Seite aber 
auch ein sachentsprechendes Verhältnis zu den inzwischen 
aufgekommenen sonstigen Vertretungskörpern neben dem 
eigentlichen Rate, dem sog. weiteren oder gemeinen Rate?), 
herzustellen. Auf diese Vertretungskörper von Gilden und 
Meinheit beziehen sich in der Hauptsache die Änderungen 
erheblicherer Art, die in Goslar gegen Ausgang des Mittel- 
alters zu beobachten sind. Wie sie sich im einzelnen voll- 
zogen haben, habe ich in meinen früheren Arbeiten zur 
Verfassungsgeschichte Goslars geschildert.) Da es sich 
dabei um Erscheinungen dreht, die in der gleichen oder 
einer ähnlichen Form auch bei einer großen Anzahl anderer 
Städte bezeugt sind, und da sie aus dem Rahmen der 
Entwicklung herausfallen, die wir bisher in ihrer besonderen, 
auf die Einrichtungen der Gründungszeit zurückgehenden 
Eigenart verfolgt haben, so mag es genügen, hier auf jene 
Darlegungen Bezug zu nehmen. 


VII. Ergebnisse und Ausblick. 


Wir sind am Ende unserer Erörterungen angelangt. 
Stellen wir die Ergebnisse heraus, so zeigt sich zunächst, 
daß eine ganze Anzahl von Momenten aufgetaucht ist, 
welche der bisherigen Forschung entglitten waren. Wichtig 


1) Oben S. 464, Anm. 2. 

2) Frölich, RV., S. 86f., 90f., 92f.; Verfassung und Verwaltung der 
Stadt Goslar, S. 16f. 

) Vgl. die vorige Anm. 
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ist vor allem, was wir beigebracht haben über die bis in die 
fränkische Zeit zurückreichenden topographischen Grund- 
lagen, auf denen sich, ausgehend von der Bergsiedelung 
am Rammelsberge, der Ausbau Goslars zur Stadt voll- 
zogen hat, über die Zustände in der Reichsvogtei, von denen 
die Entwicklung nach der ständischen und verfassungs- 
rechtlichen Seite tiefgreifend beeinflußt ist, über die Rolle 
der mercatores, deren Vorrechte der Gründungsperiode 
des Ortes entstammen, und die sich erst später zu einer 
eigentlichen Kaufmannsgilde umgewandelt haben, über die 
mit dem Berg- und Hüttenwesen verknüpften, ursprünglich 
getrennten und sozial ganz verschieden gegliederten Ver- 
einigungen der Montanen und Silvanen, die sich gegen 
das Jahr 1290 zusammenschließen, über die anfänglich 
außerhalb des bürgerlichen Gemeinwesens verbliebene 
Genossenschaft der Münzer, über das Aufkommen der 
gleichfalls schon der Frühzeit Goslars bekannten Gilden 
der Krämer und einer Reihe bevorzugter Handwerke sowie 
über das Wesen des städtischen Patriziats. Sodann ist- 
hervorzuheben die Vielheit der Berührungen und Gegen- 
sätze, welche aus diesem Sachverhalt erwächst, und welche 
gegen Ende des 13. Jahrhunderts in einem komplizierten 
Zersetzungs- und Verschmelzungsprozeß zu einer sich nach 
den verschiedensten Richtungen auswirkenden Neuordnung 
der Dinge hinleitet, die gekennzeichnet ist durch die Ver- 
drängung der Ritterfamilien, durch einen Ausgleich unter 
den gewerblichen Verbänden in der Stadt und durch die 
Schaffung einer näheren Verbindung zwischen der städti- 
schen und der jetzt einheitlich organisierten Bergbevölke- 
rung. Und endlich ist zu gedenken der interessanten Züge, 
welche dem Verfassungsleben des 14. Jahrhunderts eigen 
sind, bei dem wir ebenfalls ein durch die Bergpolitik des 
Rates bedingtes, namentlich gegen den Ausgang des Jahr- 
hunderts sich entfaltendes, buntbewegtes Spiel der Kräfte 
wahrnehmen können, das Umschichtungen und Ver- 
schiebungen mannichfacher Gestalt nicht nur im Bereiche 
der Rats-, sondern ebenso auch der Gerichtsverfassung zur 
Folge hat, bis zu Anfang des 15. Jahrhunderts ein ge- 
wisser Abschluß erzielt wird. 
31° 
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Im ganzen dürften damit die grundlegenden Probleme, 
welche die Verfassungsgeschichte Goslarsaufweist, und welche 
jahrzehntelang die Wissenschaft lebhaft beschäftigt haben, 
endgültig als erledigt zu betrachten sein. Nur wenige Punkte 
sind es, die bei der Dürftigkeit der Überlieferung und bei 
der Fülle einander ablösender und durchkreuzender Tenden- 
zen und Bestrebungen nicht völlig aufgehellt werden 
können. Es mag sein, daß in dieser oder jener Einzelheit 
das Gesagte eine Berichtigung erfährt oder in noch schär- 
fere Beleuchtung gerückt werden kann. Aber das Gesamt- 
bild, das hier gezeichnet ist, wird kaum eine Beeinträchti- 
gung erleiden. Wenn auch zuweilen für das, was von uns 
ausgeführt ist, unmittelbare Nachrichten fehlen, so bietet 
doch die Art, wie die gemachten Beobachtungen ineinander- 
greifen, wie sie sich wechselseitig ergänzen und stützen, 
eine sehr erhebliche Gewähr dafür, daß in der Brundauf 
fassung das Richtige getroffen ist. 

Damit stoßen wir bereits auf einen zweiten Gesichts- 
punkt, der Beachtung verdient. Wir stehen abermals vor 
der schon eingangs erwähnten, jetzt indessen in anderem 
Lichte erscheinenden Tatsache, daß bei Goslar eine un- 
gewöhnliche Stetigkeit der Entwicklung vorliegt, wie sie 
nur selten in der gleichen Klarheit abzulesen sein wird. 
Schauen wir zurück, so tritt uns vielleicht noch deutlicher 
als im Laufe der Untersuchung selbst vor Augen, wie die 
später begegnenden Erscheinungen beruhen auf den Ein- 
richtungen der Vorzeit, und wie sie die Erinnerung an jene 
mit außerordentlicher Zähigkeit durch die Jahrhunderte 
tragen. Zwar stirbt Veraltetes und Überlebtes ab, und es 
ergeben sich neue Fragen, die Beantwortung heischen. 
Aber das hindert nicht, daß in bewußtem Vorgehen immer 
wieder Anlehnung an die früheren Verhältnisse gesucht 
wird, daß man die alten Formen beibehält und sie mit 
frischem Inhalt erfüllt. So kommt es, daß insbesondere die 
das ganze weitere Verfassungsleben der Stadt bestimmen- 
den Abmachungen des Jahres 1290 vielfach ausgeprägt die 
Zustände in der Reichsvogtei widerspiegeln, und daß die 
damals vereinbarte Regelung ihrerseits bis zum Ende des 
Mittelalters, ja bis zum Verlust der Selbständigkeit der 
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Stadt, nachgewirkt hat. Es ist deshalb nicht unangebracht, 
von einer Verfassungsentwicklung Goslars im Mittelalter 
zu reden und damit dem Gedanken des inneren Zusammen- 
hanges, der die ganze Geschichte der Stadt beherrscht, 
einen sprachlichen Ausdruck zu verleihen. Verständ- 
lich wird dieser Vorgang jedenfalls zu einem Teil nur, 
wenn wir gleichzeitig auf die große Linie der städtischen 
Politik sehen, deren Leitmotiv der Erwerb des Rammels- 
berges und die Erlangung der Herrschaft über den dort 
betriebenen Bergbau bildet. 

Neben diesen im lokalen Boden wurzelnden Einsichten 
aber haben die gewonnenen Ergebnisse auch eine Be- 
deutung, die über den örtlichen Rahmen, in den wir unsere 
Arbeit gespannt haben, hinausgreift. Bei dem Fehlen 
hinlänglicher schriftlicher Aufzeichnungen war die Unter- 
suchung vielfach gezwungen, bisher unbetretene Wege zu 
beschreiten und die Mängel des Quellenstoffes auszugleichen 
durch eine Verbesserung des angewandten Verfahrens. Das 
eine Mittel, das sich hierbei als außerordentlich brauchbar 
herausstellte, war die genauere Auswertung topographischer 
Erwägungen für die Aufdeckung verfassungsrechtlicher Zu: 
sammenhänge. Ferner bot der Umstand, daß wir uns be- 
wühten, die Ereignisse, die sich in Goslar abspielen, in 
ihrer Kontinuität zu erfassen, und sie dem Entwicklungs- 
gedanken einzuordnen, eine Handhabe, die Lücken der 
urkundlichen Überlieferung zu schließen, Risse, die sie 
ließ, zu überbrücken und in einheitlichem Fluß die Ver- 
fassungsgeschichte des Ortes in den ersten Jahrhunderten 
nach seiner Entstehung abrollen zu lassen. Irre ich nicht, 
so werden sich die Überlegungen, deren wir uns dabei be- 
dienten, auch in andern Fällen als wertvoll und fördernd 
erweisen. 

Und endlich noch ein Drittes. Ich habe wiederholt 
Bezug genommen auf die Ansatzpunkte und Möglich- 
keiten, deren ich gedacht habe in meiner Miszelle über die 
Verfassungstopographie von Köln und Lübeck im Mittel- 
alter?), in der ich zu zeigen versuchte, wie eine Offenlegung 








1) 8. oben 8. 292 Anm. 2. 
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und Konkretisierung der Verhältnisse des Gründungs- 
zeitalters das Verständnis für die Erscheinungen des späte- 
ren Verfassungslebens zu vermitteln vermag. Indem die 
dort zunächst in hypothetischer Form verfochtenen An- 
schauungen zur Aufdeckung der Verfassungszustände in 
der Frühzeit Goslars herangezogen wurden, gelang es 
uns gerade, in einem nicht unerheblichen Ausmaße das 
Dunkel zu lichten, das bisher über ihnen schwebte. Dadurch 
erhalten nun jene Bemerkungen, die ihrer Natur nach, trotz. 
der ihnen beigefügten Belege, manchen unsicheren Faktor 
in Rechnung stellen mußten, eine sehr wesentliche Be- 
kräftigung. Wenn es auf diese Weise gelungen ist, einen so 
umfassenden Komplex schwieriger Probleme zu entwirren, 
und bei einem unvollständigen und nicht selten wider- 
spruchsvollen Material ein Bild von der Geschlossenheit zu 
entwerfen, wie es hier der Fall ist, dann rücken jene Dar- 
legungen aus dem Bereich der Hypothese in den greifbarer 
Wirklichkeit und nötigen dazu, die Möglichkeit ihrer Ver- 
wertung auf breiterer Grundlage zu prüfen. Damit aber 
eröffnet sich für die deutsche Städteforschung eine methodi- 
sche Aufgabe von großer Tragweite und die Aussicht, selbst 
dort zu neuen und wichtigen Erkenntnissen vorzudringen, 
wo bisher das Versagen der urkundlichen Quellen der 
Wissenschaft Halt zu gebieten schien. 


